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A. Vorbemerkungen 

Aufgrund des BiRiLiG, das die 4. EG-Richtlinie in nationales Rechts transfor- 1 
miert, hat sich die Bilanzierung des Sachanlagevermögens geändert. Im Vergleich 
zu den bisherigen aktienrechtlichen Regelungen sind die Änderungen z. T. sogar 
erheblich. Sie betreffen in erster Linie das Handelsrecht. Aber auch steuerrechtli­
che Auswirkungen sind zu erwarten. Denn es ist zweifelhaft, ob die vom Gesetz­
geber beabsichtigte Steuerneutralität der Transformation 1 erreicht worden ist. 
Auf die Änderungen zum AktG a. F. wird im folgenden jeweils hingewiesen. Es 
sollen damit Anhaltspunkte gegeben werden, inwieweit das Schrifttum und die 
Rspr. zum früheren Recht noch zur Auslegung herangezogen werden können. 

Die Bilanzierung ist für die einzelnen Rechtsformen teilweise unterschiedlich ge- 2 
regelt [Rechtsformbesonderheiten). Im Vordergrund der Erläuterungen stehen die 
Vorschriften des HGB für Kapitalgesellschaften in der Rechtsform der AG, KGaA 
und GmbH (§§ 264-289 HGB). Von Genossenschaften (§ 336 II HGB) und Unter­
nehmen, die dem PublG unterliegen (§ .51S. 2, II PublG), sind die Vorschriften für 
Kapitalgesellschaften weitgehend sinngemäß anzuwenden. Die Bilanzierungsnor­
men für Einzelkaufleute und Personenhandelsgesellschaften [einschließlich der 
GmbH &. Co KG) ( = „Nicht-Kapitalgesellschaften") weichen dagegen von den 
Vorschriften für Kapitalgesellschaften z. T. erheblich ab. Es war gesetzgeberische 
Absicht, die Bilanzierungsvorschriften für Einzelkaufleute und Personenhandels­
gesellschaften abschließend zu regeln. Mit der Zusammenfassung dieser Vor­
schriften im ersten Abschnitt des HGB (§§ 238-263 HGB) und ihrer eindeutigen 
Trennung von den Vorschriften für Kapitalgesellschaften sollte außerdem verhin­
dert werden, daß über die Interpretation der Goß Regelungen für Kapitalgesell­
schaften auf den Jahresabschluß von Einzelkaufleuten und Personenhandelsge­
sellschaften übertragen werden, die den besonderen Verhältnissen dieser Rechts­
formen nicht gerecht werden 2 . Weiterhin wird auf Größenbesonderheiten hinge­
wiesen, d.h. auf die Erleichterungen für kleine und mittlere Kapitalgesellschaften 
i. S. d. § 267 I und II HGB. Branchenbesonderheiten werden dagegen, von Einzel­
hinweisen abgesehen, vernachlässigt. 

Auslegungsmaßstäbe: Alle Rechtsnormen sind „mehr oder weniger unbestimmt 3 
und folglich auslegungsfähig und auslegungsbedürftig" 3. Für das BiRiLiG gilt diese 
Aussage im besonderen Maße, und zwar trotz oder gerade wegen des langwierigen 
Gesetzgebungsverfahrens, in dem die Gesamtkonzeption des Gesetzes zur Trans­
formation der 4. EG-Richtlinie nach jahrelangen Beratungen noch einmal kurz 
vor Abschluß des Gesetzgebungsverfahrens grundlegend geändert wurde und in 
dem bereits sehr unterschiedliche Vorstellungen der Beteiligten sowohl über die 

1 Vgl. BTDrS 10/4268, S. 2 f. und S. 86 ff., Kieile, DStZ 1987, 449 (449); zu Zweifeln an 
der steuerneutralen Transformation vgl. z.B. Gail, Stbjb 1984/85, 201 (205 f.) m.w.N., 
Sielaff in Küting/Weber, Kap. I Rn 156, zum RegE vgl. z.B. Schneider, D., BB 1983, 2089, 
Curtius-Hartung, WPg 1982, 369; Dankmeyer, DB 1983, 2642. 

2 Vgl. BTDrS 10/4268, S. 88 f. Trotzdem sind Rückwirkungen denkbar, vgl. Schulze-Oster­
loh, ZHR 1986, 403 (426). 

3 Tipke, HURB 1986, 1 (1). 
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R n 3 - 5 Richter, Das Sachanlagevermögen 

Zielsetzungen der Transformation als auch über den Inhalt von Einzelregelungen 
sichtbar wurden. In jede Auslegung fließen zwangsläufig Werturteile des Autors 
ein. Wenn sich aber Werturteile schon nicht vermeiden lassen, dann ist es mei­
nes Erachtens - im Hinblick auf das anzustrebende Ideal der Wertfreiheit der 
Wissenschaften - ein Gebot der wissenschaftlichen Ehrlichkeit, die eigenen allge­
meinen Wertmaßstäbe bzw. Überzeugungen offenzulegen, die - und sei es auch 
nur unbewußt - die Auslegung konkreter Normen beeinflußt haben können. 
Hierzu gehören insbesondere die persönlichen Auffassungen Uber die Funktion 
von Jahresabschlüssen (Rn 4), über den Anwendungsbereich der Generalnorm 
(Rn 5), über den Z w e c k / N u t z e n stiller Rücklagen (Rn 6) sowie über die Anforde­
rungen, die sich aus dem Modellcharakter des Jahresabschlusses ergeben (Rn 7 f.). 

4 Der Jahresabschluß hat eine wichtige ordnungspolitische Funktion, indem er, 
und dies gilt insbesondere für die prüfungs- und Veröffentlichungspflichtigen Ka­
pitalgesellschaften, externe Adressaten vor allem über die Ertragslage und dane­
ben Uber die Vermögens- und Finanzlage informieren soll. Neben der Informa­
tion externer Adressaten ist der Jahresabschluß, selbst wenn Betriebsabrechnung 
und andere periodische Rechenwerke vorhanden sind, ein wichtiges (Selbst-(Inf or-
mationsinstrument für die Geschäftsführung. 

5 „True and fair view": Der Jahresabschluß von Kapitalgesellschaften m u ß „ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er­
tragslage" vermitteln (§ 264 II S. 1 HGB) 4. Diese Generalnorm hat für den Jahres­
abschluß eine „überragende Bedeutung" 5 . Sie ist anzuwenden, wenn Zweifel bei 
der Auslegung sowie bei der Anwendung einzelner Vorschriften, z.B. bei der 
Schätzung ungewisser zukünftiger Werte, besehen und wenn Lücken in der ge­
setzlichen Regelung zu schließen sind 6 . Sie verpflichtet weiterhin - kraft aus­
drücklicher gesetzlicher Forderung (§ 264 II S. 2 HGB) - zu zusätzlichen Anhang­
angaben, wenn der Jahresabschluß bei Anwendung der Einzelvorschriften kein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermitteln sollte, z. B. auf­
grund der Ausübung von Wahlrechten und der Bildung und Auflösung stiller 
Rücklagen (Rn. 6). Allerdings lassen sich - nicht zuletzt begünstigt durch mißver­
ständliche Formulierungen in der Begr. zum RegE7 sowie durch die fehlende 

4 Für Nicht-Kapitalgesellschaften gilt § 2431 und II HGB. Die Unterschiede in den General­
normen selbst sind gering; das Rechnungslegungsgefälle zwischen Nicht-Kapitalgesell­
schaften und Kapitalgesellschaften ist vor allem eine Folge spezieller Bewertungsvor­
schriften (z.B. § 253 IV HGB), die den Nicht-Kapitalgesellschaften im weitgehenden Um­
fang die Bildung und Beibehaltung stiller Rücklagen erlauben; vgl. Döllerer, BB 1987, Bei­
lage 12 zu Heft 16, 1 (12). 

5 Großfeld, HURB 1986, 192 (195). Zum umfangreichen Schrifttum zu § 264 II HGB vgl. 
u.a. Ballwieser, BB 1985, 1034, Beisse (Generalnorm), 1988, 25; Bianer(AG), 1979, 25 f., 
Brezing, DB 1981, 701; Claussen (Stellenwert), 1987, 79; Clemm, WPg 1989, 357; Groß­
feld, HURB 1986, 192; Leffson, WPg 1980, 289; Leffson (Generalnormen), 1987, 315; Lu­
dewig, AG 1987, 12; Lütter, DB 1979, 1285 (1291 f.); Moxter (Sinn), 1987, 361; Mehlis, 
DB 1979, 221; Richter, H., BB 1988, 2212, Schildbach, WPg 1979, 277; Schildbach, BFuP 
1987, 1; Schuhe-Osterloh, ZHR 1986, 532 (536ff.); Tubbesing, AG 1979, 91. 

6 Vgl. BTDrS 10/317, S. 76. 
7 Vgl. BTDrS 10/317, S. 76 f. 
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Vorbemerkungen R n 5 - 6 

Transformation von Art. 2 V der 4. Richtlinie 8 - in einem Teil des Schrifttums, 
vor allem aber in der Bilanzierungspraxis bereits Tendenzen erkennen, die Gene­
ralnorm auf eine eher deklaratorische Funktion zu reduzieren. Damit würde 
§ 264 II HGB das Schicksal von § 149 I S. 2 AktG a.F. teilen, dessen Regelungsge­
halt ebenfalls durch die (herrschende) Auslegung und die Bilanzierungspraxis auf­
gehoben worden war 9 . 

Mit der Funktion und der allgemeinen inhaltlichen Zielnorm von Jahresabschlüs- 6 
sen sind stille Rücklagen 1 0 generell unvermeidbar 1 1 . Stille Rücklagen bilden ein 
Gewinn- und Verlustverschleierungspotential. Sie erlauben die Täuschung exter­
ner Adressaten, führen aber auch - und diese Wirkung wird häufig übersehen -
zur Selbsttäuschung. Ihre Gefährlichkeit resultiert insbesondere aus der stillen 
Auflösung. Wie hinreichende Erfahrungen aus der Prüfungspraxis belegen, ist vie­
len Geschäftsführungen (und ihren Beratern) der Umfang, in dem das Jahreser­
gebnis durch die Auflösung von stillen Rücklagen aus Vorjahren verzerrt (zu 
hoch) ist, nicht bewußt, so daß die Ertragslage falsch eingeschätzt wird. Folglich 
unterbleiben dann auch die notwendigen Anpassungsmaßnahmen bzw. werden 
erst verspätet eingeleitet, und zwar häufig erst zu einem Zeitpunkt, wenn die für 
eine Reorganisation / Sanierung erfordlichen Mittel bereits verbraucht sind. 
Die 4. EG-Richtlinie und das HGB gewähren dem Bilanzierenden Wahlrechte, die 
zur stillen Bildung und stillen Auflösung von Rücklagen genutzt werden können. 
In diesen Fällen ist es u m so wichtiger, daß die vorgeschriebenen Anhangangaben 
über die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden klar und infor­
mativ sind und die Auswirkungen auf das Ergebnis erkennen lassen 1 2 . Allerdings 
steht diese Anforderung regelmäßig im deutlichen Gegensatz zu den Interessen 
der Bilanzierenden, die das Ergebnis gerade in einer für Dritte nicht erkennbaren 
Weise beeinflussen möchten. 

8 Nach Art. 2 V der 4. EG-Richtlinie muß von den Einzelvorschriften abgewichen werden, 
wenn nur dadurch dem „true and fair view" entsprochen werden kann, wobei die Ab­
weichungen im Anhang anzugeben, hinreichend zu begründen und in ihren Auswir­
kungen auf die Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage darzulegen sind. Es ist strittig, ob 
diese Norm trotz fehlender Transformation unmittelbar anwendbar ist; vgl. u. a. Bleck­
mann, BB 1984, 1525, Bleckmann, HURB 1986, 11, Härtung, RIW 1988, 52; Herber (Bi­
lanzrichtlinien-Gesetz), 1988, 225; ADS, 5. Aufl., § 264 Tz 42 ff., m. w. H ; allgemein zur 
unmittelbaren Rechtswirkung von EG-Richtlinien vgl. BVerfG v. 8. 4. 1987 - 2 BvR 
687/85 - DB 1987, 2339. Unstrittig dürfte zumindest sein, daß die 4. EG-Richtlinie bei 
der Auslegung der transformierten Bestimmungen heranzuziehen ist; vgl. z.B. Leffson 
(Einflüsse), 1985, 1 (6); Ulmer (Begriffsvielfalt), 1987, 623 (645 f., m.w.N.). 

9 Zur Auslegung von § 149 AktG a. F. vgl. Richter (Sicherung), 1975, 35 ff. 
10 Um Mißverständnisse auszuschließen: es geht nicht um das Recht bzw. die Zweckmä­

ßigkeit/Notwendigkeit, offene Rücklagen zu bilden. Es geht vor allem um die bewußte 
Ergebnisbeeinflussung, insbes. durch einseitig ausgeübte Ermessensspielräume bei der 
Schätzung zukünftiger Werte und durch eine einseitige extensive Auslegung (Überstra-
pazierung) gesetzlicher Normen. 

11 Zur Beurteilung stiller Rücklagen vgl. u.a. Wöhe (Bilanzierung), 1987, 632ff.,- Leffson 
(GoB), 1987, S. 84 ff., Schulze zur Wiesche, WPg 1987, 149 (149). 

12 Insbes. gilt dies für die Angaben nach §§ 284 II Nr. 1 und 3 sowie 285 Nr. 5 HGB; vgl. 
Rn 373 ff. 
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Rn 7-9 Richter, Das Sachanlagevermögen 

7 Jahresabschlüsse sind ein vereinfachtes Abbild bzw. Modell der wirtschaftlichen 
Realität. Sie sind deshalb auch nur insoweit informativ, wie die Regeln bekannt 
sind, die dem Zahlenwerk zugrunde liegen; andernfalls sind sie irreführend bzw. 
bleiben im günstigsten Fall nutzlos. Auf dem Modellcharakter basieren die diver­
sen, in Einzelvorschriften und in der Generalnorm verankerten zusätzlichen ver­
balen und ggf. auch quantitativen Angaben im Anhang, insbes. über die ange-
wandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden. Wegen dieses Hintergrundes 
müssen die Angaben im Anhang entsprechend ausführlich sein, u m eine zutref­
fende Interpretation der Jahresabschlußzahlen zu ermöglichen, und zwar immer 
dann, wenn Zweifel Uber die zugrundeliegende wirtschaftliche Realität bestehen 
können oder wenn abweichend vom Regelfall bilanziert wird, z. B. wenn gestützt 
auf § 252 II HGB von den allgemeinen Bewertungsgrundsätzen des § 252 I HGB 
abgewichen wird. 

8 Auf dem Modellcharakter beruht auch das in §§ 265 I und 252 I Nr. 6 HGB fest­
gelegte und für alle bilanzierungspflichtigen Unte rnehmen geltende Stetigkeitsge­
bot 1 3 . Jede abweichende Bilanzierung erschwert die Interpretation des Zahlenwer­
kes. Dieser Informationsverlust läßt sich nur sehr begrenzt durch zusätzliche ver­
bale Erläuterungen (Fußnoten zum Jahresabschluß oder Anhangangaben) kom­
pensieren. Dies gilt vor allem für die mehrperiodigen Auswirkungen von Bilan­
zierungsänderungen 1 4 . Art. 3 und 31 II der 4. EG-Richtlinie und das HGB haben 
deshalb Abweichungen zum Ausweis u n d zu der Bewertung im Vorjahr zu Recht 
auf begründete Ausnahmen beschränkt (§§ 252 II und 265 I HGB). 
Allerdings lassen sich nicht nur bei der Generalnorm (Rn 5), sondern auch bei 
den Anhangangaben und dem Stetigkeitsgebot Tendenzen erkennen, die auf eine 
Reduktion des Informationsgehalts des Jahresabschlusses hinauslaufen. Diese 
Feststellung betrifft sowohl die Auslegung durch einen Teil des Schrifttums, als 
auch und vor allem wiederum die Bilanzierungspraxis, die sich über die Ver­
pflichtung zu klaren und informativen Anhangangaben, z. B. mit extensiv inter­
pretierten Materiality-Grenzen, hinwegzusetzen scheint bzw. die Ausnahmen 
vom Stetigkeitsgebot sehr „großzügig" auslegt. 

9 Aus dem Modellcharakter von Jahresabschlüssen kann schließlich die Zweckmä­
ßigkeit und Notwendigkeit von Konventionen abgeleitet werden. Bei vielen kon­
kreten Bilanzierungsproblemen läßt sich nämlich die Frage nach der „richtigen" 
Bilanzierung oder nur der „richtigen" Auslegung nicht eindeutig beantworten, 
sondern nur dadurch sinnvoll lösen, daß gleiche Sachverhalte von verschiedenen 
Unternehmen gleich behandelt werden. Konventionen haben einen weiteren Vor­
zug. Soweit sie allgemein akzeptiert sind und praktiziert werden, können sie als 
bekannt vorausgesetzt werden. Insoweit machen sie Anhangangaben entbehrlich; 
lediglich Abweichungen von den Konventionen sind dann nur noch berichts­
pflichtig. 

13 Zum Stetigkeitsgebot vgl. auch Rn 70 und 163 ff. 
14 Im Schrifttum wird dagegen z.T. der Eindruck erweckt, als ob verbale Erläuterungen 

grundsätzlich gleichwertig sind, so z.B. von Wohlgemuth in BHR, § 252 Rn 60; Wohlge­
muth (Einheitlichkeit), 1985, 45 (insbes. 47 ff). 
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Begriff und Abgrenzung Rn 10-13 

B. Begriff und Abgrenzung 

I. Begriff des Anlagevermögens und seine Bedeutung 

Begriff: Als Anlagevermögen sind nur die Vermögensgegenstände (Wirtschaftsgü- 10 
ter 1 5 ; Anlagegüter) auszuweisen, die dazu bestimmt sind, dauernd dem Geschäfts­
betrieb des Unternehmens zu dienen (§ 247 II HGB; Art. 15 II der 4. EG-Richtli­
nie). Das Anlagevermögen gliedert sich in die Immateriellen Vermögensgegen­
stände, die Sachanlagen und die Finanzanlagen (§ 266 II HGB). Alle anderen Po­
sten auf der Aktivseite der Bilanz sind entweder Umlaufvermögen, Rechnungsab­
grenzungsposten oder gesetzlich ausdrücklich vorgesehene Sonderposten 1 6 . 

Z u m Anlagevermögen rechnen insbesondere die Gebrauchsgüter, für die die Ab- 11 
sieht einer mehrmaligen Nutzung besteht. Kennzeichnend für das Umlaufvermö­
gen ist die Einmalnutzung (Veräußerung, Verarbeitung, Verbrauch). Diese im 
Schrifttum und in der Rechtsprechung 1 7 übliche Umschreibung ist allerdings nur 
ein grober Anhaltspunkt. Eine präzisere Zuordnung ist mit den in Rn 17 ff. be­
handelten Regeln möglich. Trotzdem wird sich für manche Fallgruppen eine ka­
suistische Festlegung nicht vermeiden lassen 1 8 . 

Verhältnis zum früheren Recht: Die Definition in § 247 II HGB entspricht § 152 I 12 
S. 1 AktG a. F. mi t der Ausnahme, daß auf die Worte „am Abschlußstichtag" ver­
zichtet wird. Dieser Verzicht hat lediglich klarstellenden Charakter. Es sollte - so 
die Begr. zu § 247 H G B " - dem (gelegentlichen) Mißverständnis vorgebeugt wer­
den, daß für die Zuordnung zum Anlage- bzw. Umlaufvermögen ausschließlich 
die Verhältnisse am Bilanzstichtag maßgebend seien und die davor oder danach 
liegenden Umstände vernachlässigt werden könnten. Keineswegs war eine mate­
rielle Änderung zum früheren Recht beabsichtigt. 

Das Steuerrecht kennt keine eigene Definition des Anlagevermögens. Über das 13 
Maßgeblichkeitsprinzip (§5 1 EStG) gilt die handelsrechtliche Abgrenzung zwi­
schen Anlage- und Umlaufvermögen uneingeschränkt auch steuerlich 2 0 . Die 

15 Für die Aktivierungsfähigkeit in der Handelsbüanz wird nach h.M., aber Str., das Merk­
mal der selbständigen Verkehrsfähigkeit i. S. d. selbständigen Veräußerlichkeit vorausge­
setzt. Der Begriff des Vermögensgegenstandes ist deshalb enger als der steuerliche Begriff 
des Wirtschaftsguts. Zu den Begriffen vgl. u. a. Kußmaul (Nutzungsrechte), 1987, 29 ff.; 
Moxtei (Bilanzrechtsprechungl, 1985, 22 ff., Brezing (HdJ Abt. 1/4), 1985, Rn 1 ff.; 
Schmidt in Schmidt, § 5 Anm. 16; jeweils m.w.N. 

16 Zu den Sonderposten vgl. insbes. § 269 S. 1 und § 272 I S. 2 HGB. Zum unzulässigen 
Ausweis von Posten zwischen dem Anlage- und Umlaufvermögen vgl. Rn 25. 

17 Vgl. z.B. BFH v. 13. 1. 1972 - V R 47/71 - BStBl. II 1972, 744, BGH v. 24. 6. 1982 - 4 
StR 327/82 - BB. 1983, 1646. 

18 Zur Bedeutung des Stetigkeitsgebots bei Zweifelsfragen der Abgrenzung vgl. Rn 70. 
19 Vgl. BTDrS 10/4268, S. 98; BTDrS 10/317, S. 80 f. 
20 Vgl. z.B. BMF v. 29. 10. 1979 - IV B 2 - S 2170 - 73/79 - BStBl. I 1979, 639, m.w.N. 

zur Rspr. des BFH; Abschn. 32 EStR (s. unten Rn 459). 
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Rn 13-17 Richter, Das Sachanlagevermögen 

Maßgeblichkeit impliziert, daß es für einzelne Steuerarten keine unterschiedli­
chen Abgrenzungen geben kann 2 1 . 

14 Bedeutung: Die Begriffsbestimmung ist handelsrechtlich für den Bilanzausweis 
bedeutsam; sie hat weiterhin Bedeutung für den Ansatz von Vermögensgegen­
ständen 2 2 , für den Bestandsnachweis (Rn 33 ff.], für die Bewertung (Rn 150 ff.| so­
wie für die Bilanzanalyse. Steuerlich wirkt sich die Abgrenzung zwischen Anlage-
und Umlaufvermögen nicht nur im ESt-Recht, sondern (z. B.) auch bei der GewSt, 
den Investitionszulagen und der Einheitsbewertung aus 2 3 . 

15 Rechtsformbesonderheiten: Keine. Die Abgrenzung zwischen Anlage- und Um­
laufvermögen gemäß § 247 II HGB gilt für alle bilanzierungspflichtigen Unterneh­
men. Auch für die Abgrenzung zwischen den Sachanlagen und den übrigen Po­
sten des Anlagevermögens (Rn 24) bestehen keine Besonderheiten; die Unter­
scheidung zwischen Immateriellen Vermögensgegenständen, Sachanlagen und Fi­
nanzanlagen ist als Mindestanforderung für eine hinreichende Aufgliederung des 
Anlagevermögens (§ 247 I HGB) anzusehen (Rn 62). 

II. Abgrenzung zum Umlaufvermögen 

16 Grundsätze: Die Zuordnung zum Anlage- oder Umlaufvermögen kann nur be­
triebsindividuell erfolgen. Sie ist außerdem für jedes Geschäftsjahr, und nicht nur 
im Zugangsjahr, erneut zu prüfen; zur Änderung der Zuordnung vgl. Rn 26 ff. 
Sie darf auch „nicht aus der Rückschau, z. B. nach erfolgtem Verkauf des Gegen­
standes, getroffen werden" 2 4 . Maßgebender Zei tpunkt sind die Verhältnisse am 
Bilanzstichtag, wobei jedoch davor oder danach hegende Umstände nicht ver­
nachlässigt werden dürfen (vgl. Rn 12). Eine vorübergehende Änderung der 
Zweckbestimmung ist unbeachtlich. 

17 Entscheidendes Abgrenzungskriterium ist die Zweckbestimmung (Art. 15 I der 
4. EG-Richtlinie). Sie ergibt sich vorrangig aus der Art und der tatsächlichen Ver­
wendung des Gegenstandes. So spricht z.B. bei Vermögensgegenständen, die im 
Gliederungsschema des § 266 II HGB als Anlage- bzw. Umlaufvermögen aufge­
führt sind, eine - durch die tatsächliche Verwendung allerdings widerlegbare -
Vermutung für ihre Zugehörigkeit zum Anlage- bzw. Umlaufvermögen 2 5 . Grund­
stücke sind deshalb grundsätzlich Anlagevermögen. Besteht jedoch der Geschäfts­
zweck des Unternehmens z. B. im An- und Verkauf von Grundstücken, wie bei 
Grundstücksgesellschaften, so sind die zum Verkauf bestimmten Grundstücke 

21 Mißverständlich Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 258, die zu zwei BFH-Urteilen 
anmerken, daß bei diesen „eine enge Auslegung des Begriffs AnlVerm. nahelag". 

22 Vgl. § 248 II HGB, der den Ansatz selbsterstellter immaterieller Vermögensgegenstände 
des Anlagevermögens untersagt. Für selbsterstellte immaterielle Vermögensgegenstände 
des Umlaufvermögens gilt dies nicht; für diese besteht vielmehr über § 246 I HGB eine 
Ansatzpflicht; vgl. auch Kupsch in BHR, § 247 Rn 6. 

23 Vgl. die Aufstellung bei Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 255. 
24 BFH v. 31. 3. 1977 - V R 44/73 - BStBl. II 1977, 684 (686). 
25 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 152 Anm. 3 ; Herrmann/Heuer/ 

Raupach, § 6 Anm. 261. 
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Begriff und Abgrenzung Rn 17-20 

ausnahmsweise Umlaufvermögen und unter den Vorräten auszuweisen, der Klar­
heit wegen jedoch in einem gesonderten, entsprechend bezeichneten Posten. 

Maßgeblich ist die objektive Funktion des Vermögensgegenstandes für den Be- 18 
trieb. Eine gegenteilige Auffassung stellt stärker auf den Willen des Unterneh­
mers ab 2 6 . Dieser subjektive Wille ist jedoch nicht nachprüfbar. Will man nicht 
Willkür zulassen, m u ß man objektive Merkmale, durch die der Wille des Bilan­
zierenden sichtbar wird, zur Beurteilung heranziehen 2 7 . Von der objektiven Auf­
fassung geht auch der BFH in st. Rspr. aus 2 8 . 

Trotzdem ist das Ermessen des Kaufmanns nicht völlig unbeachtlich. Weil die ob- 19 
jektiven Merkmale nicht immer zu einem eindeutigen Ergebnis führen, m u ß man 
dem Kaufmann, der seinen Betrieb am besten kennt , einen gewissen Beurteilungs­
spielraum einräumen 2 9 . 

Die Dauer der Verwendung für den Geschäftsbetrieb ist für die Zuordnung zum 20 
Anlagevermögen unherhebl ich 3 0 . Das Verlangen nach einer Nutzungsdauer von 
mindestens einem Jahr für den Ausweis als Anlagevermögen 3 1 würde zu unbefrie­
digenden Ergebnissen fuhren. Anlagevermögen können auch die sogenannten 
kurzlebigen Vermögensgegenstände (Rn 49) und gebraucht erworbene Gegenstän­
de mit einer (Rest-)Nutzungsdauer von weniger als einem Jahr sein. Weiterhin 
sind Gegenstände nicht schon deshalb Umlaufvermögen, weil sie nach verhältnis­
mäßig kurzer Zeit wieder veräußert werden sollen 3 2 oder Anschaffung und Wie­
derveräußerung innerhalb eines Geschäftsjahres liegen 3 3 . Andererseits begründet 
eine längere Zugehörigkeit zum betrieblichen Umlaufvermögen eine Vermutung 
für Anlagevermögen 3 4 . 

26 So z.B. Kölner Kommentar, § 152 Anm. 2. Vgl. auch Pankow/Reichmann in Beck'scher 
BilKomm., § 247 Rn 552 ff., die den Willen des Kaufmanns als gleichberechtigtes Krite­
rium ansehen. 

27 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 152 Anm. 3; Herrmann/Heuer/ 
Raupach, § 6 Anm. 261, Reinhard in Küting/Weber, § 247 Rn 21. Der BGH v. 31. 10. 
1978 - KZR 5/77 - WPg 1979, 158 (159), hat die unterschiedlichen Meinungen zwar ge­
sehen, die Frage aber ausdrücklich offengelassen. 

28 Vgl. auch FG Berlin v. 7. 9. 1988 - II 74/85 (rkr.) - EFG 1989, 270: die Gewährung einer 
InvZul wurde versagt, weil bei gleichartigen Vermögensgegenständen äußerlich nicht er­
kennbar war (z.B. durch Numerierung, Aussonderung), ob die Objekte als Leasingguter 
(= Anlagevermögen) genutzt werden sollten oder zum Verkauf standen 
(= Umlaufvermögen). 

29 Vgl. BFH v. 8. 10. 1970 - IV R 125/69 - BStBl. U 1971, 51 (52); BFH v. 28. 10. 1977 - IH 
R 72/75 - BStBl. H 1978, 115, Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 152 Rn 3. 

30 So ausdrücklich BFH v. 17. 11. 1981 - VIII R 86/78 - BStBl. II 1982, 344 (345); BFH v. 
31. 3. 1977 - V R 44/73 - BStBl. II 1977, 684 (685), vgl. auch BGH v. 24. 6. 1982 - 4 StR 
327/82 - BB 1983, 1646. 

31 So z.B. Aktiengesetz Großkommentar, § 152 Anm. 2. 
32 Vgl. BFH v. 13. 1. 1972 - V R 47/71 - BStBl. U 1972, 744; BFH v. 31. 3. 1977 - V R 

44/73 - BStBl. II 1977, 684, vgl. auch Rn 27 ff. 
33 Vgl. ADS, 4. Aufl., § 152 Tz. 4. 
34 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, §6 Anm. 261; Söffing, JbFSt 1978/79, 199 (207); 
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Pul 21-25 Richter, Das Sachanlagevermögen 

21 Die Bilanzierung als Anlage- oder Umlaufvermögen ist für die Abgrenzung eben­
falls unerheblich. Das Steuerrecht wertet sie aber als Indiz für den Willen des 
Kaufmanns, wenn der objektive Zweck des Gegenstandes sich nicht eindeutig 
feststellen läßt 3 5 . 

22 Schließlich ist der Wert des Gegenstandes ohne Bedeutung 3 6 . Auch Vermögensge­
genstände von geringem Wert können, wie § 6 II EStG zeigt, Anlagevermögen 
sein. Indirekt beeinflußt der Wert aber die Zulässigkeit von Vereinfachungen. 

23 Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit modifiziert die GoB. Vereinfachungen sind 
immer dann vertretbar, wenn der sonst erforderliche Aufwand für den Nachweis 
und die Verbuchung in keiner vernünftigen Relation zur Genauigkeit der Ge­
winnermittlung und zur Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen ent­
sprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz und Ertragslage stehen würde. 

III. Abgrenzung zu anderen Posten des Anlagevermögens 

24 Wegen der eindeutigen Bezeichnungen ist die Abgrenzung zu den Finanzanlagen 
weitgehend unproblematisch; aus der Sicht des Leasinggebers führt lediglich die 
Zurechnung von Leasingobjekten zum Leasinggeber (dann Ausweis als Sachanla­
ge] oder zum Lesasingnehmer (dann Ausweis als Forderung unter den Finanzanla­
gen) wegen der vielfältigen vertraglichen Gestaltungen zu einigen nennenswerten 
Abgrenzungsfragen 3 7. Dagegen ist die Abgrenzung zu den immateriellen Vermö­
gensgegenständen und zu den Bilanzierungshilfen im Einzelfall schwierig und 
nicht frei von Widersprüchen 3 8 . 

IV. Einzelfragen 

25 Posten zwischen dem Anlage- und Umlaufvermögen: In einem Teil des Schrift­
tums wird für bestimmte Gegenstände, z.B. für Leasingobjekte, Kernbrennele­
mente, Filmvermögen und Programmvermögen von Rundfunkanstalten, ein Aus­
weis zwischen dem Anlage- und Umlaufvermögen für zulässig gehalten 3 9 . Mit 

Abschn. 41c I S. 2 EStR; vgl. auch FG Hamburg v. 21. 12. 1984 - II 202/82 (rkr.) - EFG 
1985, 460. 

35 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach. § 6 Anm. 261; Abschn. 321 EStR (s. unten Rn 459); vgl. 
auch BFH v. 11. 12. 1970 - VI R 262/68 - BStBl, ü 1971, 198. 

36 Vgl. Albach, Stbjb. 1973/74, 256 (277); a.A. wohl BFH v. 8. 10. 1970 - IV R 125/69 -
BStBl. II 1971, 51. Zur Behandlung von Vermögensgegenständen mit Anschaffungs­
oder Herstellungskosten bis zu 100 DM vgl. Rn 35 und 109. 

37 Zur im einzelnen strittigen Bilanzierung von Leasiilgverträgen vgl. u. a. WP-Handbuch 
1985/86 I, 538 ff. (m.w.N.), Isele in Rüting/Weber, Kap. II Rn 200ff. ; Köhleitz (Lea­
sing), 1989; IDWHFA 1/1973, WPg, 101,1DWHFA 1/1989, WPg 1989, 625 (s. unten 
Rn 452), zur steuerlichen Behandlung vgl. auch Wöhe (Steuerlehre 1/2), 1986, 269 ff.; 

Hernnann/Heuer/Raupach § 5 Anm. 1100 ff.; Schmidt in Schmidt, § 5 Anm. 72; BMF v. 
19.4. 1971 - IV B/2 - S 2170 - 31/71 - BStBl. I 1971, 264, BMF v. 21. 3. 1972 - I V B 2 
- S 2170 - 11/72 - BStBl. I 1972, 188. 

38 Zu Einzelheiten vgl. Richter (HdJ Abt. II/2), 1990, und Richter (HdJ Abt. H/9), 1990. 
39 Vgl. Forster, WPg 1988, 321 (322 f.), Reinhard in Küting/Weber, § 247 Rn 80; ADS, 

4. Aufl., § 151 Tz. 124; ADS, 5. Aufl., § 265 Tz. 68, Albach, Stbjb. 1973/74, 265 (298). 

32 



Begriff und Abgrenzung Rn 25-27 

dem HGB ist diese Auffassung nicht vereinbar. Sie läßt sich weder mit § 265 V 
S. 2 HGB, noch mit § 264 II HGB oder mit den GoB begründen. Insbesondere die 
Bewertungsvorschriften (vgl. § 253 II und III HGB), aber auch die Ausweisvor­
schriften (vgl. §§ 247 I, 266 II HGB und der Anlagespiegel gemäß § 268 II HGB) 
verlangen eine eindeutige Zuordnung zum Anlage- oder Umlaufvermögen 4 0 . Der 
BFH hält Posten zwischen dem Anlage- und Umlaufvermögen ebenfalls für unzu­
lässig 4 1. Ein gesonderter Posten zwischen dem Anlage- und Umlaufvermögen ist 
zudem überflüssig, da mit einem gesonderten Ausweis innerhalb des Umlauf­
bzw. Anlagevermögens, entsprechenden Postenbezeichnungen sowie ergänzenden 
Erläuterungen im Anhang dem besonderen Charakter dieser Vermögensgegen­
stände genügend Rechnung getragen werden kann. 

Bei einer Änderung der Zweckbestimmung sind Fertigerzeugnisse und Waren so^ 26 
wie ggf. in anderen Posten des Umlaufvermögens ausgewiesene Gegenstände in 
die Sacheinlagen umzugliedern, z. B. wenn sie als Ausstellungsstücke nicht mehr 
zur sofortigen Veräußerung und Lieferung an Abnehmer berei tstehen 4 2 oder mit 
ihnen Geschäftsräume ausgestattet werden 4 3 oder sie in der Produktion bzw. Ver­
waltung Verwendung f inden 4 4 . Werden Gegenstände umgegliedert, sind ggf. dar­
auf geleistete Anzahlungen ebenfalls umzugliedern 4 5 . Zum Ausweis von Umglie-
derungen aus dem Umlaufvermögen als Zugang im Anlagespiegel vgl. Rn 118. ; 

Welche Bedeutung eine Veräußerungsabsicht für den Ausweis von Sachanlagen 27 
hat, wird nicht einheitlich beurteilt. Nach dem AktG Großkommentar führt sie 
z.B. stets, nach Adler/Dühng/Schmaltz unter bestimmten Voraussetzungen zu 
einer Umgliederung in das Umlaufvermögen 4 6 . Für den BFH ist die bloße Veräu­
ßerungsabsicht unerheblich. Erst zusätzliche Maßnahmen, die die anderweitige 
Widmung erkennen lassen, wie die Herrichtung zum Verkauf oder die Übergabe 
an einen Händler, führen zwingend zum Ausweis als Umlaufvermögen 4 7 . 

40 Im Ergebnis wie- hier Biener/Beineke (BiRiLiG), 1986, 72; Pankow/Reichmann in 
Beck'scher BilKomm., §247 Rn 551, Baetge/Ballwieser, DBW 1978, 3 (17); speziell für 
Leasingvermögen: ZD W HFA 1/1989, WPg 1989, 625 (625). 

41 Vgl. BFH v. 13. 1. 1972 - V R 47/71 - BStBl. II 1972, 744 (745). 
42 Vgl. BFH v. 31.3. 1977 - V R 44/73 - BStBl. E 1977, 684: Musterhäuser; BFH v. 17. 11. 

1981 - Vin R 86/78 - BStBl. II 1982, 344: Vorführwagen; FG München v. 28. 9. 1979 -
VE (V) 231/76 (rkr.) - EFG 1980, 142: Musterküchen; vgl. auch Abschn. 32 II S. 2 und 
S. 3 EStR (s. unten Rn 459). 

43 Vgl. BFH v. 29. 7. 1966 - IV R 151/66 - BStBl. III 1967, 62: Teppiche. 
44 Vgl. BFH v. 11. 12. 1970 - VI R 262/68 - BStBl. H 1971, 198: Elektronische Geräte, be­

denklich FM NRW v. 10. 9. 1975 - S 2170 - 60 - V B 1 - WPg 1975, 583: Dienstfahr­
zeuge bei Kfz-Herstellern, dagegen zu Recht FG Münster v. 8. 3. 1978 - II 255/77 E 
(rkr.) - EFG 1978, 372. 

45 Vgl. Pankow/Reichmann in Beck'scher BilKomm., § 247 Rn 559. 
46 Vgl. Aktiengesetz Großkommentar, § 152 Anm. 2; ADS, 4. Aufl., § 152 Tz. 4: Werden 

Anlagen „bereits seit einiger Zeit nicht mehr genutzt, so sind sie stets aus dem Anlage­
vermögen auszugliedern, wenn eine Einbeziehung in das Umlaufvermögen einen niedri­
geren Wertansatz erforderlich machen würde"; vgl. ferner Grünewälder (Bilanzierung), 
1973, 41 f.; Reinhard in Küting/Weber, § 247 Rn 23. 

47 Vgl. BFH v. 8. 2. 1972 - VHI R 9/67 - BStBl. II 1972, 528, BFH v. 31. 3. 1977 - V R 
44/73 - BStBl. II 1977, 684. Weitergehender wohl Nieders. FG v. 11. 9. 1986 - XII (I) 
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28 Eine Umgliederung in das Umlaufvermögen k o m m t trotz vorhandener Ver'äuße-
rungsarbeit zumindest solange nicht in Betracht, wie die Anlagen tatsächlich be­
trieblich genutzt werden 4 8 . Sie scheidet auch dann aus, wenn Veräußerung und 
Übergabe an den Käufer unmittelbar nach Beendigung der betrieblichen Nutzung 
erfolgen. 

29 Erfolgt die Veräußerung oder Übergabe jedoch nicht unmittelbar nach Beendi­
gung der betrieblichen Nutzung, z. B. weil ein Käufer noch nicht gefunden wer­
den konnte, müßte der Gegenstand nach Auffassung des BFH und des überwie­
genden Schrifttums zuerst in das Umlaufvermögen umgebucht und dort als son­
stiger Vermögensgegenstand, ggf. auch als Vorratsvermögen oder gesondert ausge­
wiesen werden, ehe mit der Übergabe an den Erwerber die Abgangsbuchung erfol­
gen kann. Eine solche Handhabung ist erstens in der Praxis weder allgemein üb­
lich noch sinnvoll. Sie läßt sich zweitens nicht mit dem Zweck anderer Vorschrif­
ten vereinbaren. Z.B. würde der Anwendungsbereich von § 6 b EStG erheblich 
eingeschränkt werden; denn diese Vergünstigung setzt eine Veräußerung als An­
lagevermögen voraus 4 9 . Die Umgliederung in das Umlaufvermögen läßt sich drit­
tens auch nicht mit dem Vorsichtsprinzip begründen. Bereits bei Veräußerungs­
absicht m u ß das Anlagegut, da die Wertminderung voraussichtlich dauernd ist 
(§ 253 II S. 3 HGB), außerplanmäßig auf den gleichen (niedrigeren) Veräußerungs­
wert wie im Umlaufvermögen abgeschrieben werden. Schließlich ist auf § 270 II 
S. 3 AktG hinzuweisen. Diese Vorschrift verlangt für Abwicklungsbilanzen, daß 
Vermögensgegenstände wie Umlaufvermögen zu bewerten sind, soweit ihre Ver­
äußerung innerhalb eines übersehbaren Zeitraums beabsichtigt ist oder diese Ver­
mögensgegenstände nicht mehr dem Geschäftsbetrieb dienen. Damit läßt der Ge­
setzgeber erkennen, daß er auch bei Veräußerungsabsicht von einer Bilanzierung 
als Anlagevermögen ausgeht 5 0 . Andernfalls hätte es dieser Ergänzung von § 270 II 
S. 3 AktG nicht bedurft. Deshalb ist Herrmann/Heuer/Raupach (§6 Anm. 258) 
zuzustimmen, die auf eine Umgliederung in das Umlaufvermögen verzichten. 
Die Zweckbstimmung von Anlagegütern endet erst mi t ihrer Veräußerung (bzw. 

378/82 (rkr.) - EFG 1987 109 (110): stillgelegte Wirtschaftsgüter, „sofern sie seit einiger 
Zeit nicht mehr betrieblich genutzt werden und zur Veräußerung bestimmt sind", rech­
nen zum Umlaufvermögen; (insoweit) zustimmend Mathiak, StuW 1988, 79 (81). Vgl. 
auch BFH v. 26. 11. 1974 - Vffl R 61-62/73 - BStBl. II 1975, 352: Parzellierung von 
Grundstücken gemäß § 8 WEG; für nicht anwendbar erklärt durch BMF v. 29. 10. 1979 
- IV B 2 - S 2170 - 73/79 - BStBl. I 1979, 639, und Abschn. 32 II S. 1 EStR (s. unten Rn 
459); vgl. auch die Stellungnahme des IDW und BdJ = Anlagen 2 und 3 zu BTDrS 
8/4035. 

48 Vgl. ADS, 4. Aufl., § 152 Tz. 4 ; mißverständlich ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 31: „zur Veräu­
ßerung vorgesehene Anlagen sind dem Umlaufvermögen zuzuordnen..." (Hervorhe­
bung M.R.); Stellungnahme BDJ - Anlage 3 zu BTDrS 8/4035, ebenso wohl BFH v. 8. 2. 
1972 - VIIIR 9/67 - BStBl. II 1972, 528 (529); unklar, ob für Wahlrecht, Stellungnahme 
IDW = Anlage 2 zu BTDrS 8/4035. 

49 Vgl. BFH v. 26. 11. 1974 - VIIIR 6 1 / 7 3 - BStBl. II 1975, 352, vgl. auch Richter, K, StBp. 
1976, 286. 

50 In der Begr. zum RegE, BTDrS 10/317, S. 107, heißt es deutüch, daß mit dieser Ergän­
zung eine Annäherung der Abwicklungsbilanzen an die für den Jahresabschluß einer 
werbenden Gesellschaft geltenden Vorschriften beabsichtigt war. 
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Verschrottung). Selbst der erfolgte Verkauf ändert bis zur Übergabe nichts an der 
Zugehörigkeit zum Anlagevermögen. Zumindest wird man - entgegen der Auf­
fassung des BFH und eines Teils des Schrifttums (Rn 27) - keine Pflicht zur Um­
gliederung in das Umlaufvermögen annehmen können 5 1 . 

Zum Ausweis von Ersatzteilen und Reparaturmaterialien vgl. Rn 8 5 ; von Leihem- 30 
ballagen Rn 88; von Werkzeugen, Formen, Modellen und Vorrichtungen Rn 86. 

C. Bestandsnachweis 

Verhältnis zum früheren Recht: Die gesetzlichen Vorschriften zum Bestandsnach- 31 
weis haben sich durch das BiRiLiG weder im Handels- noch im Steuerrecht geän­
dert. Zur gestiegenen Bedeutung der Kontrolle von Anlagenabgängen vgl. Rn 40; 
zur eingeschränkten Zulässigkeit von Festwerten vgl. Rn 301 ff. 

Rechtsformbesonderheiten: keine. §§ 240, 241 HGB, §§ 140, 141 AO gelten für al- 32 
le bilanzierungspflichtigen Unternehmen. 

I. Allgemeines Bestandsverzeichnis (Anlagenverzeichnis) 

Der Nachweis der Sachanlagen ist durch ein Bestandsverzeichnis (Inventar, Anla- 33 
genverzeichnis) zu erbringen. Es ist für jeden Bilanzstichtag aufzustellen (§ 240 II 
HGB; §§ 140, 141 AO). Die Anforderungen im einzelnen, die auch handelsrecht­
lich gültig sind, enthält Abschn. 31 EStR (s. unten Rn 457). Die Anforderungen 
beziehen sich unmittelbar nur auf das bewegliche Anlagevermögen; sie gelten 
aber in gleicher Weise für das unbewegliche Anlagevermögen. Von ihnen kann 
im Einvernehmen mit dem FA abgewichen werden, wenn es die Besonderheiten 
des Einzelfalls erfordern 5 2 . 

Das Bestandsverzeichnis unterliegt dem Vollständigkeitsgebot (vgl. auch § 246 I 34 
HGB), d. h. in ihm sind sämtliche Vermögensgegenstände des Anlagevermögens, 
auch wenn sie bereits abgeschrieben sind, grundsätzlich einzeln (vgl. auch 
Rn 155 ff.) und geordnet mi t mindestens den folgenden Angaben aufzuführen 
(Abschn. 31 IV EStR, s. un ten Rn 457; zum sog. permanenten Bestandsverzeich­
nis bzw. Anlagekartei vgl. Rn 39): 
- genaue Bezeichnung des Gegenstandes, 
- Bilanzwert des Anlageguts am Bilanzstichtag. 

Folgende Erleichterungen sind zulässig (Abschn. 31 II, HI EStR, s. un ten Rn 457): 35 
- Gegenstände, die eine geschlossene Anlage bilden, können in ihren einzelnen 

Teilen als Gesamtanlage eingetragen werden, z.B. die einzelnen Teile eines 
Hochofens einschließlich Zubehör, wenn die Abschreibung auf die Gesamtan­
lage einheitlich vorgenommen wird. 

51 Wie hier Kupsch in BHR, § 247 Rn 16 f.; unklar die Haltung von Nordmeyei in Beck 
HdR, B212 Rn9f. 

52 Zur Rechtsgültigkeit von Abschn. 31 EStR vgl. BFH v. 14. 12. 1966 - VI 245/65 - BStBl. 
HI 1967, 247. 
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- Gegenstände der gleichen Art können unter Angabe der Stückzahl zusammen­
gefaßt werden, wenn Zugangsjahr, Nutztungsdauer, Anschaffungskosten und 
Abschreibungsmethode gleich sind. 

- Statt der einzelnen Gegenstände, für die zulässigerweise ein Festwert (Rn 
300 ff.) angesetzt wird, genügt die Angabe des Festwerts. 

- Geringwertige Vermögensgegenstände (Wirtschaftsgüter) mit Anschaffungs­
oder Herstellungskosten bis 100 D M (vermindert u m einen darin enthaltenen 
Vorsteuerbetrag; § 9b I EStG) können sofort als Aufwand verbucht werden. Sie 
erscheinen dann nicht im Bestandsverzeichnis und auch nicht als Zu- und Ab­
gang im Anlagespiegel (Rn 109) 5 3. 

- Geringwertige Vermögensgegenstände (Wirtschaftsgüter) mit Anschaffungs­
oder Herstellkosten von 100 D M bis 800 D M (vermindert u m einen darin ent­
haltenen Vorsteuerbetrag; § 9b I EStG) (zum Begriff vgl. auch Rn 239 f.) brau­
chen ebenfalls nicht aufgeführt zu werden, wenn sie im Zugungsjahr auf 
einem besonderen Konto verbucht oder in einem besonderen Verzeichnis 
(Rn 41 f.) erfaßt worden sind. 

36 Für die Gliederung des Bestandverzeichnisses bestehen keine besonderen Vor­
schriften. Allerdings ist eine Orientierung an der vertikalen Gliederung der Bilanz 
(Rn 60 ff.) erforderlich. Zusätzlich ist die Zugehörigkeit zu verschiedenen Bewer­
tungsgruppen zu berücksichtigen 5 4 . 

37 Verfahren der Bestandsaufnahme: Das Bestandsverzeichnis ist grundsätzlich auf­
zustellen mit Hilfe einer 
- körperlichen Bestandsaufnahme: für körperliche Gegenstände, bzw. 
- Aufnahme an Hand von Urkunden bzw. dokumentierenden Belegen: für 

Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Anzahlungen. 
Für die Durchführung der Bestandsaufnahme gelten die allgemeinen Grundsätze, 
d. h. auch die permanente Inventur ist als Aufnahmeverfahren zulässig 5 5. 

38 Für das bewegliche Anlagevermögen geht die Finanzverwaltung von einer jährli­
chen körperlichen Bestandsaufnahme aus (Abschn. 3 1 V EStR). Diese Forderung 
ist umstr i t ten 5 6 ; ihre praktische Bedeutung ist aber im Hinblick auf die Befrei-

53 M.E. gilt diese Vereinfachung für alle Anschaffungen bis zu 100 DM und nicht nur für 
geringwertige Wirtschaftgsgüter i. S. v. § 6 II EStG (zum steuerlichen Begriff der gering­
wertigen Wirtschaftgsgüter vgl 239 f.); ebenso ZDWNA 2/1966, WPg 1966, 328 (s. un­
ten Rn 453); Roolf, WPg 1974, 209 (214); Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 76. Die 
100-DM-Grenze wird der zwischenzeitlichen Preis- und Wertentwicklung nicht mehr 
gerecht. Für eine Anhebung auf 300 DM vgl. Heigl, DStR 1986, 627 (633); vgl. auch 
Rn239. 

54 Vgl. BFH v. 12. 12. 1973 - I R 163/69 - BStBl. II 1974, 188 (189); Schulze zur Wiesche 
(Inventur), 1961, 74. 

55 Vgl. Begr. RegE zu § 39 m HGB a.F. = BTDrS IV/2865, S. 5 f. Abschn. 31 V EStR (s. un­
ten Rn 457) ist insofern mißverständlich, als ein Verweis auf die permanente Inventur 
(Abschn. 30 II EStR) fehlt. Zu Einzelheiten der Inventurdurchführung vgl. z.B. Schulze 
zur Wiesch (Inventur!, 1961; Weiße (Inventur), 1967; Arbeitskreis Ludewig (Vorratsin-
ventur), 1967; Egner, HWB 1975, Sp. 1970, Kunz (HdJ, Abt. H/5), 1986. 

56 Vgl. insbesondere 1DW HFA 7/1952, WPg 1952, 365 (s. unten Rn 450); IDW Stellung­
nahme vom 15. 5. 1951, WPg 1952, 383; Spieth (Grundsätze!, 1956, 95 ff. m. w.N. 
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ungsmöglichkeiten (Rn39f . ) gering. Zur gesetzlichen Ausnahme beim Festwert 
vgl. Rn 304. 

Befreiungsmöglichkeiten: Die jährliche Inventur ist entbehrlich, wenn sämtliche 39 
Zu- und Abgänge in ein sogenanntes permanentes Bestandsverzeichnis bzw. eine 
Anlagenkaxtei laufend eingetragen werden und daraus die folgenden Angaben er­
sichtlich sind (Abschn. 31 IV, VI EStR, s. un ten Rn 457): 
- Genaue Bezeichnung des Gegenstandes, 
- sein Bilanzwert am Bilanzstichtag (Angabe ist entbehrlich, wenn das Bestands­

verzeichnis bzw. die Anlagenkartei nach den einzelnen Zugangsjahren und Ab­
schreibungssätzen gruppenweise geordnet ist und für jede Gruppe in besonde­
ren Zusammenstellungen die Entwicklung der Bilanzwerte und 'die Werte der 
Abgänge und der Abschreibungen festgehalten werden), 

- Tag der Anschaffung oder Herstellung, 
- Höhe der Anschaffungs- oder Herstellungskosten, 
- Tag des Abgangs. 
Wenn die Sachkonten die gleichen Angaben enthalten, können sie ebenfalls die 
körperliche Bestandsaufnahme ersetzen. Die Übersichtlichkeit der Konten darf 
durch die Zusatzangaben jedoch nicht beeinträchtigt sein. 

Allerdings wird durch eine ordnungsmäßige Anlagenkartei keineswegs jegliche 40 
Pflicht zur körperlichen Bestandsaufnahme ausgeschlossen. Nur unter der Vor­
aussetzung, daß sich aus dem Betriebsablauf „zwangsläufig eine ständige Kontrol­
le der wesentlichen Teile des Anlagevermögens" ergibt, „kann eine laufende Kon­
trolle der Aufzeichnungen durch Vergleich mit den Istbeständen in der Art der 
permanenten Inventur für das Vorratsvermögen nicht als erforderlich angesehen 
werden" 5 7 . Entscheidend ist also der übergeordnete Zweck, nämlich die Überein­
stimmung von Ist- und Buchbestand 5 8 . Internes Kontrollsystem und Anlagen­
buchführung müssen den Istbestand zuverlässig registrieren. Im Schrifttum wird 
deshalb auch empfohlen, „von Zeit zu Zei t" 5 9 bzw. „in einem mehrjährigen Tur­
nus (z. B. etwa alle drei Jahre)" 6 0 den Buchbestand durch körperliche Bestandsauf­
nahme zu überprüfen. 
Die Notwendigkeit zur körperlichen Bestandsaufnahme hat das BiRiLiG mit der 
Einführung des Bruttoprinzips für den Anlagespiegel (Rn 101) verstärkt. Wenn man 
vermeiden will, daß der zu historischen Anschaffungs- oder Herstellungskosten be­
wertete Anlagenbestand sowie die kumulierten Abschreibungen unzulässigerweise 
zu hoch ausgewiesen werden, wird man im mehrjährigen Abstand, ggf. nur für Teile 
des Anlagebestandes, körperlich feststellen müssen, ob im Anlagenbestand Vermö­
gensgegenstände ausgewiesen werden, die bereits abgegangen sind. 

57 IDW HFA 7/1952, WPg 1952, 365 (366). Das Schrifttum drückt sich in dieser Hinsicht 
manchmal mißverständlich aus. Es beruft sich insoweit auch zu Unrecht auf den HFA, 
als auf die vom HFA gemachte Voraussetzung nicht hingewiesen wird. Vgl. auch Begr. 
RegE zu § 39 III HGB a. F. = BTDrS IV/2865, S. 5 f. 

58 Vgl. BFH v. 6. 12. 1955 - 1 169/55 - BStBl. Iü 1956, 82 (83). 
59 ADS, 4. Aufl., § 149 Tz. 156 ; vgl. auch Husemann /Anlagegegenstände), 1976, 57. 
60 Uhlig in Beck, HdR, A 230 Rn 7. 
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II. Besondere Bestandsverzeichnisse 

41 Arten und Anforderungen: Die besonderen Bestandsverzeichnisse sind Vorausset­
zung für bestimmte steuerliche Vergünstigungen 6 1 . Die Anforderungen, denen sie 
genügen müssen, gehen aus der folgenden Aufstellung hervor 6 2 : 

Anforderungen EStG 
§611 

EStG 
§ 7a VIII 

InvZulG6 3 

§ l rn, 
§41; 

§4aIV 

Laufende Führung X 

• 
X 

Einzelangaben 
- Tag der Anschaffung oder Herstellung X X X 

- Anschaffungs- oder Herstellungskosten X X X 

- betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer X 

- Höhe der jährlichen AfA X 

- erhöhte Abschreibungen und Sonderab­
schreibungen X 

Laufende Führung verlangt Eintragung in der richtigen zeitlichen Reihenfolge 
und räumlich fortlaufende Eintragungen. Laufende Führung heißt aber nicht, daß 
die Aufzeichnungen für die besonderen Bestandsverzeichnisse wie die Aufzeich­
nungen für die Buchführung „zeitnah" erfolgen müssen. Zumindest zu § 7a VII 
EStG hat der BFH entschieden, daß es genügt, wenn das besondere Verzeichnis 
erst im Zeitpunkt der Geltendmachung der erhöhten Absetzungen oder Sonder­
abschreibungen erstellt wird 6 4 . M. E. ist dieses Urteil auch auf das besondere Ver­
zeichnis gemäß § 6 II EStG übertragbar. Weder besteht eine Veranlassung, den 
Stpfl. bereits zu Beginn eines Geschäftsjahres auf die Ausübung steuerlicher 
Wahlrechte festzulegen, noch wird durch die nachträgliche Erstellung ein Steuer­
anspruch gefährdet 6 5 . 

42 Die Aufzählung der erforderlichen Angaben ist abschließend. Nicht aufzeich-
nungspflichtig sind deshalb z.B. der Zeitpunkt der Bestellung oder des Beginns 
der Herstellung, auch wenn er Voraussetzung für eine steuerliche Vergünstigung 
ist, oder Hinweise auf die Eingangsrechnungen, auch wenn sie zur Prüfung der 

61 Vgl. Herrmann/Heuei/Raupach, § 5 Anm. 33 ff. 
62 Zu weiteren Einzelheiten vgl. Grützner, BBK Fach 8, 1982, 983. 
63 Das InvZulG ist ab 1. 1. 1990 außer Kraft. Zu Übergangsregelungen vgl. § 8 InvZulG 

und BMFv. 6. 3. 1989 - IV B 3 - InvZ 1200 - 9/89 - DB 1989, 601 (mit Anmerkungen 
von G. Zitzmann). 

64 Vgl. BFH v. 9. 8. 1984 - IV R 151/81 - BStBl. II, 47. Für InvZul. genügt es gemäß BMF v. 
31. 12. 1986 - IV B 2 InvZ 1010 - 66/86 - DB 1987, Beilage 2 zu Heft Nr. 7/1987, 1 
(Ziff. 50), wenn die Angaben „aus der Buchführung oder aus dem Antrag auf Investi­
tionszulage ersichtlich sind", d. h. das Verzeichnis braucht erst vorzuliegen, wenn der 
Antrag auf InvZul. gestellt wird. 

65 Ebenso Herrmann/Heuer/Raupach, § 5 Ahm. 35 (widersprüchlich Herrmann/Heuer/ 
Raupach, § 6 Anm. 1325, wo Aufzeichnungen nach Ablauf des Geschäftsjahres als nicht 
ausreichend bezeichnet werden). 
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Anschaffungskosten zweckmäßig wären 6 6 . Eine Aufzeichnungspflicht für geleiste­
te Anzahlungen und Teilherstellungskosten wird man dagegen im Hinblick auf 
den Zweck der Aufzeichnungspflichten und wegen § 7a II S. 1 EStG bejahen müs­
sen 6 7 . 

Vereinfachungsregelung: In allen Fällen kann auf die besonderen Verzeichnisse 43 
verzichtet werden, wenn die Einzelangaben aus der Buchführung ersichtlich sind. 
Der praktische Wert dieser Vereinfachungsregelung ist jedoch zweifelhaft. Bisher 
waren für eine ordnungsgemäße Buchführung die Angabe des Tages der Anschaf­
fung oder Herstellung weder erforderlich noch üblich. Die Finanzverwaltung be­
steht aber angesichts des Gesetzeswortlauts auf dieser Angabe 6 8 . Demgegen legen 
Herrmann/Heuei/Raupach (§ 6 Anm. 1327) m.E. zu Recht die Vorschrift entge­
gen ihrem Wortlaut, aber entsprechend ihrem Sinn einschränkend aus. Mit den 
besonderen Bestandsverzeichnissen, die die früher erforderliche ordnungsmäßige 
Buchführung ersetzten, war eine Vereinfachung und keine Verschärfung beab­
sichtigt. Deshalb m u ß es genügen, wenn der Tag der Anschaffung oder Herstel­
lung aus der Buchführung in Verbindung mit den Belegen nachgewiesen werden 
kann, wie es auch allgemein bei zeitlichen Abgrenzungen in der Buchführung ge­
schieht. Aus den gleichen Gründen wird man auf die besonderen Verzeichnisse 
verzichten können, wenn die geforderten Einzelangaben bereits aus dem Be­
standsverzeichnis bzw. der Anlagenkartei (Rn 34, 39) ersichtlich s ind 6 9 . 

III. Einzelfragen 

Anzahlungen auf Anlagen im Bau sind wie Forderungen durch Saldenlisten nach- 44 
zuweisen. 

Anlagen im Bau sind wie andere Sachanlagen grundsätzlich jährlich körperüch 45 
aufzunehmen. Die Befreiungsmöglichkeiten (Rn 39) kommen regelmäßig nicht in 
Betracht. Vor allem bei größeren Investitionsobjekten bereitet es jedoch Schwie­
rigkeiten, den Fertigungsstand zum Abschlußstichtag genau festzustellen - in Fra­
ge käme in den meisten Fällen nu r die Stichtagsinventur - und die im Bau befind­
lichen Anlagen zuverlässig zu bewerten. Wegen dieser Schwierigkeiten verzichtet 
die Praxis i. d. R. auf eine körperliche Aufnahme. Diese Handhabung erscheint im 
Prinzip vertretbar, zumal die daraus resultiertenden Urlgenauigkeiten nur vor­
übergehend sind. Z u m Zeitpunkt der Fertigstellung und Umgliederung (Rn 127) 
m u ß jedoch sichergestellt sein, daß die zutreffenden Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten nachgewiesen werden können. Die im einzelnen zu stellenden An­
forderungen sind strittig. In jedem Fall wird man nach Fremd- und Eigenleistun­
gen zu differenzieren haben. Während Fremdleistungen sich nur auf die Summe 
der Aktiva/Passiva und auf die Bilanzrelationen und -kennziffern auswirken, be-

66 Vgl. Heirmmm/Heuer/Raupach, § 7a Anm. 136. 
67 Wie hier Grützner, BBK Fach 8, 1982, 983 (985), a. A. Herrmann/Heuer/Raupach, § 7a 

Anm. 136. 
68 Vgl. BMF v. 12. 3. 1975 - IV B 2 - S 2180 - 1/75 - BB 1975, 451. 
69 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 7a Anm. 141, Grützner, BBK Fach 8, 1982, 983 (985), 

vgl. auch die Finanzverwaltung zu § 6 II EStG = Abschn. 40IV EStR (s. unten Rn 464). 
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einflussen die Eigenleistungen zusätzlich die Ertragslage. Deshalb müssen sie 
strengeren Anforderungen genügen. 

46 Fremdleistungen, bei denen der Lieferant bis zur Übergabe rechtlicher oder wirt­
schaftlicher Eigentümer bleibt, sind vom Erwerber, solange die Übergabe noch 
nicht erfolgt ist, nur in Höhe der geleisteten Anzahlungen zu aktivieren und 
nachzuweisen (Rn 44). Der Ansatz nur der geleisteten Anzahlungen wird auch 
dann für zulässig angesehen, wenn die Fremdleistungen sofort in das Eigentum 
des Erwerbers übergehen, was insbesondere bei Bauten auf dem Grundstück des 
Bauherrn der Fall ist. Eine Bilanzierungspflicht der gesamten (Teil-)Herstellungs-
kosten (und nicht nur der geleisteten Anzahlungen) wird in diesem Fall erst bei 
abnahmereif erbrachten Leistungen angenommen 7 0 . M. E. ergibt sich über die ge­
leisteten Anzahlungen hinaus eine Bilanzierungspflicht auch für Teilrechnungen 
( = Anforderungen auf Abschlagszahlungen), soweit ihnen erbrachte Leistungen 
gegenüberstehen. Diese Teilrechnungen sind in voller Höhe einzubuchen; ein 
pauschaler Abschlag als „Sicherheit" für die Rechnungsprüfung, z. B. eine vorläu­
fige Einbuchung dieser Teilrechnungen generell nur zu 90 %, wie sie gelegentlich 
in der Praxis zu finden ist, ist auch im Hinblick auf § 253 I S. 2 HGB und das 
Höchstwertprinzip für Passiva unzulässig. 

47 Trotz der Einbuchung von Teilrechnungen können der Bilanzwert der Anlagen 
im Bau und der Wert der bis zum Bilanzstichtag tatsächlich erbrachten Leistun­
gen erheblich voneinander abweichen. In diesem Fall ist ein erläuternder Hinweis 
im Anhang erforderlich. Vom Gesetzgeber war jedoch nicht beabsichtigt, daß sich 
beide Werte entsprechen müssen, wie aus dem zulässigen zusammengefaßten 
Ausweis der Anlagen im Bau mit den Anzahlungen (§ 266 II HGB) erkennbar 
wird 7 1 . Aus diesem Grunde dürfte auch eine Verpflichtung zur körperlichen Be­
standsaufnahme wenig sinnvoll sein, zumal den Teilrechnungen häufig gemeinsa­
me Auf maße zugrunde liegen und die Bauleitung darüber hinaus den Baufort­
schritt feststellt und ihn, z.B. in den Bautagebüchern, dokumentiert . Die Sach­
konten reichen deshalb in Verbindung mit den Belegen als Nachweis für die An­
lagen im Bau, soweit sie von Dritten erstellt werden (Fremdleistungen), aus. Sam­
melkonten sind ggf. statistisch nach Investitionsobjekten aufzugliedern, da ein 
Einzemaehweis erforderlich ist (§ 252 I Nr. 3 HGB) 7 J . Soweit bis zum Bilanzstich­
tag Teilleistungen abgenommen worden sind, erscheint es aus Vereinfachungs­
gründen ebenfalls vertretbar, nach den vorstehenden Grundsätzen zu verfahren 7 3 . 

70 Vgl. ZDWWFA 1/1972, WPg 1972, 250 (s. unten Rn 454); a.A. Herrmann/Heuer/Rau­
pach, § 5 Anm. 49x (13), die für den Ansatz von Teilherstellungskosten sind und die in 
der Praxis übliche Aktivierung nur in Höhe der geleisteten Anzahlungen nur dann für 
zulässig halten, wenn die Anzahlungen dem Baufortschritt entsprechen; ebenso Huse-
mann (Anlagegegenstände), 1976, 208/ 

71 Vgl. auch die Begr. RegE zu § 151 I Aktiva II A 7 AktG a.F. = Kropff (Aktiengesetz), 
1965, 226. 

72 Diese Aufgliederung nach Investitionsobjekten ist nicht identisch mit der Aufteilung 
nach einzelnen Anlagegütern, die erst bei Umbuchung auf fertige Sachanlagen (Rn 126) 
vorzunehmen ist. 

73 7DVVWFA 1/1972, WPg 1972, 250 (s. unten Rn 454) vertritt hier insofern eine engere 
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Für den Nachweis von Eigenleistungen, wobei es unerheblich ist, ob ausschließ- 48 
lieh Eigenleistungen oder diese in Verbindung mit Fremdleistungen anfallen, gel­
ten im wesentlichen die gleichen Grundsätze wie für die unfertigen Erzeugnisse 
und unfertigen Leistgungen des Umlaufvermögens, d. h. der Fertigungsgrad zum 
Bilanzstichtag m u ß im Rahmen einer körperlichen Bestandsaufnahme festgestellt 
werden 7 4 . Zusätzlich müssen nachprüfbare Unterlagen vorhanden sein, aus de­
nen sich im angemessenen Umfang und unter Berücksichtigung der Verhältnisse 
des einzelnen Betriebes der Aufwand für die Anlagen im Bau ergibt 7 5 . Soweit ord­
nungsgemäße Baukonten geführt werden, gelten sie als ausreichender Bestands­
nachweis. Die Finanzverwaltung hat dann keine Bedenken, daß sich die körperli­
che Bestandsaufnahme auf die Feststellung der fertiggestellten Teile nach äußeren 
Merkmalen beschränkt und im übrigen die Baukonten u m bestimmte Angaben 
ergänzt werden 7 6 . 

Kurzlebige Vermögensgegenstände (Wirtschaftsgüter) haben eine Nutzungsdauer 49 
von weniger als einem Jahr 7 7 . Nach Auffassungen im Schrift tum 7 8 dürfen sie im 
Zugangsjahr unmittelbar als Aufwand verbucht werden; ein Bestandsverzeichnis 
entfällt damit wie bei den geringwertigen Vermögensgegenständen bis 100 D M 
(Rn 35). Im Hinblick auf den Ausweis im Anlagespiegel (Rn 100) ist diese Auffas­
sung nicht unbedenklich, soweit sie Anlagegüter mit Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten von 100 D M und mehr betrifft. Denn im Bestandsverzeichnis müs­
sen auch voll abgeschriebene Anlagegüter enthalten sein (Rn 34); eine Sonderbe­
handlung der kurzlebigen Vermögensgegenstände ist von daher nicht zu rechtfer­
tigen. Sie läßt sich auch mit Vereinfachungsgesichtspunkten begründen. Der BFH 
geht offensichtlich von einer Aktivierung aus 7 9 . 

Zweckmäßigerweise werden alle kurzlebigen Vermögensgegenstände im Wert 
über 100 DM, was ihren Ausweis u n d Bestandsnachweis betrifft, wie die entspre­
chenden geringwertigen Vermögensgegenstände behandelt, d.h. Erfassung auf be­
sonderen Konten oder in einem besonderen Verzeichnis (Rn 41) und Ausweis im 

Auffassung, als die geleisteten Abschlagszahlungen nur unerheblich vom Wert der akti-
vierungspflichtigen Teilleistungen abweichen dürfen. 

74 Vgl. Betriebsprüfungskartei der OED Düsseldorf-Köln-Münster, Teil I, Kto. Teilfertige 
Arbeiten, S. 3, Nehm, WPg 1979, 552 (554). 

75 Vgl. BFH v. 13. 5. 1954 - IV 483/53 U - BStBl, m 1954, 213. 
76 Vgl. FG Freiburg v. 17. 8. 1965 - I (II) 115/64 (rkr.) - EFG 1966, 61; vgl. auch Betnebs-

piüfungskaitei der OFD Düsseldorf-Köln-Münster, Teil I, Kto. Teilfertige Arbeiten, 
S. 9 f. 

77 Vgl. z.B. BFH v. 13. 3. 1979 - III R 20/78 - BStBl. II 1979, 578. Die Definition orientiert 
. sich an der Pflicht zur Aufstellung eines Abschreibungsplans gemäß § 7 I EStG. Teilwei­

se a. A. z.B. ADS, 4. Aufl., § 154 Tz. 45: „ein bis zwei Jahre". Soweit kurzlebige Vermö­
gensgegenstände, z.B. Werkzeuge, sich mit der Ausführung eines Auftrages verbrau­
chen, handelt es sich um Umlauf- und nicht um Anlagevermögen; vgl. Rn 11; ADS, 
5. Aufl., § 266 Tz. 57 ; vgl. auch BFH v. 2. 12. 1987 - X R 19/81 - BStBl. II 1988, 502 
(504): Druck- und Prägeformen. 

78 Vgl. z.B. IDW NA 2/1966, WPg 1966, 328 (s. unten Rn 453); ADS, 4. Aufl., § 153 
Tz. 87. 

79 Vgl. BFH v. 13. 3. 1979 - III R 20/78 - BStBl. II 1979, 578, WP-Handbuch 1985/86'I, 
581; a. A. Henmann/Heuei/Raupach, § 6 Anm. 125. 
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Anlagespiegel (Rn 109, zur Abgangsfiktion vgl. Rn 123). Davon zu t rennen ist die 
Frage der Bewertung (Abschreibung). Sinnvoll erscheint folgende vereinfachende 
Lösung: Kurzlebige Vermögensgegenstände mit Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten über 800 DM, die erst im 2. Halbjahr zugegangen sind und deren Nut­
zungsdauer über den Bilanzstichtag hinausreicht, werden auf 50 % abgeschrieben 
(Rest im nächsten Geschäftsjahr); alle übrigen kurzlebigen Vermögensgegenstän­
de werden im Zugangsjahr voll abgeschrieben 8 0. 

50-59 Frei. 

D. Ausweis 
I. Vertikale Gliederung 

1. Anwendungsbereich des Gliederungsschemas nach § 266 HGB 

60 Verhältnis zum früheren Recht: Die Untergliederung der Sachanlagen gemäß 
§ 266 II HGB ist weniger weitgehend als nach § 151 I AktG a.F., weil das bisher 
auf vier Posten aufgeteilte Grundvermögen in einem Posten „Grundstücke, 
grundstücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich der Bauten auf fremden 
Grundstücken" zusammengefaßt werden darf. Die übrigen Posten „technische 
Anlagen und Maschinen" (Rn 84), „andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsaus­
stattungen" (Rn 87) sowie „geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau" (Rn 89) 
wurden lediglich in ihren Bezeichnungen geändert; eine inhaltliche Änderung 
war damit nicht verbunden 8 1 . Durch den gesonderten Posten für geleistete An­
zahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände (Posten A I 3 gemäß § 266 II 
HGB) wurde außerdem klargestellt, daß diese nicht in die geleisteten Anzahlun­
gen auf Sachanlagen (Posten A II 4) einbezogen werden dürfen 8 2 . 

61 Anwendungsbereich von § 266 HGB, Rechtsform- und Branchenbesonderheiten: 
Das Gliederungsschema nach § 266 II und III HGB gilt für Kapitalgesellschaften, 
Genossenschaften (§ 336 II S. 1 HGB) und Unternehmen, die dem PublG unterhe­
gen (§ 5 I S. 2 PublG). Die Untergliederung der Sachanlagen (Posten A n 1-4 in 
§ 266 II HGB) entspricht den Bedürfnissen eines normalen Industriebetriebes. Ab­
weichungen können zulässig sein bzw. sind zwingend vorzunehmen; sie sind je­
doch auf die folgenden Ausnahmen beschränkt 8 3 : 
- Untergliederung von Posten, Hinzufügung neuer Posten (§ 265 V HGB) (Rn 65); 
- vorgeschriebene Formblätter (§ 330 HGB) ; Vorhandensein mehrerer Geschäfts­

zweige (§ 265 IV HGB) (Rn 66); 

80 D.h. (analoge) Anwendung von § 6 R EStG und Abschn. 43 X EStR (s. unten Rn 467). 
Ebenso wohl die überwiegende Praxis und die Ansicht der Finanzverwaltung; vgl. FM 
Niedersachsen v. 25. 8. 1964 - S 2130 - 216 31 1 - DB 1964, 1242; OFD Köln v. 11. 3. 
1965 - S 2130 - 2 - St I I I - DB 1965, 421; Betriebsprüfungskartei der OFD Düssel­
dorf-Köln-Münster, Teil I, Kto. AfA, S. 16 f. 

81 Vgl. Matschke in BHR, § 266 Rn 45 und 48; a. A. Tanski, HdB 1989, Rn 4 und 12. 
82 Für § 151 AktG a.F. war diese Frage umstritten; vgl. die Vorauflage, Rn 63. 
83 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 266 Tz. 1. 
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- Änderung von Gliederung und Postenbezeichnungen (§ 265 VI HGB) (Rn 67); 

- Zusammenfassung von Posten (§ 265 VII HGB) (Rn 68); 
- Leerposten (§ 265 VIII HGB) (Rn 69); 

- Größenerleichterungen (§ 266 I S. 3 HGB) (Rn 63). 

Für Nicht-Kapitalgesellschaften gilt das Gliederungsschema nach § 266 II, in HGB 62 
nicht. Für diese gilt unmittelbar nur die Forderung des § 247 I HGB, d, h. das An­
lagevermögen ist „gesondert auszuweisen und hinreichend aufzugliedern." Ge­
setzlicher Maßstab für die hinreichende Aufgliederung sind die GoB und das Ge­
bot der Klarheit und Übersichtlichkeit der Bilanz (§ 243 I und II HGB) 8 4 . 

Dieser Maßstab beinhaltet zumindest einen gesonderten Ausweis der Sachanlagen 
innerhalb des Anlagevermögens und weiterhin eine Aufgliederung der Sachanla­
gen nach der Art der Vermögensgegenstände und ihrem Verwendungszweck. Da­
bei wird man als Mindestgliederung für die Sachanlagen eine Trennung in 

- Grundstücke und Gebäude, 

- Anlagen, Maschinen, Betriebs- und Geschäftsausstattung und 

- geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 

verlangen müssen 8 5 . Auf eine solche Untergliederurig kann nur verzichtet wer­
den, wenn die Sachanlagen innerhalb des Anlagevermögens und im Verhältnis 
zur Bilanzsumme unbedeutend sind oder es sich u m Unternehmen handelt, die 
hinsichtlich ihrer Größe mit einer kleinen Kapitalgesellschaft vergleichbar sind 
(analoge Anwendung von § 266 I S. 3 HGB; vgl. Rn 63) 8 6 . 

Aus dem Gebot der Klarheit und Übersichtlichkeit folgt auch, daß Nicht-Kapital­
gesellschaften den Inhalt der Bilanzposten zutreffend bezeichnen müssen. Wer­
den die Postenbezeichnungen des § 266 H HGB übernommen, dürfen diese nicht 
in einem Sinne verwandt werden, der von § 266 H HGB abweicht 8 7 . Schließlich 
sind die allgemeinen Grundsätze in Rn 65-70 entsprechend anzuwenden. 

Größenbesonderheiten: Kleine Kapitalgesellschaften und kleine Genossenschaf- 63 
ten i. S. v. § 267 I HGB brauchen nur eine verkürzte Bilanz aufzustellen, d. h. sie 
können die Sachanlagen in einer Summe ausweisen und brauchen sie nicht wei­
ter zu untergliedern (§ 266 I S. 3 HGB bzw. § 336 II S. 1 HGB). Die Erleichterung 
für mittelgroße Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, die bei der Offenle­
gung ebenfalls nur eine verkürzte Bilanz einzureichen brauchen, wird durch die 
Verpflichtung, im Anhang die Restbuchwerte für die Einzelposten und Sachanla-

84 Zum allgemeinen Gebot der Klarheit und Übersichtlichkeit vgl. leffson (GoB), 1987, 
208 ff. 

85 Vgl. Pankow/Reichmann in Beck'scher BilKomm., §247 Rn560; a.A. Castan in Beck 
HdR, B 141 Rn 25 f., der die weitere Aufgliederung der Sachanlagen nicht für erforder­
lich ansieht; ebenso Baumbach/Duden/Hopt, § 247 Anm. 1 B. 

86 Die Bundessteuerberaterkammer, 1988, 46 (47), empfiehlt Nicht-Kapitalgesellschaften, 
wegen der Informationsbedürfnisse von Gesellschaftern und Dritten sich (wie bisher) an 
dem Gliederungsschema für (große) Kapitalgesellschaften zu orientieren und auf die Er­
leichterungen für kleine und mittlere Kapitalgesellschaften zu verzichten. 

87 Vgl. z.B. Schulze-Osterloh, ZHR 1986, 403 (427). 
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gen (A H 1 bis A II 4) anzugeben (§ 327 Nr. 1 HGB bzw. § 339 III HGB) ; für die 
Sachanlagen im Ergebnis wieder aufgehoben. Zum Auskunftsrecht für Aktionäre 
auf einen ungekürzten Jahresabschluß vgl. § 131 I S. 3 AktG. 

64 Die Gliederung in der Steuerbilanz richtet sich ausschließlich nach den handels­
rechtlichen Vorschriften; besondere steuerliche Gliederungsvorschriften beste­
hen nicht. Die Notwendigkeit /zwischen verschiedenen Bilanzposten zu unter­
scheiden, ergibt sich aber indirekt aus den Bewertungsvorschriften. Steuerlich be­
deutsam sind vor allem die Unterscheidungen in bewegliche/unbewegliche sowie 
in abnutzbare/nicht abnutzbare Wirtschaftsgüter. 

2. Allgemeine Grundsätze für die Gliederung von Kapitalgesellschaften 

65 Erweiterung des Gliederungsschemas: Für die Anpassung an Besonderheiten der 
Kapitalgesellschaft sieht § 265 V HGB vor: 
- eine Untergliederung von gesetzlich vorgesehenen Posten (§265 V S . 1 HGB) 

und 
- das Hinzufügen neuer Posten, wenn ihr Inhalt nicht von einem vorgeschriebe­

nen Posten gedeckt wird (§ 265 V S. 2 HGB). 
Die Untergliederung ist bei den Sachanlagen auf die Posten mit arabischen Zif­
fern beschränkt 8 8 . Die Untergliederung m u ß die vorgeschriebene Gliederung be­
achten, d. h. die Bezeichnung des untergliederten Postens sowie sein Bilanzwert 
müssen nach wie vor eindeutig erkennbar sein. Die Untergliederung kann in der 
Form der Aufteilung eines Postens in einzelne Komponenten oder in Form eines 
davon-Vermerks erfolgen. 
Beispiele für neue Posten, die sich nicht ohne Zwang in das Gliederungsschema 
von § 266 II HGB einordnen lassen und deshalb auf der Gliederungsebene der ara­
bischen Ziffern hinzugefügt werden dürfen, sind: Rohstoffvorkommen, Gruben-
und Schachtbauten, Schiffe, Flugzeuge, Energieversorgungsanlagen, Filmrechte 
und Leasing-Vermögen bei Leasinggesellschaften 8 9. 
Bei beiden Möglichkeiten für eine erweiterte Gliederung handelt es sich grund­
sätzlich u m Wahlrechte, die ihre Grenze in dem aligemeinen Gebot der Klarheit 
und Übersichtlichkeit (§ 243 II HGB) finden. Die Untergliederang und insbeson­
dere die Einfügung neuer Posten ist jedoch dann verpflichtend, wenn ein Verzicht 
auf diese Anpassungen zu Fehlurteilen Anlaß geben würde 9 0 . 

66 § 330 HGB ermächtigt den Bundesminister der Justiz, durch RechtsVO Formblät­
ter vorzuschreiben oder andere Gliederungsvorschriften zu erlassen, wenn der 
Geschäftszweig eine von § 266 HGB abweichende Gliederung der Bilanz erfor­
dert. Die Ermächtigung betrifft zwar nur Kapitalgesellschaften und Genossen-

88 Vgl. Weber in Küting/Weber, § 265 Rn 46, vgl. auch ADS, 5. Aufl., § 265 Tz. 64. 
89 Vgl. z.B. Budde/Ihle in Beck'scher BilKomm., § 265 Rn 15; Castan in Beck HdR, B 146 

Rn 5. Zum Ausweis des Leasingvermögens vgl. auch IDW HFA 1/1989, WPg 1989, 625 
(625) (s. unten Rn 452). 

90 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 265 Tz. 56 und 69; Budde/Ihle in Beck'scher BilKomm., § 265 
Rn 15; Weber in Küting/Weber, § 265 Rn 57, Castan in Beck HdR, B 146 Rn 2. 
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Schäften, aber aufgrund spezieller gesetzlicher Regelungen sind die RechtsVO im 
allgemeinen auch von Unternehmen in einer anderen Rechtsform zu beachten. 
Formblätter mit z. T. abweichenden Gliederungen sind zur Zeit vorgesehen für: 
- Kreditinstitute |VO vom 14. 9. 1987, BGBl. I S. 2169), 
- Versicherungen (VO vom 23. 12. 1986, BGBL I 1987 S. 2), 
- Wohnungsun temehmen (VO vom 6. 3. 1987, BGBl. I S. 770), 
- Krankenhäuser (VO vom 24. 3. 1987, BGBl. I S. 1045) und 
- Verkerhsbetriebe (VO vom 13. 7. 1988, BGBl. I S. 1057). 
§ 265 IV HGB regelt den Sonderfall, daß für ein Unternehmen unterschiedliche 
Formblätter gelten, weil es mehrere Geschäftszweige betreibt. In diesem Fall ist 
die Bilanz nach der für einen Geschäftszweig vorgeschriebenen Gliederung aufzu­
stellen und nach der für die anderen Geschäftszweige vorgeschriebenen Gliede­
rung zu ergänzen 9 1 . Vorgang hat das Schema, das am ehesten eine eindeutige und 
verständliche Zuordnung der darzustellenden Sachverhalte ermöglicht und bei 
dem vergleichsweise am wenigsten zusätzliche Posten aufgenommen werden müs­
sen 9 1 . Die Ergänzungen sind im Anhang anzugeben und zu begründen (§ 265 IV 
S. 2 HGB). 

Auch wenn keine Formblätter zu Abweichungen von § 266 II HGB zwingen, m u ß 
die Gliederung der mit arabischen Zahlen versehenen Posten der Bilanz geändert 
werden, wenn dies wegen der Besonderheiten der Kapitalgesellschaft zur Aufstel­
lung eines klaren und übersichtlichen Jahresabschlusses erforderlich i s t Das glei­
che gilt für die Änderung bzw. Anpassung von Postenbezeichnungen (§ 265 VI 
HGB). Der erste Fall ist zumindest für die vertikale Gliederung der Sachanlagen 
ohne praktische Bedeutung, über die Zulässigkeit und ggf. Pflicht zur Unterglie­
derung vorgeschriebener Posten und zur Hinzufügung neuer Posten (vgl. Rn 65) 
können die Besonderheiten des einzelnen Unternehmens bereits ausreichend be­
rücksichtigt werden. Anders verhält es sich mit der Bezeichnung der Einzelposen. 
Diese sind an den tatsächlichen Inhalt anzupassen, d.h. ggf. zu verkürzen, wenn 
die Postenbezeichnung auf Vermögensgegenstände hinweist, die in dem bilanzie­
renden Unternehmen (einschließlich Vorjahr) nicht vorhanden sind. Wenn im 
Geschäftsjahr und Vorjahr z. B. keine Bauten auf fremden Grundstücken vorhan­
den waren, m u ß von der gesetzlichen Postenbezeichnung der Teil „einschließlich 
der Bauten auf fremden Grundstücken" weggelassen werden 9 3 . Dagegen sind 
Kurzbezeichnungen m. E. unzulässig, weil es für den Bilanzleser nicht ohne weite­
res erkennbar ist, ob sich hinter der vom gesetzlichen Wortlaut abweichenden Be­
zeichnung materielle Änderungen verbergen oder es sich lediglich u m eine 
sprachliche Änderung handel t 9 4 . 

91 Für Hypothekenbanken gilt § 24 HypBankG. 
92 Vgl. Castan in Beck HdR, B 141 Rn 70. 
93 Vgl. ADS 5. Aufl., § 265 Tz. 73 m.w.N., Streim in BHR, § 265 Rn 8, a.A. Budde/Ihle in 

Beck'scher BilKomm., §265 Rn 16 und 18. 
94 A.A. u.a. ADS, 5. Aufl., §265 Tz. 73 ff., Budde/Ihle in Beck'scher BilKomm., §265 

Rn 16, Weber in Küting/Weber, § 265 Rn 71 f. Die Begründungen für die Abweichun­
gen vom gesetzlichen Wortlaut überzeugen jedoch wenig. Bedenken gegen Kurzbezeich-
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68 Zusammenfassung von Posten: Bilanzposten mit arabischen Zahlen dürfen, wenn 
nicht besondere Formblätter (Rn 66) vorgeschrieben sind, zusammengefaßt wer­
den, wenn eine der beiden Voraussetzungen erfüllt ist (§ 265 VH HGB): 
- Die Posten sind betragsmäßig nicht erheblich. 
- Die Zusammenfassung erhöht die Klarheit der Darstellung. 
Die Zusammenfassung wegen Geringfügigkeit verlangt, daß der geringfügige Po­
sten vollständig einem anderen, inhaltlich möglichst ähnlichen Posten zugeord­
net werden kann. Die Zusammenfassung aller Teilposten zu einem in der Gliede­
rung Ubergeordneten Sammelposten (hier Sachanlagen) ist ebenfalls möglich, aber 
nur unter der weiteren Voraussetzung, daß sämtliche Teilposten unerheblich 
sind. Maßstab für die Geringfügigkeit ist die Generalnorm des § 264 II HGB. 
Wenn Bilanzposten zusammengefaßt werden, weil dadurch die Klarheit der Dar­
stellung in der Bilanz vergrößert wird, müssen die zusammengefaßten Posten im 
Anhang gesondert ausgewiesen werden (§ 265 VII Nr. 2 HGB). Ein Informations­
verlust tritt durch die Zusammenfassung also nicht ein. Bei der Zulässigkeit von 
Zusammenfassungen im Anlagevermögen bzw. bei Sachanlagen ist zu berücksich­
tigen, daß Kapitalgesellschaften gemäß § 268 II HGB die Entwicklung ihres Anla­
gevermögens in einem sog. Anlagespiegel (Rn 100 ff.) darstellen und in dieser 
Darstellung - wie in der Bilanz - die (Rest[Buchwerte aller Unterposten auffüh­
ren müssen 9 5 . 

69 Leerposten brauchen nicht aufgeführt zu werden, es sei denn, daß im vorangegan­
genen Geschäftsjahr unter diesem Posten ein Betrag ausgewiesen wurde (§ 265 VE 
HGB). 

70 Stetigkeit des Ausweises (zur Bewertungsstetigkeit vgl. Rn 163 ff.): Die Form der 
Darstellung des Jahresabschlusses ist beizubehalten (§ 265 I S. 1 HGB). Diese Ver­
pflichtung bezieht sich nicht nur auf die einmal gewählte vertikale Gliederung 
der Bilanzposten und die Gliederung des Anlagespiegels (Rn 104 ff.), sondern 
auch auf die Postenbezeichnüngen (Ausnahme Rn 67), die Abgrenzung der Einzel­
posten untereinander und die Behandlung von Zweifelsfragen der Abgrenzung. 
Bei mehrfacher Zugehörigkeit eines Vermögensgegenstandes zu Bilanzposten hat 
der Posten Vorrang, zu dem das Anlagegut vorrangig gehört; ggf. ist bei dem be­
vorzugten Posten die Mitzugehörigkeit zu vermerken oder es sind Anhang­

nungen äußert Castan in Beck HdR, B 141 Rn 34 ff. Zur BUanzierungspraxis vgl. Treuar­
beit AG (Jahresabschlüsse '87), 1989, 40 f. 

95 Vgl. Emmerich, WPg 1986, 698 (701). Ob allerdings die in der Praxis fast als Regelfall zu 
beobachtende Reduktion der Bilanz auf die Posten mit römischen Ziffern mit der gesetz­
lichen Absicht, u. a. den zwischenbetriebüchen Vergleich zu erleichtern, vereinbar ist, 
ist m.E. zweifelhaft. In der Kommentierung wird sie für zulässig angesehen; vgl. z.B. 
ADS, 5. Aufl., § 265 Tz. 89; Budde/Ihle in Beck'scher BilKomm., § 265 Rn 17; zurück­
haltender Castan in Beck HdR, B 141 Rn 15 ff. Die Bedürfnisse der Praxis, von der z.B. 
ADS, 5. Aufl., § 265 Tz 89, sprechen, scheinen eher davon motiviert zu sein, zu ver­
schleiern, daß die Anhangangaben in den nach dem BiRiLiG veröffentlichten Jahresab­
schlüssen ohne die Aufgliederung zusammengefaßter Posten allein schon vom Umfang 
her im allgemeinen nur dürftig sind. 
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angaben erforderlich (§ 265 HI S. 1 HGB) 9 6 . Die Verpflichtung zur Ausweisstetig­
keit erstreckt sich weiterhin auf den Anhang, insbesondere auch auf die Anhang-
angaben, die wahlweise in der Bilanz oder im Anhang gemacht werden können 9 7 ; 
sie ist insbesondere für Angaben zwingend, die gemäß § 265 VII Nr. 2 HGB in den 
Anhang verlagert werden 9 8 . 
Abweichungen von der Darstellungsstetigkeit sind nur in Ausnahmefällen zuläs­
sig; sie müssen außerdem wegen besonderer Umstände erforderlich sein (§ 265 I 
S. 1 HGB). Sie setzen grundlegend geänderte Verhältnisse voraus, d. h. die bisheri­
ge Darstellungsform darf keinen klaren übersichtlichen Jahresabschluß mehr ge­
währleisten 9 9 . Abweichungen sind im Anhang anzugeben und zu begründen 
(§ 265 I S. 2 HGB). Die Begründung m u ß Ursache und Notwendigkeit der Durch­
brechung erkennen lassen, eine pauschale Begründung durch Wiedergabe des Ge­
setzeswortlauts genügt n i ch t 1 0 0 . 
Das Stetigkeit des Ausweises gilt als allgemein anerkanner GoB auch für Nicht­
Kapitalgesellschaften 1 0 1. 

Vergleichszahlen des Vorjahres: Zu jedem gesondert ausgewiesenen Posten, d.h. 71 
auch für freiwillige Untergliederungen und hinzugefügte neue Posten (Rn 65), ist 
der entsprechende Betrag des vorhergehenden Geschäftsjahres anzugeben (§ 265 II 
S. 1 HGB). Sind die Beträge nicht vergleichbar, wobei als Gründe nicht nur geän­
derte Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsmethoden, sondern auch Strukturände­
rungen bei den Unternehmensgrundlagen in Betracht k o m m e n 1 0 2 , so ist dies im 
Anhang anzugeben und zu erläutern, die betroffenen Bilanzposten sind zu benen­
nen. Das gleiche gilt,' wenn die Vorjahresbeträge angepaßt werden (§ 265 II S. 2 
HGB). 

3. Inhalt der Bilanzposten 

a) Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich der Bauten 
auf fremden Grundstücken (A II 1) 

Umfang: In diesem Posten sind alle Grundstücke und grundstücksgleichen Rech- 72 
te (Rn 73) auszuweisen, die im rechtlichen oder wirtschaftlichen Eigentum des 
Unternehmens stehen. Für den Ausweis ist es unerheblich, ob die Grundstücke 
bebaut oder unbebaut sind und wie sie genutzt werden. Zu diesem Posten gehö-

96 Vgl. Schulze-Osterloh in Baumbach/Hueck, § 42 Rn 39. 
97 Str., vgl. Emmerich, WPg 1986, 698 (699 f.) m.w.N.; ADS, 5. Aufl., § 265 Tz. 15; We­

ber in Küting/Weber, § 265 Rn 8; Streim in BHR, § 265 Rn 2. 
98 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 265 Tz. 15. 
99 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 265 Tz. 20. Zu Beispielen für die Notwendigkeit und damit Zuläs-

sigkeit von Abweichungen vgl. Schulen in Beck HdR, B 410 Rn 43. 
100 Vgl. Budde/Ihle in Beck'scher BilKomm., § 265 Rn 4, ergänzend vgl. Rn 368 ff. 
101 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 265 Tz. 6, m.w.N., Streim in BHR, § 265 Rn 2; Schulze-Osterloh, 

ZHR 1986, 403 (427); Baumbach/Duden/Hopt, §252 Anm. 7, vgl. auch Bundessteuer­
beraterkammer, 1988, 46 (47). 

102 Vgl. Streim in BHR, §265 Rn4, Weber in Küting/Weber, §265 Rn22, a.A. ADS, 
5. Aufl., § 265 Tz. 35, die die eingeschränkte Vergleichbarkeit auf Ausweisänderungen 
beschränken. 
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ren weiterhin alle Bauten, und zwar unabhängig davon, ob sie auf eigenen oder 
fremden Grundstücken errichtet worden sind. Auch bei den Bauten ist die Art 
der Nutzung unerheblich, z. B. ob es sich u m Geschäfts-, Fabrik- oder Wohnbau­
ten oder um sonstige Baulichkeiten handelt. Der Begriff der Bauten umfaßt die 
Gebäude (Rn 79) und die selbständigen Grundstückseinrichtungen (Rn 74), nicht 
aber die Betriebsvorrichtungen (Rn 77 ff.). 

73 Grundstücksgleiche Rechte stehen den Grundstücken wirtschaftlich und in man­
cher Hinsicht auch rechtlich gleich. Sie werden deshalb einschließlich der Bauten 
wie eigene Grundstücke behandelt. Zu den grundstücksgleichen Rechten gehören 
unstreitig das Erbbaurecht, das Bergwerkseigentum und andere Abbaurechte so­
wie das Wohnungseigentum einschließlich des Teileigentums an nicht Wohn­
zwecken dienenden Räumen. Bezüglich weiterer dinglicher Rechte, insbesondere 
Grunddienstbarkeit i.S.v. §1018 BGB, Nießbrauch nach §§ 1030 ff. BGB, be­
schränkt persönliche Dienstbarkeit i.S.v. §§ 1090ff. BGB, Überbaurecht nach 
§ 912 BGB und ähnlichen Rechten nach öffentlichem Recht oder Landesrecht, be­
stehen teilweise unterschiedliche Auffassungen. Überwiegend werden sie, sofern 
für die Erlangung des Rechts ein Entgelt gezahlt worden ist, als immaterielle Ver­
mögensgegenstände angesehen 1 0 3 . 

Durch die Zusammenfassung des gesamten Grundvermögens zu einem Posten 
(Rn 60) hat die Frage der Abgrenzung der grundstücksgleichen Rechte stark an Be­
deutung verloren 1 0*. Denn unstrittig ist, daß Bauten, die aufgrund eines solchen 
dinglichen Rechts errichtet; werden, ebenso wie Bauten, die lediglich auf einem 
obligatorischen Recht (Miete, Pacht) beruhen, in dem gleichen Posten A II 1 der 
Sachanlagen zu erfassen sind. Die Streitfrage erhält nur dann wieder Bedeutung, 
wenn der Posten A II 1 gemäß § 265 V S. 1 HGB freiwillig weiter untergliedert 
wird (Rn 65) und die Bauten auf fremden Grundstücken gesondert gezeigt wer­
den 1 0 5 . 

74 Grundstückseinrichtüngen (steuerlich häufig als Außenanlage bezeichnet), wie 
z. B. Straßen, Parkplätze, Sportplätze, Einfriedungen, Brücken, Uferbefestigungen, 
Kanalbauten 1 0 6 , sind zivilrechtlich zwar Bestandteile eines Grundstücks. Trotz­
dem sind sie als Betriebsvorrichtungen (Rn 77) unter den Technischen Anlagen 

103 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 266 Tz; 43; Reinhard in Rüting/Weber, § 247 Rn 40; Nordmeyer 
in Beck HdR, B 212 Rn 20, Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 151 Rn 22. 
A.A.: Aktiengesetz Großkommentar, §151 Anm. 24, sowie Pankow/Lienau in 
Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 323: bezüglich aller dinglichen Rechte; Matschke in 
BHR, § 266 Rn 43: nur bezüglich des Nießbrauchs; Knop in Küting/Weber, § 266 
Rn 14: ggf. Aktivierbarkeit der beschränkt persönlichen Dienstbarkeit als Rechnungs­
abgrenzungsposten. 

104 Unter dem AktG 1965 hing von dieser Streitfrage ab, ob die aufgrund des dinglichen 
Rechts errichteten Bauten in dem Büanzposten A 1 (= Bauten auf eigenen Grundstük-
ken) oder A 4 (= Bauten auf fremden Grundstücken) auszuweisen waren. 

105 Wegen des besonderen Informationsinteresses wird eine solche freiwillige Untergliede­
rung z.B. von Knop in Küting/Weber, §266 R u l l , empfohlen; vgl. auch ADS, 
5. Aufl., § 266 Tz. 34. 

106 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 266 Tz. 46; Pankow/Reichmann in Beck'scher BilKomm., § 247 
Rn596. 
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und Maschinen (A II 2) auszuweisen, sofern sie in einem Nutzungs- und Funk­
tionszusammenhang mit dem Prozeß der betrieblichen Leistungserstellung ste­
h e n 1 0 7 . 

Bauten auf fremden Grundstücken: Für den Ausweis innerhalb des Postens A II 1 75 
ist es unerheblich, wer zivilrechthch Eigentümer des Bauwerks ist, sofern es sich 
nur u m Bauten, d. h. u m selbständige bauliche Einheiten, die auch nach außen als 
solche in Erscheinung treten, handelt und der Bilanzierende wirtschaftlicher 
Eigentümer ist. Einkommensteuerlich werden Bauten auf fremden Grundstücken 
ebenfalls wie eigene Bauten als unbewegliche Wirtschaftsgüter behandelt, und 
zwar unabhängig davon, ob wirtschaftliches Eigentum oder nur ein Nutzungs­
recht vorliegt, d. h. Gebäude auf fremden Grund und Boden werden wie materiel­
le Wirtschaftsgüter entsprechend den für Gebäude geltenden Vorschriften abge­
schrieben 1 0 8 . Zu den Ein- und Umbauten des Mieters und Pächters vgl. Rn 81. 

Eine Trennung des Grandstückswerts vom Wert des Gebäudes bzw. vom Wert 76 
anderer Bauten ist für den Ausweis nicht erforderlich, wohl aber für die Bewer­
tung (Rn 196). Das gleiche gilt für Rechte zur Ausbeutung von Bodenschätzen 
(Rn 73); diese sind, wenn sie zusammen mit dem Grundstück erworben wurden, 
gesondert zu aktivieren und abzuschreiben. 

Betriebsvorrichtungen gehören nicht zu den Bauten bzw. Grundstückseinrichtun- 77 
gen, sondern werden unter den Technischen Anlagen und Maschinen (A II 2) aus­
gewiesen, auch wenn sie selbständige Bauwerke, Gebäudeteile oder Grundstücks-
einrichtungen sein sollten, wie z. B. Schornsteine, Öfen, Kühltürme oder Kaimau­
ern. Entscheidend für die Abgrenzung ist, ob mit ihnen ein Gewerbe unmittelbar 
betrieben wird und damit ein von der eigentlichen Gebäude- bzw. Grundstücks­
nutzung verschiedener Nutzungs- und Funktionszusammenhang vorliegt 1 0 9 . Han­
delsrechtlich geht im Zweifel der Ausweis unter A II 2 vor 1 1 0 . 

107 Vgl. Knop in Küting/Weber, § 266 Rn 19; ADS, 5. Aufl., § 266 Tz. 46, mißverständlich 
Pankow/Reichmann in Beck'scher BilKomm., § 247 Rn 596 und 601, vgl. aber auch 
Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 351 ff. 

108 Vgl. BMF v. 3. 5. 1985 - I V B 2 - S 2 1 9 6 - 7/85 - BStBl. I 1985, 188, mit Nachweisen 
zur BFH-Rspr., Abschn. 141 und 421 EStR (s. unten Rn 465). Zustimmend zur steuerli­
chen Behandlung z. B. Halbig, Inf. 1985, 421; Schmidt in Schmidt, § 5 Anm. 17a; allge­
mein zur Bilanzierung von Nutzungsrechten an Grundstücken vgl. Kußmaul (Nut­
zungsrechte), 1987; Kußmaul, StuW 1988, 46, m.w.N. Kritisch insbes. Knobbe-Keuk 
(Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht), 1989, 87, die für den Fall, daß der Bilanzieren­
de nicht zivilrechtlicher Eigentümer des Bauwerks ist, eine Aktivierung nur dann für 
vertretbar hält, „wenn dem Mieter oder Pächter bei - auch vorzeitiger - Beendigung 
des Miet- oder Pachtverhältnisses gegen den Verpächter ein Anspruch auf Ersatz seiner 
Aufwendungen zusteht. Dann verkörpert der Aktivposten ,Bauten auf fremden Grund­
stücken' diese Forderung". 

109 Vgl. BFH v. 14. 8. 1958 - ÜI 382/57 U - BStBl. III 1958, 400; vgl. auch FM NRW v. 
31. 3. 1967 - S 3190 - 1 - V 1 - BStBl. U 1967, 127 (129); Abschn. 43 III EStR (s. unten 
Rn 467). 

110 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 151 Rn 16, ebenso wohl Pankow/ 
Henau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 334. 
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78 Steuerlich wirkt sich die Abgrenzung zu den Betriebsvorrichtungen bzw. allge­
meiner zwischen unbeweglichen Wirtschaftsgütern 1 1 1 und beweglichen Wirt­
schaftsgütern 1 1 2 insbesondere auf die Bemessung der Abschreibung und die Ein­
heitswertermittlung aus 1 1 3 . Da die steuerlichen Auswirkungen i. d.R. erheblich 
sind, gibt es zu dieser Frage zahlreiche BFH-Entscheidungen und Erlasse der Fi­
nanzverwaltung sowie eine umfangreiche Kasuistik 1 1 4 . Für die handelsrechtliche 
Bilanzierung sind die steuerlichen Abgrenzungen nicht bindend, jedoch ein sehr 
wichtiger Orientierungspunkt 1 1 5 . 

79 Der bewertungsrechtliche Begriff der Betriebsvorrichtung (§ 68 BewG) ist nach st. 
Rspr. auch einkommensteuerlich maßgebend 1 1 6 . Für die Abgrenzung der Betriebs­
vorrichtungen geht die Rspr. vom Gebäudebegriff aus. Als Gebäude gelten Bau­
lichkeiten, die Menschen oder Sachen durch räumliche Umschließung Schutz ge­
gen Witterungseinflüsse gewähren, den Aufenthalt von Menschen gestatten, fest 
mi t dem Grund und Boden verbunden und von einiger Beständigkeit und ausrei­
chend standfest sind. Der Gebäudebegriff setzt nicht voraus, daß das Bauwerk 
oberirdisch liegt. Auch unter der Erdoberfläche befindliche Bauwerke, z. B. Tief­
garagen und unterirdische Betriebsräume, können Gebäude se in 1 1 7 . Unselbständi­
ge Gebäudebestandteile (Regelfall) teilen das Schicksal des Gebäudes und sind mit 
diesen auszuweisen und abzuschreiben. Als selbständige Gebäudeteile (Ausnah­
mefall) und damit als gesonderte (bewegliche) Wirtschaftsgüter werden Gebäude­
teile angesehen, die besonderen Zwecken dienen, d. h. in einem von der eigentli­
chen Gebäudenutzung verschiedenen Nutzungs- und Funktionszusammenhang 
s tehen 1 1 8 . Entscheidend ist also jeweils der konkrete Einsatz- und Verwendungs­
zweck in einem bestimmten Unternehmen. Dies kann dazu führen, daß eine be­
st immte Anlage in einem Produktionsbetrieb als Betriebsvorrichtung anzusehen 
ist, während sie in einem Handelsbetrieb Gebäudebestandteil i s t 1 1 9 . Es genügt, 
wenn ein Gebäudeteil überwiegend dem Betriebszweck d ien t 1 2 0 . Selbständige Ge­
bäudeteile in diesem Sinne sind neben den Betriebsvorrichtungen (Rn 77 f.) auch 

111 Hierzu zählen Grund und Boden, Gebäude, selbständige unbewegliche Gebäudeteile, 
Eigentumswohnungen und in Teüeigentum stehende Räume, Außenanlagen und ggf. 
auch Mieterein- oder -umbauten. 

112 Hierzu zählen Betriebsvorrichtungen, Scheinbestandteile (Rn 80) sowie transportable 
Wirtschaftsgüter. 

113 Vgl. den Überbück bei Herrmann/Heuer/Raupach, § 7 Anm. 313. 
114 Vgl. die Nachweise bei Herrmann/Heuer/Raupach, §7 Anm. 310 ff.; Drenseck in 

Schmidt, § 7 Anm. 2b-d. 
115 Ebenso wohl Pankow/Henau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 352; Reinhard in Kü­

ting/Weber, § 247 Rn 41. 
116 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 7 Anm. 316 m.w.N.,- Abschn. 42 I und 43 m EStR 

(s. unten Rn 465 und 467), FM NRW v. 31. 3. 1967 - S 3190 - 1 - V 1 - BStBl. II 1967, 
127; a. A. Pankow/Henau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 355; Drenseck in Schmidt, 
§ 7 Anm. 2c, wobei sich sowohl Pankow/Lienau als auch Drenseck m. E. zu Unrecht 
auf BFH v. 20. 3. 1975 - IV R 16/72 - BStBl. II 1975, 689, berufen. 

117 Vgl. FM NRW v. 31. 3. 1967 - S 3190 - 1 - V 1 - BStBl. II 1967, 127 (127). 
118 Vgl. BFH v. 26. 11. 1973 - GrS 5/71 - BStBl. II 1974, 132 (135). 
119 Vgl. Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 355. 
120 Vgl. Hernnann/Heuer/Raupach, § 7 Anm. 332. 
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die Scheinbestandteile (Einbauten zu einem vorübergehenden Zweck) (Rn 80) und 
die Mietereinbauten (Rn 81 ff.) 1 2 1 . 

Schembestandteile: Sachen, die nur zu einem vorübergehenden Zweck mit dem 80 
Grundvermögen verbunden sind, können Gegenstand besonderer Rechte sein, 
und zwar unabhängig davon, ob der Eigentümer oder ein Dritter (insbesondere 
ein Mieter oder Pächter) die (Ein-)Bauten vorgenommen hat. Da sie bürgerlich-
rechtlich (§ 95 BGB) nicht zu den Bestandteilen eines Grundstücks gehören, tei­
len sie nicht ohne weiteres dessen Schicksal. Der Ausweis richtet sich vielmehr 
nach den allgemeinen Grundsätzen. Wenn es sich u m ein vorübergehend errich­
tetes Gebäude oder sonstiges Bauwerk handelt, erfolgt der Ausweis unter A II 1 
(steuerlich unbewegliches Wirtschaftsgut) (siehe auch Rn 75). Sind die Scheinbe­
standteile dagegen als Betriebsvorrichtungen (Rn 77 ff.) oder als vorübergehende 
Einbauten in ein Gebäude (vgl. auch Rn 81 ff.) anzusehen, erfolgt der Ausweis un­
ter A II 2 oder A II 3. Für den Ausweis unter A II 2 bzw. A II 3 kommen insbeson­
dere Laden- oder Gaststätteneinbauten, Schalterhalleneinrichtungen, Schaufen­
steranlagen, Trennwände und Fassaden in Betracht 1 2 2 . Nach den gleichen Grund­
sätzen wie Schembestandteile wird Zubehör i.S.v. § 97 BGB zugeordnet 1 2 3 . 

Ein- und Umbauten des Mieters und Pächters (kurz: Mietereinbauten): Mieterein- 81 
bauten sind solche Baumaßnahmen, die der Mieter bzw. Pächter eines Gebäu-
de(teil)s auf seine Rechnung an dem gemieteten bzw. gepachteten Gebäude(teil) 
vornehmen läßt, wenn die Aufwendungen Herstellungsaufwand und kein Erhal­
tungsaufwand (Rn 112 ff.) sind. Mietereinbauten können Scheinbestandteile (vgl. 
dann Rn 80), Betriebsvorrichtungen (vgl. dann Rn 77 ff.) oder sonstige Mieterein­
bauten sein 1 2 4 . Bei den sonstigen Mietereinbauten sind drei Fälle zu unterschei­
d e n 1 2 5 : 
a) Der Mieter bzw. Pächter ist wirtschaftlicher Eigentümer. Wirtschaftliches 

Eigentum ist i. d. R. anzunehmen, wenn die eingebauten Sachen während der 
voraussichtlichen Mietdauer technisch oder wirtschaftlich verbraucht werden 
oder wenn der Mieter bei Beendigung des Mietverhältnisses vom Eigentümer 
mindestens die Erstattung des noch verbliebenen gemeinen Wertes der Einbau­
ten verlangen kann. 

b) Die Mietereinbauten dienen unmittelbar den besonderen betrieblichen oder 
beruflichen Zwecken des Mieters und stehen nicht in einem einheitlichen 
Nutzungs- und Funktionszusammenhang mit dem Gebäude. 

c) Alle übrigen sonstigen Mietereinbauten, d. h. Baumaßnahmen, die auch unab­
hängig von der vom Mieter vorgesehenen betrieblichen oder beruflichen Nut­
zung hätten vorgenommen werden müssen (und zu keinem wirtschaftlichen 
Eigentum des Mieters geführt haben). 

121 Vgl. Abschn. 13b I EStR (s. unten Rn 456); Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 630. 
122 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 266 Tz. 36, Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 

Rn 364. 
123 Zur steuerlichen Behandlung des Zubehörs vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 7 

Anm. 334; z.T. a.A. Drenseck in Schmidt, § 7 Anm. 2c. 
124 Vgl. BMF v. 15. 1. 1976 - IV B 2 - S 2133 - 1/76 - BStBl. II 1976, 66 (Ziff. 1). 
125 Vgl. BMF v. 15. 1. 1976 - IV B 2 - S 2133 - 1/76 - BStBl. II 1976, 66 (Ziff. 4 ff.). 
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82 Handelsrechtlich sind die sonstigen Mietereinbauten nur im Fall a) aktivierungs­
fähig, d. h. wenn wirtschaftliches Eigentum erworben wird. Nach h. M. sind sie 
dann als Sachanlagen auszuweisen und den einzelnen Bilanzposten nach wirt­
schaftlichen Gesichtspunkten zuzuordnen, i. d. R. der Betriebs- und Geschäftsaus­
stattung (A II 3). Ein Ausweis als Grundvermögen (Aul ) kommt nur in Betracht, 
wenn die Mietereinbauten zur Nutzung des Gebäudes oder Grundstücks beitra­
gen. Sind die Mietereinbauten bedeutend, empfiehlt sich ein gesonderter Aus­
weis 1 2 6 . 

83 Steuerlich sind aufgrund der Rspr. des BFH 1 2 7 die sonstigen Mietereinbauten auch 
im Fall b) als unbewegliche materielle Wirtschaftsgüter zu aktivieren 1 2 8 . Diese äu­
ßerst problematische Auffassung, der sich die Finanzverwaltung angeschlossen 
ha t 1 2 9 , ist im Schrifttum heftig umst r i t ten 1 3 0 . Nach Auffassung der Finanzverwal­
tung soll für die Aktivierung sogar unerheblich sein, wenn die Aufwendungen, 
hätte sie der Eigentümer des Grundstücks getragen, nur zu unselbständigen Ge­
bäudeteilen geführt hä t t en 1 3 1 . Im Fall c) liegen steuerlich immaterielle Wirt­
schaftsgüter vor, die wegen § 5 II EStG nicht aktiviert werden dürfen, sofern nicht 
wegen vereinbarter Verrechnung mit der Miete ein Rechnungsbegrenzungsposten 
zu bilden i s t 1 3 2 . 

b) Technische Anlagen und Maschinen (A II 2) 

84 Umfang: Hierbei handelt es sich u m die unmittelbar der Produktion dienenden 
Anlagegüter einschließlich der Betriebsvorrichtungen (Rn 77 ff.) und der Hilfsbe-

126 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 266 Rn 37; Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 26, Reinhard 
in Küting/Weber, § 247 Rn 45 ; Pankow/Reichmann in Beck'scher BilKomm., § 247 
Rn 602. Die (wohl) generelle Zuordnung der Mietereinbauten zu den Bauten auf frem­
den Grundstücken, wie sie § 244 III E-HGB vorsah (BTDrS. 10/317, S. 8) wurde nicht 
Gesetz. 

127 Vgl. BFH v. 26. 2. 1975 - I R 184/73 - BStBl. II 1975, 443, BFH v. 26. 2. 1975 - I R 
32/73 - BStBl. II 1975, 443. In zwei bewertungsrechtlichen Entscheidungen hat der 
BFH Mietereinbauten (Modernisierung einer Schaufensteranlage bzw. Umbau einer Fa­
brikhalle in Labor und Büroräume) dagegen als immaterielle Wirtschaftsgüter (Ge­
brauchsvorteile) qualifiziert, vgl. BFH v. 25. 5. 1984 III R 103/81 - BStBl. U 1984, 617, 
und BFH v. 24. 8. 1985 - m R 33/81 - BStBl. II 1985, 40; kritisch u.a. Knobbe-Keuk 
(Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht), 1989, 88: „Der ,Nutzungsvorteil' ist kein Ver­
mögensgegenstand / Wirtschaftsgut." 

128 Nach BFH vom 31. 10. 1978 -VIIIR 146/75 - BStBl. II 1979, 507 - sind Mietereinbau­
ten nicht als, sondern nur wie materielle Wirtschaftsgüter zu aktivieren. 

129 Vgl. BMF v. 15. 1. 1976 - IV B 2 - S 2133 - 1/76 - BStBl. II 1976, 66; Abschn. 13b IV 
EStR (s. unten Rn 456). 

130 Vgl. z.B. Kupsch, BB 1981, 212; Knobbe-Keuk (Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht), 
1989, 87 f.; Crezehus, DB 1983, 2019; Herrmann/Heuer/Raupach, § 5 Anm. 1256, je­
weils m.w.N.; IDWSteuerfachausschuß, FN 1976, 9. Im Ergebnis, nicht aber in der Be­
gründung dem BFH zustimmend Rohhng, DB 1985, 1609 (1611 f.). 

131 Vgl. BMF v. 15. 1. 1976 - IB B 2 - S 2133 - 1/76 - BStBl, ü 1976, 66 (Ziff. 8) und inso­
weit weitergehender als BFH v. 26. 2. 1975 - I R 184/73 - BStBl. II 1975, 443; BFH v. 
26. 2. 1975 - I R 32/73 - BStBl. II 1975, 443. 

132 Vgl. BMF v. 15. 1. 1976-IB B 2 - S 2133 - 1/76-BStBl, ü 1976, 66 (Ziff. 5 und 9). 
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triebe (z. B. Anlagen von Erhaltungsbetrieben und Energie- und Versorgungsanla­
gen) 1 3 3 und unabhängig davon, ob sie durch Einbau in fremde Grundstücke und 
Gebäude rechtlich Eigentum Dritter geworden sind (Rn 75, 81 ff.). Fehlt der un­
mittelbare Zweckbezug zur Produktion, erfolgt Ausweis unter A II 3 (Rn 87 f.). 

Ersatzteile: Gegenstände für den Ersatz oder die Ergänzung von Sächanlagen, ins- 85 
besondere die Erstausstattungen an Ersatzteilen und die Speziaireserveteile, soll­
ten in dem gleichen Posten erscheinen wie die Sachanlage selbst. Bei allgemein 
verwendbaren Ersatzteilen und Reparaturmaterialien ist jedoch ein Ausweis im 
Umlaufvermögen unter den Vorräten vorzuziehen 1 3 4 . 

Werkzeuge: Maschinengebundene Werkzeuge sind unter A II 2, allgeniein ver- 86 
wendbare (Hand-)Werkzeuge dagegen unter A II 3 auszuweisen. Nach den glei­
chen Grundsätzen erfolgt die Zuordnung der Formen, Modelle und Vorrichtun­
gen 1 3 5 . Zuschüsse des Abnehmers für die Anschaffung oder Herstellung dieser 
(kundengebundenen) Formen, Modellen und Vorrichtungen bzw. Beträge, die 
ihm gesondert in Rechnung gestellt werden, mindern die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten 1 3 6 . Soweit die Formen, Modelle und Vorrichtungen jedoch 
auftragsgebunden sind und an den Abnehmer veräußert werden, gehören sie zu 
den Vorräten im Umlaufvermögen. Gleiches gilt für die Gegenstände, die sich 
mit der Ausführung eines Auftrages verbrauchen (Rn 49). 

c) Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung (A II 3) 

Umfang: Alle übrigen fertigen Sachanlagen, die nicht Grundvermögen (Rn 72 ff.) 87 
oder technische Anlagen und Maschinen (Rn 84 ff.) sind, werden i. d.R. im sehr 
heterogenen Bilanzposten A II 3 ausgewiesen. Zu den anderen Anlagen und zur Be­
triebs- und Geschäftsausstattung gehören u. a. die Einrichtungen von Werkstät­
ten, Lägern, Labors, Kantinen und Büros; Feuerschutzanlagen; allgemeine Trans­
porteinrichtungen und Fahrzeuge aller Art, soweit sie nicht zu den technischen 
Anlagen zählen; (nicht maschinengebundene) Werkzeuge, Formen, Modelle und 
Vorrichtungen (Rn 86); Arbeitsgeräte; Transportbehälter; Gerüstbaumaterial; Mu­
ster, Ausstellungsstücke, Einrichtungen von Ausstellungs- und Verkaufsräumen, 
Lichtreklame; EDV-Anlagen, Büromaschinen, Fernsprech- und sonstige Kommu­
nikationseinrichtungen. Aus Vereinfachungsgründen können die geringwertigen 
Vermögensgegenstände (Rn 239 f.) vollständig hier erfaßt werden, auch wenn sich 
darunter ggf. zu A II 2 gehörende Anlagegüter befinden 1 3 7 . 

133 Vgl. Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 31; vgl. auch die Beispiele bei Biener/Berneke 
(BiRiLiG), 1986, 146 (Anm. 12). 

134 Vgl. Husematm (Anlagegegenstände), 1976, 67; vgl. auch BMF v. 1, 7. 1969 - IV A 2 - S 
7450- 20/69 - BStBl. D 1969, 364; BMF v. 31. 12. 1986-IVB 2 InvZ 1010-66/86 -
DB 1987, Beüage 2 zu Heft Nr. 7/1987, Ziff. 18. 

135 Sie werden in der Praxis ebenfalls häufig als Werkzeuge bezeichnet; vgl. ADS, 5. Aufl., 
§266 Tz. 53. 

136 Beim Abnehmer sind diese Zuschüsse als immaterieller Vermögensgegenstand (Ver­
wendungsrecht) zu aktivieren; vgl. BFH v. 1. 6. 1989 - IV R 64/88 - DB 1989, 1750. 

137 Vgl. Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 40. 
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88 Leihemballagen und andere zur Ausleihung und nicht zur Veräußerung bestimm­
te Gegenstände, z. B. Werbefilme, gehören ebenfalls zu A II 3. Kann der Abneh­
mer im Einzelfall wählen, ob er sie erwerben oder zurückgeben will, so bestehen 
gegen den Ausweis unter den Vorräten keine Bedenken, wenn sie im allgemeinen 
erworben werden 1 3 8 . 

d) Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau (A II 4) 

89 Umfang: Als geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau sind alle Auszahlungen 
und Herstellungskosten für Investitionen in Sachanlagen zu zeigen, die bis zum 
Bilanzstichtag angefallen sind, ohne daß die Anlagen wegen Fertigstellung umge­
bucht werden können (Rn 127). Anzahlungen müssen bis zum Bilanzstichtag tat­
sächlich geleistet worden sein. Hinter ihnen m u ß stets ein Anspruch auf Liefe­
rung oder Leistung von Sachanlagen s tehen 1 3 ' . Mietvorauszahlungen und verlore­
ne Baukostenzuschüsse sind deshalb keine Anzahlungen i. S. d. Postens A II 4 1 4 0 . 
Bei den Anlagen im Bau ist es unerheblich, ob die Aufwendungen für Fremd- und 
Eigenleistungen angefallen sind. Im übrigen vgl. Rn 46 ff. Eine Trennung der An­
lagen im Bau von den Anzahlungen wie auch eine Aufteilung der Aufwendungen 
auf die einzelnen Posten der Sachanlagen ist nicht erforderlich. Zu dem gesonder­
ten Ausweis der Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände vgl. 
R n 6 0 . 

90 Intern für Investitionen reservierte Mittel gehören nicht zu A II 4. Sie sind im 
Umlaufvermögen unter B IV auszuweisen; ggf. kann im Anhang auf die Zweck­
bindung hingewiesen werden. Ein Sonderposten innerhalb der Sachanlagen oder 
zwischen Anlage- und Umlaufvermögen (Rn 25) ist unzulässig 1 4 1 . 

91 Soweit Anzahlungen an GmbH-Gesellschafter geleistet worden sind und nicht ge­
sondert ausgewiesen werden, m u ß dies vermerkt oder im Anhang angegeben wer­
den (§ 42 III GmbH). Für Anzahlungen an verbundenen Unternehmen ist bei Ka­
pitalgesellschaften ebenfalls ein Mitzugehörigkeitsvermerk bzw. eine entspre­
chende Anhangangabe erforderlich (§ 265 III HGB). 

92-99 Frei. 

138 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 151 Rn 48. 
139 Vgl. Nieders. FG v. 21. 12. 1978 - II 337/78 (nrkr.) - EFG 1979, 359. Vgl. auch FG 

Rheinland-Pfalz v. 25. 11. 1988 - 3 K 165/87 (rkr.) - EFG 1989, 221: nichtverwirklich-
te Baupläne sind kein aktivierungspfüchtiger Vermögensgegenstand. 

140 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 266 Tz. 65. 
141 A.A. Knop in Küting/Weber, § 266 Rn 25, der aber offen läßt, wo der „gesonderte Po­

sten" auszuweisen ist; /DWNA 1/1968, WPg 1968, 72 (73), Kropff in Geßler/Hefer-
mehl/Eckardt/Kropff, § 151 Rn 28. 
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II. Horizontale Gliederung (Anlagespiegel) 

1. Allgemeines 

Begriff und Zweck: Der sog. Anlagespiegel (bzw. Anlagengitter 1 4 2) nach § 268 II 100 
HGB, der Art. 15 lila und IV der 4. EG-Richtlinie umsetzt, zeigt die wertmäßige Ent­
wicklung des Anlagevermögens auf, und zwar für jeden Posten des Anlagevermö­
gens einschließlich der abweichenden bzw. freiwilligen weiteren Untergliederun­
gen (Rn 65 ff) und einschließlich der Ingangsetzungskosten 1 4 3 . Dabei sind, ausge­
hend von den gesamten Anschaffungs- und Herstellungskosten, die Zugänge, Ab­
gänge, Umbuchungen, Zuschreibungen des Geschäftsjahres sowie die aufgelaufe­
nen Abschreibungen jeweils gesondert aufzuführen. Zweckmäßigerweise werden 
die gemäß § 268 II S. 3 HGB vorgeschriebenen Angaben zu den Abschreibungen des 
Geschäftsjahres, die ebenfalls für jeden einzelnen Posten des Anlagevermögens und 
für die Ingangsetzungskosten gemacht werden müssen, in den Anlagespiegel inte­
griert. Zweck des Anlagespiegels ist es, das insgesamt im Anlagevermögen gebunde­
ne Kapital, die Altersstruktur der Anlagegüter und ihre Entwicklung im abgelaufe­
nen Geschäftsjahr zu zeigen. Der Ausweis des Anlagespiegels kann wahlweise in der 
Bilanz, in einer Anlage zur Bilanz oder im Anhang erfolgen. 

Verhältnis zum früheren Recht: Der Anlagespiegel gemäß § 152 I AktG a.F. be- 101 
ruhte auf der direkten Nettomethode, die die Entwicklung des Anlagevermögens 
zu (Rest-)Buchwerten zeigt. Wahlweise war auch die indirekte Bruttomethode zu­
lässig (§ 152 VI S. 2 AktG a.F.), d.h. auf der Aktivseite der Bilanz erscheinen die 
Gegenstände des Anlagevermögens mit ihren ursprünglichen Anschaffungs- und 
Herstellungskosten, während die Abschreibungen auf der Passivseite als Wertbe­
richtigungen ausgewiesen wurden. Im Gegensatz hierzu m u ß der Anlagespiegel 
gemäß § 268 II HGB nach der direkten Bruttomethode aufgestellt werden, d. h. 
der Ausweis der Abschreibungen auf der Passivseite ist grundsätzlich nicht mehr 
zulässig, sondern wird in die auf den historischen Anschaffungs- und Herstel­
lungskosten basierende Entwicklung des Anlagevermögens integriert; zur Aus­
nahme bei steuerrechtlichen Abschreibungen gemäß § 281 I HGB vgl. Rn 135 ff. 
Weiterhin hat sich der Ausweis des Anlagespiegels insofern geändert, als er nicht 
ausschließlich in der Bilanz bzw. als Anlage zur Bilanz, sondern auch im Anhang 
wiedergegeben werden darf. 

Rechtsformbesonderheiten: Ein Anlagespiegel gemäß § 268 II HGB m u ß nur von 102 
den Unternehmen aufgestellt werden, die ihre Bilanz nach § 266 HGB gliedern 
müssen (Rn61 f.). Andere Unternehmen dürfen ihn freiwillig aufstellen, ohne 
aber dazu verpflichtet zu sein. Empfehlenswert ist dann jedoch eine Gliederung 
des Anlagespiegels, wie sie für Kapitalgesellschaften vorgeschrieben ist. Aber auch 
die bisher üblichen Gliederungen nach der direkten Nettomethode bzw. der indi-

142 Um den Unterschied zwischen dem Anlagespiegel nach § 152 I AktG a. F. und § 268 II 
HGB zu verdeutlichen (Rn 101), schlagen z.B. Niehus (Rechnungslegung), 1982, 244, 
und Küting/Haeger/Zündorf, BB 1985, 1984 (1949), vor, statt der üblichen Bezeich­
nung den Begriff Anlagengitter zu verwenden, der Begriff hat auch in den Ausschußbe­
richt Eingang gefunden, vgl. BTDrS 10/4268, S. 105. 

143 Vgl. dazu Richter (HdJ, Abt. II/9), 1989. 
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rekten Bruttomethode sind zulässig; durch eine entsprechende Bezeichnung der 
Spalten m u ß dann jedoch klargestellt werden, welche Methode verwendet wurde. 
Soweit besondere Formblätter vorgeschrieben sind (Rn 66), wird üblicherweise 
ebenfalls ein Anlagespiegel verlangt. Zur Zuverlässigkeit indirekter Abschreibun­
gen vgl. Rn 135 ff. 

103 Größenbesonderheiten: Das Wahlrecht für kleine Kapitalgesellschaften und Ge­
nossenschaften, die gemäß § 266 Abs. 1 Satz 2 HGB bzw. § 336 II HGB die Sach­
anlagen nur in einer Summe auszuweisen brauchen (Rn 63), gilt auch für den An­
lagespiegel, allerdings nur dann, wenn davon auch in der Bilanz Gebrauch ge­
macht worden ist. Für mittelgroße Kapitalgesellschaften und Genossenschaften 
gilt die gleiche Erleichterung gemäß § 327 Nr. 1 HGB bzw. § 339 III HGB nur für 
die Offenlegung und nicht für die Aufstellung des Jahresabschlusses. Wenn diese 
Unternehmen eine entsprechend verkürzte Bilanz einreichen, müssen sie jedoch 
zusätzlich im Anhang die Restbuchwerte für die Einzelposten der Sachanlagen 
(A II 1 bis A II 4) angeben. Zum Auskunftsrecht der Aktionäre auf einen unge­
kürzten Jahresabschluß vgl. § 131 I S. 3 AktG. 

104 Gliederung des Anlagespiegels: Die Reihenfolge der Spalten ist abgesehen von der 
ersten Spalte - den gesamten Anschaffungs- und Herstellungskosten - nicht vor­
geschrieben; sie m u ß jedoch betriebswirtschaftlich sinnvoll se in 1 4 4 . Die in § 268 II 
HGB genannte Reihenfolge entspricht diesen Anforderungen. Danach ergibt sich 
- unter Einbeziehung der Abschreibungen des Geschäftsjahres gemäß § 268 II S. 3 
HGB - das in der Praxis am häufigsten anzutreffende 9-Spalten-Schema 1 4 5: 
(1) gesamte Anschaffungs- und Herstellungskosten (zu Beginn des Geschäftsjah­

res) (Rn 107) 
(2) Zugänge (des Geschäftsjahres, zu Anschaffungs- und Herstellungskosten) 

(Rnl09) 
(3) Abgänge (des Geschäftsjahres, zu Anschaffungs- und Herstellungskosten) 

(Rnl21) 
(4) Umbauchungen (des Geschäftsjahres, zu Anschaffungs- und Herstellungsko­

sten) (Rn 125) 
(5) Zuschreibungen (des Geschäftsjahres) (Rn 128) 
(6) gesamte Abschreibungen (aufgelaufen bis zum Ende des Geschäftsjahres) 

(Rn 130) 
(7) (Rest-(Buchwerte zum Ende des Geschäftsjahres (Rn 133) 
(8) (Rest-)Buchwerte zum Ende des vorausgegangen Geschäftsjahres (Rn 133) 
(9) Abschreibungen des Geschäftsjahres (Rn 134). 

105 Freiwillige Erweiterungen dieses Mindestgliederungsschemas sind zulässig. In Be­
tracht kommen vor allem eine Aufgliederung der Abschreibungen und Zuschrei­
bungen in der Form eines Abschreibungs- bzw. Zuschreibungsspiegels (Rn 129 
und 132). Leerspalten können entsprechend § 265 VIII HGB entfallen. Eine Zu-

144 Vgl. z.B. ADS, 5. Aufl., § 268 Tz. 42, Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 58. 
145 Zu anderen Gliederungen vgl. die Beispiele in Treuarbeit AG (Jahresabschlüsse '87), 

1989, 48 ff. 
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sammenfassung von Spalten ist ggf. ebenfalls zulässig. In Frage kommen in erster 
Linie Spalten mit wenigen Veränderungen, insbesondere die Umbuchungen und 
Zuschreibungen. Mit der Zusammenfassung darf jedoch kein Informationsverlust 
verbunden sein, d. h. die Einzelbeträge je Spalte und Bilanzposten müssen nach 
wie vor eindeutig erkennbar sein (z. B. durch ein U = Umbuchung bzw. Z = Zu-
schreibung hinter dem jeweiligen Einzelbetrag) 1 4 6. Auch darf die Bilanzklarheit (Les­
barkeit) durch die zusätzlichen Kennzeichnungen nicht beeinträchtigt werden. 

Rechtsfolgen: Der Anschlußprüfer muß , zumindest wenn ein Anlagespiegel fehlt 106 
oder wesentliche Einzelinformationen durch Zusammenfassung unterdrückt wer­
den, mit einer Einschränkung des Bestätigungsvermerks auf diese Mängel hinwei­
sen (§ 322 III HGB) 1* 7. Zusätzlich handelt der, der § 268 II HGB zuwiderhandelt, 
ordnungswidrig (§ 334 Nr. 1 HGB). 

2. Gesamte Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Inhalt: Die erste Spalte des Anlagespiegels zeigt als Saldovortrag die gesamten ur- 107 
sprünglichen (historischen) Anschaffungs- und Herstellungskosten sämtlicher 
Anlagegüter 1 4 8 , die in früheren Geschäftsjahren angeschafft oder hergestellt und 
zu Beginn des Geschäftsjahres noch als Anlagevermögen aktiviert waren, ein­
schließlich der bereits voll abgeschriebenen Anlagegüter, aber ohne die geringwer­
tigen Vermögensgegenstände, sofern sie bereits als Abgang behandelt wurden 
(Rn 123) 1 4 9 . Die erste Spalte zeigt auch die gesamten Aufwendungen für die In­
gangsetzung und Erweiterung des Geschäftsbetriebs, soweit in Vorjahren von dem 
Aktivierungswahlrecht des § 269 HGB Gebrauch gemacht worden ist. 

Ubergangsregelung: Sind bei der erstmaligen Anwendung der Vorschriften über 108 
den Anlagespiegel die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten (sowie 
die kumulierten Abschreibungen) einzelner Vermögensgegenstände nicht ohne 
unverhältnismäßige Kosten oder Verzögerungen feststellbar, so dürfen die Buch­
werte dieser Anlagegüter als ursprüngliche Anschaffungs- und Herstellungskost­
gen übernommen werden (Art. 24 EGHGB; vgl. auch Art. 15 III b der 4. EG-Richt­
linie). Mit dem Sinn und Zweck der Regelung ist es vereinbar, statt des letzten 
Buchwertes (so der Wortlaut der Vorschrift) auch höhere Zwischenwerte (mit den 
entsprechenden Abschreibungen) anzusetzen. Es m u ß jedoch sichergestellt sein, 
daß durch die Schätzung die ursprünglichen Anschaffungs- und Herstellungskosten 
nicht Uberschritten werden 1 5 0 . Die Anwendung dieser Ausnahmeregelung ist im 
Anhang anzugeben (Art. 24 Abs. 6 EGHGB); auf sie ist gemäß § 284 II Nr. 1 HGB 

146 Z.B. entspricht der Anlagespiegel 1987 der Hoechst AG (vgl. Treuarbeit AG (Jahresab­
schlüsse '87), 1989, 48) diesen Anforderungen nicht: Die Überträge auf betriebsbereite 
Anlagen (= Umbuchungen) werden unzulässigerweise mit den Zugängen saldiert. 

147 Vgl. auch Breycha-Schäfer in Küting/Weber, § 322 Rn 30. 
148 Lag der Zugangszeitpunkt vor der DM-Eröffnungsbilanz, sind statt der historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten die entsprechenden Werte der DM-Eröffnungs­
bilanz heranzuziehen; vgl. Harrmann in Küting/Weber, § 268 Rn 65. 

149 Vgl. ADS, 5. Aufl., Art. 24 EGHGB Tz. 203. 
150 Vgl. BTDrS 10/317, S. 136; ADS, 5. Aufl., Art. 24 EGHGB Tz. 200 f., Budde/Kofahl in 

Beck'scher BilKomm., Art. 24 EGHGB Rn 106. 
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auch in den Folge) ahren hinzuweisen, sofern davon ein nicht nur unwesentlicher 
Teil der gesamten Anschaffungs- und Herstellungskosten betroffen ist. Entgegen ei­
niger Meinungen im Schrif t tum 1 5 1 ist die Anwendung dieser Übergangsregelung 
nicht nur auf das erste Geschäftsjahr nach neuem Recht beschränkt; ein Bedarf kann 
bei jeder erstmaligen Anwendung von § 268 II HGB gegeben sein, insbesondere bei 
der Umwandlung von Personen- in Kapitalgesellschaften. 

3. Zugänge 

109 Inhalt: „Zugang" ist jede tatsächliche mengenmäßige Zunahme von Anlagegütern 
bzw. von Aufwendungen für die Ingangsetzung und Erweiterung des Geschäftsbe­
triebs und nicht nur das, was die Gesellschaft als Zugang behandeln wi l l 1 5 2 . Zu 
den Zugängen gehören auch die geringwertigen Vermögensgegenstände zwischen 
100 D M und 800 D M (Rn 35 und 239 f.), die nachträglichen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten auf frühere Zugänge (vgl. auch Rn 111 und 187) einschließ­
lich der Herstellungsaufwendungen (Rn 112 ff.) und der sog. anschaffungsnahen 
Aufwendungen (Rn 114) sowie die Nachaktivierungen (Rn 116). Keine Zugänge 
sind die geringwertigen Vermögensgegenstände bis 100 DM, wenn sie die Gesell­
schaft nicht aktiviert (Rn 35). Ergänzend vgl. zu den kurzlebigen Vermögensge­
genständen Rn 49, und zu den Umgliederungen aus dem Umlaufvermögen in das 
Anlagevermögen Rn 118. 
In der Zugangsspalte werden jeweils die Zugänge eines Geschäftsjahres ausge­
wiesen; sie erhöhen im Folgejahr die gesamten Anschaffungs- und Herstellungs­
kosten (Rn 107). 

110 Bewertung: Zugänge sind mit den ungekürzten Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten (zu den Begriffen vgl. Rn 180 ff.) auszuweisen, d.h. 
- keine Kürzung überhöhter Anschaffungs- oder Herstellungskosten, z.B. u m 

Schnellbaukosten, aber ggf. außerplanmäßige Abschreibung 1 5 3 ; 
- keine Kürzung u m Abschreibungen, auch wenn idas Anlagegut im Zugangsjahr 

voll abgeschrieben wird, wie z. B. bei den geringwertigen Vermögensgegenstän­
den (Rn 239), oder wenn Rücklagen nach steuerlichen Vorschriften, z. B. nach 
§ 6b EStG, übertragen werden (Rn 322 ff.) ; in Höhe der Übertragung steuerfrei­
er Rücklagen ist eine (steuerrechtlich gemäß § 254 i. V. m. § 279 HGB zulässige) 
Abschreibung auszuweisen (vgl. Rn 130); 

- keine Saldierung mit Abgängen, auch wenn die Anlagegüter bereits im Zu­
gangsjahr abgehen. 

Zur Behandlung von Zuwendungen (Zuschüssen) vgl. Rn 200 ff. Unter Umstän­
den müssen die Anschaffungs- oder Herstellungskosten geschätzt werden (vgl. 
z.B. Rn 127). 

151 Vgl. z.B. Budde/Kofahlin Beck'scher BilKomm., Art. 24 EGHGB Rn 102i.V.m.Rn 11. 
152 Vgl. Begr. RegE zu AktG a.F. - Kropff (Aktiengesetz), 1965, 233. 
153 A.A. WP-Handbuch 1985/86 I, 555 und 597, das überhöhte Herstellungskosten nicht 

für aktivierbar hält; zur Behandlung überhöhter Anschaffungskosten bei Erwerb von 
Gesellschaftern vgl. Briese, DB 1983, 846. 
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Bei den nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten, die nach h. M. als 111 
Zugang zu behandeln s ind 1 5 4 , handelt es sich entweder u m rein wertmäßige Erhö­
hungen oder u m mengen- und wertmäßige Veränderungen bei in Vorjahren zuge­
gangenen Anlagegütem. Sie sollten begrifflich von den Nachaktivierungen 
(Rn 116) unterschieden werden. Beispiele für rein wertmäßige Erhöhungen sind 
nachträglich entstandene Anschaffungsnebenkosten oder Erhöhungen des Kauf­
preises. Die nachträglichen mengen- und wertmäßigen Veränderungen von Anla­
gegütern, z. B. Erweiterungen, Verbesserungen, Umbauten oder Raparaturen, die 
die Nutzungsdauer wesentlich verlängern, sind nur dann als Zugang zu zeigen, 
wenn es sich u m aktivierungspflichtigen Herstellungsaufwand (Rn 112 ff.) han­
delt; Erhaltungsaufwand berührt den Anlagespiegel nicht. 

Aktivierungspflichtiger Herstellungsaurwand auf vorhandene Anlagegüter liegt 112 
vor, wenn durch die Aufwendungen ein Vermögensgegenstand als solcher (und 
nicht nur einzelne seiner Teile) erweitert wird oder eine über seinen ursprüngli­
chen Zustand hinausgehende wesentliche Verbesserung erfährt (§ 255 I S. 1 
HGB). Steuerrechtlich wird formuliert, daß das Anlagegut in seiner Substanz we­
sentlich vermehrt, in seinem Wesen erheblich verändert oder über seinen bisheri­
gen Zustand hinaus deutlich verbessert worden sein muß , damit Herstellungsauf­
wand anzunehmen is t 1 5 5 . Wegen des Maßgeblichkeitsprinzips läßt sich aus den 
unterschiedlichen Formulierungen ein materieller Unterschied zum HGB jedoch 
nicht ableiten. Der BFH hat in den letzten Jahren die Grenzen zwischen Erhal-
tungs- und Herstellungsaufwand zugunsten des nicht aktivierungsfähigen Erhal­
tungsaufwandes verschoben 1 5 6,- zur Ausnahme beim sog. anschaffungsnahen Auf­
wand vgl. Rn 114. 

Herstellungsaufwand kommt nur noch in Betracht, wenn nach der Verkehrsan­
schauung etwas Neues, bisher nicht Vorhandenes geschaffen wird. In Zweifelsfäl­
len ist Erhaltungsaufwand anzunehmen 1 5 7 . Die Abgrenzung ist Tatfrage; sie läßt 
sich nur im Einzelfall treffen 1 5 8 . War der (Rest-(Buchwert eines Anlageguts gemin­
dert worden, weil es teilweise zerstört oder in erheblichem Umfang beschädigt 
worden war, sind die Aufwendungen zur Beseitigung dieser Wertminderung akti-
vierungspflichtiger Herstellungsaufwand 1 5 9 . Liegt Herstellungsaufwand vor und 

154 Vgl. z.B. Knop/Küting in Küting/Weber, § 255 Rn 34. A.A., d.h. für Ausweis als Zu-
schreibung, Harrmann in Küting/Weber, § 247 Rn 66. ADS, 5. Aufl., § 268 Tz. 52, be­
vorzugen bei rein wertmäßigen nachträglichen Erhöhungen den Ausweis als Zugang 
nur deshalb, weil er „praktikabler" sei. 

155 BFH v. 1. 2. 1983 - VIIIR 103/82 - DB 1983, 1959; vgl. auch Abschn. 157 HI S. 4 EStR 
(s. unten Rn 469). 

156 Vgl. z.B. BFH v. 4. 11. 1986 - Vffl R 322/83 - BStBl, n 1987, 333 (334). 
157 BFH v. 26. 11. 1973 - GrS 5/71 - BStBl. II 1974, 132; BFH v. 7. 12. 1976-VÜIR 42/75 

- BStBl. H 1977, 281; BFH v. 9. 11. 1976 - VIII R 27/75 - BStBl. II 1977/306. 
158 Zur umfangreichen Rspr., die im wesentlichen zu Gebäude|teile)n ergangen ist, vgl. 

Herrmann/Heuer/Raupach § 6 Anm. 470 ff.; zur Übertragbarkeit der Rspr. auch auf 
andere Anlagegüter vgl. Mittelbach, FR 1980, 134; zu den Abgrenzungskriterien vgl. 
auch Bohn, WPg 1983, 137 (142); Pougin, DB 1983, 241; Moxter (Bilanzrechtspre­
chung), 1985, 142 ff.; Abschn. 157 EStR (s. unten Rn 469). 

159 Vgl. Clemm/Nonnenmacher in Beck'scher BilKomm., §249 Rn 102; Glanegget in 
Schmidt, § 6 Anm. 43. 
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fallen im engen sachlichen, d. h. zeitlichen, räumlichen und technischen Zusam­
menhang zusätzlich Aufwendungen an, die für sich genommen als Erhaltungsauf­
wand angesehen würden, so gehören auch diese Aufwendungen zum Herstel­
lungsaufwand 1 6 0 . 

113 Steuerlich ist die Frage, ob Herstellungs- oder Erhaltungsaufwand vorliegt, im all­
gemeinen nur bei verhältnismäßig großen Aufwendungen zu prüfen. Bei Gebäu­
den liegt die Grenze für die einzelne Baumaßnahme zur Zeit bei 4000 DM (ohne 
Vorsteuer). Aufwand unter dieser Grenze wird von der Finanzverwaltung auf An­
trag stets als Erhaltungsaufwand anerkannt, sofern es sieht nicht u m nachträgli­
che Baumaßnahmen zur endgültigen Fertigstellung eines Gebäudes handel t 1 6 1 . 

114 Aufwendungen an einem erworbenen Gebäude, die in einem engen zeitlichen 
Zusammenhang mit der Anschaffung anfallen, z. B. für Reparaturen und sonstige 
Verbesserungen, werden steuerlich als sog. anschaffungsnahe (Herstellungs-(Auf­
wendungen bezeichnet 1 6 2 , 1 6 3 . Zum anschaffungsnahen Aufwand gehören n ich t 1 6 4 : 
- laufender Erhaltungsaufwand, der jährlich üblicherweise anfällt (Abschn. 157 

V S. 5 EStR, s. unten Rn 469), 
- Aufwendungen, die dazu dienen, nach dem Erwerb entstandene Schäden zu be­

heben, 
- Aufwendungen zur Beseitigung verdeckter Mängel (Abschn. 157 V S. 6 EStR) 

und auch nicht 
- typische Herstellungsarbeiten, z. B. Ausbauten (Abschn. 157 V S. 3 EStR). 
Handelsrechtlich hat der Begriff der anschaffungsnahen Aufwendungen keine 
selbständige Bedeutung 1 6 5 . In der Handelsbilanz sind diese Aufwendungen nach 
den allgemeinen Grundsätzen (Rn 112) entweder als Anschaffungs(neben)kosten 
zu behandeln, wenn sie nämlich dazu dienen, das erworbene Anlagegut erst in 
einen betriebsbereiten Zustand zu versetzen (Rn 184) bzw. sich der Käufer bei Er­
werb zur Durchführung bestimmter Instandhaltungsarbeiten verpflichtet ha t 1 6 6 , 
oder sie sind Erhaltungs- bzw. Herstellungsaufwand, wenn sie zeitlich und wirt-

160 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach § 6 Anm. 502 (m. w. N.) ; vgl. auch Abschn. 157 IV 
EStR (s. unten Rn 469). 

161 Vgl. Abschn. 157 IV EStR (s. unten Rn 469). Nach OFD Düsseldorf v. 23. 4. 1981 - S 
1540 - 184/71 - St 41/43 - DB 1981, 2467 (2468): 3000 DM für die übrigen Wirt­
schaftsguter. Koch, DStZ 1981, 287 (293), weist aber ausdrücklich darauf hin, daß diese 
Nichtbeanstandungsgrenzen „nicht als Freiraum für neue Gestaltungsniöglichkeiten 
mißbraucht werden dürfen". 

162 Vgl. Abschn. 157 V EStR (s. unten 469). Abweichend von der bisherigen Rspr. scheint 
BFH v. 4. 11. 1986 - Vm R 322/83 - BStBl. II 1987, 333 (334), anschaffungsnahe Auf­
wendungen als Anschaffungsjnebenjkosten anzusehen; kritisch dazu Söffing, DB 1986, 
662 (663). Die Finanzverwaltung geht davon aus, daß durch das BFH-Urteil Abschn. 
157 V EStR nicht geändert zu werden braucht; vgl. BMF v. 19. 11. 1985 - IV B 1 - S 
2211 - 35/85 - DB 1985, 2535. Für Qualifizierung als Anschaffungskosten auch FG 
Berlin v. 9. 2. 1988 - V 239/86 (nrkr.) - EFG 1988, 349. 

163 Der Begriff wird regelmäßig nur auf Gebäude bezogen; er ist auf andere Anlagegüter 
aber in gleicher Weise anwendbar. 

164 Vgl. Söffing, DB 1986, 662 (662). 
165 Vgl. Pankow/Schmidt-Wendt in Beck'scher BilKomm., § 255 Rn 40. 
166 Vgl. FG Hamburg v. 4. 7. 1988 - VII 74/85 (rkr.) - EFG 1988, 625. 

60 



Ausweis Rn 114-116 

schaftlich erst nach der Betriebsbereitschaft anfallen und das Anlagegut über den 
Zustand der Nutzbarkeit hinaus instandsetzen. Steuerlich ist für die Abgrenzung 
zwischen Erhaltungs- und Herstellungsaufwand der Zustand des Gebäudes im Er­
werbszeitpunkt maßgebend 1 6 7 . Anschaffungsnahe Aufwendungen sind zu aktivie­
ren, wenn sie bei der Bemessung des Kaufpreises berücksichtigt worden sind. 
Nach Abschn. 157 V S. 7 EStR ist die Frage, ob anschaffungsnaher Herstellungs­
aufwand vorliegt, nur zu prüfen, wenn die Aufwendungen für die ersten drei Jah­
re nach der Anschaffung insgesamt 20 % der Anschaffungskosten des Gebäudes 
übersteigen 1 6 8 . 

Wenn Herstellungsaufwand anzunehmen ist, erhöhen sich die historischen An- 115 
schaffungs- oder Herstellungskosten dieses Anlageguts nicht unbedingt in glei­
cher Höhe. U m im Fall der Teileerneuerung Doppelaktivierungen zu vermeiden, 
sind zuvor die (anteiligen) Anschaffungs- oder Herstellungskosten der ersetzten 
Teile (einschließlich der darauf verbuchten Abschreibungen) auszubuchen 1 6 9 . 

Bei den Nachaktivierungen handelt es sich u m Zugänge früherer Geschäftsjahre, 116 
die im Zugangsjahr fehlerhaft, d. h. entweder überhaupt nicht oder mit zu niedri­
gen Anschaffungs- oder Herstellungskostgen aktiviert worden s ind 1 7 0 . Sie unter­
scheiden sich von den nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten da­
durch, daß sie, obwohl Anlagezugang, im Zugangsjahr als Aufwand verbucht wor­
den sind. Häufig wird die Notwendigkeit von Nachaktivierungen erst im Zusam­
menhang mit steuerlichen Betriebsprüfungen erkannt. Nachaktivierungen sind 
ebenso wie nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungskosten als Zugänge aus­
zuweisen; bei erheblichen Beträgen empfiehlt sich ein gesonderter Ausweis. In Be­
tracht kommt auch eine Berichtigung der gesamten Anschaffungs- und Herstel­
lungskosten (sowie der kumulierten Abschreibungen) mi t entsprechender Erläute­
rung dieser Durchbrechung des Grundsatzes der Bilanzkontinuität im Anhang 1 7 1 . 
Allerdings bestehen hierüber im Schrifttum unterschiedliche Auffassungen 1 7 2 . 

167 Vgl. BFH v. 22. 8. 1966 - GrS 2/66 - BStBl. III 1966, 672; Abschn. 157 V EStR (s. unten 
469); Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 153 Rn 35; Mittelbach, FR 1980, 
134. 

168 Die Behandlung anschaffungsnaher Aufwendungen durch die Rspr. und Finanzverwal­
tung wird kritisch beurteilt, vgl. z.B. Mohr, BB 1988, 1574; Glanegger in Schmidt, § 6 
Anm. 30. Sie wird auch durch verschiedene FG-Urteile in Frage gestellt, vgl. Hess. FG 
v. 12. 12. 1985 m 440/82 (nrkr.) - EFG 1986, 279; Nieders. FG v. 24. 10. 1986 - VIH 
165/86 (nrkr.) - EFG 1987, 297; FG München v. 23. 4. 1987 - X 84/83 E (nrkr.) - EFG 
1987, 497. Dagegen halten ausdrücklich an der BFH-Rspr. fest: FG München v. 1. 12. 
1988 - 13 K 2659/88 (nrkr.) - EFG 1989, 167; FG Berlin v. 9. 2. 1988 - V 239/86 
(nrkr.) - EFG 1988, 349. 

169 Vgl. dazu Moxtei (Bilanzrechtsprechung), 1985, 152. 
170 Korrekturen überhöhter Abschreibungen werden gelegentlich auch als Nachaktivie­

rungen bezeichnet. Hierbei handelt es sich aber um Zuschreibungen. 
171 Vgl. Bienei/Berneke (BiRiLiG), 1986, 172, Matschke in BHR, § 268 Rn 35. 
172 Wie hier Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 152 Rn 7; Mohr, WPg 1963, 

659; Biener/Berneke (BiRiLiG), 1986, 172, WP-Handbuch 1985/86 II, 150, das seine 
frühere Meinung ausdrücklich aufgegeben hat; Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 73; 
Matschke in BHR, § 268 Rn 35. Teilweise a. A. ADS, 5. Aufl., § 268 Tz. 54: Zugang, so­
weit in Vorjahren ein Vermögensgegenstand noch nicht aktiviert worden war, im übri-
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Abweichende Meinungen empfehlen einen Ausweis als Zuschreibung. Die Be­
gründungen dafür vermögen jedoch nicht zu überzeugen. Sie sind insbesondere 
nicht mit dem Bruttoprinzip im Anlagespiegel (Rn 110) vereinbar. Dieses verlangt 
sowohl eine Erfassung als Zugang (der im Folgejahr die gesamten Anschaffungs-
und Herstellungskosten erhöht, vgl. Rn 109) bzw. eine unmittelbare Berichtigung 
der gesamten Anschaffungs- und Herstellungskosten als auch den Ausweis der 
ggf. seit dem ursprünglichen Zugangsjahr auf das Anlagegut zu verrechnenden 
Abschreibungen innerhalb der gesamten (kumulierten) Abschreibungen. Eine Sal­
dierung der nachzuaktivierenden Beträge mit den Abschreibungen für die Zeit 
seit dem ursprünglichen Zugang ist unzulässig. 

117 Nachaktivierungen sind im Unterschied zu den nachträglichen Anschaffungs­
und Herstellungskostgen erfolgswirksam. Die Erträge sind in der GuV unter den 
„sonstigen betrieblichen Erträgen" (Posten Nr. 4 ) 1 7 3 und die Abschreibungen als 
außerplanmäßige Abschreibungen unter den „Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen sowie auf aktivier­
te Aufwendungen für die Ingangsetzung und Erweiterung des Geschäftsbetriebs" 
(Nr. 7a) auszuweisen. Im Anhang ist auf die Nachaktivierungen einzugehen. 

118 Die Meinungen, wie Umgliederungen aus dem Umlaufvermögen (Rn 26) zu be­
handeln sind, gehen ebenfalls auseinander. Für den Ausweis als Zugang und nicht 
als Umbuchung spricht, daß damit die Erweiterungen des Produktionspotentials 
besser sichtbar werden. Außerdem ist beim Ausweis als Zugang die Umbuchungs­
spalte ausgeglichen, so daß ein erläuternder Hinweis im Anlagespiegel oder im 
Anhang allein aus diesem Grunde entbehrlich wi rd 1 7 4 . Im Anhang ist auf die Um-
gUederung nur noch dann einzugehen, wenn ihr Umfang bedeutend ist. Entspre­
chend sind Umgliederungen in das Umlaufvermögen (zur Zulässigkeit vgl. 
Rn 27 ff.) als Abgang zu zeigen. 
Umgliederungen aus dem Umlaufvermögen sind mit ihren gesamten historischen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten einschheßhch der Wertberichtigungen 
(mit Ausweis bei den gesamten [kumulierten] Abschreibungen) umzugliedern, 
und nicht nur mit ihren Buchwerten zum Zeitpunkt der Umbuchung 1 7 5 . Andern­
falls würde das Wertaufholungsgebot des § 280 HGB umgangen werden. 
Werden Vermögensgegenstände aus bzw. in das Umlaufvermögen umgegliedert, 
ist die Vergleichbarkeit mit den Zahlen des Vorjahres beeinträchtigt. Abgesehen 
von geringfügigen Beträgen sind dann entsprechende Angaben und Erläuterungen 
im Anhang, ggf. unter Anpassung der Vorjahresbeträge erforderlich (Rn 71). 

gen Zuschreibung; a. A. Harrmann in Küting/Weber, § 268 Rn 71 und 76; Reinhard in 
Küting/Weber, § 247 Rn 73. 

173 Bzw. „Andere aktivierte Eigenleistungen" (Nr. 3), wenn es sich um Eigenleistungen 
handelt; vgl. Rn 342. 

174 Wie hier Kating, DStR 1989, 227 (227); Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, 
§ 149 Rn 70; Reinhard in Küting/Weber, § 247 Rn 73, WP-Handbuch 1985/86 II, 150; 
Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 74; Matschke in BHR, § 268 Rn 36. Für Ausweis als 
Umbuchung Aktiengesetz Großkommentar, § 152 Rn 14; für Wahlrecht mit erläutern­
dem Hinweis in der Bilanz oder im Anhang ADS, 5. Aufl., § 268 Tz. 50; Harrmann in 
Küting/Weber, § 268 Rn 67. 

175 A.A. Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 74. 
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Maßgebender Zeitpunkt für den Ausweis angeschaffter Zugänge ist nach h .M. 119 
der Übergang der wirtschaftlichen Verfügungsgewalt und nicht der Zeitpunkt des 
Rechnungseingangs oder der Zeitpunkt, zu dem rechtlich Eigentum erworben 
wird 1 7 6 . Grundstücke sind deshalb nicht erst bei Eintragung in das Grundbuch, 
sondern i. d. R. schon dann zu bilanzieren, wenn die Nutzungen, die Lasten und 
die Gefahr auf den Käufer übergehen und der Eintragung keine Hindernisse ent­
gegenstehen 1 7 7 . Bei anderen Anlagegütern ist grundsätzlich der Zeitpunkt der 
Auslieferung entscheidend 1 7 8 , es sei denn, der Bilanzierende kann bereits wäh­
rend des Transports über die Ware verfügen 1 7 9 . Trägt der Empfänger die Gefahr 
des Transports, ohne die Verfügungsgewalt zu haben, wird dem Bilanzierenden 
ein Wahlrecht e ingeräumt 1 8 0 . Zum maßgebenden Zeitpunkt für den Ausweis her­
gestellter Anlagegüter und für Anzahlungen vgl. Rn 45 ff., 89 und 127. 

Buchungstechnik: Grundsätzlich sind Zugänge unmittelbar dem Posten im verti- 120 
kalen Gliederungsschema zuzuordnen, zu dem sie ihrer Art und Zweckbestim­
mung nach gehören. Bei Zugängen zu Anlagen im Bau, die im Geschäftsjahr fer­
tiggestellt werden, kommen dagegen zwei unterschiedliche Methoden in Be­
tracht. Diese Zugänge können einmal unmittelbar bei dem betreffenden Posten 
ausgewiesen werden, zu dem sie nach Umbuchung gehören würden. Entspre­
chend enthalten die Umbuchungen von den Anlagen im Bau auf fertige Sachanla­
gen dann nur solche Beträge, die bereits im vorhergehenden Jahresabschluß als 
Anlagen im Bau und Anzahlungen aktiviert waren. Nach der zweiten Methode 
werden diese Zugänge bei den Anlagen im Bau gezeigt. Das Konto hat dann die 
Funktion eines Zugangssammelkontos. Umgebucht werden die gesamten Herstel­
lungskosten des Anlageguts. Ein Teil des Schrift tums 1 8 1 hält nur die erste Metho­
de für zulässig, berücksichtigt damit aber nicht die praktischen Schwierigkeiten. 
Vor allem bei größeren Investitionsobjekten lassen sich mit vertretbarem Arbeits­
aufwand nur die gesamten Herstellungskosten auf die einzelnen Anlagegüter und 
Bilanzposten aufteilen; eine gesonderte Aufteilung auch der Zugänge des Fertig­
stellungsjahres würde einen erheblichen zusätzlichen Aufwand verursachen. Des­
halb wird man die zweite Methode auch als zulässig ansehen müssen, zumal sie 

176 Vgl. z.B. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 149 Rn70, ADS, 5. Aufl., 
§ 268 Tz. 49. 

177 Vgl. Hofbauer, WPg 1967, 142; BFH v. 13. 10. 1972 - 1 R 213/69 - BStBl. II 1973, 209 
(210). 

178 Vgl. auch § 9a EStDV, BFH v. 9. 2. 1972 - I R 23/69 - BStBl. II 1972, 563. Beim Kauf 
auf Probe gilt die Billigung des auf Probe gekauften Gegenstandes als Zeitpunkt der An­
schaffung; vgl. FG Nürnberg v. 8. 1. 1978 - VI 21/76 (rkr.) - EFG 1978, 614. 

179 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 149 Rn 71, FG Düsseldorf v. 25. 5. 
1982 - vm (XI) 133/77 (rkr.) - EFG 1983, 13; BFH v. 3. 8. 1988- IR 157/84 - BStBl. I 
1989, 21. 

180 Vgl. ADS, 4. Aufl., § 149 Tz. 41, a. A. FG Düsseldorf v. 25. 5. 1982 - VIII (XI) 133/77 F 
(rkr.) - EFG 1983, 13, unter Hinweis auf BFH v. 9. 2. 1972 - 1 R 23/69 - BStBl. II 1972, 
563. Vgl. auch Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 149 Rn 71, die keine Be­
denken ' dagegen haben, wenn unterwegs befindliche Vermögensgegenstände weder 
vom Lieferanten noch vom Empfänger bilanziert werden. 

181 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 151 Rn 27, vgl. auch ADS, 
5. Aufl., § 268 Tz. 77; Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 90. 
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den Vorteil hat, das Investitionsvolumen einzelner Großobjekte besser zu ver­
deutlichen. 

4. Abgänge 

121 Inhalt: „Abgang" ist jedes mengenmäßige Ausscheiden von Anlagegütern, z.B. 
wegen Veräußerung, Tausch, Verschrottung, Entnahme oder aus sonstigen Grün­
den wie Brand und Enteignung. Eine bloße Wertminderung wird durch Abschrei­
bungen erfaßt. Eine Saldierung mit Zugängen ist unzulässig. Kein Abgang liegt bei 
echten Pensionsgeschäften vor. Der in Pension gegebene Gegenstand ist weiter 
dem Pensionsgeber zuzurechnen 1 8 2 . Zur Veräußerungsabsicht vgl. Rn 27 ff. 
In der Abgangsspalte werden jeweils die Abgänge eines Geschäftsjahres, bewertet 
mit ihren gesamten aktivierten Anschaffungs- oder Herstellungskosten 1 8 3 , ausge­
wiesen. Die auf die Abgänge insgesamt aufgelaufenen Abschreibungen sind von 
den gesamten in der Abschreibungsspalte ausgewiesenen Abschreibungen abzu­
setzen. Im Folgejahr mindern die Abgänge die gesamten Anschaffungs- und Her­
stellungskosten (Rn 107). 

122 Nachträgliche Minderungen von Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie 
Umgliederungen vom Anlagevermögen in das Umlaufvermögen sind nach der 
hier vertretenen Auffassung (Rn 109) ebenfalls Abgänge. Entsprechend sind auch 
die nachträglichen Korrekturen von Zugängen früherer Geschäftsjahre als der 
umgekehrte Fall der Nachaktivierungen (Rn 116 f.) ggf. gesondert auszuweisende 
Abgänge. Die Korrekturen früherer Zugänge sind gerade bei größeren Investi­
tionsobjekten unvermeidlich. Häufig werden erst bei der Aufteilung der aktivier­
ten Investitionssumme auf die einzelnen Anlagegüter Posten dem Grunde bzw. 
der Höhe nach als nicht aktivierbar erkannt. Korrekturen können sich z. B. aber 
auch daraus ergeben, daß sich die Rechnungsprüfung verzögert hat oder Teile der 
Anschaffungs- und Herstellungskosten wegen nicht vorliegender Lieferantenrech­
nungen geschätzt werden mußten . 

123 Für den Abgangszeitpunkt gelten die Grundsätze für den Zugangszeitpunkt (Rn 
119) analog, d. h. das Anlagegut m u ß grundsätzlich aus der wirtschaftlichen Ver­
fügungsgewalt des Unternehmens ausgeschieden sein. In bestimmten Ausnahme­
fällen m u ß ein Abgang fingiert werden, wenn nämlich der Abgang objektiv nicht 
oder nur unter großen Schwierigkeiten feststellbar ist oder wenn Vereinfachungs­
gründe vorliegen, wie z. B. bei den geringwertigen und den kurzlebigen Vermö­
gensgegenständen (Rn 35 und 49). Diese sind auch der Hauptanwendungsfall bei 
den Sachanlagen. Bei den geringwertigen Vermögensgegenständen wird üblicher-

182 Vgl. Clemm, WPg 1970, 177 (178 ff.), BFH v. 29. 11. 1982 - GrS 1/81 - BStBl, n 1983, 
272; FM Nordrhein-Westfalen v. 12. 7. 1983 - S 2240 - 1 - V B 1 - WPg 1983, 534; Of-
ferhaus, BB 1983, 870; IDWBfA 2 /1982 , WPg 1982, 548; Herrmann/Heuer/Raupach, 
§ 5 Anm. 1315 ff. 

183 Unzutreffend Reinhard in Küting/Weber, § 247 Rn 73, wonach Abgänge zu Restbuch­
werten erfolgen. 
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weise ein Abgang bereits im Zugangsjahr unterstel l t 1 8 4 . Zulässig und ggf. sogar 
sachgerechter sind Fiktionen, die auf der durchschnittlichen Nutzungsdauer die­
ser Anlagegüter basieren 1 8 5 . 

Abgangskontrolle: Im Unterschied zur direkten Nettomethode nach dem AktG 124 
a. F. sind im Anlagespiegel gemäß § 268 II HGB auch voll abgeschriebene Anlage­
güter enthalten. U m eine Aufblähung des Anlagespiegels, d. h. überhöhte Werte 
in den Spalten gesamte Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie gesamte Ab­
schreibungen zu vermeiden, m u ß deshalb auf eine vollständige Erfassung der Ab­
gänge besonders geachtet werden. Zur periodischen Uberprüfung des Anlagebe­
standes durch körperliche Bestandsaufnahmen vgl. auch Rn 40. 

5. Umbuchungen 

Funktion: Umbuchungen sind lediglich Ausweisänderungen innerhalb des Anla- 125 
gevermögens. Am häufigsten kommen sie bei dem Posten A II 4 wegen der Um­
buchungen auf fertige Sachanlagen vor. Zur Verdeutlichung der Richtung sind 
die Beträge mit einem positiven oder negativen Vorzeichen zu versehen. Zu den 
Umgliederungen zwischen Anlage- und Umlaufvermögen vgl. Rn 118 und 122. 
In der Umbuchungsspalte werden jeweils die Umbuchungen eines Geschäftsjah­
res gezeigt. Umzubuchen sind die gesamten aktivierten Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten der jeweiligen Anlagegüter, deren Postenzuordnung geändert 
wird. Ggf. zwischenzeitlich vorgenommene Abschreibungen und Zuschreibungen 
sind in den entsprechenden Spalten ebenfalls umzugliedern. Im Folge jähr erhö­
hen bzw. vermindern die in der Umbuchungsspalte ausgewiesenen Beträge die ge­
samten Anschaffungs- und Herstellungskosten des jeweiligen Bilanzpostens. 

Bei Umbuchungen von Anlagen im Bau (A II 4) auf fertige Sachanlagen (A II 1-3) 126 
liegen die Probleme zum einen in der Festlegung und Abgrenzung der Anlagegü­
ter: Die Qualifizierung als selbständige Vermögensgegenstände oder als unselb­
ständige Bestandteile eines Vermögensgegenstandes, als bewegliche oder als unbe­
wegliche Vermögensgegenstände sowie als Grundstücks- oder Gebäudebestandtei­
le wirkt sich auf den Bestandsnachweis und die vertikale Gliederung aus. Vor al­
lem aber hat sie erhebliche Auswirkungen auf die Höhe der Abschreibungen, auf 
steuerliche Vergünstigungen und auf die Vermögensbesteuerung (Einheitswerte). 
Zum anderen kann die Zuordnung der aktivierten Aufwendungen zu den einzel­
nen Vermögensgegenständen ggf. schwierig werden. Gerade bei größeren Investi­
tionsobjekten ist eine Zuordnung ohne Schätzung oder Schlüsselung, z. B. der in­
direkten nach dem Verhältnis der direkt zurechenbaren Aufwendungen, oft nicht 
möglich. Zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises vgl. Rn 196. 

184 Zur Bilanzierungspraxis vgl. Treuaibeit AG (Jahresabschlüsse '87), 1989, 60; zur Zul'äs-
sigkeit vgl. auch BTDrS 10/4268, S. 105. 

185 Ebenso Hoffmann, BB 1986, 1398 (1402), für den Fall, daß das Unternehmen auf eine 
Inventarisierung der GWG verzichtet; vgl. auch seinen Hinweis auf Abschn. 52 IV 
VStR. Für den Fall, daß ein Unternehmen die GWG inventarisiert hat, lehnt Hoff­
mann eine Abgangsfiktion als überflüssig ab. 
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127 Maßgebender Zeitpunkt für die Umbuchung von Anlagen im Bau auf fertige 
Sachanlagen ist die Fertigstellung (vgl. auch § 9a EStDV) d. h. wenn das Anlagegut 
seiner Bestimmung gemäß nutzbar ist (Betriebsbereitschaft) 1 8 6. Auf eine ggf. spä­
ter liegende tatsächliche Inbetriebnahme kommt es nicht an. Auch längerfristige 
Versuche zur Optimierung einer Gesamtanlage oder ihr Einsatz als Forschungsan­
lage schieben den Umbuchungszeitpunkt (und damit auch den Abschreibungsbe­
ginn) nicht hinaus. Soweit Dritte bereits Lieferungen und Leistungen erbracht, 
aber noch nicht berechnet haben, sind diese Leistungen zu schätzen; in Höhe des 
zu erwartenden Rechnungsbetrages ist eine Rückstellung zu bilden. 

6. Zuschreibungen des Geschäftsjahres 
128 Begriff: Unter Zuschreibungen sind werterhöhende Korrekturen zu verstehen. 

Von Ausnahmen abgesehen heben sie überhöhte Abschreibungen aus Vorjahren 
auf. Sie werden nach dem BilRG deutlich häufiger vorzunehmen sein als unter 
Geltung des AktG 1965 1 8 7 . Zu Einzelfällen sowie zur Bewertung (Höhe der Zu­
schreibung) vgl. Rn 278 ff. Zum gesonderten Ausweis der Erträge aufgrund einer 
aktienrechtlichen Sonderprüfung vgl. § 261 I A k t G 1 8 8 . 

129 Im Unterschied zu den Abschreibungen sind nicht die kumulierten Zuschreibun­
gen, sondern lediglich die Zuschreibungen des Geschäftsjahres auszuweisen 1 8 9 . Im 
Folgejahr sind dann die Zuschreibungen mit den gesamten Abschreibungen zu 
verrechnen. Es ist jedoch gemäß § 265 V HGB zulässig, in einem sog. Zuschrei-
bungsspiegel freiwillig die Entwicklung der Zuschreibungen und damit auch die 
kumulierten Zuschreibungen zu zeigen 1 9 0 . Ein solcher Zuschreibungsspiegel ent­
hält die Spalten: (kumulierte) Zuschreibungen zu Beginn des Geschäftsjahres; Zu­
gänge ( = Zuschreibungen des Geschäftsjahres); Abgänge ( = Zuschreibungen, auf 
Anlagegüter, die als Abgang gezeigt werden); Umbuchungen; (kumulierte) Zu­
schreibungen zum Bilanzstichtag. Wird ein solcher Zuschreibungsspiegel in den 
Anlagespiegel integriert, können in Ausnahmefällen die gesamten Abschreibun­
gen die gesamten Anschaffungs- und Herstellungskosten übersteigen. 

186 Vgl. BFH v. 23. 1. 1980 - 1 R 27/77 - BStBl. II 1980, 365 (367): ein Gebäude ist fertigge­
stellt, wenn die wesentlichen Bauarbeiten abgeschlossen sind und der Bau soweit geför­
dert ist, daß das Grundstück für den Betrieb nutzbar ist; BFH v. 11.3. 1975 - VHI R 
23/70 - BStBl. II 1975, 659 (660): unter Fertigstellung eines Wohngebäudes ist die Be­
zugsfertigkeit i. d. S. zu verstehen, daß das Gebäude nach Abschluß der wesentlichen 
Bauarbeiten bewohnbar ist; BFH v. 11. 5. 1978 - V B 11/77 - BStdBl. H 1978, 513: Fer­
tigstellung einer neuartigen Produktionsanlage mit Aufnahme der Versuchsproduk­
tion. Vgl. auch Rn 232 zum Abschreibungsbeginn. 

187 Vgl. Rüting, DStR 1989, 227 (227). 
188 Vgl. auch Matschke in BHR, § 268 Rn 47. 
189 Der noch in § 240 E-HGB vorgesehene Ausweis der kumulierten Zuschreibungen wur­

de nicht Gesetz; zur Vereinbarkeit mit der 4. EG-Richtlinie, die den Ausweis der ku­
mulierten Zuschreibungen vorsieht, vgl. BTDrS 10/4268, S. 105. Ob deshalb (entgegen 
dem klaren Wortlaut von § 268 II HGB) der Ausweis nur der kumulierten Zuschrei­
bungen ohne getrennten Ausweis der Zuschreibungen des Geschäftsjahres zulässig ist, 
hängt von der Rangfolge der EG-Normen im Verhältnis zum nationalen Recht ab; vgl. 
dazu Rn 5. 

190 Vgl. dazu Käting/Haeger/Zündorf, BB 1985, 1948 (1952 f.); Hanmann in Küting/We­
ber, § 247 Rn 73 ff. 
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7. Gesamte (kumulierte) Abschreibungen 

Inhalt: Mit den Abschreibungen werden alle Wertminderungen der Anlagegüter 130 
sowie der aktivierten Aufwendungen für die Ingangsetzung des Geschäftsbetriebs 
erfaßt. Auszuweisen sind sämtliche Abschreibungen, d.h. sowohl die im Ge­
schäftsjahr verbuchten (vgl. Rn 134) als auch die in Vorjahren bereits verrechne­
ten Abschreibungen, soweit die Anlagegüter am Bilanzstichtag noch zum Anlage­
vermögen gehören (zur Saldierung mit den Zuschreibungen vgl. Rn 129). Unter 
die hier auszuweisenden Abschreibungen fallen also nicht nur die handelsrecht­
lich begründeten planmäßigen und außerplanmäßigen Abschreibungen (§ 253 II 
i .V.m. § 279 I HGB), sondern auch die nur steuerrechtlich zulässigen Abschrei­
bungen (§ 254 i. V.m. § 279 II HGB) 1 9 1 einschließlich der Übertragungen von steu­
erfreien Rücklagen (z.B. nach § 6b EStG). Die auf die Abgänge entfallenden aufge­
laufenen Abschreibungen einschließlich der Abschreibungen des Geschäftsjahres 
sind dagegen abzusetzen; sie brauchen nicht gesondert gezeigt zu werden 1 9 2 ; zum 
freiwilligen Ausweis innerhalb des sog. Abschreibungsspiegels vgl. Rn 132. Eine 
Aufteilung der gesamten Abschreibungen innerhalb des Anlagespiegels auf plan­
mäßige, außerplanmäßige und steuerrechtliche Abschreibungen ist ebenfalls 
nicht vorgeschrieben; zum gesonderten Ausweis der außerplanmäßigen und steu­
errechtlichen Abschreibungen in der GuV bzw. im Anhang vgl. Rn 345. 

Wertberichtigungen: Die nur steuerrechtlich zulässigen Abschreibungen dürfen 131 
gemäß § 281 I HGB auch indirekt abgeschrieben werden (Rn 135 ff.). Wird von 
diesem Wahlrecht Gebrauch gemacht, erhöhen sich entsprechend die im Anlage­
spiegel ausgewiesenen gesamten Abschreibungen und auch die gesondert auszu­
weisenden Abschreibungen des Geschäftsjahres. 

Abschreibungsspiegel: Der Ausweis der kumulierten Abschreibungen unter Ein- 132 
beziehung der Abschreibungen des Geschäftsjahres sowie der Abschreibungen auf 
Abgänge kann freiwillig gemäß § 265 V HGB in Form eines sog. Abschreibungs­
spiegels, und zwar als integrierter Teil bzw. als Nebenrechnung zum Anlagespie­
gel, erfolgen. Ein solcher Abschreibungsspiegel enthält die Spalten 1 9 3 : 
- gesamte (kumulierte) Abschreibungen zu Beginn des Geschäftsjahres (ggf. nach 

Verrechnung mit den Zuschreibungen des Vorjahres; Rn 129); 
- Zugänge = Abschreibungen des Geschäftsjahres; 
- Abgänge = Abschreibungen auf Anlagegüter, die als Abgang gezeigt werden; 
- Umbuchungen = Abschreibungen auf Umgliederungen innerhalb des Anlage­

vermögens bzw. auf Umgliederungen zwischen dem Anlage- und Umlaufver­
mögen; 

- gesamte (kumulierte) Abschreibungen zum Bilanzstichtag. 

191 Ggf. auch einschließlich der (Mehr-(Abschreibungen nach § 253 IV HGB, wenn näm­
lich Nicht-Kapitalgesellschaften freiwillig einen Anlagespiegel erstellen. 

192 Vgl. Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 105. 
193 Zu anderen Gliederungen vgl. z. B. Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 61 ; Küting/We­

ber (Übergangl, 1986; 30 ff.; und die Beispiele bei Treuarbeit AG (Jahresabschlüsse '87), 
1989, 54 ff. 
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8. Buchwert zum Bilanzstichtag / Buchwert zum Bilanzstichtag des Vorjahres 

133 Der (Rest-[Buchwert aller aktivierten Anlagegüter zum Bilanzstichtag ergibt sich 
rechnerisch aus den zuvor erläuterten Spalten des Arijagespiegels: gesamte An­
schaffungs- und Herstellungskosten + Zugänge - Abgänge + Zuschreibungen -
gesamte Abschreibungen. Die Angabe der Vergleichszahl des Vorjahres ist nach 
§ 265 Abs. 2 HGB vorgeschrieben. 

9. Abschreibungen des Geschäftsjahres 

134 Die Abschreibungen des Geschäftsjahres sind gemäß § 268 II S. 3 HGB entweder 
in der Bilanz bei dem betreffenden Posten zu vermerken oder im Anhang in einer 
der Gliederung des Anlagevermögens entsprechenden Aufgliederung anzugeben. 
Am zweckmäßigsten wird diese Informationspflicht durch Einbeziehung in den 
Anlagespiegel erfüllt, sei es durch eine gesonderte (angehängte) Spalte oder durch 
Einbeziehung in den sog. Abschreibungsspiegel (Rn 132). Die Abschreibungen des 
Geschäftsjahres umfassen sämtliche Abschreibungen der Periode, d. h. auch die 
Abschreibungen auf Abgänge 1 9*. Die Angaben zu den Abschreibungen des Ge­
schäftsjahres sind also kein davon-Vermerk zu den gesamten Abschreibungen. So­
mit besteht auch grundsätzlich Betragsidentität mit den in der GuV auszuweisen­
den Abschreibungen (Nr. 7a); die Beträge sind nur dann nicht identisch, wenn ein 
Teil der Abschreibungen als außerordentliche Aufwendungen anzusehen und 
deshalb im GuV-Posten Nr. 15 auszuweisen ist (Rn 348). 

III. Wertberichtigungen (indirekte Abschreibungen) 

135 Funktion: Wertberichtigungen sind eine andere Form der Darstellung der Ab­
schreibungsverrechnung 1 9 5 . Sie verlängern die Bilanzsumme. Bilanztechnisch sind 
sie Korrekturposten zu bestimmten Aktiva. Im Gegensatz zu dem AktG a.F. sind 
nach dem BiRiLiG Wertberichtigungen nur noch in einem sehr eingeschränkten 
Umfang zulässig. Lediglich die nur steuerrechtlich zulässigen Abschreibungen 
(vgl. Rn270ff . ) dürfen wahlweise auch indirekt abgeschrieben werden (§281 I 
HGB) 1 9 6 . Diese Möglichkeit ist zu begrüßen. Denn materiell liegt bei den steuer­
rechtlichen (Mehr-)Abschreibungen kein Wertverzehr vor, sondern nur die Vor­
verrechnung von Abschreibungen aufgrund steuerlicher Vergünstigungen (unech­
te Wertberichtigungen) 1 9 7 . Soweit in diesen Fällen indirekt abgeschrieben wird 1 9 8 , 
wird die häufig kritisierte Verfälschung der Informationsfunktion des Jahresab­
schlusses durch wirtschafts- bzw. gesellschaftspolitisch motivierte steuerrechtli-

194 Vgl. Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 101; Harrmann in Küting/Weber, § 268 Rn 85, 
ADS, 5. Aufl., §268 Tz. 66 m.w.N.; a.A. Küting/Haeger/Zündorf, BB 1985, 1948 
(1952); Pankow/Schmidt-Wendt in Beck'scher BilKomm., §268 Rn 15, mißverständ­
lich Matschke in BHR, § 268 Rn 56. 

195 Zur Verdeutlichung des Unterschieds vgl. die Zahlenbeispiele z.B. bei ADS, 5. Aufl., 
§281 Tz. II ff. 

196 Zur anderen Komponente des Sonderpostens, nämlich den sog. steuerfreien Rücklagen 
nach §§ 247 DI, 273 HGB, vgl. Rn 322 ff. 

197 Vgl. Tietze in Küting/Weber, § 281 Rn 1. 
198 Zur Bilanzierungspraxis vgl. Treuarbeit AG (Jahresabschlüsse '87), 1989, 119. 
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che (Mehr-(Abschreibungen weitgehend beseitigt 1 9 9 . Zu beachten ist jedoch, daß 
der indirekte Ausweis kontenmäßig erfaßt werden m u ß und regelmäßig eine ge­
sonderte Nebenbuchführung erfordert 2 0 0 . 

Rechtsformbesonderheiten: §281 HGB gilt ausdrücklich nu r für Kapitalgesell- 136 
schaften, für Genossenschaften (§ 336 II HGB, jedoch ohne Anhangangabe gemäß 
§281 II S. 1 HGB) sowie dem PublG unterliegende Unternehmen (§ 5 I S. 2 
PublG). Es bestehen keine Bedenken, daß alle übrigen Kaufleute diese Vorschrift 
ebenfalls freiwillig anwenden 2 0 1 . 

Grenzen des Wahlrechts: Das Wahlrecht, die nur steuerrechtlich zulässigen Ab- 137 
Schreibungen auf der Passivseite innerhalb des Sonderpostens mi t Rücklageanteil 
auszuweisen, wird durch das Stetigkeitsgebot (Rn 70) und durch das Gebot der 
Klarheit und Übersichtlichkeit (§ 243 II HGB) begrenzt. Man wird von folgenden 
allgemeinen Regeln ausgehen müssen: 
- Die einmal gewählte Ausweisform ist grundsätzlich beizubehalten. Jedoch ist 

wegen des besseren Einblicks in die Vermögens-, Finanz- u n d Ertragslage ein 
Wechsel von der aktivischen Verrechnung zum passivischen Ausweis der nur 
steuerrechtlich zulässigen Abschreibungen jederzeit zulässig 2 0 2 . Der umgekehr­
te Weg und andere Abweichungen sind dagegen nur in Ausnahmefällen wegen 
besonderer Umstände gestattet (§ 265 I S. 1 HGB). Abweichungen sind im An­
hang anzugeben und zu begründen (§ 265 I S. 2 HGB). 

- Das Wahlrecht kann grundsätzlich nur einheitlich ausgeübt werden. Differen­
zierungen erfordern sachliche Gründe. Eine Differenzierung nach Anlage- und 
Umlaufvermögen bzw. innerhalb des Anlagevermögens nach Sach- und Finanz­
anlagen ist i. d. R. bedenkenfrei, eine Differenzierung nach einzelnen Bilanzpo­
sten oder nach Rechtsgrundlagen dagegen sehr fraglich 2 0 3 . 

199 Zum früheren Recht vgl. z.B. die Kritik von Karsten, BB 1967, 425, und zum BiRiLiG 
die Kritik von Coenenberg, DB 1986, 1581 (1583). Zum unterschiedlichen Informa­
tionswert beider Darstellungsmethoden vgl. Küting/Haeger/Zündorf, BB 1985, 1948 
(1948 ff.); ADS, 5. Aufl., § 281 Tz. 17 ff. 

200 Vgl. Haeger, DB 1987, 445 (449 f.). Zu berücksichtigen ist dabei jedoch auch, daß die 
Angabepflichten nach §§281 HS. 1, 285 Nr. 5 HGB bereits ohnehin die Führung um­
fangreicher Aufzeichnungen erfordern, vgl. Rn 374. Zu buchungstechnischen Einzel­
fragen vgl. Haeger, DB 1989, 1145. 

201 Vgl. Küting/Weber (Übergang), 1986, 45; ebenso Nordmeyer in Beck HdR, B 212 
Rn 180; ADS, 5. Aufl., § 281 Tz. 7 sowie § 254 Tz. 38, Tietze in Küting/Weber, § 281 
Rn 3, Hofbaueria BHR, § 254 Rn 15. Nach ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 5, ist bei Nicht-Ka­
pitalgesellschaften der indirekte Ausweis der Abschreibungen in Form von Wertberich­
tigungen auf der Passivseite sogar uneingeschränkt zulässig, d. h. nicht auf die steuer­
rechtlichen Abschreibungen beschränkt; m.E. bedenklich; vgl. auch Rn 203 zum passi­
vischen Ausweis investitionsbezogener Zuwendungen. 

202 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 281 Tz. 21. Vgl. auch Budde/Ihle in Beck'scher BilKomm., § 265 
Rn 3, die allgemein dem Gebot der Klarheit Vorrang vor dem Stetigkeitsgebot einräu­
men; m.E. in dieser Allgemeinheit nicht haltbar, außerdem überzeugt ihre Begründung 
über § 265 VH Nr. 2 HGB nicht. 

203 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 281 Tz. 22 ff.; a.A. Tietze in Küting/Weber, § 281 Rn 19: für Dif­
ferenzierung nach Bilanzposten;, ebenso Schulze-Osterloh in Baumbach-Hueck, § 42 
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- Das Wahlrecht kann jeweils nur in dem Geschäftsjahr ausgeübt werden, in 
dem die steuerrechtlichen Abschreibungen vorgenommen werden. 

138 Einstellungen in den Sonderposten mit Rücklageanteil: Bei Ausübung des Wahl­
rechts für die indirekte Abschreibung darf nur der Unterschiedsbetrag zwischen den 
handelsrechtlichen Abschreibungen und den (höheren) steuerrechtlichen (Mehr-) 
Abschreibungen in den Sonderposten eingestellt werden; zur Berechnung des Un­
terschiedsbetrags vgl. Rn 274. Die Einstellung in den Sonderposten erfolgt grund­
sätzlich im Jahr des handelsrechtlichen Abschreibungsbeginns (Rn 232), jedoch sind 
Ausnahmen möglich, z. B. bei steuerlich vorverlegtem Abschreibungsbeginn, bei 
unterschiedlicher Inanspruchnahme steuerrechtlicher Abschreibungen innerhalb 
des steuerlichen Begünstigungszeitraums und bei Zuschreibungen nach Wegfall des 
Grundes für eine außerplanmäßige Abschreibung 2 0 4 . Auch bei nach § 280 II HGB 
unterlassenen Zuschreibungen (vgl. Rn 289) besteht die Möglichkeit, den Zuschrei-
bungsbetrag in den Sonderposten einzustellen: Das Beibehaltungswahlrecht kann 
für den Bilanzausweis nämlich auch in der Form ausgeübt werden, daß auf der Ak­
tivseite zugeschrieben wird und diese Zuschreibung gleichzeitig auf der Passivseite 
durch Einstellung in den Sonderposten ergebnismäßig kompensiert wi rd 2 0 5 . 

139 Auflösungen des Sonderpostens mit Rücklageanteil: Die Auflösung des Sonderpo­
stens ist unmittelbar mi t der Existenz des betreffenden Vermögensgegenstandes und 
der Höhe des Unterschiedsbetrages verknüpft. Der Sonderposten ist aufzulösen 
- bei Abgang des Anlageguts (§ 281 I S. 3, erster Fall HGB); 
- bei Ersatz der steuerrechtlichen (Mehr-(Abschreibungen durch planmäßige und 

außerplanmäßige handelsrechtliche Abschreibungen (§ 281 I S. 3, zweiter Fall 
HGB); der Auflösungsbeträg ergibt sich aus dem Rückgang des Unterschiedsbe­
trages zwischen den handels- und steuerrechtlichen Restbuchwerten, 

- bei Wegfall der steuerrechtlichen Vergünstigung, wenn diese entweder von An­
fang an (Rn 273) oder wegen des Wegfalls von Voraussetzungen (Rn 290) nicht 
(mehr) zulässig ist oder durch freiwillige Zuschreibung (Rn 286, 290) aufgeho­
ben wird, 

- bei freiwilligem Verzicht auf die Ausübung des Ausweiswahlrechts (Rn 137). 

140 Ausweis, Anhangangaben: Der Sonderposten ist in der Bilanz vor den Rückstel­
lungen auszuweisen (§ 273 S. 2 HGB) 2 0 6 . Eine Aufgliederung nach den unter­
schiedlichen Komponenten, nämlich steuerfreie Rücklagen nach §§ 247 III, 273 
HGB (vgl. auch Rn 322) sowie Wertberichtigungen nach § 281 I HGB wird nicht 
verlangt 2 0 7 . Angabepflichtig (Bilanz oder Anhang) sind lediglich die steuerrechtli­
chen Vorschriften, nach denen die Wertberichtigungen gebildet worden sind 
(§281 I S. 2 HGB), eine betragsmäßige Aufteilung oder eine Aufteilung nach Bi-

Rn 183; Mündt in Beck HdR, B 232 Rn 44 f.: für Differenzierung nach Rechtsgrundla­
gen und Bedeutung des Unterschiedsbetrages. 

204 Vgl. dazu ADS, 5. Aufl., § 281 Tz. 29 ff. 
205 Vgl. Clemm/Mrott in Beck'scher BilKomm., § 281 Rn 3 m.w.N. 
206 Zum gesonderten Ausweis des Postens auch in der Bilanz der kleinen Kapitalgesell­

schaft vgl. Weirich/Zimmermann, AG 1986, 265 (269). 
207 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 281 Tz. 54; a. A. Haeger, DB 1987, 445 (450). 
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lanzposten ist nach dem Wortlaut der Vorschrift ebenfalls nicht erforderlich. Im 
Interesse der Klarheit und Übersichtlichkeit sind entsprechende Zusatzangaben 
jedoch empfehlenswert. Am zweckmäßigsten werden diese Zusatzangaben zu­
sammen mit den Veränderungen des Sonderpostens zu einem sog. Sonderposten­
spiegel (vergleichbar mit dem Anlagenspiegel) erweitert 2 0 8 . In der GuV gehören 
die Einstellungen in den Sonderposten zu den sonstigen betrieblichen Aufwen­
dungen (Posten Nr. 8) und die Auflösungen zu den sonstigen betrieblichen Erträ­
gen (Posten Nr. 4); sie sind gesondert auszuweisen (Vorspalte oder davon-Ver-
merk) oder im Anhang anzugeben (§ 281 II S. 2 HGB). Eine Saldierung der Einstel­
lungen mit Auflösungen, die sich auf unterschiedliche Vermögensgegenstände be­
ziehen, ist nicht zulässig 2 0 9 . Dies gilt auch für Übertragungen steuerfreier Rückla­
gen, wenn Abgang des Anlageguts und Neuerwerb des Ersatzgegenstandes im glei­
chen Geschäftsjahr l iegen 2 1 0 . Lediglich wenn bereits im Sonderposten ausgewiese­
ne unversteuerte Rücklagen in einem nachfolgenden Geschäftsjahr auf Ersatzge­
genstände übertragen werden, ist neben der Bruttomethode auch eine interne 
Umgruppierung innerhalb des Sonderpostens zulässig 2 1 1 . 

Frei. 141-149 

E. Bewertung 

I. Verhältnis zum früheren Recht 

Gegenüber dem AktG a.F. hat sich die Bewertung der Sachanlagen insbesondere 150 
in folgenden Punkten geändert: 
Änderungen für alle bilanzierungspflichtigen Unternehmen: 
- Ungeschriebene GoB wurden als allgemeine Bewertungsgrundsätze kodifiziert 

(Rn 152 ff.); neu ist das Gebot der Bewertungsstetigkeit (Rn 163 ff.). 
- Der Begriff der Anschaffungskosten wurde erstmals gesetzlich definiert 

(Rn 180 ff.) ; der Begriff der Herstellungskosten wurde geändert (Rn 190). 
- Die Bildung von Festwerten wurde eingeschränkt (Rn 301 ff.). 
Änderungen nur für Kapitalgesellschaften: 
- Außerplanmäßige Abschreibungen, die nach § 154 II S. 1 AktG a.F. auch bei 

einer nur vorübergehenden Wertminderung vorgenommen werden durften, 
sind nur noch bei einer voraussichtlich dauernden Wertminderung zulässig 
(Rn 257). 

- Das Beibehaltungswahlrecht des § 154 II S. 2 AktG a.F. wurde aufgehoben. 
Grundsätzlich gilt ein Wertaufholungsgebot. Allerdings dürfen außerplanmäßi-

208 Zur Gliederung eines solchen Sonderpostenspiegels vgl. z. B. Tietze in Küting/Weber, 
§ 281 Rn 70 ff., ADS, 5. Aufl., § 281 Tz. 61 ff. 

209 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 281 Tz. 37. 
210 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 281 Tz. 46. 
211 Vgl. z.B. Haeger, DB 1987, 445 (449); Tietze in Küting/Weber, §281 Rn45, a.A. 

Mündt in Beck HdR, B 232 Rn 111 ff., Budde/Förschle in Beck'scher BüKomm., § 275 
Rn 105. 
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ge Abschreibungen und nur steuerrechtlich zulässige (Mehr-(Abschreibungen, 
für die der Grund nicht mehr besteht, beibehalten werden, sofern sich steuer­
rechtliche Nachteile ergeben (Rn 287 ff.). 

- Die Angabepflichten über die Bewertung, insbesondere über nu r steuerrecht­
lich begründete Bewertungen, wurden geändert und z. T. erweitert. 

151 Übergangsvorschrift: Die Änderungen in den Bewertungsvorschriften müssen 
nicht rückwirkend angewendet werden. Waren Anlagegüter in dem letzten Ge­
schäftsjahr vor Anwendung des BiRiLiG (zulässigerweise) mit einem niedrigeren 
Wertansatz angesetzt, als er sich nach den Bewertungsvorschriften des BiRiLiG/ 
HGB ergeben würde, so darf der niedrigere Wertansatz gemäß Art. 24 I EGHGB 
beibehalten werden. Im Fall abnutzbarer Vermögensgegenstände bemessen sich 
die planmäßigen Abschreibungen dann nach diesem beibehaltenen niedrigeren 
Wertansatz 2 1 2 . 

II. Bewertungsgrundsätze und Rechtsformbesonderheiten 

1. Allgemeine Bewertungsgrundsätze 

152 Umfang der Kodifizierung: § 252 I H G B 2 1 3 bringt erstmals eine für alle bilanzie-
rungspflichtigen Unternehmen gültige Kodifizierung wichtiger Bewertungsgrund­
sätze 2 1 4 . Damit wird versucht, die Rechtsunsicherheit bei der Konkretisierung 
von Goß zu reduzieren und „Maßstäbe für die Lösung von Zweifelsfragen bei der 
Auslegung und bei der Ausfüllung von Lücken zu setzen" 2 1 5 . Im einzelnen han­
delt es sich u m folgende Bewertungsgrundsätze: 
(a) Bilanzidentität (Rn 153), 
(b) Unternehmensfortführung (Going-Concern) (Rn 154), 
(c) Einzelbewertung-und Stichtagsprinzip (Rn 155 ff.), 
(d) Vorsichtsprinzip mit Antizipation möglicher Verluste und Realisationsprinzip 

für Gewinne (Rn 159 ff.), 
(e) Periodenabgrenzung (Rn 162), 
(f) Bewertungsstetigkeit (Rn 163 ff.). 
Die Bewertungsgrundsätze (a)-(e) sind als Mußvorschrift und (f) als Sollvorschrift 
ausgestaltet. Abweichungen sind zulässig, aber auf begründete Ausnahmen be­
schränkt (§ 252 II HGB). Kapitalgesellschaften müssen zusätzlich die Abweichun­
gen im Anhang angeben und begründen sowie deren Einfluß auf die Vermögens-, 
Ertrags- und Finanzlage gesondert darstellen (§ 284 II Nr. 3 HGB). 

212 Zu weiteren Einzelheiten vgl. Weber in Küting/Weber, Art. 24 EGHGB Rn 6 ff.; ADS, 
5. Aufl., Art. 24 EGHGB Tz. 22 ff. 

213 § 252 HGB setzt Art. 31 der 4. EG-Richtlinie um, ausgenommen Buchstabe c (cc), weil 
der darin festgelegte Grundsatz, nämlich die Berücksichtigung von Wertminderungen 
unabhängig davon, ob das Geschäftsjahr mit einem Gewinn oder Verlust abschließt, 
sich von selbst versteht (vgl. BTDrS 10/4268, S. 99). 

214 Zu einer Systematik kodifizierter und nicht kodifizierter Bewertungsgrundsätze vgl. 
Siegel in Beck HdR, B 161 Rn 12 ff. 

215 Biener, AG 1978, 251 (255), vgl. auch Sahner/Schultzke in Küting/Weber, § 242 Rn 2. 
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Eine abschließende Regelung der Bewertungsgrundsätze liegt mit § 252 HGB 
nicht vor. Weitere ungeschriebene Grundsätze sind als GoB aufgrund von § 243 I 
HGB zu beachten. Hierzu gehören insbesondere die Wesentlichkeit (Materiality) 
(Rn 167), die Willkürfreiheit und die Methodenbest immthei t 2 1 6 . Die kodifizier­
ten Bewertungsgrundsätze sind untereinander und auch im Verhältnis zu den un­
geschriebenen Prinzipien nicht überschneidungsfrei 2 1 7 . Welcher Bewertungs­
grundsatz dann Vorrang 1 erhält, läßt sich nur für den konkreten Einzelfall und 
unter Berücksichtigung der Ziele des Jahresabschlusses sowie der Gewichtigkeit 
der Gründe beantworten. Eine allgemein gültige Rangordnung l äß t sich m.E. 
nicht aufstellen 2 1 8 . 

(a) Grundsatz der Bilanzidentität (§ 252 I Nr. 1 HGB): Bilanzidentität bedeutet 
Übereinstimmung hinsichtlich der Gliederung und der Postenbezeichnung (Aus­
weisidentität) und hinsichtlich der Wertansätze (Wertidentität) 2 1 9 bzw., wenn ei­
ne Eröffnungsbilanz nicht erstellt wird, Identität der Saldovorträge der einzelnen 
Bestandskonten mit den Salden des vorausgegangenen Geschäftsjahres. Der 
Grundsatz der Bilanzidentität impliziert, daß alle Vermögensgegenstände, Schul­
den und Rechnungsabgrenzungsposten in der Eröffnungsbilanz bzw. innerhalb 
der Saldovorträge mit den Werten angesetzt werden, mit denen sie in der Schluß­
bilanz des vorausgegangenen Geschäftsjahres enthalten waren. Er schließt jede 
Neubewertung „zwischen" den Geschäftsjahren aus. 
Begründete Ausnahmen gemäß § 252 II HGB sind selten. Hauptanwendungsfall für 
eine Durchbrechung der Bilanzidentität sind Währungsumstellungen sowie im 
Steuerrecht, wenn eine Steuerbilanz als nicht beweiskräftig verworfen wird 2 2 0 . Da­
gegen sind Vermögenszugänge aufgrund von Verschmelzungen 2 2 1 und Korrekturen 
früherer Jahresabschlüsse (ohne Bilanzberichtigung) 2 2 2 m. E. keine anerkennenswer­
te Begründungen. Solche Vermögensänderungen müssen innerhalb eines Geschäfts­
jahres verbucht und im Anlagespiegel erfaßt werden, ggf. durch zusätzliche Spalten 
oder besondere Kennzeichnung der Einzelbeträge. 

216 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 113 ff., Leffson (HdJ, Abt. 1/2), 1984; Leffson (GoB), 1987, 
180 ff. 

217 A.A. Kammers (Bewertungsstetigkeit), 1988, 173, der kein Konkurrenzverhältnis zwi­
schen den Vorschriften sieht. 

218 Vgl. auch Müller, W. (Grundsätze), 1988, 3 (18), (teilweise) a.A. u.a. ADS, 5. Aufl., 
§ 252 Tz. 6, die z. B. dem Vorsichtsprinzip allgemein Vorrang vor dem Stetigkeitsgebot 
einräumen. Für Vorrang des Vorsichtsprinzips auch Müller, J. (Stetigkeitsprinzip), 
1989, 135 f.: „das Prinzip stetiger Bewertung verlangt jedoch die einmal gewählte Me­
thode so lange beizubehalten, bis das Vorsichtsprinzip einen Methodenwechsel veran­
laßt." Im Umkehrschluß würde dies bedeuten, daß andere Bewertungsänderungen, die 
sich im Rahmen des Vorsichtsprinzips bewegen, generell unzulässig wären! 

219 Vgl. Wohlgemuth in BHR, § 252 Rn 6 ; vgl. auch seinen Hinweis in Rn 5, wonach der 
Wortlaut von § 252 ü" Nr. 1 HGB von Art. 31 I f der 4. EG-Richtlinie abweicht (Wert­
ansätze anstatt Eröffnungsbilanz), diese Abweichung aber keine materiellen Konse­
quenzen habe. 

220 Vgl. dazu Wöhe (Bilanzierung), 1987, 197 f., Wohlgemuth in BHR, § 252 Rn 12. 
221 A.A. ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 15. 
222 A.A. Biener/Berneke (BiRiLiG), 1986, 90 Anm. 1, dagegen zu Recht ADS, 5. Aufl., 

§ 252 Tz. 17. 
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154 (b) Grundsatz der Untemehmensfortführung (Going-Concern) (§252 I Nr. 2 
HGB): Entsprechend der gesetzlichen Vermutung ist von der Fortführung der Un­
ternehmenstätigkeit auszugehen, d.h. die Vermögensgegenstände sind insbeson­
dere nach den §§ 253 ff. HGB zu bewerten. Stehen der Fortführung des Unterneh­
mens (bzw. einzelner Betriebsteile oder Werke 2 2 3 ) jedoch tatsächliche Gegebenhei­
ten, insbesondere wirtschaftliche Schwierigkeiten, oder rechtliche Gegebenheiten, 
insbesondere Konkursverfahren und Auflösungsbeschlüsse, entgegen, m u ß die 
Bewertung unter Veräußerungsgesichtspunkten erfolgen. Anzusetzen sind dann 
Einzelveräußerungspreise bzw. bei Veräußerung ganzer Betriebsteile anteilige Ge­
samterlöse, wobei die Erlöse vorsichtig zu schätzen und Demontagekosten, Ver­
kaufskosten usw. abzusetzen s ind 2 2 4 . Über den Anschaffungs- u n d Herstellungs­
kosten liegende Zeitwerte dürfen nicht berücksichtigt werden 2 2 5 . 

155 (c) Grundsatz der Einzelbewertung und Stichtagsprinzip (§ 252 I Nr. 3 HGB) 2 2 6 : 
Der Grundsatz der Einzelbewertung verlangt eine isolierte Bewertung eines jeden 
Vermögensgegenstandes. Er soll verhindern, daß Wertminderungen (drohende 
Verluste) mit Wertsteigerungen (nicht realisierte Gewinne) bei anderen Vermö­
gensgegenständen saldiert werden 2 2 7 . 
Ausnahmen: Von dem Grundsatz der Einzelbewertung darf in den gesetzlich nor­
mierten Fällen 2 2 8 abgewichen werden; davon kommen für die Sachanlagen regel­
mäßig nur die Festbewertung (Rn 300 ff.) in Betracht. Ausnahmen sind weiterhin 
gemäß § 252 II HGB zulässig. Insbesondere wenn die Identifikation des einzelnen 
Vermögensgegenstandes oder die Einzelbewertung selbst unmöglich bzw. unver­
hältnismäßig aufwendig ist, darf der Grundsatz modifiziert werden 2 2 ' . Ein weite­
rer Anwendungsfall für § 252 II HGB ist die Währungsumrechnung als geschlos­
sene Position 2 3 0 . Die Zurechnung pauschal ermittelter Kosten im Rahmen der Be­
wertung zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten wird dagegen noch nicht als 
Ausnahme vom Einzelbewertungsgrundsatz angesehen 2 3 1 . 

156 Der Grundsatz der Einzelbewertung verlangt eine Abgrenzung der Bewertungs­
einheit, d. h. des Vermögensgegenstandes (Wirtschaftsguts, Anlageguts). Diese ist 
nach wirtschaftlichen Kriterien vorzunehmen, z. B. ist deshalb die katastermäßige 
Abgrenzung eines Grundstücks nicht allein entscheidend 2 3 2 . Die Abgrenzung 

223 Für die Anwendung von § 252 I Nr. 2 HGB auch auf Betriebsteile und einzelne Werke 
Budde/Ihle in Beck'scher BilKomm., § 252 Rn 11; ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 31. 

224 Vgl. auch § 270 II AktG und § 71 H GmbHG, die für Abwicklungsbilanzen ausdrück­
lich vorschreiben, daß Anlagegüter wie Umlaufvermögen zu bewerten sind, soweit ihre 
Veräußerung innerhalb eines übersehbaren Zeitraums beabsichtigt ist oder sie nicht 
mehr dem Geschäftsbetrieb dienen. 

225 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 28 ff. 
226 Vgl. auch § 240 I HGB für das Inventar („einzelnen Vermögensgegenstände") (Rn 34) 

sowie für die Steuerbilanz § 6 I S. 1 EStG („einzelnen Wirtschaftsgüter"). 
227 Vgl. Siegel in Beck HdR, B 161 Rn 72 ; ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 43. 
228 Vgl. §§ 256 und 240 III, IV HGB. 
229 Vgl. Siegel in Beck HdR, B 161 Rn 73; vgl. auch ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 59. 
230 Vgl. Biener/Berneke (BiRiLiG), 1986, 90 Anm. 3. 
231 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 44 m.w.N. 
232 Vgl. Hess. FG v. 21. 1. 1988 - 10 K 319/84 (rkr.) - EFG 1988, 348. 
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kann insbesondere bei den Sachanlagen Schwierigkeiten bereiten und zu einem 
Zielkonflikt zwischen möglichst genauer Periodenabgrenzung und dem Vor­
sichtsprinzip einerseits sowie Vereinfachungsaspekten andererseits führen 2 3 3 . Als 
hilfreiches Kriterium für die Aufteilung von Sachgesamtheiten in Einzelaggrega­
te / selbständige Vermögensgegenstände kann der von der steuerlichen Rspr. ent­
wickelte „einheitliche Nutzungs- und Funktionszusammenhang" herangezogen 
werden 2 3 4 . Die technische Verbindung der Aggregate ist allein nicht ausrei­
chend 2 3 5 . Der einheitliche Nutzungs- und Funktionszusammenhang ist betriebs­
individuell zu bestimmen; er ermöglicht allerdings auch nicht immer eindeutige 
Lösungen 2 3 6 . In der Bilanzierungspraxis werden in letzter Zeit Vereinfachungs­
aspekte (m.E. zu Recht) stärker gewichtet. Die Abgrenzung der Bewertungseinhei­
ten wird vorrangig an der betrieblichen Leistung ausgerichtet. Sachgesamtheiten 
werden umfassender als noch vor Jahren üblich als einzelner Vermögensgegen­
stand definiert und einheitlich abgeschrieben, auch wenn die Nutzungsdauer von 
Einzelaggregaten zum Teil unterschiedlich ist. Zur Abgrenzung von Bewertungs­
einheiten vgl. auch Rn 76 ff., 126, 239 f. 

Nach dem Stichtagsprinzip („zum Abschlußstichtag") sind bei der Bewertung alle 157 
Ereignisse, die vor diesem Zeitpunkt liegen, zu berücksichtigen. Aber auch alle 
später gewonnenen, sog. wertaufhellenden Erkenntnisse sind für die Bewertung 
heranzuziehen, soweit die wertbeeinflussenden Faktoren bereits am Abschluß­
stichtag begründet waren, und zwar unabhängig davon, ob sie sich auf den Wert­
ansatz negativ oder positiv auswirken 2 3 7 . Nach h .M. sind die besseren Erkenntnis­
se, die bis zum Tag der Aufstellung des (vollständigen) Jahresabschlusses gewon­
nen werden, zu berücksichtigen 2 3 8 . Es bestehen jedoch keine Bedenken, sofern die 
Auswirkungen auf die Vermögens- und Ertragslage relativ unbedeutend sind, als 
maßgeblichen Termin bereits den Tag anzusehen, an dem die Bewertung des be­
treffenden Bilanzpostens abgeschlossen wird. Andrerseits dürften bei wesentli­
chen Risiken und Wertminderungen, auch wenn sie erst nach der Aufstellung, 
aber noch vor Feststellung des Jahresabschlusses bekanntwerden, die Gesell­
schaftsorgane verpflichtet sein, den aufgestellten Jahresabschluß zu ändern 2 3 9 . 

Im Unterschied zu den wertaufhellenden Erkenntnissen wirken sich wertändern- 158 
de Umstände nach dem Bilanzstichtag grundsätzlich nicht auf die Wertansätze 
zum Abschlußstichtag aus. Bei wesentlichen negativen Ereignissen empfiehlt sich 
jedoch eine entsprechend vorsichtige Bewertung 2 4 0 . Kapitalgesellschaften müssen 
zusätzlich in ihrem Lagebericht auf Vorgänge von besonderer Bedeutung, die 

233 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 48 ff. 
234 Vgl. Budde/Ihle in Beck'scher BilKomm., § 252 Rn 13, ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 52 ff. 
235 Vgl. BFH v. 16. 12. 1987 - X R 12/82 - BStBl. II 1988, 539 (540), am Beispiel der Auf­

teilung des Leitungsnetzes eines Versorgungsunternehmens in mehrere Vermögensge­
genstände. 

236 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 53 f. 
237 Für Risiken und Verluste wird dies ausdrücklich in § 252 I Nr. 4 HGB klargestellt. 
238 Vgl. Leffson (HdJ, Abt. 1/7), 1984, Rn 99 ff., Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 84 f. 

und 174 ff.; vgl. auch § 252 I Nr. 4 HGB. 
239 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 78 f.; Siegel in Beck HdR, B 161 Rn 101. 
240 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 39. 
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nach dem Abschlußstichtag eingetreten sind, eingehen (§ 289 II Nr. 1 HGB; 
Rn379) . 

159 (d) Grundsatz der Vorsicht mit Imparitätsprinzip für Verluste und Realisations­
prinzip für Gewinne (§ 252 I Nr. 4 HGB): Der Grundsatz der Vorsicht hat im 
deutschen Bilanzrecht eine lange Tradition. Die meisten gesetzlichen Ansatz- und 
Bewertungsvorschriften sind von ihm bestimmt. Insbesondere die Begrenzung der 
Bewertung nach oben durch die Anschaffungs- und Herstellungskosten ist Aus­
druck der Vorsicht 2 4 1 . Ausnahmen vom Grundsatz der Vorsicht, die gemäß § 252 
II HGB zulässig wären, sind nicht erkennbar 2 4 2 . Der Grundsatz der Vorsicht wur­
de rechtssystematisch im HGB nur als Bewertungsgrundsatz kodifiziert. Aus der 
Entstehungsgeschichte läßt sich aber ableiten, daß er - als GoB - auch bei der Bi­
lanzierung dem Grande nach und bei Zweifelsfragen der Gliederung anzuwenden 
i s t 2 4 3 . Der Grundsatz der Vorsicht gilt über das Maßgeblichkeitsprinzip (§5 1 
EStG) auch für die Steuerbilanz; nur ausdrückliche abweichende steuerliche Vor­
schriften können ihn einschränken. 

160 Mit dem Imparitätsprinzip und dem Realisationsprinzip werden in § 252 I Nr. 4 
HGB zwei Konkretisierungen des Grundsatzes der Vorsicht ausdrücklich er­
wähnt. Darüber hinaus m u ß der Grundsatz der Vorsicht vor allem als spezifische 
Regel zur Wertermittlung (Schätzung) bei unsicheren Erwartungen angesehen 
werden. Nach dem Imparitätsprinzip sind alle vorhersehbaren Risiken und Verlu­
ste, die bis zum Abschlußstichtag entstanden sind, zu berücksichtigen, auch 
wenn diese erst während der Aufstellung, ggf. sogar erst vor der Feststellung des 
Jahresabschlusses bekanntgeworden sind (Rn 157). Das Imparitätsprinzip wirkt 
sich bei den Sachanlagen insbesondere auf die Zulässigkeit bzw. die Verpflichtung 
zu außerplanmäßigen Abschreibungen aus 2 4 4 . Das Realisationsprinzip legt fest, 
bis wann mit (fortgeführten) Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu bewerten 
ist bzw. zu welchem Zeitpunkt Gewinne (und Verluste) aus dem Abgang von An­
lagegütern ausgewiesen werden dürfen (und müssen). Z u m Abgangszeitpunkt als 
dem maßgeblichen Realisationszeitpunkt vgl. Rn 123. Das Realisationsprinzip 
schließt aus, daß Umgliederungen zwischen Anlage- und Umlaufvermögen (und 
umgekehrt; zur Zulässigkeit vgl. Rn 26 ff.) zu einem Gewinn führen. 

161 Vorsichtige Bewertung als eine spezifische Regel zur Wertermitt lung (Schätzung) 
bei unsicheren Erwartungen heißt, alle bewertungsrelevanten Aspekte sorgfältig 
und vollständig zu erfassen und dabei die Gesichtspunkte, die auf Risiken oder 
Wertminderungen hindeuten, besonders zu berücksichtigen. Hauptanwendungs­
fälle im Rahmen der Bewertung der Sachanlagen sind die Schätzung der Nut-

241 Zu weiteren Ausprägungen in gesetzlichen Einzelvorschriften vgl. ADS, 5. Aufl., § 252 
Tz. 74. 

242 Die einzige im Schrifttum erwähnte Ausnahme - die Teilgewinnrealisierung bei lang­
fristiger Fertigung - betrifft nicht die Bilanzierung von Sachanlagen. Vgl. auch Art. 311 
c der 4. EG-Richtlinie: Der Grundsatz der Vorsicht muß „in jedem Fall" beachtet wer­
den. 

243 Vgl. Rückle, HURB 1986, 406, Baumbach/Duden/Hopt, § 252 Anm. 5A. 
244 Vgl. § 253 II S. 3 HGB und für Kapitalgesellschaften zusätzlich § 279 I HGB. Vgl. auch 

Rn 257 ff. 
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zungsdauer von abnutzbaren Anlagegütern (§ 253 II S. 2 HGB) sowie die Schät­
zung des beizulegenden Wertes bei außerplanmäßigen Abschreibungen (§ 253 II 
S. 3 HGB). Der Vorsichtsgrundsatz führt dann dazu, daß die Nutzungsdauer von 
Anlagegütern eher zu kurz zu Schätzen und der beizulegende Wert eher niedriger 
anzusetzen ist als bei einer Orientierung am wahrscheinlichsten oder am mittle­
ren Wer t 2 4 5 . 
Der Grundsatz der Vorsicht besagt jedoch nicht, daß nur Risiken und nicht auch 
vorhandene Chancen berücksichtigt werden dürfen oder daß stets von der ungün­
stigsten Bewertungsalternative auszugehen ist. Mit ihm lassen sich erst recht 
nicht willkürliche stille Rücklagen rechtfertigen 2 4 6 . Eine unzulässige (Über-)Vor-
sicht liegt z.B. vor, „wenn Prognosen und interne Planungen zum Zwecke der 
Unternehmenssteuerung nicht einmal für den Extremfall so pessimistische Er­
wartungen zugrunde legen wie die bilanzielle Bewertung" 2 4 7 . Andrerseits verlangt 
der Grundsatz der Vorsicht auch nicht, von verschiedenen zulässigen Bewer­
tungsmethoden diejenige zu wählen, die zu dem niedrigsten Wertansatz führt, 
z. B. degressiv statt linear abzuschreiben 2 4 8 . 

Trotz dieser Konkretisierungsversuche läßt sich das Ausmaß der berechtigten und 
gebotenen Vorsicht nicht eindeutig festlegen. Mit jeder Risikoeinschätzung sind 
subjektive Wertvorstellungen verbunden, so daß ein gewisser Ermessensspiel­
raum verbleibt 2 4 9 . 

(e) Grundsatz der Periodenabgrenzung (§252 I Nr. 5 HGB): Das Gebot, Erträge 
und Aufwendungen unabhängig vom Zahlungszeitpunkt zu berücksichtigen, hat 
ebenso wie der Grundsatz der Vorsicht im deutschen Bilanzrecht eine lange Tra­
dition. In der Kodifizierung und der gleichberechtigen Aufzählung neben dem 
Vorsichtsgrundsatz sieht Bienei eine Aufwertung dieses Grundsatzes; er leitet dar­
aus ab, „daß die Grundsätze der dynamischen Bilanzauffassung stärker als bisher 
zu berücksichtigen sein werden" 2 5 0 . 
Der Grundsatz der Periodenabgrenzung schließt den Ansatz kalkulatorischer Po­
sten, z. B. kalkulatorischer Abschreibungen, aus, da die Aufwendungen und Erträ­
ge früher oder später zu Zahlungen führen müssen. In Verbindung mit dem Vor­
sichtsprinzip führt er dazu, daß Aufwendungen dem abgelaufenen und nicht ei­
nem künftigen Geschäftsjahr zugerechnet werden müssen, wenn Zweifel in der 
Zuordnung bes tehen 2 5 1 . Im übrigen hat der Grundsatz für die Bilanzierung der 
Sachanlagen nur geringe unmittelbare Auswirkungen; der wichtigste Anwen­
dungsfall, nämlich die Verteilung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten ab-

245 Vgl. z.B. ADS, 5. Aufl., §252 Tz. 67 ff., Rückle, HURB 1986, 412 ff., a.A. Baetge. 
HWR 1981, Sp. 711. 

246 Nicht-Kapitalgesellschaften und Genossenschaften dürfen jedoch nach § 253 IV HGB 
durch Abschreibungen „im Rahmen vernünftiger kaufmännischer Beurteilung" will­
kürliche stille Rücklagen bilden; vgl. Rn 260 ff. Zur Kritik an stillen Rücklagen vgl. 
Rn 6. 

247 Rückle, HURB 1986, 414. 
248 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 72. 
249 Vgl. Budde/Ihle in Beck'scher BilKomm., § 252 Rn 17, ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 69. 
250 Biener (AG), 1979, 112; zurückhaltend ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 90. 
251 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 91 und 95. 
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nutzbarer Anlagegüter auf die Jahre der voraussichtlichen Nutzung, ist in § 253 II 
HGB gesondert geregelt. 

163 (f) Grundsatz der Bewertungsstetigkeit (§ 252 I Nr. 6 HGB) 2 5 2 : Die Verpflichtung 
zur Bewertungsstetigkeit ist für das deutsche Bilanzrecht neu. Nach h. M. wurde 
dieser Grundsatz bisher nicht als GoB angesehen 2 5 3 . Nur ein willkürlicher Wech­
sel der Bewertungsmethoden galt als unzulässig. Der Grundsatz, der rechtsform-
unabhängig für alle Kaufleute vorgeschrieben ist, verändert deshalb die bisherige 
Bilanzierung erheblich 2 5 4 . 

164 Zweck, Inhalt: Der Grundsatz der Bewertungsstetigkeit soll die Vergleichbarkeit 
aufeinanderfolgender Jahresabschlüsse gewährleisten und eine bilanzierungsbe­
dingte Beeinflussung der Ertragslage verhindern. Er verlangt, alle identischen und 
alle gleichartigen bzw. funktionsgleichen Vermögensgegenstände sowohl gleich 
zu bewerten (Grundsatz der Einheitlichkeit der Bewertung) 2 5 5 als auch die glei­
chen Bewertungsmethoden wie im Vorjahr 2 5 6 anzuwenden. Der Grundsatz be­
trifft die Methodenwahl und die Ausfüllung von Schätzungsspielräumen. Die ge­
setzlichen Wahlrechte stehen grundsätzlich nur bei der erstmaligen Bewertung 
von solchen Vermögensgegenständen offen, die bisher nicht vorhanden waren 
oder die sich deutlich von vorhandenen Vermögensgegenständen unterscheiden. 
Wegen der prinzipiell langfristigen Bindung kommt deshalb der erstmaligen Aus­
übung von Bewertungswahlrechten eine besondere Bedeutung zu. Die Grenze 
zwischen identischen / gleichartigen / funktionsgleichen und verschiedenartigen 
Vermögensgegenständen ist jedoch fließend. In Zweifelsfällen m u ß stetig bewer­
tet werden 2 5 7 . 

165 Anwendungsbereich: Ansatzwahlrechte werden vom Stetigkeitsgebot nicht er­
faß t 2 5 8 ; ihre Ausübung unterliegt den GoB |§ 2 4 3 1 HGB) und dem Willkürverbot. 
Der Grundsatz der Bewertungsstetigkeit gilt weiterhin nicht 

252 Zur Ausweisstetigkeit vgl. Rn 70. 
253 Vgl. Wohlgemuth in BHR, § 252 Rn 59 m.w.N. 
254 Zur Bewertungsstetigkeit gibt es zahlreiche - kontroverse - Stellungnahmen, vgl. u. a. 

Claussen/Korth, DB 1988, 921, Eckes, BB 1985, 1435, Förschle/Kropp, ZfB 1986, 873 ; 

Forster, BB 1983, 32 (35); Forster (Bewertungsstetigkeit), 1985, 29; Hafner, WPg 1985, 
593; Kammers (Bewertungsstetigkeit), 1988; Kupsch, DB 1987, 1101; Kupsch, WPg 
1989, 517 (522 ff.); Leffson, WPg 1988, 441; Müller, J. (Stetigkeitsprinzip), 1989; Mes­
sen, BB 1985, 1642; Sahner/Kammers, BB 1988, 1077; Schneeloch, WPg 1987, 405; Sel­
chen, DB 1984, 1889, Söffing, DB 1987, 2598; vgl. ferner die Kommentierung zu § 252 
HGB. 

255 Vgl. Selchert, WPg 1983, 447, vgl. weiterhin u.a. Schulze-Osterloh in Baumbach/ 
Hueck, § 42 Rn 257, Baetge/Hense, DStZ 1987, 378 (385), Forster (Fragen), 1986, 29 
(30 f.); Claussen (Stellenwert), 1987, 79 (89); a.A. Sahner/Schultzke in Küting/Weber, 
§ 252 Rn 7. 

256 Die Bewertungsstetigkeit ist nicht zeitlich begrenzt; ggf. muß auf die Bewertungsme­
thoden früherer Geschäftsjahre zurückgegriffen werden, wenn im vorausgegangenen 
Geschäftsjahr keine entsprechende Bewertung erforderlich war ; vgl. ADS, 5. Aufl., 
§ 252 Tz. 102; Siegel in Beck HdR, B 161 Rn 56. 

257 Vgl. Wohlgemuth in BHR, § 252 Rn 65. 
258 H.M., vgl. z.B. ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 104 m.w.N. 
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- für Abweichungen von Bewertungsmethoden, die gesetzlich ausdrücklich vor­
geschrieben sind, wie z. B. die Vornahme von außergewöhnlichen Abschreibun­
gen und Zuschreibungen oder die Verkürzung der Nutzungsdauer von abnutz­
baren Anlagegütern, wenn sich diese aufgrund neuerer Erkenntnisse als zu lang 
erweisen sollten; 

- für die Inanspruchnahme steuerrechtlicher Abschreibungen gemäß § 254 HGB; 
nach dem Bericht des Rechtsausschusses hindert der Stetigkeitsgrundsatz „den 
Kaufmann nicht daran, steuerrechtliche Bewertungswahlrechte, z. B. Sonderab­
schreibungen, von Jahr zu Jahr unterschiedlich auszuüben" 2 5 9 ; 

- für die Bildung stiller Rücklagen durch Abschreibungen „im Rahmen vernünf­
tiger kaufmännischer Beurteilung" (§ 253 IV HGB); 

- bei der erstmaligen Anwendung der Vorschriften des HGB (Art. 24 V S. 1 
EGHGB) (Rn 151). 

Ausnahmen vom Grundsatz der Bewertungsstetigkeit sind nur im Rahmen des 
§ 252 II HGB zulässig. Aus der (mißverständlichen) Soll-Formulierung in § 252 I 
Nr. 6 HGB lassen sich keine weitergehenden Einschränkungen ableiten 2 6 0 . Wie 
bei den übrigen allgemeinen Bewertungsgrundsätzen sind an die Ausnahmen 
„strenge Anforderungen" 2 6 1 zu stel len 2 6 2 , d.h. eine neue (abweichende) Bewer­
tungsmethode m u ß sich sachlich begründen lassen, zu einer klareren Darstellung 
der Ertragslage sowie der Vermögens- und Finanzlage führen und zukünftig beibe­
halten werden 2 6 3 . Die Gründe für anzuerkennende Durchbrechungen der Bewer­
tungsstetigkeit, die im Schrifttum und in der Stellungnahme des IDW SABI 
2/1987 aufgeführt sind, entsprechen diesen Anforderungen nur zum Teil (vgl. 
auch Rn 8 ) 2 M . Problematisch ist z. B., wenn Änderungen in der Einschätzung der 

259 BTDrS 10/4268, S. 100. Ob diese Auffassung mit Art. 31 Ib der 4. EG-Richtlinie ver­
einbar ist, kann für Kapitalgesellschaften bezweifelt werden. Nach h.M. unterüegen 
freiwillige Stornierungen steuerrechtlicher (Mehr-)Abschreibungen ebenfalls nicht dem 
Stetigkeitsgrundsatz; vgl. z.B. Kating, DStR 1989, 227 (231, m.w.N.),- vgl. auch Rn 286 
und 289. 

260 Vgl. z.B. Bienei/Beineke (BiRiLiG), 1986, S. 91 Anm. 6 ; ADS, 5. Aufl., §252 Tz. 103; 
Siegel in Beck HdR, B 161 Rn 55, Kupsch, WPg 1989, 517 (522); Schulen in Beck HdR, 
B 410 Rn 40: die zusammenfassende Würdigung von § 252 I Nr. 6 HGB i.V.m. § 252 II 
HGB bedeutet, „daß die Soll-Vorschrift für die Beibehaltung der Bewertungsmethoden 
faktisch als eine Muß-Vorschrift zu verstehen ist". 

261 Siegel, in Beck HdR, B 161 Rn 62. Ähnlich Schulze-Osterloh in Baumbach/Hueck, § 42 
Rn 259: im Interesse der Vergleichbarkeit sind Ausnahmen „möglichst einzuschrän­
ken". A.A. wohl ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 106: die begründeten Ausnahmefälle „dürfen 
weder zu weit noch zu eng ausgelegt werden". 

262 Vgl. auch Messen, BB 1985, 1642, Sahnet/Schultzke in Küting/Weber, §252 Rn26: 
Abweichungen von den Bewertungsgrundsätzen, die nicht gesetzlich begründet oder 
zumindest (ausdrücklich) zulässig sind, werden „äußerst selten" auftreten. 

263 Vgl. Siegel in Beck HdR, B 161 Rn 63 f. 
264 Vgl. z.B. ADS, 5. Aufl., §252 Tz. 107; Forstet (Fragen), 1986, 29 (40f.) ; IDW SABI 

2/1987, WPg 1987, 48 (49). Vgl. auch die Kritik von Schulen in Beck HdR, B 410 
Rn 42, der die im Schrifttum genannten Beispiele „als sehr weitgehend und im Hin­
blick auf den Zweck der Vorschrift nicht unbedenklich" bezeichnet. 
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allgemeinen Konjunkturlage bzw. der Branchenentwicklung 2 6 5 oder jegliche Steu­
erersparnis 2 6 6 bereits genügen sollen, Bewertungsmethoden zu ändern, oder es so­
gar zulässig sein soll, etwa alle fünf Jahre die Bilanzierungsmethoden für wesentli­
che Teilbereiche zu überdenken und neu zu bes t immen 2 6 7 . 
Anhangangaben: Wird von der Ausnahmemöglichkeit Gebrauch gemacht, müs­
sen Kapitalgesellschaften die Abweichungen im Anhang angeben und begründen 
sowie den Einfluß der Änderungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
gesondert darstellen (§ 284 I Nr. 3 HGB ; Rn 368 ff.). Die Angabe eines Unter­
schiedsbetrags wie in § 160 II AktG a.F. wird nicht verlangt. Jedoch müssen die 
Angaben so ausführlich sein, daß sie die gestörte Vergleichbarkeit möglichst weit­
gehend wieder herstellen. 

167 (g) Grundsatz* 8er Wesentlichkei* (Materiality): In diesem Grundsatz zeigt sich 
das Spannungsverhältnis zwischen dem Zweck von Jahrsesabschlüssen, insbeson­
dere den Interessen von Informationsempfängern einerseits und Wirtschaftlich­
keitsüberlegungen anderseits. Der Grundsatz bezieht sich auf alle Teilaspekte der 
Bilanzierung (Ansatz, Ausweis/Gliederung, Nachweis, Bewertung, Anhangan­
gaben). In einzelnen Vorschriften des HGB wird ausdrücklich auf ihn Bezug ge-
nonmmen, z.B. „wesentliche Verbesserung" im Herstellungskostenbegriff des 
§ 255 II S. 1 HGB 2 6 8 . Nach diesem Grundsatz müssen alle gesetzlich vorgeschrie­
benen Tatbestände bilanziert und offengelegt werden, wenn sie wesentlich (be­
deutend, wichtig) sind. Sie dürfen vernachlässigt werden, wenn sie sowohl im Ein­
zelfall als auch in ihrer zusammengefaßten Bedeutung unwesentlich sind. In die­
sem Rahmen sind auch Vereinfachungen zulässig. Ggf. müssen Tatbestände auch 
vernachlässigt werden, wenn durch ein Nebeneinander wichtiger und unwichti­
ger Informationen sonst das Gebot der Klarheit verletzt würde, d. h. die wesentli­
chen Informationen nicht in ihrer tatsächlichen Bedeutung sichtbar werden. 
Zur Auslegung des unbest immten Begriffes „wesentlich" besteht ein zwar um­
fangreiches, meist aber englischsprachiges Schrifttum, das sich außerdem über­
wiegend auf die nicht völlig vergleichbaren Materiality-Entscheidungen im Rah­
men der Jahresabschlußprüfung bezieht 2 6 9 . Viele Fragen sind noch nicht hinrei­
chend gelöst bzw. werden kontrovers diskutiert. Umstri t ten ist vor allem, von 
welchen Informationsadressaten und Entscheidungssituationen ausgegangen wer­
den soll, welche Maßstäbe bzw. Bezugsgrößen (z. B. Jahresergebnis, absolute oder 
relative Bedeutung eines Bilanzpostens) zugrunde gelegt werden sollen und ob 
quantitative Richtgrößen (Grenzwerte) empfohlen werden können oder vorge-

265 So Förster (Fragen), 1986, 29 (41). 
266 So Bordewin, DStZ 1986, 79 (87). 
267 So Budde/Ihle in Beck'scher BilKomm., § 252 Rn 38. 
268 Vgl. auch Leffson, HURB 1986, 434 (434 f.). 
269 Zu Materiality-Fragen im Rahmen der Bilanzierung vgl. insbesondere Leffson (GoB), 

1987, 180 ff.; Hoffmann, BB 1986, 1050; Mehlis, WPg 1981, 1, Lück (Materiality), 
1975; Financial Accounting Standards Board, 1975. Zu Materiality-Fragen im Rahmen 
der Prüfung vgl. u. a. Stachuletz/Kühnberger, DBW 1987, 401, Leffson/Bönkhoff (Mate­
riality), 1981, 61; Sperl (Prüfungsplanung), 1978, 43ff. ; Würtele (Materiality), 1989; 
LesUe (Materiality), 1985; Jennings/Kneer/Reckers, Auditing, Spring 1987, 104; Robin-
son/Fertuck (Materiality), 1985. 
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schrieben werden sollen. Die Meinungen sind im starken Maße von dem Grund­
verständnis über den Zweck von Jahresabschlüssen abhängig. Einigkeit scheint je­
doch insoweit zu bestehen, daß es eine einheitliche Auslegung nicht geben kann. 
Was wesentlich ist, läßt sich nur bestimmen 
- aus dem Sinn und Zweck der jeweiligen Vorschrift 2 7 0 und 
- unter Berücksichtigung der konkreten Situation, insbesondere der Größe, 

Struktur und wirtschaftlichen Situation des bilanzierenden Unternehmens. 
Ein Konsens scheint sich auch dahingehend zu entwickeln, daß zumindest für be­
stimmte Materiality-Entscheidungen quantitative Richtgrößen eine hilfreiche 
Orientierungsfunktion sowohl für den Bilanzierenden als auch für den Jahresab­
schlußadressaten haben können. 

2. Bewertungsgrundsätze für Nicht-Kapitalgesellschaften 2 7 1 

Gegenstände des Anlagevermögens sind in Handels- und Steuerbilanz mit den 168 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu bewerten (Rnl80f f . ) . Diese Werte 
dürfen auch bei höheren Wiederbeschaffungskosten nicht überschritten werden 
(§ 253 I S. 1 HGB) 2 7 2 . Ist die Nutzung von Anlagegütern zeitlich begrenzt, sind die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten in Form von planmäßigen Abschreibun­
gen (steuerlich: AfA bzw. Absetzung für Substanzverringerung) auf die betriebsge­
wöhnliche Nutzungsdauer zu verteilen (§ 253 II S. 1 und 2 HGB; Rn 210 ff.). Bei 
außergewöhnlichen Wertminderungen dürfen bei allen, d. h. auch bei den nicht 
abnutzbaren Anlagegütern - wertbedingte - außerplanmäßige Abschreibungen 
(steuerlich: AfaA, Teilwertabschreibung) auf den niedrigeren beizulegenden Wert 
vorgenommen werden. Sie sind bei einer voraussichtlich dauernden Wertminde­
rung vorzunehmen (§ 253 II S. 3 HGB = gemildertes Niederstwertprinzip; 
Rn 250 ff.). 

Unabhängig von einer Wertminderung dürfen die sich nach vorstehenden 169 
Grundsätzen ergebenden Wertansätze durch weitere - nicht wertbedingte -
„außerplanmäßige" Abschreibungen unterschritten und damit stille Rücklagen 
gelegt werden, und zwar 
- durch Abschreibungen „im Rahmen vernünftiger kaufmännischer Beurtei­

lung" (§ 253 IV HGB, Rn 260 ff.) ; diese Abschreibung wird steuerlich nicht an­
erkannt; sowie 

- durch nur steuerrechtlich zulässige Abschreibungen (steuerlich: erhöhte Abset­
zungen, Sonderabschreibungen sowie bestimmte Bewertungsabschläge) (§ 254 
HGB, Rn 270 ff). 

270 So z.B. ausdrücklich für Anhangangaben ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 24. 
271 Genossenschaften (§ 336 II S. 1 zweiter Halbsatz HGB) und dem PublG unterliegende 

Unternehmen (§ 5 I S. 2 PublG) können mit Ausnahme bestimmter Anhangangaben 
grundsätzlich die Vorschriften für Nicht-Kapitalgesellschaften anwenden. 

272 Eine Bewertung auf der Basis von Wiederbeschaffungswerten, die Art. 33 Ia) der 4. EG-
Richtlinie als nationales Wahlrecht vorsieht, wurde in das BiRiLiG nicht übernom­
men; vgl. auch BTDrS. 10/317, S. 87. 

HdJ Abt. n /1 Januar 1990 81 



Rn 170-172 Richter, Das Sachanlagevermögen 

170 Wenn die Gründe für eine wertbedingte oder nicht wertbedingte außerplanmäßi­
ge Abschreibung entfallen sind, darf der niedrigere Bilanzwert beibehalten wer­
den (Beibehaltungswahlrecht). Zulässig ist aber auch eine Zuschreibung 
(Rn 278 ff.) 2 7 3 . Steuerlich besteht für die abnutzbaren Anlagegüter grundsätzlich 
ein Zuschreibungsverbot (§ 6 I Nr. 1 S. 4 EStG). 

3. Bewertungsgrundsätze für Kapitalgesellschaften 

171 Die in Rn 168 dargestellten Bewertungsgrundsätze gelten grundsätzlich auch für 
Kapitalgesellschaften. Folgende Besonderheiten sind jedoch zu beachten: 
- Wertbedingte außerplanmäßige Abschreibungen gemäß § 253 II S. 3 HGB sind 

für Sachanlagen nur bei einer voraussichtlich dauernden Wertminderung zu­
lässig; bei einer nur vorübergehenden Wertminderung dürfen sie nach § 279 I 
S. 2 HGB nicht vorgenommen werden (Rn 257 ff.). 

- Nicht wertbedingte außerplanmäßige Abschreibungen „im Rahmen vernünfti­
ger kaufmännischer Beurteilung" (§ 253 IV HGB) sind nach § 279 I S. 1 HGB 
nicht zulässig (Rn 261). 

- An die Stelle des Beibehaltungswahlrechts tritt grundsätzlich ein Wertaufho-
lungsgebot (§ 280 I HGB). Dieses wird allerdings aus steuerlichen Gründen er­
heblich eingeschränkt. Von der Zuschreibung kann in der Handelsbilanz im­
mer dann abgesehen werden (Wahlrecht), wenn die Zuschreibung sich in der 
Steuerbilanz gewinnerhöhend auswirken würde (§ 280 II HGB) (Rn 287 ff.). 

4. Steuerrecht 

172 Maßgeblichkeitsgrundsatz: Nach § 5 I EStG ist die Handelsbilanz, die nicht gegen 
zwingende handelsrechtliche Vorschriften verstößt, Grundlage auch für die steu­
erliche Gewinnermittlung. Nach ständiger Rspr. werden handelsrechtliche Akti-
vierungs- und Passivierungswahlrechte jedoch nicht anerkannt 2 7 4 , d.h. in der 
Steuerbilanz m u ß aktiviert werden, was handelsrechtlich aktiviert werden darf 
(aber nicht muß), und in der Steuerbilanz darf nicht passiviert werden, was han­
delsrechtlich nur passiviert werden darf (aber nicht muß). Neben der Bilanzierung 
dem Grunde nach gilt die Maßgeblichkeit grundsätzlich auch für die Bewertung. 
Mit dem Bewertungsvorbehalt des § 5 VI EStG wird sie jedoch eingeschränkt, d. h. 
zwingende steuerliche (Bewertungs-)Vorschriften (§§ 6, 7 EStG) müssen eingehal­
ten werden. Ein davon abweichender handelsrechtlicher Wertansatz ist insoweit 
unbeachtlich. Dagegen ist für die steuerlichen Bewertungswahlrechte der in der 
Handelsbilanz gewählte konkrete Wertansatz auch steuerlich maßgebend. Glei­
ches gilt für subventioneile Steuervergünstigungen, wie z.B. die sog. „steuer­
freien" Rücklagen, Sonderabschreibungen und erhöhten Absetzungen (umgekehr­
te Maßgeblichkeit). Für bestimmte Steuervergünstigungen ist die umgekehrte 
Maßgeblichkeit in § 6 III EStG ausdrücklich festgelegt worden. 

273 Eine Zuschreibungspflicht besteht dagegen, wenn bereits bei der Vornahme der Ab­
schreibung die Gründe nicht vorgelegen haben, d. h. die Abschreibung unzulässig war,-
vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 549; Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 
Rn 40, vgl. auch Rn 286. 

274 Vgl. insbesondere BFH v. 3. 2. 1969 - GrS 2/68 - BStBl. II 1969, 291. 
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Inhalt und Umfang des Maßgeblichkeitsprinzips sind schon lange umstritten. „Je­
de nur denkbare Auslegung wird ver t reten 1 7 5 . " Die Rechtsunsicherheit ist be­
trächtlich. Kontrovers sind insbesondere die steuerliche Nichtanerkennung han­
delsrechtlicher Aktivierungs- und Passivierungswahlrechte, die Maßgeblichkeit 
der Handelsbilanz auch für die Bewertung (sog. formelle Maßgeblichkeit) und der 
Anwendungsbereich der umgekehrten Maßgeblichkeit 2 7 6 . 

Die mit §6 HI EStG (wohl) beabsichtigte Klarstellung der umgekehrten Maß- 173 
geblichkeit für die subventioneilen Steuervergünstigungen wurde nur z.T. er­
re icht 2 7 7 . Strittig ist vor allem, ob § 6 III EStG eine abschließende Regelung ent­
hält, d.h. für nicht ausdrücklich erwähnte Steuervergünstigungen (insbesondere 
die meisten sog. steuerfreien Rücklagen) keine umgekehrte Maßgeblichkeit gilt, 
oder ob § 6 III EStG einen allgemeinen Grundsatz zum Ausdruck bringt, mit der 
Folge, daß für alle Steuervergünstigungen die umgekehrte Maßgeblichkeit beach­
tet werden muß , für die nicht ausdrücklich im Gesetz darauf verzichtet worden 
ist. Diese Streitfrage hat bei Kapitalgesellschaften eine erhebliche Bedeutung für 
die Auslegung der § 273 HGB (Bildung des Sonderpostens mi t Rücklageanteil), 
§ 279 II HGB (Vornahme steuerrechtlicher [Mehr-]Abschreibungen nach § 254 
HGB) und § 280 II HGB (Beibehaltungswahlrecht für außerplanmäßige Abschrei­
bungen nach § 253 II S. 3 HGB und für streuerrechtliche (Mehr-)Abschreibungen 
nach § 254, wenn die Gründe für diese Abschreibungen entfallen sind) und für 
die korrespondierenden Anhangangaben. 

Im Rahmen des sog. Steuerreformgesetzes 1990 ist vorgesehen, das Verhältnis von 174 
Handelsbilanz und Steuerbilanz neu zu regeln 2 7 8 . Insbesondere soll durch eine Ergän­
zung von § 51 EStG und Wegfall von § 6 m EStG klargestellt werden, daß 
- die Handelsbilanz sowohl für die Bilanzierung dem Grunde nach als auch für 

die Bewertung für die Steuerbilanz maßgeblich ist und 
- die umgekehrte Maßgeblichkeit allgemein für die Steuervergünstigungen gilt, 

d. h. auch für die unversteuerten Rücklagen. 
Weiterhin soll der Grundsatz des uneingeschränkten Wertzusammenhangs für 
das abnutzbare Anlagevermögen (§ 6 I Nr. 1 S. 4 EStG) aufgehoben werden. 

275 Boidewin, DStR 1988, 668 (670). 
276 Zum Meinungsstand vgl. u.a. (jeweils m.w.N.) Knobbe-Keuk (Bilanz- und Unterneh­

menssteuerrecht), 1989, 15 ff.; Schmidt in Schmidt, § 5 Anm. 9 ff.; Henmann/Heuer/ 
Raupach, § 5 Anm. 49 ff.; Tanzer (Maßgeblichkeit), 1984, 55; Schüdbach, BB 1989, 
1443; vgl. ferner u.a. Schildbach, BFuP 1989, 123; Bordewin, DStR 1988, 668; Döllerer, 
BB 1987, Beilage 12 zu Heft 16/1987, 1 ; Krieger (Maßgeblichkeit), 1988, 327 ; Mathiak, 
Stbjb. 1986/87, 79; Merkert/Koths, DStR 1987, 508, Weilbach, DB 1989, 1299; Wöhe 
(Steuerlehre 1/2), 1986, 55 ff. 

277 Von den jüngsten Stellungnahmen vgl. nur (jeweils m.w.N. zur bisherigen Diskussion) 
Küting/Haeger, BB 1988, 591; Söffing, DB 1988, 241; Schildbach, BFuP 1989, 123 
(133 ff.); Kating, BFuP 1989, 109; Dziadkowski, BB 1986, 329; vgl. weiterhin die Litera­
turangaben zu Rn 278 ff. 

278 Zu den Gesetzesmaterialien vgl. die Nachweise u.a. bei Küting/Haeger, BB 1988, 591 
(591), Stobbe, DStR 1988, 1 (1); Dziadkowski, WPg 1988, 409 (415). Neben diesen Au­
toren vgl. weiterhin Thiel, DB 1989, 537 (m.w.N.| ; Dziadkowski, DB 1989, 437; Söf­
fing, DB 1988, 241 (300 f.|, Leucht, DB 1989, 2237. 
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Das weitere Gesetzgebungsverfahren bleibt abzuwarten. Zumindest vorerst wurde 
die Entscheidung zurückgestellt 2 7 9 . Folglich bleiben auch die erheblichen Unsi­
cherheiten für die Bilanzierung von Kapitalgesellschaften bestehen. Offen ist 
auch, wie die EG-Richtlinie Uber die Harmonisierung der Gewinnermittlungsvor­
schriften, die zur Zeit vorbereitet wi rd 2 8 0 , sich auf die Handels- und Steuerbilanz 
auswirken wird. 

175-179 Frei. 

III. Bewertung der Zugänge 

1. Anschaffungskosten 

180 Funktion: Die Anschaffungskosten sind Bewertungsmaßstab für die Vermögens­
gegenstände, die von Dritten erworben und im Unternehmen nicht bearbeitet 
wurden. Sie begrenzen zugleich den Wertansatz nach oben („höchstens"; § 253 I 
S. 1 HGB). Die Anschaffurigskosten werden durch die Höhe der Gegenleistung 
für den erworbenen Vermögensgegenstand bestimmt. Ziel ist die (so weit wie 
möglich) erfolgsneutrale Behandlung des Anschaffungsvorgangs 2 8 1 . 

181 Begriff und Auslegung: Nach der gesetzlichen Definition umfassen die Anschaf­
fungskosten alle „Aufwendungen, die geleistet werden, u m einen Vermögensge­
genstand zu erwerben und ihn in einen betriebsbereiten Zustand zu versetzen, so­
weit sie dem Vermögensgegenstand einzeln zugeordnet werden können. Zu den 
Anschaffungskosten gehören auch die Nebenkosten sowie die nachträglichen An­
schaffungskosten. Anschaffungspreisminderungen sind abzusetzen." (§ 255 I 
HGB). Diese Definition entspricht den bisher geltenden rechtsformunabhängigen 
GoB und den steuerlichen Vorschriften (Abschn. 32a EStR, s. un ten Rn 460). 

182 Bestandteile der Anschaffungskosten müssen drei Bedingungen erfüllen: Sie müs­
sen ausgabenwirksam, zweckbezogen und zurechenbar se in 2 8 2 . Der Anschaffungs­
kostenbegriff ist pagatorischer Natur. Nur tatsächliche Ausgaben dürfen deshalb 
aktiviert werden. Kalkulatorische Kosten in Form von Zusatzkosten können nie 
Bestandteil der Anschaffungskosten se in 2 8 3 . Die Zweckbestimmung einer Ausga­
be ist nach h. M. für die Auslegung von Zweifelsfragen von entscheidender Be­
deutung (finaler Begriff der Anschaffungskosten), d. h. die Ausgabe m u ß unmit­
telbar der Anschaffung eines bestimmten Vermögensgegenstandes (ggf. ein­
schließlich der Erlangung der Betriebsbereitschaft) dienen; ein kausaler, zeitlicher 
oder nur mittelbarer Zusammenhang mit dem Anschaffungsvorgang ist als sol­
cher nicht ausreichend 2 8 4 . Schließlich müssen die Ausgaben dem Vermögensge­
genstand einzeln zugeordnet werden können. Nur durch Schlüsselung zurechen-

279 Vgl. den Hinweis z.B. von Stobbe, DStR 1988, 1 (1, FN 7). 
280 Zum Vorentwurf vgl. Kreile, DB 1988, Beilage 18 zu Heft Nr. 45/1988, 1, Anders, BB 

1989, 1384; Haase, DB 1989, 1205. 
281 Vgl. auch BTDrS 10/317, S. 88. 
282 Vgl. Wohlgemuth (HdJ, Abt. 1/9), 1988, Rn 7 ff. 
283 Vgl. Wohlgemuth (HdJ, Abt. 1/9), 1988, Rn 8. 
284 Vgl. auch BFH v. 19. 4. 1977 - VHIR 44/74 - BStBl. II 1977, 600, BFH v. 19. 4. 1977 -

Vm R 119/75 - BStBl. II 1977, 601 (602). 
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bare Gemeinkosten scheiden aus. Zur Pauschalierung von Anschaffungsnebenko­
sten und -Preisminderungen vgl. Rn 186. 

Der Anschaffungspreis (Kaufpreis, Rechnungsbetrag) bildet i .d.R. den Hauptbe- 183 
standteil der Anschaffungskosten. Er ist jedoch nur insoweit anzusetzen, als er 
Entgelt für das Anlagegut ist. Er ist deshalb u m Preisbestandteile zu kürzen, die 
andere Leistungen des Verkäufers, z. B. eine langfristige Stundung des Kaufpreises 
oder Teilzahlungszuschläge, abgelten (vgl. auch Rn 193). Gleichzeitig übernom­
mene Verpach tungen mindern den Anschaffungspreis nicht: Als Anschaffungs­
preis ist der Bruttobetrag auszuweisen, übernommene Verpflichtungen sind ggf. 
zu passivieren 2 8 5 . 

Zu den Anschaffungsnebenkosten rechnen z.B. Eingangsfrachten, Zölle, Beur- 184 
kundungskosten, Provisionen, Anliegerbeiträge und Grunderwerbsteuer. Auch 
unternehmensintern können aktivierungspflichtige Anschaffungsnebenkosten 
anfallen. Hierzu zählen insbesondere Aufwendungen für die Erlangung der Be­
triebsbereitschaft, die ggf. nach den für Herstellungskosten geltenden Grundsät­
zen zu ermitteln sind, wie z. B. für Montage- und Fundamentierungsleistungen 2 8 6 . 
Dabei ist jedoch das Gebot der Einzelzuordenbarkeit zu beachten, d. h. anteilige 
oder nur pauschal über allgemeine Zuschlagssätze erfaßte Gemeinkosten dürfen 
nicht aktiviert werden 2 8 7 . Zu den Anschaffungsnebenkosten zählen jedoch nicht 
die mit der Entscheidungsvorbereitung verbundenen Aufwendungen, z.B. Bera­
tungskosten oder Aufwendungen für die Wirtschaftlichkeitsanalyse, und grund­
sätzlich auch nicht die Prozeßkosten, wenn im Zusammenhang mit der Erlan­
gung des Anlageguts ein Prozeß geführt werden muß . 

Anschaffungskostenminderungen: Da nur die tatsächlichen Ausgaben aktiviert 185 
werden dürfen (Rn 182), sind alle Arten von Nachlässen wie Rabatte, Boni, Skon-
t i 2 8 8 , USt-Kürzungen nach § 2 BerlinFG sowie alle zurückgewährten Entgelte un­
abhängig vom Grund ihrer Gewährung (z. B. nachträgliche Lierferantengutschrif-
ten wegen Mängelrügen, Kaufpreisreduzierungen aufgrund von Verhandlungen, 
Urteilen oder Vergleichen) und unabhängig davon, ob sie vom Lieferanten oder 
Dr i t t en 2 8 ' gewährt werden, von den Anschaffungskosten abzusetzen. Entgegen 
dem Wortlaut beziehen sich die abzusetzenden Minderungen nicht nur auf den 
Anschaffungspreis, sondern auch auf die Nebenkosten (Rn 184) und die nachträg-

285 Vgl. Wohlgemuth (HdJ, Abt. 1/9), 1988, Rn 15, Abschn. 32a II S. 1 EStR (s. unten 
Rn 460). 

286 Zur Zuordnung der Montage- und Fundamentierungskosten zum Anschaffungsvor-
gang vgl. auch BFH v. 2. 9. 1988 - III R 53/84 - BStBl, II 1988, 1009. 

287 Vgl. § 255 I S. 1 HGB und die BegrRegE = BTDrS 10/317, S. 88. 
288 In Anspruch genommene Skonti mindern nach h.M. die Anschaffungskosten, vgl. 

auch BFH v. 3. 12. 1970 - IV R 216/67 - BStBl. U 1971, 323, Abschn. 32a III S. 2 EStR, 
unten Rn 460. Teilweise werden sie aber auch als Zinsertrag angesehen. Zur Behand­
lung nicht in Anspruch genommener Skonti als Finanzierungskosten vgl. z. B. Kropff in 
Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 153 Rn9: „Überwiegende Gründe sprechen da­
für, als Anschaffungspreis nur den Barpreis anzusehen und ein nicht in Anspruch ge­
nommenes Skonto als Zinsaufwand über GuV-Posten Nr. 23 (Nr. 13 gemäß § 275 n 
HGB, M.R.) abzubuchen." 

289 Vgl. auch BFH v. 22. 4. 1988 - HI R 54/83 - BStBl. II 1988, 901. 
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liehen Anschaffungskosten (Rn 187). Zur Behandlung von Zuwendungen vgl. 
Rn 200 ff. 

186 Gegen eine Pauschalierung der Anschaffungsnebenkosten und -Preisminderungen 
bestehen trotz des Gebots, nur einzeln zuordenbare Ausgaben anzusetzen 
(Rn 182), aus Vereinfachungsgründen keine Bedenken, insbesondere wenn diese 
in einem bestimmten Verhältnis zum Anschaffungspreis anfallen 2 9 0 . Auch ihre 
Vernachlässigung ist insoweit bedenkenfrei, als sie im Verhältnis zum Anschaf­
fungspreis unbedeutend sind oder der Aufwand für ihre Ermittlung in keinem an­
gemessenen Verhältnis zu ihrer Höhe stehen würde 2 9 1 . 

187 Nachträgliche Anschaffungskosten: Ihre Berücksichtigung entspricht bisheriger Bi­
lanzierungspraxis. Die Klarstellung in § 2551S. 2 HGB erfolgte im Hinblick auf die an­
gestrebte Steuerneutralität des BiRiLiG 2 9 2. Nachträgliche Anschafffungskosten kön­
nen auch noch viele Jahre nach der Anschaffung entstehen. Hauptanwendungsfall da­
für sind öff entliche Abgaben im Grundstücksbereich, z. B. Straßenanhegerbeiträge 2 9 3. 
Der sog. anschaffungsnahe Aufwand (Rn. 114) ist dagegen ein Problem der Herstel­
lungskosten 2 9 4 . Für nachträgliche Änderungen der Anschaffungskosten (Erhöhungen 
wie Minderungen) ist der Zeitpunkt der Änderung prinzipiell ohne Bedeutung 2 9 5 . Die 
Änderung m u ß aber durch die Anschaffung veranlaßt sein. Wertänderungen der Ge­
genleistung nach der Anschaffung, z. B. aufgrund einer Wertsicherungsklausel 2 9 6, be­
rühren die Anschaffungskosten dagegen nicht mehr. 

2. Herstellungskosten 

188 Funktion: Die Herstellungskosten sind Bewertungsmaßstab für selbst hergestellte 
Vermögensgegenstände sowie für Erweiterungen und wesentliche Verbesserungen 
bei vorhandenen Vermögensgegenständen. Sie begrenzen ebenso wie die Anschaf­
fungskosten zugleich den Wortansatz nach oben („höchstens"; § 2531S. 1 HGB). Im 
Unterschied zum Anschaffungsvorgang braucht der Herstellungsvorgang nicht er­
folgsneutral bilanziert zu werden; vielmehr belassen die Wahlrechte bezüglich des 
Umfangs der aktivierungsfähigen, aber nicht aktivierungspflichtigen Kosten einen 
erheblichen bilanzpolitischen Spielraum. Wegen dieses bilanzpolitischen Spiel­
raums kommt dem Stetigkeitsgebot (Rn 163 ff.) eine besondere Bedeutung zu. 

189 Handelsrechtlich ist die Unterscheidung zwischen Anschaffung und HersteDung 
für die Höhe der zu aktivierenden Aufwendungen erheblich. Nur bei Herstellung 

290 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 255 Tz 44ff. und Tz 60 m.w.N., Polier, BB 1985, 2017 (2018). 
291 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 153 Rn 12. 
292 Vgl. BTDrS. 10/317, S. 88, und BTDrS. 10/4268, S. 101. 
293 Vgl. Pankow/Schmidt-Wendt in Beck'scher BilKomm., § 255 Rn 120 f. A.A., d.h. für 

Qualifizierung als Herstellungskosten beim Grund und Boden, Glanegger, DB 1987, 
2115 (2118 ff.). 

294 A.A. ADS, 5. Aufl., § 255 Tz 49, dagegen zu Recht Wohlgemuth (HdJ, Abt. 1/9), 1988, 
Rn45. 

295 Vgl. z.B. BFH v. 17. 2. 1965 - I 400/62 U - BStBl, m 1965, 354: Änderung 12 Jahre 
nach der Anschaffung. 

296 Vgl. BFH v. 16. 1. 1979 - VIII R 38/76 - BStBl. II 1979, 334. Vgl. auch Reichel, BB 
1983, 1072, der sich mit abweichenden Meinungen im Schrifttum auseinandersetzt. 
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dürfen auch Gemeinkosten aktiviert (Rn 182, 184) und Fremdkapitalzinsen 
(Rn 194) angesetzt werden 2 9 7 . Für die Erfassung des Werteverzehrs durch Ab­
schreibungen ist sie jedoch bedeutungslos. Steuerlich können sich weitere Rechts­
folgen ergeben, vor allem aus den unterschiedlichen Zeitpunkten der Anschaf­
fung und Herstellung 2 9 8 . Im Einzelfall ist die Grenze zwischen Anschaffung und 
Herstellung fließend. Dies gilt insbesondere für die sog. anschaffungsnahen Auf­
wendungen (Rn 114). Werden Anlagegüter bereits in der Absicht erworben, sie so 
umzugestalten, daß ein anderer Vermögensgegenstand entsteht, dann bilden die 
Aufwendungen für die Anschaffung bereits Herstellungskosten 2 9 9 . 

Begriff/Verhältnis zum früheren Recht: Die Herstellungskosten wurden in § 225 190 
II und HI HGB erstmals gesetzlich definiert. Die Definition lehnt sich im Hin­
blick auf die beabsichtigte Steuerneutralität an die steuerliche Regelung (vgl. 
Abschn. 33 EStR, unten Rn461) an. Sie unterscheidet zwischen aktivierungs-
pflichtigen, aktivierbaren und nicht aktivierbaren Kosten. Aktivierungspflichtig 
sind nur noch die Materialjeinzel (kosten, Fertigungs(einzel)kosten und die Son-
der(einzel)kosten der Fertigung und nicht mehr wie bisher (nach h.M.) die variab­
len Kosten (Einzelkosten und variable Gemeinkosten] 3 0 0 . Aktivierbar (Wahlrecht) 
sind angemessene Teile der notwendigen Materialgemeinkosten, der notwendigen 
Fertigungsgemeinkosten und der durch die Herstellung veranlaßten Anlageab­
schreibungen. Aktivierbar sind weiterhin Kosten der allgemeinen Verwaltung, 
Aufwendungen für soziale Einrichtungen des Betriebs, für freiwillige soziale Lei­
stungen und für betriebliche Altersversorgung sowie Fremdkapitalzinsen 
(Rn 193 f.), die zur Finanzierung der Herstellung eines Vermögensgegenstandes 
gezahlt werden. Die aktivierbaren Kosten dürfen jedoch nur insoweit berücksich­
tigt werden, wie sie auf den Zeitraum der Herstellung entfallen. Vertriebskosten 
sind nicht aktivierbar. Das Aktivierungsverbot gilt - im Unterschied zum frühe­
ren Bilanzrecht - auch für die Sondereinzelkösten des Vertr iebs 3 0 1 . 
Die Herstellungskosten sind ebenso wie die Anschaffungskosten pagatorischer 
Natur, d.h. nur diejenigen Kosten dürfen berücksichtigt werden, die auf tatsäch­
lich angefallenen Ausgaben beruhen. 

Steuerrecht: Der von der steuerlichen Rspr. entwickelte Begriff der Herstellungs- 191 
kosten weicht bezüglich der Wertuntergrenze vom Handelsrecht ab. Während das 
Handelsrecht nu r den Ansatz der Einzelkosten im Material- und Fertigungsbe­
reich verlangt, müssen steuerlich auch die notwendigen Material- und Fertigungs­
gemeinkosten sowie die Abschreibungen auf Anlagegüter, aktiviert werden, so­
weit diese durch die Herstellung des Wirtschaftsguts veranlaßt sind (Abschn. 33 I 

297 Vgl. Parikow/Schmidt-Wendt in Beck'scher BilKomm., § 255 Rn 38, aber a. A. bezüg­
lich des Abschreibungsbeginns. 

298 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 276. 
299 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 276. 
300 Zur Wertuntergrenze vgl. u. a. Rnop/Küting/Weber, DB 1985, 2517 (2520 ff.), Rüting, 

GmbHR 1987, 359; Moxter, BB 1988, 937, Schneeloch, DB 1989, 285 (285 ff.). 
301 Vgl. ADS, 5. Aufl., §255 Tz 245 ff. mw.N. insbesondere auch zur Entstehungsge­

schichte des Aktivierungsverbots für Sondereinzelkosten des Vertriebs und zum Ver­
hältnis zur 4. EG-Richtlinie. 
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EStR, unten Rn 461) 3 0 2 . Bezüglich der Wertobergrenze (Vollkosten ohne Ver­
triebskosten) besteht kein Unterschied. 

3. Einzelfragen 

192 Angemessenheit der Anschaffungs- oder Herstellungskosten: Ob die Anschaf­
fungs- oder Herstellungskosten im Vergleich zum Verkehrswert des Vermögens­
gegenstandes zu hoch oder zu niedrig s ind 3 0 3 , ist unerheblich. Überhöhte An­
schaffungs- oder Herstellungskosten sind ggf. außerplanmäßig abzuschreiben 3 0 4 . 
Z u m Ausweis im Anlagespiegel vgl. Rn 110. 

193 Finanzierungskosten: Eigenkapitalzinsen sind nach h . M . nicht aktivierbar, da 
dies zum Ausweis unrealisierter Gewinne führen würde 3 0 5 . Für Fremdkapitalzin­
sen ist - soweit sie sich auf den Zeitraum der Anschaffung oder Herstellung be­
ziehen - eine Aktivierung unter bestimmten Voraussetzungen zulässig. Dabei 
werden Anschaffungs- und Herstellungsvorgänge unterschiedlich behandelt. Im 
Rahmen der Anschaffungskosten dürfen bzw. müssen Fremdkapitalzinsen nur in 
besonderen Fällen angesetzt werden. Als eine solche Ausnahme werden nach 
h. M. die Zinsen für Anzahlungen bzw. Vorauszahlungen angesehen, die bei An­
lagen mit längerer Bauzeit geleistet werden. In diesem Fall ersetzen die Anzahlun­
gen zu verzinsendes Kapital des Lieferanten und führen regelmäßig zu einer ent­
sprechenden Reduktion des Kaufpreises 3 0 6. Da es sich u m Anschaffungsnebenko­
sten handelt, besteht gemäß § 255 I S. 2 HGB Einbeziehungspflicht 3 0 7 . Wenn sich 
der Verkäufer eines Anlageguts nur seine eigenen Finanzierungsaufwendungen er­
setzen läßt, liegen beim Erwerber ebenfalls Anschaffungskosten vor 3 0 8 . Anderer-

302 Zu Zweifeln, ob die EStR mit dem Maßgeblichkeitsgrundsatz vereinbar sind, vgl. Rü­
ting, GmbHR 1987, 359 (361 ff.), Küting/Haeger, DStR 1988, 159 (165), Schneeloch, 
DB 1989, 285 (290 ff.). 

303 Dies betrifft aber nicht die Angemessenheit der (notwendigen) Gemeinkosten im Rah­
men der Herstellungskosten; vgl. hierzu ADS, 5. Aufl., § 255 Tz. 187 ff.; vgl. auch ih­
ren Hinweis (aaO, Tz. 192), daß bei selbsterstellten Anlagen aufgrund der Einzelauf -
schreibungen ein höherer Anteil auf Einzelkosten entfallen kann und deshalb die im 
Unternehmen üblichen Gemeinkostenzuschlagssätze unangemessen hoch sein kön­
nen. 

304 Soweit die Anschaffungskosten als „unangemessen" i. S. v. § 4 V Nr. 7 EStG (private Le­
bensführung) anzusehen sind, wird die Af A steuerlich als Betriebsausgabe nur insoweit 
anerkannt, wie sie auf die angemessenen Anschaffungskosten entfällt; vgl. BFH v. 
8. 10. 1987 - IV R 5/85 - BStBl. II 1987, 853 (855 f.). 

305 Teilweise a.A. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 153 Rn 15 f., die - be­
schränkt auf Vorauszahlungen - die Aktivierung vorsichtig bemessener Eigenkapital­
zinsen für zulässig halten. 

306 Vgl. Wohlgemuth (HdJ, Abt. 1/9), 1988, R n 3 1 ; ADS, 5. Aufl., §255 Tz. 89 ff., a.A. 
Pankow/Schmidt-Wendt in Beck'scher BilKomm, § 255 Rn 922. 

307 Ebenso Knop/Küting in Küting/Weber, § 255 Rn 28; Wohlgemuth (HdJ, Abt. 1/9), 
1988, Rn 31; a.A. ADS, 5. Aufl., §255 Tz. 91. 

308 Vgl. BFH v. 19. 4. 1977 - Vin R 237/73 - BStBl. II 1977, 598; BFH v. 19. 4. 1977 - VIII 
R 44/74 - BStBl. II 1977, 600, BFH v. 19. 4. 1977 - VIIIR 119/75 - BStBl. II 1977, 601; 
BFH v. 17. 2. 1981 -VIIIR 95/80 - BStBl, ü 1981, 466: Erstattung eines Disagios, Hert­
mann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 1500 (Finanzierungskosten). 
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seits stellen Zinsen für einen gestundeten Kaufpreis und Teilzahlungszuschläge 
keine Anschaffungskosten dar. In diesen beiden Fällen gilt grundsätzlich der Bar­
wert der Kaufpreisschuld als Anschaffungskosten 3 0 9 . Der Abzinsungsbetrag kann 
entsprechend § 250 III HGB als Disagio aktiviert und abgeschrieben werden 3 1 0 . Es 
bestehen jedoch keine Bedenken, auf eine Aufspaltung des Gesamtkaufpreises in 
einen Preis für das Anlagegut und einen Zinsanteil zu verzichten, wenn der Zins­
anteil relativ gering ist. Die Geringfügigkeit kann bei einem Zahlungsziel bis zu 
einem Jahr i .d.R. unterstellt werden 3 1 1 . 

Im Rahmen der Herstellungskosten dürfen Fremdkapitalzinsen aktiviert werden, 194 
wenn das Fremdkapital zur Finanzierung der Herstellung verwendet wurde und 
soweit die Zinsen auf den Zeitraum der Herstellung entfallen (§ 255 III HGB). Das 
Wahlrecht unterliegt dem Stetigkeitsgebot 3 1 2. Da eine direkte Zurechnung von 
Krediten zu bestimmten Vermögensgegenständen (auch bei entsprechenden Bin­
dungen im Kreditvertrag) regelmäßig sehr fragwürdig ist, bestehen keine Beden­
ken, die durchschnittlichen Fremdkapitalzinsen unter Berücksichtigung der Kapi­
talstruktur anzusetzen 3 1 3 . Für die Steuerbilanz gelten strengere Voraussetzungen. 
Fremdkapitalzinsen dürfen nur dann berücksichtigt werden, wenn sie nachweis­
lich in einem unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang mit der Herstel­
lung eines Wirtschaftsguts stehen (Abschn. 33 VII S. 3 und 4 EStR; s. un ten 
Rn461) . 

Fremdwährungen: Die Umrechnung von Anschaffungen in Fremdwährung ist 195 
weder in der 4. EG-Richtlinie bzw. im BiRiLiG ausdrückhch gesetzlich geregelt, 
noch haben sich bislang aligemein anerkannte Grundsätze herausgebildet. Die 
Umrechnung richtet sich deshalb nach den allgemeinen Bewertungsgrundsätzen 
(Anschaffungswertprinzip, Realisationsprinzip, Imparitätsprinzip) 3 1 4 . Im Schrift­
t um wird insbesondere uneinheitlich beurteilt, für welchen Zeitpunkt und zu 
welchem Kurs Zielkäufe in Fremdwährungen umzurechnen s ind 3 1 5 . Nach steuer-

309 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 255 Tz 92 f.; Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 285; BFH v. 
25. 2. 1975 - Vm R 19/70 - BStBl. II 1975, 647; BFH v. 24. 5. 1968 - VI R 6/67 -
BStBl. II 1968, 574, der bei Ratenzahlungen wohl einen gesonderten Kreditvertrag vor­
aussetzt. 

310 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 255 Tz. 92. 
311 Vgl. Wohlgemuth (HdJ, Abt. 1/9), 1988, Rn32f. ; Herrmatm/Heuer/Raupach, §6 

Anm. 285. 
312 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 255 Tz. 244. Der in der Begr. RegE = BTDrS. 10/317, S. 88, für 

das Aktivierungswahlrecht eingeführte Begriff der „Bewertungshilfe" ist mehr als miß­
verständlich. 

313 Vgl. Selchen, DB 1985, 2413 (2417 f.); vgl. auch das Zahlenbeispiel bei ADS 5. Aufl., 
§ 255 Tz. 237; a. A. Schulze-Osterloh in Baumbach/Hueck, § 42 Rn 294, der entspre­
chend der steuerlichen Regelung einen direkten wirtschaftlichen Zusammenhang zwi­
schen Kreditvergabe und Herstellung verlangt. 

314 Vgl. IDW HFA, WPg 1986, 664 (664), ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 85. 
315 Zum umfangreichen Schrifttum vgl. u.a. Burkhardt (Fremdwährungsgeschäfte), 1988; 

Bezold, DB 1987, 2213; Gmelin, WPg 1987, 597; Groh, DB 1986, 869; Langenbucher 
(Fremdwährungsgeschäfte), 1987; v. Wysocki, ZfB Ergänzungsheft 1/1987, 221; vgl. 
weiterhin ZDW HFA, WPg 1986, 664. 

HdJ Abt. H/1 Januar 1990 89 



Rn 195-196 Richter, Das Sachanlagevermögen 

licher Rspr. 3 1 6 , der zuzustimmen ist, ist der Anschaffungszeitpunkt maßgebend. 
In der Praxis wird stattdessen häufig das Buchungsdatum gewählt. Aber auch das 
Rechnungs- oder Zahlungsdatum wird zugrunde gelegt. Diese Vereinfachungen 
sind vertretbar, wenn die genannten Termine zeitnah zum Anschaffungszeit­
punkt hegen und der Kurs keinen wesentlichen Schwankungen unterl iegt 3 1 7 . Als 
maßgebender Kurs ist der Briefkurs zum Anschaffungszeitpunkt anzusehen. Je­
doch bestehen aus Vereinfachungsgründen gegen die Verwendung von Standard­
kursen (z.B. interne Verrechnungskurse, durchschnittliche Monatskurse) keine 
Bedenken, wenn die Abweichungen zum maßgeblichen Kurs nicht wesentlich 
s ind 3 1 8 . Einigkeit besteht jedoch darin, daß für Barzahlungen oder Vorauszahlun­
gen der tatsächlich gezahlte DM-Betrag anzusetzen ist und Wechselkursänderun­
gen nach dem maßgebenden Zeitpunkt nicht mehr die Höhe der Anschaffungs­
kosten, sondern nur noch die Bewertung der Verbindlichkeit berühren. Geschlos­
sene Positionen sind mit einem einheitlichen Kurs umzurechnen 3 1 9 . 

196 Aufteilung eines Gesamtkaufpreises: Wird für mehrere Vermögensgegenstände 
ein einheitlicher Gesamtpreis bezahlt, so erfordert das Prinzip der Einzelbewer­
tung eine Aufteilung auf die einzelnen Vermögensgegenstände in einem angemes­
senen Verhältnis. Die wichtigsten und zugleich problematischsten Beispiele sind 
der Erwerb ganzer Unternehmen und von bebauten Grunds tücken 3 2 0 . Handels­
rechtlich sind für die Aufteilung nach h . M . die Zeitwerte zugrundezulegen 3 2 1 . 
Diese bilden zugleich die Wertobergrenze. Die Zeitwerte dürfen auch dann nicht 
überschritten werden, wenn die Summe der Zeitwerte der einzelnen Vermögens­
gegenstände über dem Gesamtkaufpreis l iegt 3 2 2 . In diesem Fall kann ggf. ein Ge­
schäfts- oder Firmenwert aktiviert werden (§ 255 IV S. 1 HGB) 3 2 3 . Wird kein Ge­
schäfts- oder Firmenwert aktiviert, kommen mehrere Methoden zur Aufteilung 
des Unterschiedsbetrages in Betracht 3 2 4 . Am überzeugendsten ist m.E. die gleich-

316 Vgl. BFH v. 16. 12. 1977 - III R 92/75 - BStBl. H 1978, 233, Abschn. 32a II S. 3 EStR, s. 
unten Rn 460. 

317 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 10; Wohlgemuth (HdJ, Abt. 1/9), 1988, 
Rn 19, jeweils m.w.N., für Zeitpunkt der Verbuchung insbesondere ADS, 5. Aufl., 
§ 255 Tz. 87 f., und IDWUFA, WPg 1986, 664 (664), für Zahlungstag z.B. Surmann/ 
Tietie, DB 1979, 124. 

318 Ebenso 1DW HFA, WPg 1986, 664 (664). 
319 Befürwortend Gmelin, WPg 1987, 597 (602), für Wahlrecht 7DWHFA, WPg 1986, 664 

(665). 
320 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 304 ff., vgl. auch Rn 126, Wichmann, DB 

1983, 1329, Wichmann, DStR 1983, 379, Wichmann, FR 1988, 513, Schärer/Wald­
heim, StuW 1983, 217, Bockholt, DB 1983, 150. 

321 Vgl. z.B. Wohlgemuth (HdJ, Abt. 1/9), 1988, Rn 80 f. 
322 A.A. Wohlgemuth (HdJ, Abt. 1/9), 1988, Rn 81, der den Betrag, der die Zeitwerte Uber­

schreitet, ggf. durch eine außerplanmäßige Abschreibung gemäß § 253 II und ffl HGB 
korrigieren will. Seine Lösung vermag jedoch nicht zu überzeugen. Sie führt zu unter­
schiedlichen Anschaffungskosten für den einzelnen Vermögensgegenstand, je nach­
dem ob von dem Wahlrecht, einen Geschäftswert zu aktivieren, Gebrauch gemacht 
wird oder nicht. 

323 Zu den Voraussetzungen vgl. Richter (HdJ, Abt. II/9), 1990. Liegt die Summe der Zeit­
werte unter dem Gesamtkaufpreis, ist ein Übernahmeverlust auszuweisen. 

324 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 255 Tz. 117 f. 
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mäßige prozentuale Kürzung bei allen übernommenen Vermögensgegenständen 
(mit Ausnahme der flüssigen Mittel). Vertretbar erscheint auch eine stärkere Kür­
zung bei den Vermögensgegenständen, deren Zeitwertschätzung mit einem größe­
ren Risiko behaftet ist bzw. die wenig(er) rentabel sind. Steuerlich erfolgt die Auf­
teilung im Zweifel nach dem Verhältnis der Teilwerte (bei Übernahmen aus ei­
nem Betriebsvermögen; vgl. auch § 6 I Nr. 7 EStG) bzw. der gemeinen Werte (bei 
Übernahmen aus einem Privatvermögen) 3 2 5 , und zwar nach den Wertverhältnis­
sen, die zum Zeitpunkt der Bildung des Gesamtpreises maßgebend waren 3 2 6 . Han­
dels- wie steuerrechtlich ist eine von den Parteien selbst vorgenommene Auftei­
lung jedoch insoweit beachtlich, als sie ernstlich gewollt ist und den wirtschaftli­
chen Gegebenheiten entspr icht 3 2 7 . 

Kauf auf Rentenbasis: Die Anschaffungskosten entsprechen i. d.R. dem versiehe- 197 
rungsmathematischen Barwert der Rentenverpflichtung (§ 253 I S. 2 HGB) nach 
dem zum Zeitpunkt der Anschaffung (Tag des Vertragsabschlusses) vorliegenden 
Bedingungen (üblicher Zinsfuß, durchschnittliche Lebenserwartung des Begün­
stigten) 3 2 8 . Spätere Änderungen der Rentenverpflichtung, z.B. aufgrund einer 
Wertsicherungsklausel (Rn 187), einer längeren oder kürzeren als der angenom­
menen Lebensdauer oder einer Änderung des Zinsfußes, lassen die Höhe der An­
schaffungskosten unberührt . 

Umsatzsteuer: Umsatzsteuerrechtlich nicht abzugsfähige Vorsteuern gehören 198 
handels- und steuerrechtlich grundsätzlich zu den Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten (vgl. auch § 9b I S . 1 EStG). Abzugsfähige Vorsteuern sind dagegen als 
durchlaufende Posten anzusehen; dies gilt insbesondere auch für den Bilanzwert 
von geleisteten Anzahlungen. Deshalb mindern Umsatzsteuerkürzungen nach § 2 
BerlinFG auch die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 3 2 9 . Ist die Vorsteuer nur 
teilweise absetzbar, kann die Vereinfachungsregelung des § 9b IS. 2 EStG nach h. M. 
auch für die Handelsbilanz übernommen werden 3 3 0 . Spätere Berichtigungen des 
Vorsteuerabzugs können in der Handelsbilanz aus Vereinfachungsgründen ver­
nachlässigt werden, wenn es sich u m keine wesentlichen Beträge handel t 3 3 1 . Für die 

325 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, §6 Anm. 311; Glanegger in Schmidt, §6 Anm. 31; 
BFH v. 12. 6. 1987 - GrS 1/77 - BStBl. II 1978, 620 (625); BFH v. 19. 12. 1972 -VIII R 
124/69 - BStBl. II 1973, 295; BFH v. 21. 1. 1971 - IV 123/65 - BStBl. II 1971, 682; vgl. 
auch Abschn. 58 IV EStR. Im Verhältnis der Teüwerte ist im Zweifel auch ein Über­
preis aufzuteilen; vgl. BFH v. 16. 12. 1981 - I R 131/78 - BStBl. H 1982, 320. 

326 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 307. 
327 Vgl. Pankow/Schmidt-Wendt in Beck'scher BilKomrn., § 255 Rn 80; Schindler, StBp. 

1987, 248 (251 f.). 
328 Vgl. BFH v. 5. 2. 1969 - 1 R 21/66 - BStBl, n 1969, 334; ADS, 5. Aufl., § 255 Tz. 65 f., 

Herrmann/Heuer/Raupach, § 5 Anm. 1370. 
329 Vgl. FM NRW v. 5. 12. 1969 - S 2170 - 16 - V B 1 - WPg 1970, 85. 
330 Vgl. z.B. ADS, 5. Aufl., §255 Tz. 33 ; Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, 

§ 153 Rn 7; WP-Handbuch 1985/86 II, S. 78 f. Zu Einzelheiten der Vereinfachungsre­
gel vgl. auch Abschn. 86 II und III EStR (s. unten Rn 468). 

331 Vgl. IDW HFA 1/1985, WPg 1985, 257 (258) (s. unten Rn451) ; ADS, 5. Aufl., §255 
Tz. 33; a. A. Pankow/Schmidt-Wendtin Beck'scher BilKomrn., § 255 Rn 51, für die jede 
nachträgliche Berichtigung ohne Einfluß auf die Anschaffungs- oder Herstellungsko­
sten bleibt. 
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Steuerbilanz gilt das Änderungsverbot des § 9b II EStG, d. h. die Berichtigungsbe­
träge sind erfolgswirksam zu verbuchen. 

199 Unentgeltlicher Erwerb: Handelsrechtlich wird die Bilanzierung unentgeltlich er­
worbener Vermögensgegenstände kontrovers diskutiert. Durch das Vollständig­
keitsgebot des § 246 I HGB dürfte jedoch klargestellt sein, daß unentgeltlich er­
worbene Vermögensgegenstände in das Inventar (Rn 34) aufgenommen werden 
müssen und die zum früheren Recht teilweise vertretene Auffassung eines Akti­
vierungsverbots oder eines Aktivierungswahlrechts 3 3 2 nicht mehr aufrechterhal­
ten werden k a n n 3 3 3 . Auch bezüglich der Bewertung besteht keine einheitliche 
Auffassung. Das Spektrum reicht von der Meinung, daß nicht einmal der Ansatz 
eines Merkpostens (DM.1,-) verlangt werden k a n n 3 3 4 , bis zum Ansatz von vor­
sichtig geschätzten Zeitwerten als Wertobergrenze 3 3 5 , wobei jedoch umstritten 
bleibt, ob für die Ermittlung der Zeitwerte der Absatz- oder Beschaffungsmarkt 
maßgebend sein sol l 3 3 6 . Am zweckmäßigsten erscheint es, als fiktive Anschaf­
fungskosten nur dann einen Betrag anzusetzen, wenn der Erwerber den Gegen­
stand ohne die unentgeltliche Zuwendung tatsächlich auch entgeltlich erworben 
hätte. Empfangene Werbegeschenke können (und müssen) deshalb grundsätzlich 
als Nonvaleurs behandelt werden. Ist diese Voraussetzung erfüllt, sind unentgelt­
lich erworbene Vermögensgegenstände mit dem Betrag zu bewerten, den der Er­
werber dafür aufgewendet hätte, wenn ihm der Vermögensgegenstand nicht un­
entgeltlich zugewendet worden wäre (Maßgeblichkeit des individuellen Beschaf­
fungsmarktes) 3 3 7 . Kapitalgesellschaften müssen gemäß § 284 n Nr. 1 HGB im An­
hang über die gewählte Bilanzierungsmethode informieren. Steuerlich sind bei 
unentgeltlicher Übertragung eines Betriebes bzw. Teilbetriebes die bisherigen 
Buchwerte fortzuführen (§7 1 EStDV). Werden aus betrieblichem Anlaß nur ein­
zelne Wirtschaftsgüter übertragen, gilt für den Erwerber der Betrag als Anschaf­
fungskosten, den er für das einzelne Wirtschaftsgut im Zei tpunkt des Erwerbs 
hätte aufwenden müssen (§ 7 II EStDV). 

200 Zuwendungen: Finanzielle Zuwendungen aus öffentlichen und privaten Mitteln 
treten unter mannigfachen Bezeichnungen (Zuschüsse, Zulagen, Beihilfen, Sub­
ventionen u.a.) auf; sie werden zu sehr unterschiedlichen Bedingungen gewährt. 
Ihre bilanzielle Behandlung ist deshalb sehr erschwert und wenig einheitlich. We­
der in der 4. EG-Richtlinie noch im BiRiLiG werden sie ausdrücklich geregelt. Im 

332 Nachweise bei Wohlgemuth (HdJ, Abt. 1/9), 1988, Rn 64. 
333 Die Aktivierungspflicht wird nunmehr wohl überwiegend vertreten, vgl. z.B. Knop/ 

Rüting in Küting/Weber, § 247 Rn 79; Wohlgemuth (HdJ, Abt. 1/9), 1988, Rn 64, 
ADS, 5. Aufl., § 255 Tz. 95 m. w. N. 

334 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 255 Tz 95. 
335 Vgl. z.B. ADS, 5. Aufl., § 255 Tz. 96, ebenso wohl Wohlgemuth (HdJ, Abt. 1/9), 1988, 

Rn64. 
336 Vgl. auch die Lösung von Pankow/Schmidt-Wendt in Beck'scher BilKomm., § 255 

Rn 94, die einen Ansatz in Höhe der durch den Anschaffungsvorgang ausgelösten Steu­
erbelastung vorschlagen. 

337 Vgl. Knobbe-Keuk, StuW 1978, 226 (227); Knobbe-Keuk (Bilanz- und Unternehmens­
steuerrecht), 1989, 160 ff.; ebenso Schulze-Osterloh in Baumbach/Hueck, § 42 Rn 280 
m.w.N. 
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Zusammenhang mit der Bilanzierung von Sachanlagen interessieren vor allem die 
nicht oder nur bedingt rückzahlbaren - investitionsbezogenen - Zuwendungen, 
die für die Anschaffung oder Herstellung von Vermögensgegenständen gewährt 
werden und in keinem unmittelbaren wirtschaftlichen Zusammenhang mit einer 
Gegenleistung des Empfängers s tehen 3 3 8 . Diese investitionsbezogenen Zuwendun­
gen sollen regelmäßig einen allgemeinen Anreiz zu Investitionen schaffen u n d / 
oder Investitionsmehrkosten, Standortnachteile oder andere ökonomische Nach­
teile der begünstigten Vermögensgegenstände ausgleichen. 

Die investitionsbezogenen Zuwendungen galten handelsrechtlich früher überwie- 201 
gend 3 3 9 als Minderungen der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Unter dem 
Einfluß des steuerlichen Wahlrechts für steuerpflichtige Investitionszuschüsse 
(Rn 205] wurde der Grundsatz der erfolgsneutralen Behandlung im fahr der Ge­
währung jedoch zunehmend aufgeweicht. Teile des Schrifttums und erst recht die 
Praxis halten ziemlich weitgehend - wahlweise - auch eine sofortige ertragswirk­
same Vereinbarung dieser Zuwendungen für zulässig 3* 0. Teilweise wird auch die 
Ansicht vertreten, daß Zuwendungen die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
nicht mindern 3 4 1 . 

Die sofortige ertragswirksame Vereinnahmung investitionsbezogener Zuwendun- 202 
gen ist sehr bedenklich. Sie widerspricht der aligemeinen Zielsetzung, den An­
schaffungsvorgang so weit wie möglich erfolgsneutral zu behandeln, und dem 
Grundsatz, daß als Anschaffungskosten nu r die Aufwendungen aktiviert werden 
dürfen, die das Unternehmen für den Vermögensgegenstand effektiv aufgewen­
det hat (Rn 180 ff.). Es ist deshalb IDW HF A 1/1984 zuzustimmen, die - von 
Ausnahmen abgesehen - solche Zuwendungen nicht im Jahr der Gewährung, 
sondern verteilt über die Nutzungsdauer des Vermögensgegenstandes, für den sie 
gewährt werden, erfolgswirksam werden lassen 3 4 2 . In jedem Fall wird man für Zu-

338 Im Unterschied zu den investitionsbezogenen Zuwendungen berühren aufwandsbezo­
gene Zuwendungen die Anschaffungs- oder Herstellungskosten nicht. Gleiches gilt für 
die rückzahlbaren Zuwendungen, die als Verbindlichkeitd passiviert werden müssen, 
sowie für Zuwendungen, die im Zusammenhang mit einer Gegenleistung stehen. We­
gen der sehr unterschiedlichen Zuwendungsbedingungen bestehen zwischen den ver­
schiedenen Typen jedoch Abgrenzungsprobleme. 

339 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckhardt/Kropff, § 153 Rn 11 m. w.N. 
340 Zum Meinungsstand und zur Bilanzierungspraxis vgl. u.a. Kupsch, DB 1979, 365; 

Kupsch, WPg 1984, 369; Ewertowski, BB 1984, 582, Tjaden, WPg 1985, 33; Unverdor­
ben (Zuschüsse), 1987; Croh, DB 1988, 2417, Uhlig (Zuschüsse), 1989, vgl. ferner IDW 
HFA 1/1984, WPg 1984, 612 (s. unten Rn 451). Für Wahlrecht auch OLG Saarbrücken 
v. 21. 9. 1988 - I U 131/85 (rkr.) - DB 1988, 2398. Zur Bilanzierungspraxis unter dem 
BiRiLiG vgl. Treuarbeit AG (Jahresabschlüsse '87), 1989, 102 ff. 

341 Vgl. z.B. Rose, DB 1984, 2317 (2318); Knobbe-Keuk (Bilanz- und Untemehmenssteuer-
recht), 1989, 147 f.; vgl. auch ihren Hinweis (aaO, S. 147), daß mit dieser Auslegung die 
grundsätzliche Frage, ob Zuwendungen erfolgsneutral oder erfolgswirksam zu behan­
deln sind, nicht entschieden ist. 

342 Vgl. /DW HFA 1/1984, WPg 1984, 612 (613) (s. unten Rn 451) und die Erläuterungen 
von Tjaden, WPg 1985, 33. Für eine grundsätzlich erfolgsneutrale Behandlung auch 
ADS, 5. Aufl., § 255 Tz. 69; Knop/Küting in Küting/Weber, § 255 Rn 46; Wohlgemuth 
(HdJ, Abt. 1/9), 1988, Rn 69 f.; Siegel in Beck HdR, B 167 Rn 12; Hofbauer in BHR, 
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Wendungen, die Investitionsmehrkosten ausgleichen sollen, wie z. B. die Zuwen­
dungen nach dem 3. Verstromungsgesetz, eine sofortige Vereinnahmung als un­
zulässig ansehen müssen 3 4 3 . Es besteht kein Anlaß, öffentliche und private Zu­
wendungen unterschiedlich zu behandeln, d. h. der Grundsatz der erfolgsneutra­
len Behandlung investitionsbezogener Zuwendungen im Jähr der Gewährung gilt 
auch für entsprechende private Zuwendungen Dritter einschließlich der Gesell­
schafterzuwendungen 3 4 4 . Sind investitionsbezogene Zuwendungen zurückzuzah­
len, weil die Bedingungen nicht (mehr) erfüllt werden, entstehen nachträgliche 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten (Rn 187) 3 4 5 . 

203 Die erfolgsneutrale Verbuchung der Zuwendungen im Jahr der Gewährung wird 
durch eine Minderung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten in Höhe der 
Zuwendungen erreicht; im Anlagespiegel werden die Zugänge entsprechend ge­
kürzt ausgewiesen. Bei wesentlichen Beträgen ist jedoch eine offene Kürzung vor­
zuziehen. Neben dem Nettoausweis wird in der Stellungnahme JDWHFA 1/1984 
auch ein Bruttoausweis für zulässig angesehen und ein gesonderter Passivposten 
empfohlen 3 4 6 . Der passivische Ausweis ist bereits bei Nicht-Kapitalgesellschaften 
nicht bedenkenfrei; bei Kapitalgesellschaften wird dagegen m. E. zu Recht bezwei­
felt, ob er mit dem BiRiLiG vereinbar i s t 3 4 7 . Denn im Anlagespiegel müssen kraft 
ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift (§ 268 II S. 2 HGB) die gesamten Anschaf­
fungs- und Herstellungskosten gezeigt werden; es besteht kein Grund, Minderun­
gen der Anschaffungs- oder Herstellungskosten aufgrund von Zuwendungen an­
ders zu behandeln als andere Minderungen der Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten. 

204 Wird ein solcher passivischer Sonderposten gebildet, m u ß nach der Stellungnah­
me des ZDW 3 4 8 die Bezeichnung des Postens die Art der darin erfaßten Zuwen­
dungen verdeutlichen (z. B. „Sonderposten für Investitionszuschüsse zum Anlage­
vermögen"). Eine Einstellung in die Rücklagen oder in den Sonderposten mit 

§255 Rn 10; Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 153 Rn 11. Für Wahl­
recht insbesondere Pankow/Schmidt-Wendt in Beck'scher BilKomrn., § 255 Rn 127, die 
aber zu Unrecht ein kaufmännisches Gewohnheitsrecht annehmen. 

343 Vgl. auch BFH v. 8. 5. 1981 - III R 109/76 - BStBl. E 1981, 700; BFH v. 8. 5. 1981 - HI 
R 26/79 - BStBl. II 1981, 702; BFH v. 8. 5. 1981 - III R 33/79 - BStBl. II 1981, 705; 
Merken, DB 1979, 1056, Radisch, DB 1980, 32, Wemer/Rosar, Inf. 1982, 313. 

344 A.A. bezüglich der Gesellschafterzuwendvrngen Knop/Küting in Küting/Weber, § 255 
Rn 49; wie hier ADS, 5. Aufl., § 255 Tz. 69. 

345 A.A. wohl Knop/Küting in Küting/Weber, § 255 Rn 45. 
346 Vgl. ÜWHFA 1/1984, WPg 1984, 612 (614) (s. unten Rn 451). ADS, 5. Aufl., §255 

Tz. 72, begründen die Zulässigkeit des passivischen Ausweises mit § 265 V S. 2 HGB. 
Den passivischen Ausweis bevorzugen auch Siegel in Beck HdR, B 167 Rn 12; Wohlge­
muth (HdJ, Abt. 1/9), 1988, Rn 70; Küting/Kessler, BB 1989, 25 (32). Zur steuerlichen 
Zulässigkeit vgl. BFH v. 14. 7. 1988 - IV R 78/85 - BStBl. I 1989 (192). Zur Bilanzie­
rungspraxis vgl. Treuarbeit AG (Jahresabschlüsse '87), 1989, 103 f. 

347 Vgl. Pankow/Schmidt-Wendt in Beck'scher BilKomrn., § 255 Rn 129. Zu Zweifeln, ob 
sich die Auffassung des IdW als GoB durchsetzen wird, vgl. auch Tietze in Küting/We­
ber, § 273 Rn 45. Zur Bilanzierungspraxis vgl. Treuarbeit AG (Jahresabschlüsse '87), 
1989, 140 f. 

348 Vgl. 7DWHFA 1/1984, WPg 1984, 612 (614) (s. unten Rn451). 
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Rücklageanteil 3 4 9 ist ebenso wie ein Ausweis als Rechnungsabgrenzungsposten 
nicht möglich; dies widerspräche dem Gliederungsschema des § 266 HGB. Die 
Zuführungen dürfen die Gewinn- und Verlustrechnung nicht berühren. Die er­
tragswirksame Auflösung hat grundsätzlich proportional zu den Abschreibungen 
auf die geförderten Vermögensgegenstände zu erfolgen, wobei die aufgelösten Be­
träge in der Gewinn- und Verlustrechnung als gesonderter Posten, als Absetzung 
von den Abschreibungen oder unter den sonstigen Erträgen gezeigt werden kön­
nen. Bei steuerlichen Sonderabschreibungen bzw. degressiven Abschreibungen 
hält die Stellungnahme jedoch auch eine lineare Auflösung über die Nutzungs­
dauer der geförderten Vermögensgegenstände für sachgerecht. 

Steuerlich kann grundsätzlich zwischen einer erfolgsneutralen Behandlung durch 205 
Minderung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten und einer sofortigen er­
tragswirksamen Vereinnahmung gewählt werden 3 5 0 . Für bestimmte (steuerfreie) 
Investitionszulagen ist ausdrücklich festgelegt, daß sie die steuerlichen Anschaf­
fungs- oder Herstellungskosten nicht mindern dürfen 3 5 1 . Gleiches gilt nach der 
BFH-Rspr. für Baukostenzuschüsse des Mieters, die nicht von den Herstellungsko­
sten eines Gebäudes abgesetzt werden dürfen 3 5 2 , sowie für Leistungen aus einer 
Betriebsunterbrechungsversicherung, selbst wenn diese Mehrkosten für die An­
schaffung oder Herstellung eines bestimmten Vermögensgegenstandes aus­
gleicht 3 5 3 . Diese Zuwendungen scheiden als Minderungen der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten aus, weil sie im Zusammenhang mit einer Leistung des Emp­
fängers stehen. 

Frei. 206-209 

349 A.A. Pankow/Gutike in Beck'scher BilKomm., § 247 Rn 716, Tietze in Küting/Weber, 
§281Rn l2 . 

350 Vgl. BFH v. 4. 11. 1965 - IV 228/63 U - BStBl, ffl 1966, 167; Abschn. 341S. 1 EStR (s. 
unten Rn 462); BMF v. 2. 9. 1985 - IB B 2 - S 2133 - 27/85 - DB 1985, 1918. Vgl. fer­
ner Henmann/Heuer/Raupach, § 5 Anm. 1610 ff.; Betriebsprüfungskattei der OFD 
Düsseldorf-Köln-Münster, Teil I, Kto. Zuschüsse. Mit Urteil vom 14. 7. 1989 - IV R 
78/85 - BStBl. I 1989, 189, hat der BFH das Wahlrecht (für Fördermittel nach § 10 
KHG) in Frage gestellt, zustimmend Groh, DB 1988, 2417 (2421), ebenso BFH v. 28. 4. 
1989 - III R 4/87 - BStBl. II 1989, 618, für Anschaffungskostenminderung (Schiffsbau­
zuschüsse) auch Nieders. FG v. 4. 2. 1987 - IX R 185/86 (rkr.) - EFG 1987, 342, Nie­
ders. FG v. 30. 3. 1984 - VII337/83 V (rkr.) - EFG 1984, 549. Zu Zweifeln an der Zu-
lässigkeit des steuerlichen Wahlrechts bereits Mathiak, StuW 1983, 69 (73), in einer 
Besprechung des BFH-Urteils v. 14. 7. 1989 befürwortet Mathiak, DStR 1989, 232 
(237), eine gesetzliche Verankerung des Wahlrechts nach Abschn. 34 I EStR. 

351 Vgl. Abschn. 34 IV EStR (s. unten Rn 462), vgl. auch Abschn. 163 EStR. 
352 Vgl. BFH v. 28. 10. 1 9 8 0 - V I R 34/76 - BStBl. H 1981, 161, Abschn. 341S. 9 EStR (s. 

unten Rn 462). 
353 Vgl. BFH v. 29. 4. 1982 - IV R 177/78 - BStBl. II 1982, 591; BFH v. 9. 12. 1982 - IV R 

54/80 - BStBl. II 1983, 371; Abschn. 34 I S. 10 EStR (s. unten Rn 462). 
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IV. Berücksichtigung von Wertminderungen 

1. Planmäßige Abschreibungen 

a) Übersicht 

210 Funktion und Anwendungsbereich: Bei Vermögensgegenständen des Anlagever­
mögens, deren Nutzung zeitlich begrenzt i s t 3 5 4 , sind die Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten u m planmäßige Abschreibungen zu vermindern (§ 253 II S. 1 
HGB). Vorrangiges Ziel von planmäßigen Abschreibungen ist unter dem Gesichts­
punkt der periodengerechten Aufwandserfassung (§ 252 I Nr. 5 HGB) eine Vertei­
lung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten auf die betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer (§ 253 II S. 2 HGB) und weniger eine möglichst genaue Werter­
mitt lung am Bilanzstichtag 3 5 5 . Die zeitliche Begrenzung der Nutzung kann auf 
Abnutzung (z. B. Maschinen), auf Ausbeutung (z. B. von Grundstücken durch För­
derung von Bodenschätzen), auf den Ablauf vertraglich bzw. gesetzlich einge­
räumter Nutzungszeiten (z. B. Patent, Miet- und Pachtvertrag) sowie auf technisch 
oder wirtschaftlich bedingte Wertminderungen (z.B. wegen des technischen Fort­
schritts oder Nachfrageänderungen) zurückgeführt werden 3 5 6 . Häufig liegen meh­
rere Ursachen gleichzeitig vor. Keiner planmäßigen Abschreibung unterliegen im 
allgemeinen nur der Grund und Boden, sofern er nicht ausgebeutet wird. Auch 
Anlagen im Bau und Anzahlungen können i. d. R. nur außerplanmäßig (vgl. 
Rn 232, 239) abgeschrieben werden. Im Zweifel ist unter dem Gesichtspunkt der 
Vorsicht eine zeitlich begrenzte Nutzung anzunehmen 3 5 7 . 

Das Gebot zu planmäßigen Abschreibungen ist ein Ausfluß der Bewertungsstetig­
keit (Rn 163 ff.). Es schließt Abschreibungen nach Maßgabe der Gewinne des Un­
ternehmens oder der Rentabilität der Anlage als unzulässig aus. Von dem Gebot 
darf nur ausnahmsweise abgewichen werden. Zu den Ausnahmen gehören die 
Festbewertung (Rn 300) und die volle Abschreibung geringwertiger Vermögensge­
genstände im Zugangsjahr (Rn 239). 

211 „Planmäßig" heißt, daß zu Beginn der Abschreibung die Parameter bestimmt 
sind, mit denen die jährlichen Abschreibungen und jeweiligen Restbuchwerte 
eindeutig ermittelt werden können, nämlich die Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten als Bemessungsgrundlage (vgl. Rn 180 ff.), die Abschreibungsmetho­
de (Rn 215 ff.), die voraussichtliche Nutzungsdauer (Rn 222 ff.) und ggf. ein Rest­
wert (Rn 229 ff . ) 3 5 8 . Planmäßig bedeutet aber auch regelmäßig, d. h. ein auch nur 
befristetes Aussetzen der Abschreibung während der Nutzungsdauer von abnutz-
bareh Anlagegütern ist nicht zulässig 3 5 9 ; zu den Folgen vgl. Rn 235. Ein Aussetzen 

354 Die Formulierungin § 6 I Nr. 1 EStG „die der Abnutzung unterliegen" ist bedeutungs­
gleich. Zu den kurzlebigen Vermögensgegenständen vgl. Rn 49. 

355 Vgl. Ballwieser, HURB 1986, 29 (34, m.w.N.). 
356 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 3; Wöhe (Bilanzierung), 

1987, 458 ff. 
357 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 4. 
358 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, §154 Rn 6, ADS, 5. Aufl., §253 

Tz. 319. 
359 Vgl. ZDW NA 1/1968, WPg 1968, 72 (73), ADS, 5. Aufl., §253 Tz. 301. 
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läßt sich auch nicht mit werterhaltenden Reparaturen begründen; diese sind ggf. 
nach den allgemeinen Grundsätzen (Rn 112 ff.) aktivierungspflichtig. Auch die 
vorübergehende Stillegung von Anlagen oder der beabsichtigte Verkauf, wenn 
feststeht, daß der Veräußerungserlös über dem Restbuchwert liegen wird, oder 
vorausgegangene zu hohe Abschreibungen scheiden als Rechtfertigungsgründe 
aus. Planmäßig heißt jedoch nicht, daß spätere Änderungen von Abschreibungs­
plänen, die begründet werden können, ausgeschlossen sind (Rn 237 f.). 

Form des Abschreibungsplanes: Ein schriftlicher Plan für jedes einzelne Anlage- 212 
gut ist nicht erforderlich. Es genügen allgemeine Bilanzierungsanweisungen, ggf. 
auch eine ständige Handhabung 3 6 0 . Es ist üblich, die Eckwerte in der Anlagekartei 
(vgl. auch Rn 39) zu vermerken. Der Abschreibungsplan m u ß spätestens vorlie­
gen, wenn die ersten Abschreibungen vorgenommen werden 3 6 1 . 

Sammelabschreibungen, d.h. eine einheitliche Abschreibung für einen Bestand 213 
von Anlagegütern mi t unterschiedlicher Nutzungsdauer, ist mi t dem Grundsatz 
der Einzelbewertung nicht vereinbar und deshalb unzulässig 3 6 2 . Zur ebenfalls un­
zulässigen Abschreibung von Teilen eines einheitlichen Vermögensgegenstandes 
vgl. Rn 226. 

Maßgeblichkeit der Handelsbilanz: Da § 6 I Nr. 1 und 2 und § 7 EStG als spezielle 214 
steuerrechtliche Vorschriften den handelsrechtlichen Regelungen vorgehen, ist 
die Handelsbilanz grundsätzlich nur maßgeblich für die Frage, ob Vermögensge­
genstände eine zeitlich begrenzte Nutzung haben, für die Schätzung der Nut­
zungsdauer und für die Wahl der Abschreibungsmethode, soweit diese nach § 7 
EStG zulässig ist. Im allgemeinen dürfen in der Steuerbilanz aber keine höheren 
planmäßigen Abschreibungen verrechnet werden als in der Handelsbilanz 3 6 3 . Um­
gekehrt sind die steuerlich zulässigen planmäßigen Abschreibungen für die Han­
delsbilanz i. d. R. sachgerecht,- sie begrenzen die handelsrechtlichen Abschreibun­
gen aber n ich t 3 6 4 . 

b) Festlegung der Abschreibungsmethode 

Wahlmöglichkeiten: Die Abschreibungsmethode m u ß den GoB entsprechen 215 
(§ 243 I HGB), d. h. sie m u ß den besonderen wirtschaftlichen Gegebenheiten des 
zu bewertenden Vermögensgegenstandes in dem bilanzierenden Unternehmen ge­
recht werden, z. B. der Inanspruchnahme, der technischen und wirtschaftlichen 
Entwertung und der Entwicklung der Reparaturkosten. Andere Gesichtspunkte, 
wie Substanzerhaltung, allgemeines Unternehmerrisiko und Gewinnsteuerung 

360 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 6; ADS, 5. Aufl., § 253 
Tz. 320. 

361 Vgl. Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 220. 
362 Vgl. WP-Handbuch 1985/86 I, 559. Ausnahmen sind aus Vereinfachungsgründen ver­

tretbar, z. B. bei gleichartigen Anlagegütern mit wenig unterschiedlichen Nutzungsdau­
ern, vgl.' Herrmann/Heuer/Raupach, §7 Anm. 98 und 190, ADS, 5. Aufl., §253 
Tz. 341. 

363 Vgl. WP-Handbuch 1985/86 I, 559. Zu den Ausnahmen bei Gebäuden vgl. Rn. 227. 
364 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 19. 
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dürfen die Wahl der Abschreibungsmethode nicht bes t immen 3 6 5 . Anzustreben 
ist, daß der Abschreibungsverlauf der Wertminderungskurve entspricht und daß 
weder stille Rücklagen gelegt noch außerplanmäßige Abschreibungen notwendig 
werden. Da sich die zukünftige Entwicklung aber naturgemäß nu r schwer pro­
gnostizieren läßt, sind i. d. R. mehrere Methoden gleichzeitig zulässig. Insoweit ist 
ein Unternehmen in der Wahl der Abschreibungsmethode weitgehend frei. Es ist 
nach h. M. auch nicht gezwungen, alle Anlagegüter nach der gleichen Methode 
abzuschreiben 3 6 6 . Der Grundsatz der Bewertungsstetigkeit (Rn 163 ff.) verlangt je­
doch, daß art- und funktionsgleiche Anlagegüter auch nach der gleichen Methode 
abgeschrieben werden; davon darf nur bei begründeten Ausnahmen abgewichen 
werden 3 6 7 . Methoden, die voraussichtlich zu einem der Wertminderungskurve 
konträren Abschreibungsverlauf führen würden, sind unzulässig 3 6 8 . 

216 Praktisch sind alle in der Bilanzierungspraxis üblichen Abschreibungsmethoden 
anwendbar 3 6 9 , insbesondere die lineare Abschreibung, die verschiedenen Metho­
den der degressiven Abschreibung, die Leistungsabschreibung und die Abschrei­
bung für Substanzverringerung. Gleiches gilt für Mischformen, insbesondere für 
die Kombination von degressiver und linearer Abschreibung in der Weise, daß 
planmäßig zur linearen Abschreibung in dem Jahr übergegangen wird, in dem die­
se zu höheren jährlichen Abschreibungen führ t 3 7 0 , sowie für die Kombination der 
Leistungsabschreibung mit einer zeitabhängigen Abschreibung 3 7 1 . Auch steuerlich 
sind die genannten Methoden, z.T. aber unter engeren Voraussetzungen, zuläs­
sig; vgl. § 7 EStG und §§ 1 l c - d EStDV (vgl. auch Rn 214). Nicht zugelassen ist le­
diglich die progressive Abschreibung, weil sie im ESt-Recht nicht erwähnt wird. 
Sie wird aber auch handelsrechtlich nur sehr selten benutzt und entspricht nur in 
Ausnahmefällen den GoB 3 7 2 . 

217 Die lineare Abschreibung ist rechnerisch am einfachsten und in der Praxis am ge­
bräuchlichsten. Steuerlich ist sie für alle abnutzbaren Anlagegüter verwendbar 
(§ 7 I S. 1 EStG; bei Gebäuden: § 7 IV S. 1 EStG) und für bestimmte Wirtschaftsgü­
ter die einzig zulässige Methode 3 7 3 . Als angemessene handelsrechtliche Abschrei-
bungsmethode wird sie teilweise aber nur dann anerkannt, wenn dem Risiko 

365 Obwohl zutreffend, sind diese Hinweise von Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/ 
Kropff, § 154 Rn 13, wenig operational. 

366 Vgl. z.B. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 341. 
367 Vgl. z. B. ZDWSABI 2/1987, WPg 1988, 48 (49); ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 101; Förschle/ 

Kropp, ZfB 1986, 873 (882 f.). Selchen, WPg 1983, 447 (449 ff.), a. A. Sahner/Schultzke 
in Küting/Weber, § 252 Rn 7. 

368 Vgl. WP-Handbuch 1985/86 I, 556. 
369 Zu ihrer Darstellung vgl. Wöhe (Bilanzierung), 1987, 461 ff., ADS, 5. Aufl., §253 

Tz. 343 ff. 
370 Man wird hierin eine eigene Abschreibungsmethode sehen können (h.M.). Folglich 

verstößt der planmäßige Übergang zur linearen Abschreibung nicht gegen die Bewer­
tungsstetigkeit; es hegt dann auch keine gemäß § 284 II Nr. 3 HGB berichtspflichtige 
Methodenänderung vor; vgl. z. B. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 360. Zur steuerlichen Zuläs­
sigkeit vgl. § 7 ni S. 1 und 2 EStG. 

371 Zur Zulässigkeit vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 361. 
372 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tzl 353 ff. 
373 Vgl. Abschn. 43 I s. 1 EStR (s. unten Rn 467). 
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wirtschaftlicher und technischer Überholung und dem in der Zukunft steigenden 
Reparaturaufwand durch eine vorsichtige Schätzung der Nutzungsdauer Rech­
nung getragen wi rd 3 7 4 . 

Im Schrifttum wird der degressiven Abschreibung der Vorzug gegeben 3 7 5 . Steuer- 218 
lieh ist sie für bewegliche Anlagegüter zugelassen (§ 7 II EStG; für Gebäude vgl. 
§ 7 V, Va EStG 3 7 6 ) 3 7 7 ; die Wahl braucht nicht begründet zu werden. Der Abschrei­
bungsprozentsatz darf jedoch höchstens das Dreifache des bei der linearen Ab­
schreibung in Betracht kommenden Prozentsatzes betragen und 3 0 % nicht über­
steigen. Von Ausnahmen abgesehen sind diese Höchstgrenzen auch in der Han­
delsbilanz zu beachten, weil sonst willkürliche stille Rücklagen gelegt werden 3 7 8 . 
Weitere steuerliche Voraussetzung ist ein Bestandsverzeichnis (§ 7 II S. 3 EStG, 
Rn 41). Wenn bewegliche Anlagegüter degressiv abgeschrieben werden, sind in 
der Steuerbilanz keine AfaA (§ 7 II S. 4 EStG) und keine Sonderabschreibungen 
(§ 7a IV EStG) zugelassen. 

Die wenig gebräuchliche Leistungsabschreibung ist zweckmäßig, wenn die Abnut- 219 
zung eines Anlageguts in den einzelnen Jahren stark schwankt. Sie setzt voraus, 
daß die Gesamtleistung einigermaßen zuverlässig geschätzt und die auf das einzel­
ne Geschäftsjahr entfallende Leistung gemessen werden kann. Wenn die Wert­
minderung nicht ganz oder zumindest ausschlaggebend von der Leistung abhängt, 
m u ß sie mit einer zeitabhängigen Abschreibung kombiniert werden 3 7 9 . Steuerlich 
gilt die Leistungsabschreibung als lineare Af A ; sie ist nur bei beweglichen Anlage­
gütern zugelassen und m u ß wirtschaftlich begründet sein (§ 7 I S. 4 EStG). 

Die Abschreibung für Substanzverringerung ist mit der Leistungsabschreibung 220 
vergleichbar (vgl. auch Rn 228). Sie ist die für Gewinnungsbetriebe, z.B. Bergbau­
unternehmen, übliche Abschreibungsmethode. Steuerlich ist sie gemäß § 7 VI 
E S t G / § l i d II EStDV zulässig. 

Ein Wechsel der Abschreibungsmethode ist handels- wie steuerrechtlich zwar 221 
grundsätzlich möglich und erfordert die Aufstellung eines neuen Abschreibungs-

374 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 344, Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 
Rn 15. 

375 So z.B. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 14, ADS, 5. Aufl., § 253 
Tz. 352; Römer, BB 1988, 1292 (1292). 

376 § 7 V, Va EStG gelten als nur steuerrechtlich zulässige Abschreibungen i. S. v. § 254 
HGB, vgl. z.B. Sohneeloch, WPg 1988, 661 (663 f.); vgl. auch Rn 275. 

377 Die Zulässigkeit bezieht sich nur auf die geometrisch-degressive Abschreibung. Die 
arithmetisch-degressive Abschreibung ist seit dem Steuerbereinigungsgesetz v. 14. 12. 
1984 (BStBl. 1 1984, 659), mit dem § 7 II S. 3 EStG und § 11b EStDV aufgehoben wurde, 
nicht mehr anwendbar. 

378 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, §154 Rn 14, a.A. wohl ADS, 
5. Aufl., §253 Tz. 348: „wenngleich ein Abschreibungsprozentsatz von wesentlich 
mehr als 30% wohl besonderer Begründung bedarf" (Hervorhebung M.R.). Technisch 
kann die Degression durch Einführung einer Konstante gemildert werden, vgl. die Bei­
spiele bei Wöhe (Bilanzierung), 1987, 468 f. 

379 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 357 ; Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 
Rn 17. 
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plans (Rn 237 ff.). Handelsrechtlich wird er aber durch den Grundsatz der Bewer­
tungsstetigkeit (Rn 163 ff.) auf begründete Ausnahmen (§252 II HGB) be­
schränkt 3 8 0 . Ein Wechsel ist deshalb regelmäßig nur noch zulässig, wenn er durch 
die wirtschaftlichen Gegebenheiten des Anlageguts gerechtfertigt werden kann, 
insbesondere wenn die neue Abschreibungsmethode dem Wertmihderungsver-
lauf deutlich besser entspricht 3 8 1 . Geringfügige Verbesserungen sind im Hinblick 
auf die Ungenauigkeiten jeder Schätzung unbeachtlich. Sie berechtigen nicht, den 
Grundsatz der Planmäßigkeit zu durchbrechen 3 8 2 . Erst recht wird sich ein. mehrfa­
cher Wechsel bei dem gleichen Anlagegut kaum begründen lassen. Schließlich 
wird der Wechsel der Abschreibungsmethode bei einem einzelnen Anlagegut 
auch durch den Grundsatz der Einheitlichkeit der Bewertung (Rn 164) begrenzt. 
Im Steuerrecht ist der Wechsel von der degressiven zur linearen Abschreibung zu­
lässig; der umgekehrte Fall ist ausdrücklich untersagt (§ 7 III EStG). Der Übergang 
von der linearen zur Leistungsabschreibung und umgekehrt ist gesetzlich nicht 
geregelt und deshalb ebenfalls als zulässig anzusehen 3 8 3 . Gleiches wird für den 
Wechsel zwischen der linearen Abschreibung zur Abschreibung für Substanzver-
ringerung und umgekehrt gelten müssen. Soweit ein Wechsel der Abschreibungs­
methode nur steuerrechtlich zulässig ist, kann er ggf. über § 254 HGB auch für 
die Handelsbilanz wirksam werden (vgl. Rn 270 ff.) 3 8 4 . 

c) Schätzung der Nutzungsdauer 

222 Maßgeblich ist die betriebsindividuelle Nutzungsdauer, denn nach dem Wortlaut 
von § 253 II S. 2 HGB sind die Anschaffungs- oder Herstellungskosten auf die Ge­
schäftsjahre zu verteilen, „in denen der Vermögensgegenstand voraussichtlich ge­
nutzt werden kann". Alle Abschreibungsursachen sind bei der Schätzung der 
Nutzungsdauer zu berücksichtigen 3 8 5 . Berücksichtigungsfähig sind jedoch nur sol­
che Faktoren, die in einem unmittelbaren Zusammenhang mit dem zu bewerten­
den Anlagegut stehen. Daraus folgt z.B., daß Anlagen, die im Mehrschichtbetrieb 
genutzt werden, grundsätzlich eine kürzere und Reserveanlagen eine längere Nut-

380 A.A., aber m.E. unzutreffend, Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomrn., § 253 Rn 279: 
§ 252 II HGB sei nicht anwendbar; es sei nur zu fragen, ob es sich um einen Ausnahme­
fall i. S. v. § 252 I Nr. 6 HGB handele. 

381 Vgl. Döring in Küting/Weber, § 253 Rn 84: „An die Notwendigkeit bzw. Zulässigkeit 
einer Planänderung sind somit hohe Anforderungen zu stellen"; Hofbauer in BHR, 
§ 253 Rn 128; Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 22; Kölner Kom­
mentar, § 154 Rn 14. Offensichtlich zu großzügig ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 387, die z.B. 
die Ausschüttung einer angemessenen Dividende bereits als rechtfertigenden Grund 
ansehen. 

382 Vgl. Hofbauer in BHR, § 253 Rn 129. 
383 Vgl. Wöhe (Bilanzierung), 1987, 477, Herrmann/Heuer/Raupach, § 7 Anm. 203. 
384 Nach Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomrn., § 253 Rn 278, die sich auf Kropff in 

Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 22,.berufen, ist jeder steuerlich zulässige 
Wechsel über § 254 HGB auch handelsrechtlich zulässig. M. E. trifft dies jedoch nur für 
solche Wechsel zu, die zu höheren planmäßigen Abschreibungen und damit zu einem 
niedrigeren Wertansatz als in der Handelsbilanz führen. Ergänzend vgl. Rn 274. 

385 Zu den Bestimmungsfaktoren der Nutzungsdauer vgl. z.B. Wöhe (Bilanzierung], 1987, 
458 ff.; ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 321 ff. 
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zungsdauer haben werden als im Einschichtbetrieb genutzte Anlagen 3 8 6 . Nicht be­
rücksichtigungsfähig sind Risiken, die das Unternehmen als solches betreffen, 
wie das allgemeine Konjunkturrisiko, und im allgemeinen auch nicht das Enteig­
nungsrisiko sowie Beschädigungen und Zerstörungen infolge höherer Gewalt, 
weil sie nicht vorhersehbar s ind 3 8 7 . Liegt die wirtschaftliche Nutzungsdauer vor­
aussichtlich unter der technischen Nutzungsdauer, begrenzt sie den Abschrei­
bungszeitraum 3 8 8 . 

Sonderfälle: Ist die Nutzungszeit vertraglich begrenzt, so gilt grundsätzlich die 223 
Vertragslaufzeit als maßgebliche Nutzungsdauer 3 8 9 . Ist von Anfang an eine Veräu­
ßerung vor Ablauf der technischen/wirtschaft l ichen Nutzungsdauer vorgesehen, 
so ist dem Abschreibungsplan der Zeitraum bis zur Veräußerung zugrunde zu le­
gen und ein Restwert (Rn 229) ggf. entsprechend höher anzusetzen 3 9 0 . Steuerlich 
ist bei Gebäuden von der gesetzlich fingierten Nutzungsdauer auszugehen (§ 7 IV 
EStG; Rn 227). Dies gilt auch bei Veräußerungsabsicht 3 9 1 . Erst wenn das Ende der 
Nutzung eindeutig festliegt, gilt die kürzere Nutzungsdauer (vgl. auch Rn 227, 
230) 3 9 2 . Bei Vermögensgegenständen, die in gebrauchtem Zustand angeschafft 
werden, kommt es auf die Restnutzungsdauer a n 3 9 3 . Ersatzteile, die einem Anlage­
gut zugeordnet werden (Rn 85) sind entsprechend der Nutzungsdauer dieses Anla­
geguts abzuschreiben 3 9 4 . 

Ermessensspielraum: Schätzungen der betriebsindividuellen Nutzungsdauer sind 224 
im allgemeinen mit einer erheblichen Unsicherheit belastet. Selbst bei vertraglich 
bzw. gesetzlich eingeräumten Nutzungszeiten sind Schätzungen nicht immer un-

386 Die AfA-Tabellen (Rn 225) sehen gegenüber den für eine Schicht ermittelten linearen 
AfA-Sätzen einen Zuschlag von 25% bei ganzjähriger Nutzung in Doppelschichtbe­
trieb und einen Zuschlag von 50% bei Dreifachschicht vor. 

387 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 329 f. Nicht-Kapitalgesellschaften können unternehmens­
bezogene Risiken ggf. im Rahmen der Abschreibungen nach § 253 IV HGB berücksich­
tigen; vgl. Rn 265. 

388 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 11; Drenseck in Schmidt, 
§7 Anm. 5; Möxter (Bilanzrechtsprechung), 1985, 163; teilweise a.A. ADS, 5. Aufl., 
§ 253 Tz. 324: die wirtschaftliche Nutzungsdauer kann überschritten werden, wenn 
die Abschreibungen auch in der restlichen angenommenen Nutzungsdauer verdient 
werden. 

389 Vgl. z.B. BFH v. 24. 8. 84 - III R 118/81 - BStBl. II 1984, 818. 
390 Vgl. aber FG Hamburg v. 31. 3. 1987 - 1 15/84 (rkr.) - EFG 1987, 612 (613): „Denn un­

ter dem Begriff der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer ist der Zeitraum bis zur völli­
gen Abnutzung des WG zu verstehen", d. h. eine voraussichtlich frühere Veräußerung 
sowie ein entsprechender Veräußerungserlös bleiben selbst bei einem bindenden Kauf­
angebot unberücksichtigt; vgl. auch Herrmann/Heuer/Raupach § 7 Anm. 156. 

391 Vgl. BFH v. 15. 12. 1981 -VHIR 116/79-DB 1982, 1704: trotz Abbruchabsicht keine 
Verkürzung der Nutzungsdauer eines vorübergehend noch genutzten Gebäudes. 

392 Vgl. weiterhin Abschn. 42 II S. 9 und 10 EStR (s. unten Rn 465). 
393 Vgl. BFH v. 19. 5. 1976 - I R 164/74 - BStBl. II 1977, 60. Vgl. auch die Betriebsprü­

fungskartei der OFD Düsseldorf-Köln-Münster, Teil I, Kto. AfA, S. 17: Wenn die 
Feststellung der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer Schwierigkeiten bereitet, kann 
diese so bemessen werden, als hätte kein Eigentumswechsel stattgefunden. 

394 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 335. 
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problematisch. Zwangsläufig m u ß deshalb dem Bilanzierenden ein Ermessens­
spielraum zugestanden werden (h.M.). Je größer die Unsicherheit ist, u m so vor­
sichtiger (kürzer) m u ß tendenziell geschätzt werden 3 9 5 . Auch ist der Zusammen­
hang mit der gewählten Abschreibungsmethode zu sehen 3 9 6 . So führt eine Über­
schätzung der Nutzungsdauer bei degressiver Abschreibung zu einer geringeren 
Überbewertung als bei linearer Abschreibung. Handelsrechtlich zulässige Schät­
zungen sind auch steuerlich bindend (Rn 214); zur steuerlichen Nutzungsdauer 
von Gebäuden vgl. Rn 223, 227. 

225 Abschreibungstabellen von Wirtschaftsfachverbänden und der Finanzverwaltung 
geben Anhaltspunkte für die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer. Sie sind aber 
weder handels- noch steuerrechtlich verbindlich. Wegen des eindeutigen Geset­
zeswortlauts (§ 253 II S. 2 HGB) haben die betriebsindividuellen Verhältnisse Vor­
rang vor den Durchschnittswerten dieser Tabellen. Diese berühren auch nicht die 
Frage der Abschreibungsmethode 3 9 7 . Insbesondere die steuerlichen AfA-Tabellen 
haben aber die Vermutung der Richtigkeit für sich; denn sie werden in Zusam­
menarbeit mit der Wirtschaft und der steuerlichen Betriebsprüfung erarbeitet 
und spiegeln umfassende Erfahrungen wider 3 9 8 . Deshalb müssen besondere, ob­
jektiv nachprüfbare Gründe vorhegen, wenn von ihnen abgewichen werden darf. 
Die Finanzverwaltung selbst ist jedoch verpflichtet, die in den amtlichen AfA-Ta­
bellen angegebene Nutzungsdauer zu berücksichtigen 3 9 9 . 

226 Teile eines Anlageguts haben oft eine unterschiedliche Nutzungsdauer. Bestim­
mend für die Nutzungsdauer des Anlageguts ist dann jedoch (h.M.) nicht die 
durchschnittliche Nutzungsdauer der Teile, sondern die Nutzungsdauer des 
Teils, welches der Anlage nach der Verkehrsauffassung das Gepräge gibt. Nicht 
zulässig ist es deshalb auch, unselbständige Teile gesondert abzuschreiben 4 0 0 . Aus­
nahmen müssen ausdrücklich gesetzlich bestimmt sein; vgl. z. B. § 7b EStG. 

227 Bei Gebäuden aller Art, auch bei selbständigen Gebäudeteilen, ist steuerlich 
grundsätzlich von einer fiktiven Nutzungsdauer von 50 bzw. 40 Jahren auszuge­
hen, was eine Folge der gesetzlich typisierten festen Vomhundertsätze für die 
Vornahme der AfA ist (§ 7 FV-Va EStG; § 11c EStDV). Längere Nutzungsdauern 

395 Vgl. auch Gail, Stbjb. 1982/83, 285 (292). 
396 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 334, Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 

Rn 12; Moxter (Büanzrechtsprechung), 1985, 168, mit Hinweis auf die (ältere) Rspr., 
die diesen Zusammenhang betont hat. 

397 Vgl. WP-Handbuch 1985/86 I, 559; zum Zusammenhang zwischen Abschreibungsme­
thode und Nutzungsdauerschätzung vgl. aber Rn 224. 

398 Vgl. FG Schleswig-Holstein v. 7. 11. 1979 - II 77/76 (IV) (rkr.) - EFG 1980, 174; FG Ba­
den-Württemberg v. 27. 5. 1981 - II 102/79 (rkr.) - EFG 1982, 121: für Übertragung 
der Werte der AfA-Tabellen auf vergleichbare Sachverhalte; Kropff in Geßler/Hefer-
mehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 19; Herrmann/Heuer/Raupach, § 7 Anm. 195. 

399 Vgl. FG Berlin v. 25. 9. 1985 - II 172/82 (rkr.) - EFG 1986, 389. 
400 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, §7 Anm. 190; BFH v. 26. 11. 1973 - GrS 5/71 -

BStBl. II 1974, 132. Vgl. auch Abschn. 42a V und VI EStR (s. unten Rn 466); soweit Ge­
bäudeteile gesondert vom Gebäude abgeschrieben werden können, handelt es sich um 
selbständige Vermögensgegenstände, vgl. Abschn. 42a VI S. 1 EStR. Teilweise a.A. 
ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 335. 
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werden steuerlich nicht beachtet. Im handelsrechtlichen Jahresabschluß sind sie 
dagegen bei entsprechenden wirtschaftlichen Gegebenheiten zulässig 4 0 1 und ggf. 
auch geboten 4 0 2 . Kürzere Nutzungsdauern in der Handelsbilanz sind dagegen 
auch steuerlich anzuerkennen, wenn sie der Bilanzierende glaubhaft macht (§ 7 
IV S. 2 EStG) 4 0 3 . Dabei dürfen an den Nachweis keine strengeren Anforderungen 
als an die Schätzung der Nutzungsdauern anderer Anlagegüter gestellt werden 
(Rn 214) 4 0 4 . Das steuerliche Wahlrecht entfällt jedoch, d.h. die kürzeren Nut­
zungsdauern sind anzusetzen, wenn die GoB eine Abschreibung nach der tatsäch­
lich kürzeren als der fiktiven Nutzungsdauer gebieten 4 0 5 . 

Bei der Abschreibung nach der Leistung bzw. nach dem Substanzverkehr m u ß 228 
statt der Nutzungsdauer die Gesamtleistung bzw. der Gesamtvorrat geschätzt wer­
den; zusätzlich müssen die jeweils auf das Geschäftsjahr entfallende Leistung 
bzw. die Substanzverringerung gemessen werden. 

d) Schätzung eines Restwertes 

In der Handelsbilanz ist bei der Ermittlung der planmäßigen Abschreibungen ein 229 
Restwert (Veräußerungserlös / Schrottwert abzüglich Ausbau-, Abbruch- und Ver­
äußerungskosten) grundsätzlich zu berücksichtigen 4 0 6 . Wegen der Schwierigkei­
ten der Schätzung darf er aber im allgemeinen vernachlässigt werden, sofern er 
nicht im Verhältnis zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten beachtlich ist, 
wie z.B. bei einer geplanten vorzeitigen Veräußerung (Rn 223). 

In der Steuerbilanz braucht ein Restwert dagegen nur berücksichtigt zu werden, 230 
wenn er sowohl im Vergleich zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten als 
auch bei Anlegung eines absoluten Maßstabs erheblich i s t 4 0 7 . Nach Abschn. 43 IV 
EStR (s. unten Rn 467) wird ein steuerlich relevanter Restwert im allgemeinen 
nur bei Seeschiffen angenommen und bei diesen nur, wenn er 50 000 DM über­
steigt 4 0 8 . Bei Gebäuden darf ein Restwert nicht angesetzt werden 4 0 9 . 

401 Vgl. z.B. IDWWFA 1/1981, WPg 1982, 45 (s. unten Rn 455) zur Nutzungsdauer von 
Wohngebäuden in der Handelsbilanz von Wohnungsunternehmen. 

402 Ebenso Hofbauerm BHR, § 253 Rn 124; vgl. auch seinen Hinweis, daß in diesem Fall die um­
gekehrte Maßgeblichkeit nicht zum Tragen kommt, d. h. § 254 HGB kann von Kapitalgesell­
schaften wegen § 279 D HGB nicht angewendet werden; vgl. weiterhin Rn 276. 

403 Vgl. auch Abschn. 42 und 42a EStR (s. unten Rn 465 f.). Sie werden von der Finanzver­
waltung nur bei entsprechender Bilanzierung in der Handelsbilanz anerkannt; vgl. Be­
triebsprüfungskartei der OFD Düsseldorf-Köln-Münster, Ted I, Kto. AfA, S.44. 

404 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 7 Anm. 437; Gail, Stbjb. 1982/83, 285 (294). 
405 Vgl. Dienseck in Schmidt, § 7 Anm. 13. 
406 Vgl. IDW NA 1/1968, WPg 1968, 72 (72), Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/ 

Kropff, § 154 Rn 8; ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 368 f. 
407 BFH v. 7. 12. 1967 - GrS 1/67 - BStBl. II 1968, 268; teilweise eingeschränkt durch BFH 

v. 22. 7. 1981 - IV R 74/66 - BStBl. II 1971, 800; a.A. Herrmann/Heuer/Raupach § 7 
Anm. 155: aufgrund des Wortlauts von § 7 I S. 1 EStG sei der Ansatz eines Restwerts 
nicht zulässig. 

408 Vgl. auch OFD Hannover v. 28. 1. 1981 - S 2172 - 3 StO 221 - StEK EStG § 7 Nr. 132. 
409 Vgl. Abschn. 42 IV EStR (s. unten Rn 465), und Herrmann/Heuer/Raupach, § 7 

Anm. 415. 

HdJ Abt. II/l Januar 1990 103 



Rn 231-232 Richtet, Das Sachanlagevermögen 

231 Erinnerungsposten (1 DM) brauchen nicht für jeden Vermögensgegenstand, son­
dern nur für jeden Bilanzposten angesetzt zu werden, können aber wegen der 
besseren Überwachung des Bestands und der Abgänge für jedes Anlagegut emp­
fehlenswert se in 4 1 0 . Es ist aber auch zulässig, für einen Bilanzposten, den Wert 
0,00 D M anzugeben, wenn alle zugehörigen Anlagegüter entsprechend bewertet 
sind* 1 1. 

e) Einzelfragen 

232 Abschreibungsbeginn: Die Nutzung und damit die planmäßige Abschreibung be­
ginnt grundsätzlich mit der Beendigung der Anschaffung bzw. Herstellung, d. h. 
im allgemeinen mit der Lieferung (ggf. unter Berücksichtigung angemessener Zei­
ten für das Versetzen in den betriebsbereiten Zustand) bzw. Fertigstellung* 1 2. Die 
Abschreibung m u ß ausnahmsweise früher einsetzen, wenn die Anschaffung oder 
Herstellung unterbrochen wird, ohne daß die Dauer der Unterbrechung abzuse­
hen is t 4 1 3 . Ausnahmsweise können (steuerlich) auch schon Anzahlungen und 
Teilherstellungskosten abgeschrieben werden, wenn dies gesetzlich ausdrücklich 
vorgesehen ist, z.B. §7d V EStG 4 1 4 . Auf die tatsächliche Ingebrauchnahme 
kommt es nicht a n 4 1 5 . Allerdings ist dieser Termin insofern bedeutungsvoll, als er 
den spätesten Abschreibungsbeginn kennzeichnet 4 1 6 . Reserveanlagen sind mit 
dem Beginn der Betriebsbereitschaft abzuschreiben 4 1 7 . Die Finanzverwaltung läßt 
aus Vereinfachungsgründen ein Wahlrecht zwischen dem Anschaffungs- bzw. 
Herstellungsdatum und der Ingebrauchnahme z u 4 1 8 . Besteht eine Gesamtanlage, 
z. B. ein Kraftwerk, aus mehreren selbständigen Anlagegütern, die i. d. R. zu unter­
schiedlichen Zeitpunkten fertiggestellt werden, darf vereinfachend auch die Fer­
tigstellung der Gesamtanlage für den Abschreibungsbeginn zugrunde gelegt wer­
den; davon ausgenommen sind jedoch diejenigen Anlagegüter, die bereits betrieb­
lich genutzt werden. Nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungskosten dür­
fen so behandelt werden, als wären sie bereits zu Beginn des Geschäftsjahres ange-

410 Vgl. Hertmann/Heuet/Raupach, § 7 Anm. 154. 
411 Vgl. Wichmann, BB 1988, 2345. Ein Strich „-" wäre dagegen unzulässig. Entsprechend 

den üblichen Konventionen in der deskriptiven Statistik besagt dieser, daß keine ent­
sprechenden Anlagegüter vorhanden sind. 

412 Vgl. auch § 9a EStDV sowie Rn 119 und 127. 
413 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 7 Anm. 160. 
414 Bezüglich der Anzahlungen oder Teilherstellungskosten auf geringwertige Wirtschafts­

güter vgl. OFD Frankfurt v. 26. 10. 1979 - S 2180 A - 16 - St H 20 - WPg 1980, 81. 
415 Ebenso Döring in Küting/Weber, § 253 Rn 71; a. A. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 392, die 

i. d. R. keine Bedenken haben, mit der Abschreibung erst im Zeitpunkt der Ingebrauch­
nahme (— Nutzungsbeginn) zu beginnen. 

416 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 7 Anm. 123 und 160, dort auch abweichende Mei­
nungen. 

417 Vgl. z.B. Ktopffm. Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154Rn 10; Döring'm Rüting/ 
Weber, §253 Rn 71. 

418 Sie tendiert aber offensichtlich zur Ingebrauchnahme als dem zutreffenderen Abschrei-
bungsbeginn; vgl. Betriebsprüfungskartei der OFD Düsseldorf-Köln-Münster, Teil I, 
Kto. AfA, S. 14; OFD Düsseldorf v. 31. 1. 1964 - S 2209 A - St 111 - DB 1964, 167. 
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fallen (Abschn. 43 VIII S. 3 ff./42a I S. 2 EStR, s. unten Rn 466 f.); diese Vereinfa­
chungsregeln sind auch handelsrechtlich anwendbar. 

Abschreibungen im Zugangsjahr: Grundsätzlich dürfen nur zeitanteilige Ab- 233 
Schreibungen vorgenommen werden 4 1 9 , wobei auf volle Monate aufgerundet wer­
den kann. Bei abnutzbaren beweglichen Anlagegütern darf jedoch für Zugänge in 
der ersten Hälfte des Geschäftsjahres vereinfachend die volle und für Zugänge in 
der zweiten Hälfte die halbe Jahresabschreibung verrechnet werden (Abschn. 43 
VTII S. 3 ff. EStR, s. unten Rn 467). Handelsrechtlich wird diese Vereinfachung 
auch auf unbewegliche Anlagegüter ausgedehnt 4 2 0 . Im Fall des § 7 V EStG ist un­
abhängig vom genauen Abschreibungsbeginn die volle Jahresabsehreibung zu ver­
buchen 4 2 1 . 

Abschreibungen im Abgangsjahr: Bis zum Abgangszeitpunkt (Rn 123, 119) sind 234 
zeitanteilige Abschreibungen vorzunehmen 4 2 2 , wobei wie im Zugangsjahr 
(Rn 233) auf volle Monate aufgerundet werden darf. Die Vereinfachungsregel in 
Abschn. 43 VIII S. 3 ff. EStR (s. unten Rn 467) ist auf Abgänge nicht anwendbar; 
vgl. auch Abschn. 42 V S. 7 EStR (s. unten Rn 465) 4 2 3 . Allerdings kann bei einem 
geringfügigen jährlichen Abschreibungsbetrag handelsrechtlich auf die Verbu-
chung zeitanteiliger Abschreibungen verzichtet werden 4 2 4 . 

Nachholungsverbot: Willkürlich unterlassene Abschreibungen dürfen steuerlich 235 
nicht nachgeholt werden. Willkür liegt vor, wenn der Stpfl. bewußt eine nach 
wirtschaftlichen Grundsätzen gebotene Abschreibung auf spätere Jahre verlagert, 
u m dadurch für die Gesamtheit der Steuerabschnitte unberechtigt zu einer be­
achtlichen Steuerersparnis zu k o m m e n 4 2 5 . Buchungstechnisch wird dies mit einer 
Durchbrechung des Bilanzzusammenhangs erreicht. In dem ersten möglichen Ge­
schäftsjahr wird der Buchwert der Vor Jahresbilanz u m die versäumte Abschrei­
bung gekürzt. 
War das Unterlassen auf andere als Steuerersparnisgründe zurückzuführen, z. B. 
weil eine zu kurz geschätzte Nutzungsdauer durch ein Aussetzen der Abschrei-

419 H.M., vgl. z.B. ADS, 5. Aufl., §253 Tz. 393; Abschn. 43 VIH S. 1 EStR (s. unten 
Rn 467). 

420 Vgl. Kiopff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 10, ADS, 5. Aufl., §253 
Tz. 393. 

421 Vgl. Abschn. 42 V S. 3 EStR (s. unten Rn 465); für Wahlrecht Herrmann/Heuer/Rau-
pach, § 7 Anm. 490 m.w.N., ebenso FG Köln v. 9. 10. 1985 (nrkr.) - EFG 1986, 240. 

422 Vgl. Kiopff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 12, ADS, 5. Aufl., §253 
Tz. 394; BFH v. 18. 8. 1977 - VIII R 93/74 - BStBl. II 1977, 835; Abschn. 43 VIII S. 2 
EStR (s. unten Rn 467); kritisch bezüglich § 7 V EStG o. V. (Degressive Gebäudeab­
schreibung), DB 1982, 574. 

423 Vgl. Herrmann/Heuei/Raupach, § 7 Anm. 168. 
424 Vgl. Kiopff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 12; ADS, 5. Aufl., §253 

Tz. 394 und § 275 Tz. 74; großzügiger WP-Handbuch 1985/861, 551: „i.d.R. ist es ver­
tretbar, den Buchrestwert der letzten Jahresbilanz anzusetzen, bei größeren Objekten, 
bei denen die Jahresabschreibung ins Gewicht fällt, kann Ermittlung des fortgeschrie­
benen Buchwertes geboten sein"; Budde/Föischle in Beck'scher BilKomm., § 275 Rn 95. 

425 Vgl. BFH v. 3. 7. 1956 - I 344/55 U - BStBl, m 1956, 250; BFH v. 3. 7. 1980 - IV R 
31/77 - BStBl, n 1981, 255, Abschn. 15 I S. 8 und 43 IX S. 2 EStR (s. unten Rn 467). 
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bung (vgl. auch Rn 211) korrigiert werden sollte, so gilt das gleiche wei bei einer 
versehentlich unterlassenen Abschreibung* 2 6, d .h. der (zu hohe) Restbuchwert 
wird entsprechend der bei dem Anlagegut angewandten Abschreibungsmethode 
auf die noch verbleibende Restnutzungsdauer verteilt* 2 7. In bestimmten Fällen, 
z. B. § 7d V S. 2 EStG, ist eine Nachholung auch ausdrücklich eingeräumt worden. 
Für die Handelsbilanz scheidet eine Duchbrechung des Bilanzsummenhangs aus. 
Unterlassene Abschreibungen sind unabhängig von ihrem Grund durch eine au­
ßerplanmäßige Abschreibung nachzuholen. 

236 Eine Änderung des Abschreibungsplans ist handels- wie steuerrechtlich notwen­
dig, wenn aufgrund neuerer Entwicklungen oder Erkenntnisse die Abweichungen 
vom ursprünglichen Plan wesentlich sind. Von Ausnahmen abgesehen wird der 
Restbuchwert nach dem neuen Abschreibungsplan auf die (ggf. neu festgelegte) 
Restnutzungsdauer verteilt. Die Korrektur wird (vereinfachend) im nächsten auf­
zustellenden Jahresabschluß vorgenommen* 2 8 . Steuerlich müssen ggf. auch frühe­
re Veranlagungen geändert werden (vgl. Abschn. 15 I EStR). 

237 In erster Linie kommen eine Korrektur der Nutzungsdauer u n d / o d e r der Ab­
schreibungsmethode in Betracht. War z. B. die Nutzungsdauer zu lang geschätzt 
worden, ist der Restbuchwert nach der bisherigen oder einer anderen Methode 
auf die kürzere Nutzungsdauer zu verteilen. Auch wenn der Restbuchwert wegen 
der zu geringen Abschreibungen in der Vergangenheit überhöht ist, geht er 
grundsätzlich als Ausgangswert in den neuen Abschreibungsplan ein. Seine Be­
richtigung auf den Betrag, der sich ergeben hätte, wenn die neue Nutzungsdauer 
bzw. Methode von Anfang an angewendet worden wäre, ist nicht zulässig 4 2 9 . Ein 
überhöhter Restbuchwert darf stets nur unter den Voraussetzungen des § 253 II 
S. 3 HGB / § 6 I Nr. 1 und 2 EStG (Rn 250 ff.) außerplanmäßig abgeschrieben wer­
den 4 3 0 . 

Nach den gleichen Grundsätzen ist zu verfahren, wenn - bei zutreffender Nut­
zungsdauerschätzung - die bisherige Abschreibungsmethode die vergangenen Jah­
re mit zu geringen Abschreibungen belastet hat. Waren die Abschreibungen in 
der Vergangenheit zu hoch, kann eine Planänderung ebenfalls in Betracht kom­
men. Sie ist nur dann erforderlich und zulässig, wenn die Beibehaltung des Planes 
ein völlig anderes Bild von der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell­
schaft geben würde 4 3 1 . Zur Zulässigkeit von Zuschreibungen vgl. Rn 286. 

238 Planänderungen ergeben sich weiterhin bei einem erlaubten Wechsel der Ab­
schreibungsmethode (Rn221), bei außerplanmäßigen Abschreibungen und 
(Mehr-(Abschreibungen nach §§ 253 IV, 254 HGB (Rn 250 ff.), bei Zuschreibun-

426 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 7 Anm. 96 f.; Abschn. 43 IX EStR (s. unten Rn 467). 
427 Zur Ausnahme bei Gebäuden, wenn sich die tatsächliche Nutzungsdauer nicht verän­

dert hat, vgl. BFH v. 3. 7. 1984 - IX R 45/84 - BStBl. II 1984, 709 (710), BFH v. 20. 1. 
1987 - IX R 103/83 - BStBl, II 1987, 491; vgl. auch Rn 238. 

428 Vgl. Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 267. 
429 A.A. wohl Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 283. 
430 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 377. 
431 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 377; Schulze-Osterloh in Baumbach/Hueck, § 42 Rn 308; 

Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 21. 
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gen (Rn 279 ff.) und bei nachträglichen Erhöhungen bzw. Minderungen der An-
schaffungs- oder Herstellungskosten (Rn 111, 187). Nach Abschn. 43 X S. 2 EStR 
(s. un ten Rn 467) ist bei nachträglichem Herstellungsaufwand die Restnutzungs­
dauer unter Berücksichtigung des Zustandes des Anlageguts im Zeitpunkt der Be­
endigung der Herstellungsarbeiten neu zu schätzen. Soweit nach § 7 II EStG de­
gressiv abgeschrieben wurde, bleibt der anzuwendende Abschreibungsprozentsatz 
jedoch unverändert (Abschn. 43 X S. 3 EStR). Gleiches gilt für die Gebäude-AJA 
nach § 7 IV, V EStG 4 3 2 . Handelsrechtlich ist dies nur vertretbar, wenn die dadurch 
bewirkte Verlängerung des Abschreibungszeitraumes wirtschaftlich gerechtfer­
tigt ist oder im Ermessensbereich für die Schätzung der Nutzungsdauer (Rn 224) 
liegt. 

Geringwertige Vermögensgegenstände, die beweglich, abnutzbar und einer selb­
ständigen Nutzung fähig sind, dürfen steuerlich im Zugangsjahr voll abgeschrie­
ben werden, wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert u m 
einen darin enthaltenen Vorsteuerbetrag, für das einzelne Anlagegut 800 D M 
nicht übersteigen (§ 6 II EStG; Abschn. 40 EStR, s. unten Rn 464) 4 3 3 . Auszugehen 
ist vom reinen Warenpreis; ob der Vorsteuerbetrag umsatzsteuerrechtlich abzieh­
bar ist oder nicht, spielt in diesem Fall keine Rolle (Abschn. 86 V EStR; s. un ten 
Rn 468). Erfolgsneutral behandelte Zuschüsse sind ebenfalls abzusetzen (Abschn. 
40 VH EStR; s. un ten Rn 364). Die Bewertungsfreiheit gilt bereits für Anzahlun­
gen oder Teilherstellungskosten 4 3 4 . Sie darf jedoch nicht in Anspruch genommen 
werden, wenn Rechtsmißbrauch angenommen werden kann oder Anlagegüter in 
einer solchen Menge angeschafft werden, daß mit ihrer Wiederveräußerung zu 
rechnen ist und sie damit zum Umlaufvermögen gehören 4 3 5 . Unschädlich ist je­
doch, wenn die Vermögensgegenstände zum Zwecke der Vermietung angeschafft 
werden oder wenn sie das gesamte Anlagevermögen darstellen 4 3 6 . Zum Bestands­
nachweis vgl. Rn 35 und 41 f. 

§ 6 II EStG ist nach h. M. eine Vereinfachungsregelung und keine Sonderabschrei-
bung (vgl. auch Abschn. 45 I S. 3 EStR) 4 3 7 . Das steuerliche Wahlrecht gilt deshalb 
auch handelsrechtlich. Eine Bindung an den jeweiligen steuerlichen Höchstwert 
besteht jedoch n ich t 4 3 8 . Für die Handelsbilanz ist die 800-DM-Grenze nur ein An­
haltspunkt, was als geringwertig anzusehen ist. Aufgrund der zwischenzeitlichen 
Preis- und Wertentwicklung für Anlagegüter (die steuerliche 800-DM-Grenze gilt 

432 Vgl. BFH v. 3. 7. 1984 - IX R 45/84 - BStBl. II 1984, 709 (710), BFH v. 20. 1. 1987 - IX 
R 103/83 - BStBl. II 1987, 491 (492). 

433 Zur Behandlung geringwertiger Vermögensgegenstände im Wert bis zu 100 DM vgl. 
Rn 35. Das Abschreibungswahlrecht gilt auch für aus dem Privatvermögen eingelegte 
GWG; vgl. BFH v. 19. 1. 84 - IV R 224/80 - BStBl, n 1984, 312. 

434 Vgl. OFD Frankfurt v. 26. 10. 1979 - S 2180 A - 16 - St U 20 - WPg 1980, 81. 
435 Vgl. FG Münster v. 21. 11. 1978 - IX 4554/77 F (nrkr.) - EFG 1979, 170 (170); vgl. 

auch OFD Frankfurt v. 26. 10. 1979 - S 2180 A - 16 - St II 20 -WPg 1980, 81, kritisch 
Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 1255. 

436 Vgl. BFH v. 1. 7. 1981 - I R 148/78 - BStBl. II 1982, 246 (247, 248). 
437 Vgl. z.B. Heigl, DStR 1986, 627 (628 f.), BFH v. 19. 1. 84 - IV R 224/80 - BStBl. II 

1984, 312 (313); a.A. Wöhe (Entscheidungsspielräume), 1987, 419 (431). 
438 Vgl. ZDWNA 2/1966, WPg 1966, 328 (s. unten Rn 453); ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 363. 
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seit dem Steueränderungsgesetz vom 16. 11. 1964, BStBl. I 1964, 553) wird man 
auch Anlagegüter bis zu 1 500 D M noch als geringwertig ansehen k ö n n e n 4 3 9 . 

240 Die Begrenzung der Bewertungsfreiheit in der Steuerbilanz auf solche Vermögens­
gegenstände, die einer selbständigen Nutzung fähig sind, soll Mißbräuche durch 
eine beliebige Zerlegung von Gegenständen in Teile erschweren. Ein Vermögens­
gegenstand ist einer selbständigen Nutzung nicht fähig, wenn er nach seiner be­
trieblichen Zweckbestimmung nur zusammen mit anderen Anlagegütern genutzt 
werden kann und diese Anlagegüter technisch aufeinander abgestimmt sind. Das 
gleiche gilt, wenn das Anlagegut aus seinem bisherigen Nutzungszusammenhang 
gelöst und in einen anderen Nutzungszusammenhang eingefügt werden kann (§ 6 
II S. 2 und 3 EStG). Im konkreten Fall ist die Abgrenzung sehr umstrit ten. Wegen 
seiner Unbestimmtheit hat das Merkmal der selbständigen Nutzungsfähigkeit zu 
vielen Streitfällen geführt 4 4 0 . 

241-249 Frei. 

2. Wertbedingte außerplanmäßige Abschreibungen nach § 253 II S. 3 HGB 

250 Begriff: Bei nicht abnutzbaren Anlagegütern ist jede wertbedingte Abschreibung 
außerplanmäßig. Bei abnutzbaren Anlagegütern liegt eine außerplanmäßige Ab­
schreibung nur dann vor, wenn sie wertbedingt ist und weder im ursprünglichen 
noch in einem geänderten Abschreibungsplan berücksichtigt worden ist. Die 
(Mehr-(Abschreibungen nach § 253 IV HGB (Rn 260 ff.) sowie nach § 254 HGB 
(Rn 270 ff.) sind keine außerplanmäßigen Abschreibungen im Sinne des Geset­
zes 4 4 1 , sondern Abschreibungen sui generis. Für die Abschreibungen nach § 254 
HGB scheint sich entsprechend der Paragraphenüberschrift der Begriff „steuerrecht­
liche Abschreibungen" allgemein durchzusetzen. Für die Abschreibungen nach 
§ 253 IV HGB fehlt es dagegen noch an einer einheitlichen Kurzbezeichnung. 

251 Zweck, Voraussetzungen: Außerplanmäßige Abschreibungen nach § 2 5 3 II S. 3 
HGB führen zu einem dem Niederstwertprinzip entsprechenden Wertansatz. Bei 
abnutzbaren Anlagegütern korrigieren sie die planmäßigen Abschreibungen, 
wenn diese der tatsächlichen Wertminderung nicht ausreichend Rechnung tra­
gen. Bei nicht abnutzbaren Anlagegütern sind sie die einzige Möglichkeit, u m 
Wertminderungen zu berücksichtigen. Außerplanmäßige Abschreibungen nach 
§ 253 II S. 3 HGB dürfen bzw. müssen vorgenommen werden (zum Wahlrecht 
vgl. Rn 257), wenn der Restbuchwert eines Anlageguts am Abschlußstichtag ohne 
die außerplanmäßige Abschreibung, bei abnutzbaren Anlagegütern aber nach 
Vornahme planmäßiger Abschreibungen für das betreffende Geschäftsjahr, höher 
wäre als der zu diesem Zeitpunkt beizulegende Wert. Auf die Ursache der Wert­
minderung kommt es grundsätzlich nicht an, d. h. auch vorsätzliche oder selbst­
verschuldete Wertminderungen können Anlaß für eine außerplanmäßige Ab-

439 Für eine Anhebung auf 1 800 DM vgl. Heigl, DStR 1986, 627 (633). 
440 Vgl. die Nachweise bei Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 1262-1300; zur Abgren­

zung vgl. weiterhin Abschn. 40 EStR (s. unten Rn 464) sowie Kottke (Sofortabschrei­
bung), 1986, insbes. 33 ff. 

441 Vgl. auch ADS, 5. Aufl., § 254 Tz. 10. 
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Schreibung se in 4 4 2 . Die nachhaltig mangelnde Rentabilität des Gesamtunterneh­
mens reicht als Ursache aber nicht aus ; diese führt nur dann zu außerplanmäßi­
gen Abschreibungen, wenn die unzureichende Ertragslage zumindest mittelbar 
anlagebedingt ist, d.h. (z.B.) auf Überkapazitäten, Veraltung der Anlagen, Zwang 
zu technisch und wirtschaftlich obsoleten Produktionsverfahren und ähnliche 
Ursachen zurückzuführen i s t 4 4 3 . Andererseits wird eine außerplanmäßige Ab­
schreibung, sofern der beizulegende Wert für das betreffende Anlagegut unter 
dem Restbuchwert liegt, nicht durch eine gute Ertragslage des Unternehmens aus­
geschlossen 4 4 4 . Zur außerplanmäßigen Abschreibung bei unterlassenen Instand­
haltungen vgl. Rn 328. Zur Beibehaltung niedrigerer Wertansätze, wenn die 
Gründe für die außerplanmäßige Abschreibung entfallen sind, vgl. Rn 278 ff. 

Der am Abschlußstichtag beizulegende Wert ist gesetzlich nicht definiert; er ist 252 
nach h. M. kein selbständiger Wertbegriff 4 4 5. Vielmehr ist der für § 253 II S. 3 
HGB maßgebliche Wertbegriff aus dem Sinn und Zweck außerplanmäßiger Ab­
schreibungen (Verhinderung eines zu hohen Wertansatzes) zu ermitteln, wobei 
die besonderen Umstände und die Art des Anlageguts zu berücksichtigen sind. 
Als Hilfswerte kommen in erster Linie der Ertragswert sowie die Substanzwerte 
Wiederbeschaffungswert und Veräußerungswert in Betracht 4 4 6 . 

Der Ertragswert entspricht zwar am besten dem Sinn und Zweck der Vorschrift 4 4 7 . 253 
Er ist oft aber nur schwer feststellbar. Einen größeren Anwendungsbereich hat er 
vor allem in Form einer Kostenvergleichsrechnung. Bei Anlagegütern, die als sol­
che nicht wieder zu beschaffen sind, kann der beizulegende Wert häufig nur aus 
dem Ertrtagswert abgeleitet werden 4 4 8 . 

Der Wiederbeschaffungswert (bei selbst erstellten Anlagegütern auch Reproduk- 254 
tionskostenwert) ist der praktisch bedeutsamste Hilfswert. Er entspricht dem Bör­
sen- oder Marktpreis, sofern ein solcher feststellbar ist. Er begrenzt den beizule­
genden Wert - auch steuerlich - nach oben. Grundsätzlich ist der Wiederbeschaf -
fungszeitwert maßgeblich bzw., wenn dieser nicht feststellbar ist, der Wiederbe-

442 Vgl. z.B. Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 287; ADS, 5. Aufl., § 253 
Tz. 410. 

443 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 420 ff. Zum Einfluß einer schlechten Ertragslage des Un­
ternehmens auf die Bewertung einzelner Anlagegüter vgl. auch Betriebsprüfungskartei 
der OFD Düsseldorf-Köln-Münster, Teil I, Kto. Abschreibungen, S. 5 ; OFD Frankfurt 
v. 2. 3. 1982 - S 3224 - A - 1 7 - S t I V 5 0 - WPg 1982, 229 mit 2 weiteren Nachweisen 
zur Rspr.; vgl. auch die Rspr. zum negativen Geschäftswert bei Richter (HdJ, Abt. II/9), 
1990. 

444 Vgl. dazu aber Strobl, JbFSt 1984/85, 309 (313 ff.) mit Nachweisen zur restriktiven 
BFH-Rspr.; vgl. ferner BFH v. 17. 9. 1987 - III R 201-202/84 - BStBl. II 1988, 488: Teil­
wertabschreibung aufgrund einer Fehlmaßnahme ist unabhängig von der Ertragslage. 

445 Vgl. z.B. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 408 f. m.w.N.; Hofbauer in BHR, § 253 Rn 141 f.; 

vgl. auch §40 n HGB a. F. 
446 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 409. 
447 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn26. A.A. die Rspr. zum 

Teilwert, vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 610; kritisch Reichel, StB, 1981, 1. 
448 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 418. 

HdJ Abt. U/1 Januar 1990 109 



Rn 254-257 Richter, Das Sachanlagevermögen 

schaffungsneuwert, wobei dann der Zustand des gebrauchten Anlageguts zu be­
rücksichtigen is t 4 4 ' . 

255 Der Veräußerungswert (Verkaufserlös nach Preisnachlässen abzüglich noch ent­
stehender Aufwendungen, vor allem für Ausbau und Abbruch) ist nur ausnahms­
weise von Bedeutung, z.B. für Anlagen, deren baldige Veräußerung geplant ist 
bzw. die auf Dauer stillgelegt werden, und allgemein, wenn die Going-Concern-
Prämisse nicht mehr erfüllt ist (Rn 154). Er begrenzt den beizulegenden Wert 
grundsätzlich nach u n t e n 4 5 0 . In bestimmten Fällen kann er aber auch unterschrit­
ten werden, wie bei fehlender Rentabilität des einzelnen Anlageguts (z. B. bei zur 
Vermietung bestimmten Anlagegütern, die sich schlecht vermieten lassen oder 
nachhaltig niedrige Mieterträge erzielen) 4 5 1 oder bei fehlender anlagenbedingter 
Rentabilität des Gesamtunternehmens. Im letzteren Fall sind außerplanmäßige 
Abschreibungen ggf. in dem Umfang vorzunehmen, u m zu vermeiden, daß sich 
aus der Verrechnung planmäßiger Abschreibungen auf den Restwert ein Jahres­
fehlbetrag ergibt 4 5 2 . 

256 Dem steuerlichen Teilwert kommt handelsrechtlich keine selbständige Bedeu­
tung für die Ermittlung des beizulegenden Wertes z u 4 5 3 . Er liefert aber „wertvolle 
Anhal tspunkte" 4 5 4 für seine Auslegung. Er entspricht weitgehend dem beizulegen­
den Wert, wenn man nicht auf die gesetzliche Definition des Teilwerts in § 6 I 
Nr. 1 EStG abstellt, sondern von seiner Konkretisierung durch die steuerliche 
Rspr. ausgeht 4 5 5 . Gleiches gilt für den Wert, der sich bei AfaA ergibt (§ 7 I S. 5 
EStG) 4 5 6 . 

257 Wahlrecht und Pflicht / Rechtsformbesonderheiten: Bei einer voraussichtlich 
vorübergehenden Wertminderung können Nicht-Kapitalgesellschaften und Ge­
nossenschaften (§ 336 II S. 1 HGB) wählen, ob sie den Buchwert des vorausgegan­
genen Geschäftsjahres (bei abnutzbaren Anlagegütern vermindert u m planmäßige 
Abschreibungen) fortführen oder ihn außerplanmäßig auf den beizulegenden 
Wert abschreiben wol len 4 5 7 . Kapitalgesellschaften ist in diesem Fall eine außer-

449 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 412. 
450 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 417. 
451 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 418, Döllerer, Stbjb. 1977/78, 129 (133). 
452 Vgl. Döllerer, Stbjb. 1977/78, 129 (132 f.); ADS, 5. Aufl., §253 Tz. 421. 
453 Vgl. Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 30; vgl. auch die Hinweise 

von Schulze-Osterloh, FR 1986, 545 (549), auf die konzeptionellen Unterschiede zwi­
schen Teilwert und beizulegendem Wert. 

454 ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 424. Dies gilt sowohl für die zum Teilwert ergangene Rspr. als 
auch für das umfangreiche Schrifttum. Vgl. auch ADS, 5. Aufl., § 254 Tz. 34 ff. 

455 Vgl. Wöhe (Bilanzierung), 1987, 480 f. 
456 Zu den praktisch geringen Unterschieden zwischen Teilwertabschreibung und AfaA 

vgl. die Gegenüberstellung bei Wöhe (Bilanzierung), 1987, 483 ff.; Herrmann/Heuer/ 
Raupach, § 7 Anm. 215. 

457 Im Schrifttum wird auch der Ansatz eines Zwischen wertes bzw. eine Verteilung der 
Wertminderung über mehrere Jahre als zulässig angesehen, dafür wohl Kropff in Geß-
ler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 32 ; befürwortend auch Siegel in Beck HdR, B 
165, Rn 26; vgl. auch die Vorauflage, Rn 144. Im Hinblick auf den Wortlaut von § 253 
II S. 3 HGB und den Grundsatz der Bewertungsstetigkeit erscheint diese Handhabung 
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planmäßige Abschreibung von Sachanlagen untersagt (§ 2791S. 2 HGB) 4 5 8 , Steuer­
lich gilt das Wahlrecht für alle bilanzierungspflichtigen Un te rnehmen 4 5 9 . Die Ab-
milderung des Niederstwertprinzips bei nur vorübergehenden Wertminderungen 
läßt sich allein mi t Vereinfachungsgesichtspunkten rechtfertigen. Dadurch sollen 
häufige Berichtigungen des Abschreibungsplans bei nu r kurzfristigen Unter­
schreitungen der planmäßigen Buchwerte vermieden werden. Der Begriff „vor­
übergehend" ist jedoch restriktiv zu interpretieren. Im Zweifel ist aus Vorsichts­
gründen eine dauernde Wertminderung anzunehmen 4 6 0 . 

Eine voraussichtlich dauernde Wertminderung m u ß dagegen von allen bilanzie- 258 
rungspflichtigen Unternehmen in dem Jahr ; in dem sie festgestellt worden ist, in 
voller Höhe berücksichtigt werden. Die Verpflichtung dazu besteht in Handels­
und Steuerbilanz in gleicher Weise. Sie besteht unter Umständen sogar schon vor 
Fertigstellung des Vermögensgegenstandes, wie z. B. bei erkannten Mängeln, die 
zu überhöhten Anschaffungs- oder Herstellungskosten geführt haben (Rn 110) 4 6 1 . 
Kapitalgesellschaften müssen diese außerplanmäßigen Abschreibungen gesondert 
in der GuV oder im Anhang ausweisen (§ 277 III S. 1 HGB; Rn 345). 

Eine Wertminderung wird als „dauernd" angesehen werden müssen, wenn der 259 
beizulegende Wert voraussichtlich während eines erheblichen Teils der Restnut­
zungsdauer unter dem Buchwert gemäß Abschreibungsplan liegen wird 4 6 2 . Die 
folgenden konkreteren Regeln berücksichtigen neben der Zeitdauer auch die Hö­
he der Wertminderung und ihre Gründe 4 6 3 : 
- Die Grenze zwischen „vorübergehend" und „dauernd" liegt etwa bei der Hälfte 

der Restnutzungsdauer, jedoch sind im allgemeinen weniger als drei Jahre 
nicht und mehr als fünf Jahre stets erheblich. 

- Je mehr sich Buchwert und beizulegender Wert im Verhältnis zum Gesamtwert 
des Anlageguts unterscheiden, desto kürzer m u ß der Zeitraum angesetzt wer­
den. 

- Erhebliche Wertminderungen aus besonderem Anlaß, z. B. Beschädigungen in­
folge höherer Gewalt, sind regelmäßig dauernde Wertminderungen. 

nunmehr zweifelhaft. Im Ergebnis ist der Ansatz eines Zwischenwertes aber ggf. nach 
§ 253 IV HGB, in jedem Fall aber nach § 254 HGB möglich, weil ein Zwischenwert 
steuerlich zulässig ist, wenn ein Wahlrecht, aber keine Pflicht zum Ansatz des niedrige­
ren Teilwerts besteht; vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 561. 

458 Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 295, halten diesen Ausschluß in der 
Praxis für nahezu bedeutungslos, da bei Sachanlagen eine vorübergehende Wertminde­
rung selten sein wird, „meist ist sie endgültig". 

459 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 561 und 767 sowie § 7 Anm. 230. 
460 Vgl. Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., §253 Rn295 ; ADS, 5. Aufl., §253 

Tz. 430. 
461 A.A. wohl FG Rheinland-Pfalz v. 15. 12. 1982 - 1 K 155/82 (rkr.) - EFG 1983, 492, das 

für eine AfaA wegen Baumängeln die Fertigstellung des Gebäudes voraussetzt. 
462 Vgl. Ausschußbericht zu § 154 AktG a.F. *= Kropff (Aktiengesetz), 1965, 245. Nach 

Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 561, liegt ein GoB vor. 
463 Nach Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 35. 
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Bei nichtabnutzbaren Anlagegütern m u ß eine dauernde Wertminderung grund­
sätzlich eher angenommen werden. Durch die fehlende planmäßige Abschrei­
bung korrigiert sich ein möglicher Bewertungsfehler nicht automatisch 4 6 4 . 

3. (Mehr-)Abschreibungen „im Rahmen vernünftiger kaufmännischer Beurtei­
lung" nach § 253 IV HGB 

260 Zweck: § 253 IV HGB läßt weitere Abschreibungen „im Rahmen vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung" zu, und zwar über die außerplanmäßigen Abschrei­
bungen zur Erfassung vorübergehender oder dauernder Wertminderungen gemäß 
§ 253 II S. 3 HGB hinaus. Damit werden beachtliche Möglichkeiten zur Bildung 
stiller Rücklagen und zur stillen Auflösung dieser Rücklagen eröffnet; auf die 
Festlegung einer Wertuntergrenze wird verzichtet. Es war erklärte gesetzgeberi­
sche Absicht, den Unternehmen, auf die die 4. EG-Richtlinie nicht angewendet 
werden muß , die stillen Rücklagen im gleichen Umfang wie bisher zu ermögli­
chen 4 6 5 . Zur Kritik vgl. Rn 269. 

261 Rechtsformbesonderheiten: Das Wahlrecht zu diesen (Mehr-(Abschreibungen ha­
ben nur Nicht-Kapitalgesellschaften. Es gilt weiterhin für Genossenschaften 
(§ 336 II S. 1 HGB) und dem PublG unterliegende Unternehmen (§5 I S. 2 
PublG) 4 6 6 . Die Anwendung von §253 IV HGB kann bei Personengesellschaften 
durch Gesellschaftsvertrag eingeschränkt sein. Weitere Einschränkungen, insbe­
sondere bezüglich des Umfangs dieser nicht wertbedingten (Mehr-(Abschreibun­
gen, können sich aus der Treuepflicht der geschäftsführenden Gesellschafter ge­
genüber den Mitgesellschaftern ergeben 4 6 7 . Kapitalgesellschaften dürfen § 253 IV 
HGB nicht anwenden (§ 279 I S. 1 HGB). 

262 Steuerlich werden Abschreibungen gemäß § 253 IV HGB nicht anerkannt 4 6 8 ,- sie 
würden auf eine leichtfertige Steuerverkürzung oder eine Steuerhinterziehung 
(§§ 378, 370 AO) hinauslaufen 4 6 5 , wenn nicht gleichzeitig steuerrechtliche Vor­
schriften den niedrigeren Wertansatz zulassen. 

464 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 432. 
465 Vgl. BTDrS 10/4268, S. 100. 
466 Gemäß § 6 I S. 2 PublG hat der Abschlußprüfer einen Bestätigungsvermerk nach § 322 

I HGB zu erteilen. Der Abschlußprüfer hätte also (u.a.) zu bestätigen, daß der Jahresab­
schluß ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi­
nanz- und Ertragslage vermittelt. Da § 253 IV HGB mit dieser Zielsetzung nicht zu ver­
einbaren ist (vgl. auch Rn269), fordert Schübe-Osterloh, ZHR 1986, 403 (420 f.), -
m. E. zu Recht - eine Einschränkung des Bestätigungsvermerks, wenn von dieser Vor­
schrift Gebrauch gemacht wird. 

467 Vgl. Schulze zur Wiesch, WPg 1987, 149 (151 f. und 154); ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 527 
und 533. 

468 Vgl. z.B. Schneeloch, DStR 1988, 759 (759); Schulze zur Wiesch, WPg 1987, 149 (154). 
A.A. (bzw. mißverständlich) Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., §253 Rn661, 
die die (Mehr-)Abschreibung nach § 253 IV HGB „ausnahmsweise" als steuerlich zuläs­
sig ansehen, in ihrer Begründung dann aber auf die nur steuerrechtlichen (Mehr-(Ab­
schreibungen gemäß § 254 HGB verweisen. A.A. auch Nordmeyer in Beck HdR, B 212 
Rn 185, der sich m.E. zu Unrecht u.a. auf Schneeloch beruft. 

469 Vgl. Siegel in Beck HdR, B 165, Rn 48. 
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Verhältnis zu den außerplanmäßigen Abschreibungen nach § 253 II S. 3 HGB und 263 
den planmäßigen Abschreibungen nach § 253 II S. 1 HGB: Die (Mehr-(Abschrei­
bungen nach § 253 IV HGB erfolgen aus Gründen, die nach § 253 II S. 3 HGB 
nicht berücksichtigt werden dürfen. In gleicher Weise können Gründe, die zu 
einer außerplanmäßigen Abschreibung nach § 253 II S. 3 HGB berechtigen oder 
verpflichten, keine Abschreibung nach § 253 IV HGB begründen* 7 0. Im Einzelfall 
mag eine klare Abgrenzung schwierig se in 4 7 1 . Trotzdem m u ß sie im Hinblick auf 
die Zuschreibungsmöglichkeiten (Rn 279) angestrebt werden. Aus dem gleichen 
Grunde ist m.E. die Aussage mehr als mißverständlich, daß die (Mehr-(Abschrei­
bungen nach § 253 IV HGB „sowohl als planmäßige als auch als außerplanmäßige 
Abschreibung gebildet werden" können 4 7 2 . Die Höhe von Zuschreibungen ist 
durch die ursprünglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten, bei abnutzba: 
ren Anlagegütern vermindert u m zwischenzeitliche planmäßige Abschreibungen, 
begrenzt (Rn 284). Deshalb müssen die planmäßigen Abschreibungen eindeutig 
festliegen. Dies gilt auch für den Fall, daß die (Mehr-(Abschreibungen durch eine 
Verkürzung der Nutzungsdauer ermittelt werden. Wird diese Form der Zuord­
nung der (Mehr-(Abschreibungen gewählt (Rn 266), müssen im Abschreibungs­
plan sowohl die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer als auch die gemäß § 253 IV 
HGB festgelegte (kürzere) Nutzungsdauer festgehalten werden. 

Verhältnis zu den steuerrechtlichen (Mehr-(Abschreibungen nach § 254 HGB: So- 264 
weit steuerrechtliche (Mehr-(Abschreibungen vernünftiger kaufmännischer Beur­
teilung entsprechen, stellen sie (Mehr-)Abschreibungen i. S. d. § 253 IV HGB dar. 
Steuerrechtliche (Mehr-(Abschreibungen liegen deshalb nur dann vor, wenn sie 
im Einzelfall über den Rahmen vernünftiger kaufmännischer Beurteilung hinaus­
gehen 4 7 3 . Erforderlich ist die Abgrenzung zwischen § 253 IV HGB u n d § 254 HGB 
bei Genossenschaften wegen der Anhangangaben nach § 284 I Nr. 1 und 3 HGB 
sowie bei den dem PublG unterliegenden Unternehmen, die gemäß § 5 II PublG 
zu einem Anhang verpflichtet sind, wegen der Anhangangaben nach § 284 I Nr. 1 
und 3 HGB sowie § 285 Nr. 5 HGB. Für Einzelkaufleute und Personengesellschaf­
ten hat die Abgrenzung keine bilanzrechtliche Bedeutung, weil diese keinen An­
hang erstellen müssen. Eine entsprechende Abgrenzung kann bei ihnen jedoch 
gesellschaftsrechtlich erforderlich sein, wenn der Gesellschaftsvertrag die Kompe­
tenzen zu diesen Abschreibungen unterschiedlich regelt 4 7 4 . 

Voraussetzungen: § 253 IV HGB läßt eine Unterbewertung lediglich durch 265 
Abschreibungen zu. Die Abschreibungen sind buchmäßig zu erfassen. Es ist des­
halb unzulässig, stille Rücklagen dadurch zu bilden, daß aktivierungspflichtige 
Vermögensgegenstände nicht angesetzt 4 7 5 oder die mindestens anzusetzenden 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten 4 7 6 unterschritten oder Passiva überbe-

470 Vgl. Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 653 und 656. 
471 Vgl. Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 656. 
472 So Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 660 ; ähnlich Döring in Rüting/ 

Weber, §253 Rn 151. 
473 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 254 Tz. 5 ; Hofbauer in BHR, § 254 Rn 13. 
474 Vgl. Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 658. 
475 Das gilt auch für das Umlaufvermögen; mißverständlich ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 526. 
476 Mißverständlich Döring in Küting/Weber, § 253 Rn 152. 
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wer te t 4 7 7 werden 4 7 8 . (Mehr-(Abschreibungen gemäß § 253 IV HGB sind zulässig, 
wenn diese auf „vernünftiger kaufmännischer Beurteilung" basieren. Weitere 
Voraussetzungen werden nicht gemacht. Lediglich willkürliche Rücklagen wer­
den somit ausgeschlossen 4 7 9 . Die (Mehr-)Abschreibungen sind nicht willkürlich, 
wenn sie sachlich begründbar sind, d. h. auf objektiven, in den tatsächlichen Ver­
hältnissen liegenden Gründen beruhen, ein Dritter die Gründe nachvollziehen 
k a n n 4 8 0 und sie geeignet sind, die mit der stillen Rücklagenbildung verfolgten 
Zwecke zu verwirklichen 4 8 1 . Als sachliche Gründe werden im Schrifttum u.a. an­
erkannt: allgemeines Unternehmerrisiko, politisches Länderrisiko, geplante Inve­
stitionen, Kompensation von Scheingewinnen, Verstetigung des Gewinnauswei­
ses, Abfindungszahlungen an ausscheidende Gesellschafter, Erbschaftssteuerzah­
lungen 4 6 2 . Wie die Beispiele zeigen, brauchen die Gründe nicht in dem konkreten 
Anlagegut angelegt zu se in 4 8 3 . Die Beispiele zeigen weiterhin, daß die Vorschrift 
stille Rücklagen in „nahezu jeder Höhe" zu läß t 4 8 4 und es lediglich auf eine ge­
schickte Formulierung der Begründung ankommt 4 8 5 . Das Wahlrecht kann in je­
dem Geschäftsjahr neu ausgeübt werden. Das Stetigkeitsgebot gilt nach weit ver­
breiteter Ansicht für diese (Mehr-(Abschreibungen nicht (Rn 165) 4 8 6 . Zur Beibe­
haltung niedrigerer Wertansätze, wenn die Gründe für die außerplanmäßige Ab­
schreibung entfallen sind, vgl. Rn 278, 289. 

266 Zuordnung der Abschreibungen: Die (Mehr-(Abschreibungen sind in der Weise 
zuzuordnen, daß der mi t ihrer Vornahme angestrebte Zweck erreicht wird. In Be­
tracht kommen insbesondere 
- eine Verkürzung der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer, 

477 A.A. bezüglich Rückstellungen Selchert, DStR 1986, 283 (288); dagegen Schulze zur 
Wiesch, WPg 1987, 149 (153). 

478 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 525 f. 
479 So ausdrücklich BTDrS 10/4268, S. 100. 
480 Dies setzt entsprechende Nachweise im Rahmen der Abschlußunterlagen voraus. 
481 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 531; Schulze zur Wiesch, WPg 1987, 149 (150 f.). 
482 Vgl. Selchert, DStR 1986, 283 (285 ff.); Schulze zur Wiesch, WPg 1987, 149 (151), Pan-

kow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 656 ff., ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 529 f.; 
Schneeloch, DStR 1988, 759 (760). 

483 Nach der überwiegenden Meinung im Schrifttum gilt § 253 IV HGB als Spezialvor­
schrift, die dem Grundsatz der Einzelbewertung (§ 252 I Nr. 3 HGB; Rn 155 ff.) vor­
geht, bzw. als begründete Ausnahme gemäß §252 II HGB; vgl. z.B. Selchert, DStZ 
1986, 283 (286); Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 653; a.A. Großfeld, 
NJW 1986, 955 (958). 

484 Forster, BB 1983, 32 (34 f.); a.A. wohl Baumbach/Duden/Hopt, § 253 Anm. 5C: durch 
§ 253 IV HGB wird die Bildung stiller Rücklagen „erheblich eingeschränkt". Kritisch 
gegenüber der gesetzlichen Regelung u.a. Schneeloch, DStR 1988, 759; Siegel in Beck 
HdR, B 165, Rn 39 ff., Schulze-Osterloh, ZHR 1986, 403 (415 ff.), befürwortend Schö­
ne, StBp. 1989, 169. 

485 Zu den Schwierigkeiten, das „vernünftige kaufmännische Ermessen" bzw. den Begriff 
der „willkürlichen" stillen Rücklagen „vernünftig" auszulegen, vgl. auch Westermann, 
HURB 1986, 351. 

486 Vgl. z.B. Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 653; ADS, 5. Aufl., § 253 
Tz. 534. 
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- unterschiedlich hohe Kürzungen der Restbuchwerte einzelner ausgewählter 
Vermögensgegenstände, 

- eine anteilige prozentuale Kürzung der Restbuchwerte bei sämtlichen bzw. 
einer Gruppe von Vermögensgegenständen sowie 

- ein pauschaler Abzug bei einzelnen Bilanzposten 4 8 7 . 
Soweit die Gründe in dem einzelnen Anlagegut angelegt sind, empfiehlt sich eine 
entsprechende Abschreibung dieser Anlagegüter. Soweit die Gründe unterneh­
mensbezogen sind, kommt vor allem ein pauschaler Abzug zu einzelnen Bilanz­
posten in Betracht. Diese Methode hat den Vorteil der größeren Klarheit. Aller­
dings m u ß dann festgelegt werden, wie dieser pauschale Abzug in den folgenden 
Geschäftsjahren aufgelöst wird. Eine automatische Auflösung der stillen Rückla­
gen in Form von Minderabschreibungen oder bei Veräußerung, die bei einer Zu­
ordnung zu dem einzelnen Vermögensgegenstand gewährleistet ist, ist dann näm­
lich nicht gegeben. 

Nachweisverpflichtung: Die Gründe, die zu einer Mehrabschreibung nach § 253 267 
rv HGB geführt haben, sind nur dann für einen Drit ten nachvollziehbar 
(Rn 265), wenn sie in den Abschlußunterlagen des betreffenden Geschäftsjahres 
ausreichend dokumentiert werden. Zur Notwendigkeit einer solchen Dokumen­
tation im Hinblick auf Zuschreibungen bei Wegfall der Gründe für diese (Mehr-)-
Abschreibungen vgl. Rn 282. Weiterhin m u ß der Bilanzierende durch entspre­
chende Buchungen (zum pauschalen Abzug vgl. Rn 266) oder geeignete Aufzeich­
nungen sicherstellen, daß „er den Überblick über die Entwicklung und den Stand 
der stillen Reserven behält". Denn: „Eine Selbsttäuschung des Kaufmanns über 
seine eigene Vermögens- und Ertragslage ist weder mit dem Unternehmensinter­
esse, noch mit der Vernunft vereinbar 4 8 8 ." Ergänzend vgl. Rn 6. 

Anhangangaben: Aus dem Jahresabschluß von Nicht-Kapitalgesellschäften sind die 268 
(Mehr-(Abschreibungen nach § 253IV HGB nicht ersichtlich; eine Verpflichtung zum 
gesonderten Ausweis (analog § 277 IS . 1 HGB) besteht n icht 4 8 9 . Lediglich Genossen­
schaften sowie die dem PublG unterliegenden Unternehmen, die nach § 5 II PublG ei­
nen Anhang aufstellen müssen, müssen im Rahmen der Erläuterungen gemäß § 284 II 
Nr. 1 und 2 HGB über diese (Mehr-(Abschreibungen informieren. 

487 Vgl. Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 659; ADS, 5. Aufl., § 253 
Tz. 534 ff.; vgl. auch Selchert, DStZ 1986, 283 (287 f., Zitat S. 288), der die Willkürfrei­
heit der Aufteilung betont und eine Kürzung bei den Vermögensgegenständen präfe-
riert, die zu dem „maximalen Dispositionsspielraum für die Auflösung der stillen Re­
serven" führt. 

488 Schulze zur Wiesch, WPg 1987, 149 (151). Auch ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 542, verwei­
sen auf die GoB (§ 238 I HGB) und die Notwendigkeit, durch Vorkehrungen im Rech­
nungswesen sicherzustellen, daß die Bildung und Auflösung stiller Rücklagen betrags­
mäßig - zumindest bezogen auf den einzelnen Bilanzposten - erfaßt wird. 

489 Vgl. aber ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 541, die entsprechende Angaben zum Jahresab­
schluß, z. B. in Form von Fußnoten, für geboten halten, um die Vermittlung falscher 
Vorstellungen über die Ertragslage zu vermeiden; ebenso Baumbach/Duden/Hopt, 
§ 253 Anm. 5C. Vgl. auch den Hinweis von Schulze-Osterloh, ZHR 1986, 403 (421 f.), 
auf die Auskunftsrechte der Kommanditisten und anderen Gesellschafter gegenüber 
den geschäftsführenden Gesellschaftern. 
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269 Kritik: Im Schrifttum wird darauf hingewiesen, daß diese bereits im Gesetzge­
bungsverfahren und auch im Schrifttum sehr umstrit tene Vorschrift voraussicht­
lich nur eine geringe praktische Bedeutung haben wird 4 9 0 . Diese Prognose vermag 
die Bedenken gegen diese Vorschrift jedoch nicht abzumildern. Dafür sind die 
Manipulationsspielräume, wie die beiden Beispiele von Schneeloch nur zu deut­
lich illustrieren 4 9 1 , zu beachtlich und die Gefahren der Selbsttäuschung zu real, 
weil entweder die erforderlichen Aufzeichnungen über die Entwicklung und den 
Stand der stillen Rücklagen nicht geführt oder die Einflüsse auf die Ertragslage 
nicht richtig interpretiert werden. In jedem Fall stellt sich die Frage, wenn die 
praktische Relevanz dieser Vorschrift schon gering sein wird, warum der Gesetz­
geber diese Form der Unterbewertung eingeräumt hat. 

4. Steuerrechtliche (Mehr-(Abschreibungen nach § 254 HGB 

270 Zweck: Über die Abschreibungen nach § 253 II und IV HGB hinaus dürfen weite­
re Abschreibungen vorgenommen werden, u m Vermögensgegenstände mit dem 
niedrigeren Wert anzusetzen, der auf einer nur steuerrechtlich zulässigen Ab­
schreibung beruht (§ 254 HGB). Ohne diese Vorschrift bestünde wegen der Maß­
geblichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz die Gefahr, daß handelsrechtli­
che Bewertungsvorschriften die Ausnutzung steuerlicher Vergünstigungen ver­
hindern würden 4 9 2 . Die Vorschrift dient weiterhin dem Ziel der steuerneutralen 
Umsetzung der 4. EG-Richtlinie (Rn 1). Mit ihr soll eine einheitliche Handels­
und Steuerbilanz („Einheitsbilanz") ermöglicht werden 4 9 3 . Bezüglich der (Mehr-)-
Abschreibungen nach § 253 IV HGB dient § 254 HGB schließlich auch der Klar­
stellung (vgl. auch Rn 264). Nach dem Ausschußbericht soll Zweifeln vorgebeugt 
werden, „ob die Berücksichtigung von Abschreibungen nach Steuerrecht und die 
daraus folgenden zum Teil erheblichen Unterbewertungen ,vernünftiger kauf­
männischer Beurteilung' entsprechen" 4 9 4 . 

Die Inanspruchnahme steuerrechtlicher (Mehr-(Abschreibungen führt zu han­
delsrechtlich nicht begründbaren Unterbewertungen und verfälscht damit die In­
formationsfunktion des handelsrechtlichen Jahresabschlusses 4 9 5. Trotzdem unter­
liegt der Ansatz niedrigerer Wertansätze aufgrund steuerlicher Vorschriften han­
delsrechtlich keinen Einschränkungen. Einschränkungen lassen sich auch nicht 
aus dem Grundsatz der Bewertungsstetigkeit (Rn 163 ff) 4 9 6 und auch nicht aus 

490 Vgl. z.B. Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 185; Döring, in Rüting/Weber, §253 
Rn 154; sowie Schneelock, DStR 1988, 759 (759) mit Hinweis auf die Umfrageergebnis­
se von Woltmann, WPg 1985, 245 (251), Uber die Häufigkeit von Einheitsbilanzen. 

491 Vgl. Schneeloch, DStR 1988, 759 (760 f.). 
492 So bereits die Begr. zum AktG a.F. - Kropff (Aktiengesetz), 1965, 245. 
493 Vgl. BTDrS 10/317, S. 90. 
494 BTDrS 10/4268, S. 101. 
495 Zur vielfältigen Kritik an dieser - nicht neuen - Verfälschung der Informationsfunk­

tion des handelsrechtlichen Jahresabschlusses vgl. bereits (z.B.) Karsten, BB 1967, 425 ; 

Richter (Sicherung), 1975, 51. Zur Offenlegung der steuerrechtlichen (Mehr-jAbschrei-
bungen durch indirekte Abschreibungen und Anhangangaben vgl. Rn 135 ff. und 
373 ff. 

496 Vgl. BTDrS. 10/4268, S. 100; Eckes, BB 1985, 1435 (1441); Pankow/Lienau in 
Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 278. 
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den Generalnormen § 243 HGB bzw. § 264 II HGB (für Kapitalgesellschaften) her­
le i ten 4 9 7 . 

Rechtsformbesonderheiten: § 254 HGB gilt uneingeschränkt nur für Nicht-Kapi- 271 
talgesellschaften, für Genossenschaften (§ 336 II S. 1 HGB) sowie für die dem 
PublG unterliegenden Unternehmen (§ 5 I S. 2 HGB). Für Kapitalgesellschaften 
wird § 254 HGB durch § 279 II HGB eingeschränkt. Entsprechend Art. 35 I d und 
Art. 39 I e der 4. EG-Richtlinie dürfen Kapitalgesellschaften die steuerrechtlichen 
(Mehr-(Abschreibungen in der Handelsbilanz nur. insoweit ansetzen, als ein Fall 
der sog. umgekehrten Maßgeblichkeit vorliegt, d. h. das Steuerrecht die Anerken­
nung einer Abschreibung von ihrer Vornahme in der Handelsbilanz abhängig 
macht (Rn 276). 

Voraussetzungen / Verhältnis zum früheren Recht: Für die Inanspruchnahme 272 
steuerrechtlicher (Mehr-(Abschreibungen wird vorausgesetzt, daß der niedrigere 
Wertansatz steuerlich zulässig ist, zumindest daß ernst zu nehmende, objektive 
Gründe für die Zulässigkeit vorliegen, und daß das Unternehmen auch ernsthaft 
beabsichtigt, die nur steuerrechtlich zulässige Abschreibung in der regelmäßig 
erst (viel) später erstellten Steuererklärung tatsächlich anzusetzen 4 9 8 . 

§ 254 HGB entspricht §§ 154 II S. 1 Nr. 2, 155 in Nr. 2 AktG a.F. Der Wortlaut 273 
wurde jedoch geändert: statt „für zulässig gehaltene" Werte dürfen nur noch „zu­
lässige" Werte angesetzt werden, was den Bewertungsspielraum einschränkt. 
Denn: „Fehlende Kenntnisse im Steüerrecht rechtfertigen keine Ünterbewer-
tung" 4 9 9 . Dies gilt auch für lediglich irrtümlich für zulässig gehaltene steuerrecht­
liche Abschreibungen 5 0 0 mit der Folge, daß in dem Geschäftsjahr, in dem der Irr­
tum festgestellt wird, der Bilanzwert berichtigt werden m u ß 5 0 1 . Der niedrigere 
Wertansatz darf handelsrechtlich also nicht beibehalten werden, wenn der Wert­
ansatz sich als, steuerrechtlich unzulässig herausstellt. „Ein Beibehältungswahl-
recht gemäß § 253 Abs. 5 setzt nämlich voraus, daß ein Abschreibungsgrund zu­
nächst tatsächlich besteht und dann wieder entfällt (vgl. Wortlaut ,nicht mehr'). 
Bestand zu keiner Zeit ein Abschreibungsgrund, so kann er auch nicht entfal­
l en 5 0 2 . " Diese Aussage gilt - wegen des vergleichbaren Wortlauts und Regelungs-

497 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 254 Tz. 2. 
498 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 254 Tz. 14. 
499 Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 265. 
500 So ausdrücklich Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 254 Rn 6. 
501 Vgl. Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 254 Rn 6 sowie § 253 Rn 265; Schulze-

Osteiloh, ZHR, 403 (420), a.A. ADS, 5. Aufl., §254 Tz. 9; Hofbauer in BHR, §254 
Rn 7, Baumbach/Duden/Hopt, § 254 Anm. 1. 

502 Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 274. Vgl. aber auch die Hinweise 
von Schuhe-Osterloh, ZHR, 403 (420), und Hofbauer in BHR, § 254 Rn 8: Für Nicht­
Kapitalgesellschaften entschärft sich dieses Problem im Hinblick auf § 253 IV HGB. In 
den meisten Fällen steuerrechtlich zulässiger niedrigerer Wertansätze dürfte nämlich 
bereits ein Fall des § 253 IV HGB vorliegen, so daß § 254 HGB nich zur Anwendung 
kommt, vgl. Rn 264. Für Zuschreibung statt Bilanzberichtigung Rüting, DStR 1989, 
227 (230, m.w.N.). Für Kapitalgesellschaften hat diese Frage insofern Bedeutung, als 
für die Büdung einer Wertaufholungsrücklage (vgl. Rn 292 f.) Zuschreibungen nach 
§ 280 I HGB vorausgesetzt werden. 
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gehalts - auch für das von Kapitalgesellschaften zu beachtende Wertaufholungs-
gebot (§ 280 I S. 1 HGB), der Unterschied zu § 253 V HGB liegt lediglich in der 
Frage Wahlrecht oder Pflicht zur Zuschreibung. Es ist zwar zutreffend, daß der 
steuerrechtlich zulässige Wert oft erst viel später im Zusammenhang mit einer 
Außenprüfung oder nach einem Rechtsstreit festgestellt wird und deshalb zum 
Zeitpunkt der Vornahme der Abschreibung ernst zu nehmende, objektive Grün­
de für die Zulässigkeit der Abschreibung oft ausreichen müssen. Dies berechtigt 
jedoch nicht, entgegen dem Wortlaut die Rechtsfolge zu verändern, d. h. ggf. ein 
Beibehaltungswahlrecht anzunehmen und auf eine Berichtigung zu verzichten 5 0 3 . 
War ein niedrigerer Wertansatz steuerlich zulässig, wurde er aber entgegen der 
bei Aufstellung der Handelsbilanz vorhandenen Absicht nicht in die Steuererklä­
rung übernommen, ist ebenfalls eine Berichtigung des niedrigeren handelsrechtli­
chen Wertansatzes erforderlich. 

274 Begriffsumfang / Ermittlung: Die steuerrechtlichen (Mehr-|Abschreibungen er­
mitteln sich als Unterschiedsbetrag zwischen den handelsrechtlichen Abschrei­
bungen nach § 253 HGB und den (höheren) steuerrechtlich zulässigen Abschrei­
bungen 5 0 4 . Die steuerrechtlichen (Mehr-(Abschreibungen stellen insoweit eine 
Restgröße dar 5 0 5 . 
Zur Ermittlung der steuerrechtlichen (Mehr-(Abschreibungen m u ß eine zweifa­
che Bewertung vorgenommen werden 5 0 6 . Es sind zum einen die handelsrechtli­
chen Abschreibungen nach § 253 HGB, d. h. die planmäßigen und außerplanmä­
ßigen Abschreibungen auf Anlagegüter nach § 253 II HGB (Rn 210 ff. und 250 ff.) 
sowie ggf. die (Mehr-(Abschreibungen nach § 253 IV HGB (Rn 260 ff.), und zum 
anderen die nach den steuerrechtlichen Vorschriften zulässigen Abschreibungen 
zu ermitteln. Maßgebend für die handelsrechtlichen Abschreibungen sind dabei 
die im Unternehmen tatsächlich verrechneten und nicht die theoretisch höchst­
möglichen handelsrechtlichen Abschreibungen 5 0 7 . Ist bei best immten steuerrecht­
lich zulässigen Abschreibungen (z. B. § 82a EStDV) handelsrechtlich ein Abschrei­
bungsplan nicht erforderlich bzw. können einzelne Parameter unbest immt blei­
ben, so m u ß der Abschreibungsplan fiktiv aufgestellt werden. Denn nur so lassen 
sich die handelsrechtlichen Abschreibungen den steuerrechtlich zulässigen Ab­
schreibungen gegenüberstellen. Diese fiktiven Abschreibungspläne müssen den 
im Unternehmen üblichen handelsrechtlichen Abschreibungsgepflogenheiten 
entsprechen sowie dem Grundsatz der Bewertungsstetigkeit genügen. 
Wegen ihres Charakters als Restgröße ist der Begriffsumfang der steuerrechtli­
chen (Mehr-)Abschreibungen von der Ausübung handelsrechtlicher Abschrei-

503 So ADS, 5. Aufl.,"§ 253 Tz. 551, sowie ADS, 5. Aufl., § 280 Tz. 24, für den Fall, daß die. 
Zulässigkeit der steuerrechtlichen Abschreibung zweifelhaft war ; sofern sie eindeutig 
von Anfang an nicht zulässig war, verlangen auch ADS, 5. Aufl., § 280 Tz. 23 f., eine 
Berichtigung. 

504 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 254 Tz. 11 ff. 
505 Vgl. Harms/Küting in Küting/Weber, § 254 Rn 10. 
506 Vgl. Pankow/Gutike in Beck'scher BilKomm., § 281 Rn 2. Vgl. auch die Zahlenbeispie­

le bei ADS, 5. Aufl., § 254 Tz. 17 ff. und Tz. 42. 
507 A.A. Clemm/Pankow, ZfB Ergänzungsheft 1/1987, 83 (84), dagegen zu Recht ADS, 

5. Aufl., § 254 Tz. 12. 
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bungswahlrechte abhängig. Die Abschreibungswahlrechte sind für Kaptitalgeseil­
schaften durch § 279 HGB eingeschränkt (Rn 257 und 261). Deshalb haben die 
steuerrechtlichen (Mehr-(Abschreibungen für Kapitalgesellschaften eine ungleich 
größere praktische Bedeutung als für Nicht-Kapitalgesellschaften. Für Nicht-Kapi­
talgesellschaften werden sie wegen § 253 IV HGB voraussichtlich nur selten in Be­
tracht kommen (Rn 264). 

Anwendungsfälle für Nicht-Kapitalgesellschaften: § 254 HGB gilt für die überwie­
gend aus wirtschaftspolitischen Motiven eingeräumten steuerlichen Vergünsti­
gungen in Form erhöhter Absetzungen und Sonderabschreibungen. Trotz des 
Wortlauts („Abschreibung"), jedoch in Übereinstimmung mit der gesetzlichen 
Zielsetzung, ist § 254 HGB aber auch auf andere nur steuerlich begründbare nied­
rigere Wertansätze anwendbar („Bewertungsabschläge"), die nicht als erhöhte Ab­
setzungen oder Sonderabschreibungen anzusehen s ind 5 0 8 . Dabei ist es für Nicht­
Kapitalgesellschaften unerheblich, ob das Steuerrecht die Zulässigkeit von einer 
entsprechenden Bewertung in der Handelsbilanz abhängig macht (umgekehrte 
Maßgeblichkeit) oder nicht. Die wesentlichen, derzeit gültigen Anwendungsfälle 
sind in folgenden steuerlichen Vorschriften begründet 5 0 9 - s l ° : 

Vorschrift begünstigte Anlagegüter/Maßnahmen MaßgeMichkeit? 

Sonderabschreibungen 
§ 7e EStG bestimmte Gebäude Verfolgter und Vertriebener ja 
§ 7f EStG abnutzbare Anlagegüter privater Krankenhäuser ja 
§ 7g EStG neue bewegliche Anlagegüter kleiner und mittle­

rer Betriebe ja 
§ 81 EStDV bewegliche Anlagegüter im Kohlen- und Erzberg­

bau ja 
§ 82d EStDV abnutzbare Anlagegüter, die der Forschung und 

Entwicklung dienen ja 
§ 82f EStDV inländische Handelsschiffe, Seefischereischiffe, 

Luftfahrzeuge ja 
§ 3 ZonenRFG Anlagegüter im Zonenrandgebiet ja 
erhöhte Absetzungen 
§ 7b EStG Ein- und Zweifamilienhäuser, Eigentumswoh­

nungen ja 
§ 7d EStG abnutzbare Anlagegüter, die dem Umweltschutz 

dienen ja 
§ 82a EStDV bestimmte Anlagen und Einrichtungen in Gebäu­

den, die der Energieeinsparung dienen ja 

508 Wohl h.M., wie aus den im Schrifttum behandelten steuerlichen Vergünstigungen zu 
entnehmen ist; ausdrücklich in diesem Sinne Bienei/Berneke (BiRiLiG), 1986, 239; Hof-
bauer in BHR, § 254 Rn 11. 

509 Vgl. z.B. Harms/Rüting in Küting/Weber, §254 Rn657 ; ADS, 5. Aufl., §254 
Tz. 15 ff.; WP-Handbuch 1985/86 I, 565 ff. 

510 Zur Auslegung dieser Vorschriften vgl. das einschlägige steuerrechtliche Schrifttum, 
insbesondere Henmann/Heuer/Raupach. 
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Vorschrift begünstigte Anlagegüter/Maßnahmen umgekehrte 
Maßgeblichkeit? 

§ 82g EStDV 

§ 82i EStDV 
§ 14 BerlinFG 

§ 7 Schutz­
baugesetz 

Bewertungsabschläge 
§ 6b EStG 
Abschn. 35 EStR 

§ 7 IV EStG 

§ 7V EStG 
§ 7 Va EStG 
§ 61 Nr. 1 

S. 3 EStG 

bestimmte Baumaßnahmen i. S. d. Bundesbau-
und Städtebauförderungsgesetzes ja 
Gebäude, die Baudenkmäler sind ja 
abnutzbare bewegliche Anlagegüter und be­
stimmte Gebäude in Berlin ja 
Schutzräume t. S. d. Schutzbaugesetzes ja 

Übertragung von Veräußerungsgewinnen ja 
Übertragung zwangsweise aufgedeckter stiller 
Rücklagen auf Ersatzwirtschaftsgüter ja5' 
steuerlich zulässige höhere lineare Af A aufgrund 
normierter AfA-Sätze für Gebäude (Rn 227) nei 
steuerlich zulässige höhere Staffel-AfA-Sätze für 
bestimmte Gebäude(teile) (Rn 218) nei 
Teilwertabschreibung bei einer voraussichtlich 
nur vorübergehenden Wertminderung ja5 1 

276 Anwendungsfälle für Kapitalgesellschaften: Kapitalgesellschaften dürfen wegen 
§ 279 II HGB steuerlich zulässige Abschreibungen in der Handelsbilanz nur dann 
ansetzen, wenn das Steuerrecht die Zulässigkeit an eine entsprechende Bewertung 
in der Handelsbilanz knüpft (umgekehrte Maßgeblichkeit). Eine große praktische 
Bedeutung hat diese Einschränkung jedoch nicht. Denn i. d. R. setzt das Steuer­
recht die umgekehrte Maßgeblichkeit voraus; eine entsprechende Klarstellung 
enthält § 6 III EStG 5 1 5 . Ein allgemeingültiges Prinzip der umgekehrten Maßgeb-

511 Strittig, weil eine ausdrückliche gesetzliche Regelung fehlt. Für Gleichbehandlung mit 
§ 6b EStG und Geltung der umgekehrten Maßgeblichkeit z. B. Schulze-Osterloh, FR 
1986, 545 (546); ADS, 5. Aufl., § 280 Tz. 66, mit Nachweisen zur Haltung der Finanz­
verwaltung; a. A. z.B. (wohl) Tietze in Küting/Weber § 279 Tz. 17, Schmitz, DB 1986, 
14 (15), Dziadkowski, BB 1986, 329 (332). 

512 Vgl. Hofbauer in BHR, § 253 Rn 124; ADS, 5. Aufl., § 254 Tz. 30. 
513 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, §7 Anm. 470; FM Niedersachsen v. 18. 8. 1966 - S 

2130 - 236 - DB 1966, 1293, ADS, 5. Aufl., § 254 Tz. 31, a.A. Schneeloch, WPg 1988, 
661 (664). 

514 Vgl. Biener/Berneke (BiRiLiG), 1986, 239; ADS, 5. Aufl., § 254 Tz. 35; Schneeloch, WPg 
1988, 661 (666). Vgl. aber Förschle/Kropp, WPg 1986, 152 (158): wegen der vielen Un­
gewißheiten über die steuerliche Anerkennung von Teilwertabschreibungen bei einer 
nur voraussichtlich vorübergehenden Wertminderung bezweifeln die Vfs. die prakti­
sche Bedeutung dieser Möglichkeit, „obwohl dieses steuerliche Wahlrecht formal un­
verändert weiterbesteht". 

515 Die im Zusammenhang mit dem BiRiLiG als Reaktion auf BFH v. 24. 4. 1985 - I R 
65/80 - BStBl, ü 1986, 324, eingefügte Vorschrift verstößt gegen Sinn und Zweck der 
4. EG-Richtlinie; vgl. z. B. die Kritik von Schulze-Osterloh, FR 1986, 545 (547): „Diese 
pauschale Vorschrift des § 6 Abs. 3 EStG konterkariert das Anliegen der 4. EG-Richtli­
nie, den Ansatz steuerrechtlicher Sonderabschreibungen in der Handelsbilanz mög­
lichst einzuschränken." 
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lichkeit gibt es jedoch nicht; es m u ß gesetzlich ausdrücklich vorgeschrieben 
se in 5 1 6 . Zu den wenigen und z.T. str. Ausnahmen, in denen die umgekehrte Maß­
geblichkeit nicht gilt, vgl. die Übersicht in Rn 275. Wurde irrtümlich ein Fall der 
umgekehrten Maßgeblichkeit angenommen, gilt Rn 273 analog. Zu den geplan­
ten Änderungen im Rahmen des sog. Steuerreformgesetzes 1990 vgl. Rn 174. 

Ausweis, Anhangangaben: Die nach § 254 S. 1 HGB zulässigen steuerrechtlichen 277 
(Mehr-(Abschreibungen können sowohl aktivisch als auch passivisch vorgenom­
men werden; vgl. § 281 I S. 1 HGB und Rn 135 ff. Zu den Anhangangaben vgl. 
Rn 345, 365 und 373 ff. 

5. Beibehaltungswahlrecht und Wertaufholungsgebot 

a) Nicht-Kapitalgesellschaften 5 1 7 

Beibehaltungswahlrecht: Gemäß §§ 253 V, 254 S. 2 HGB dürfen Nicht-Kapitalge- 278 
Seilschaften einen niedrigeren Wertansatz auf Grund einer außerplanmäßigen 
Abschreibung nach § 253 II S. 3 HGB oder einer (Mehr-)Abschreibung nach § 253 
IV HGB oder einer steuerrechtlichen (Mehr-(Abschreibung nach § 254 S. 1 HGB 
auch dann beibehalten, wenn die Gründe für diese Abschreibungen nicht mehr 
bestehen. Einer Begründung, warum der niedrigere Wertansatz trotz der weggefal­
lenen Gründe beibehalten wird, bedarf es nicht. Die Beibehaltung des niedrigeren 
Wertansatzes und damit die Beibehaltung einer stillen Rücklage ist für Bilanzleser 
grundsätzlich nicht erkennbar. Lediglich dem PublG unterliegende Unternehmen, 
die gemäß § 5 II PublG einen Anhang aufzustellen haben, müssen gemäß § 285 Nr. 5 
HGB das Ausmaß angeben, in dem das Jahresergebnis durch unterlassene Züschrei­
bungen beeinflußt worden ist. Das Beibehaltungswahlrecht erlischt mit der Zu-
schreibung (Wertaufholung), d. h. in späteren Geschäftsjahren kann zu dem früher 
einmal zulässigen niedrigeren Wertansatz nicht mehr mit der Begründung zurück­
gekehrt werden, daß die Zuschreibung in einer Vorperiode freiwillig durchgeführt 
worden ist. Ein niedrigerer Wertansatz ist dann nur zulässig, wenn erneut Abschrei­
bungsgründe nach §§ 253 II S. 3, 253 IV oder 254 S. 1 HGB vorliegen 5 1 8 . 

Zuschreibungen (Wertaufholungen) 5 1 9: Nicht mehr begründete außerplanmäßige 279 
Abschreibungen nach § 253 II S. 3 HGB und (Mehr-(Abschreibungen nach §§ 253 

516 Vgl. z.B. Schmitz, DB 1986, 14 (16); Schuhe-Osterloh, FR 1986, 545 (550); a.A. Tietze 
in Küting/Weber, § 279 Rn 18: in Zweifelsfällen darf für die Bewertung in der Han­
delsbilanz die Geltung der umgekehrten Maßgeblichkeit unterstellt werden. ADS, 
5. Aufl., § 279 Tz. 27, halten diese Ansicht von Tietze zwar nicht für bedenkenfrei, se­
hen sie aber bis zu einer abschließenden steuerlichen Regelung als zulässig an. 

517 Einschließlich der Genossenschaften (§336 II S. 1 HGB) und der dem PublG unterlie­
genden Unternehmen (§ 5 IS. 2 HGB). Zum Beibehaltungswahlrecht von Kreditinstitu­
ten und Versicherungsunternehmen vgl. § 25a II S. 1 KWG und § 55 IV VAG. 

518 Vgl. z.B. Döring in Küting/Weber, § 253 Rn 161. 
519 Der Begriff der Wertaufholung wird im Schrifttum teilweise auf die von § 2801 HGB / 

§§ 253 V, 254 I S. 2 HGB erfaßten Abschreibungen beschränkt. Da Zuschreibungen 
auch aus anderen Gründen erfolgen können (vgl. Rn 286), ist der Begriff der Zuschrei­
bung insoweit umfassender als der Begriff der Wertaufholung; vgl. auch ADS, 5. Aufl., 
§ 280 Tz. 8. Für Gleichsetzung der Begriffe z.B. Rüting, DStR 1989, 227 (227). 
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IV, 254 S. 1 HGB können, wenn von dem Beibehaltungswahlrecht der §§ 253 V, 
254 S. 2 HGB kein Gebrauch gemacht wird, freiwillig durch eine Zuschreibung 
rückgängig gemacht werden 5 2 0 . Hierfür müssen kumulativ drei Voraussetzungen 
erfüllt sein. 

280 Erstens müssen bei bestimmten Vermögensgegenständen in früheren Geschäfts­
jahren Abschreibungen nach §§ 253 II S. 3 oder 253 IV oder 254 S. 1 HGB vorge­
nommen worden sein und diese müssen im Zeitpunkt ihrer Vornahme zulässig 
gewesen sein. Waren sie bereits im Zeitpunkt ihrer Vornahme unzulässig bzw. ir­
rigerweise für zulässig angesehen worden, sind §§ 253 IV, 254 S. 1 HGB nicht an­
wendbar. Vielmehr besteht Zuschreibungspflicht. Denn fehlerhafte Abschreibun­
gen müssen wie alle Bilanzfehler berichtigt werden, sobald der Fehler erkannt 
wi rd 5 2 1 ; vgl. auch Rn 286. 

281 Zweitens müssen die Gründe in einem späteren Geschäftsjahr weggefallen sein. 
Dies setzt voraus, daß sich das Anlagegut noch im Vermögen des Unternehmens 
befindet und nicht zwischenzeitlich abgegangen ist. Waren mehrere Gründe für 
die ursprüngliche Abschreibung maßgebend, brauchen nicht sämtliche wertmin­
dernden Umstände weggefallen zu sein. Es genügt in diesem Fall, „daß dem abge­
schriebenen Vermögensgegenstand bei einer Gesamtbetrachtung inzwischen wie­
der ein höherer Wert beizumessen is t" 5 2 2 , d. h. Sachverhalte vorliegen, die die ur­
sprüngliche Abschreibung ganz oder teilweise kompensieren. Auch eine teilweise 
Werterholung ist ausreichend 5 2 3 ; sie berührt lediglich die Höhe der Zuschreibung 
(Rn 284). Entscheidend, ob die Gründe entfallen sind, und für die Höhe der Zu­
schreibung sind jeweils die Verhältnisse des Abschlußstichtages. 

282 Drittens müssen die weggefallenen Abschreibungsgründe festgestellt worden sein. 
Dem Bilanzierenden ist es nicht überlassen, ob er mehr oder weniger zufällig von 
dem Wegfall der Abschreibungsgründe Kenntnis erhäl t 5 2 4 . Vielmehr ist er im 
Rahmen der Bewertung verpflichtet, zu jedem Abschlußstichtag zu prüfen, ob 
und inwieweit die Gründe für die in früheren Geschäftsjahren vorgenommenen 

520 Zur Zulässigkeit von (freiwilligen) Zuschreibungen, ohne daß die Gründe für die ge­
nannten Abschreibungen entfallen sind, vgl. Rn 286. 

521 Vgl. Biener/Berneke (BiRiLiG), 1986, 241. 
522 Budde/Karig in Beck'scher BilKomm., § 280 Rn 6. In einem Teil des Schrifttums (so 

z. B. von ADS, 5. Aufl., § 280 Tz. 14 ff.; Budde/Karig in Beck'scher BilKomm., § 280 
Rn 7) wird den ursprünglichen Abschreibungsgründen jede Bedeutung für die Zu­
schreibung abgesprochen; maßgebend sei vielmehr ausschließlich, ob nach den Ver­
hältnissen des Abschlußstichtages noch eine niedrigere Bewertung geboten oder zuläs­
sig ist. Nach dieser Auffassung wären bei entsprechenden inflatorischen Wertsteige­
rungen Zuschreibungen z.B. zur Korrektur steuerrechtlicher (Mehr-)Abschreibungen 
zulässig bzw. sogar geboten, auch wenn die steuerrechtlichen Gründe für die (Mehr-
)Abschreibungen nach wie vor bestehen. M. E. zu weitgehend. Vgl. auch Rüting, DStR 
1989, 227 (228 m.w.N.). KUting betont, „daß die jeweüige kausale Verknüpfung zwi­
schen der Entstehung und dem Wegfall der Abschreibungsgründe gewahrt bleibt". 

523 Vgl. Budde/Rang in Beck'scher BilKomm., § 280 Rn 8; ADS, 5. Aufl., § 280 Tz. 17. 
524 Diesen Schluß könnte die Formulierung in § 280 I S. 1 HGB („stellt sich in einem spä­

teren Geschäftsjahr heraus") nahelegen. 
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Abschreibungen noch bestehen 5 2 5 . Intensität und Umfang der Prüfung richten 
sich dabei nach dem Umfang und der Wahrscheinlichkeit von Zuschreibungen 5 2 6 . 
Voraussetzung für eine solche Prüfung ist allerdings, daß innerhalb der Buchfüh­
rung bzw. durch gesonderte Aufzeichnungen sowohl die vorgenommenen außer­
planmäßigen Abschreibungen und (Mehr-(Abschreibungen als auch die dafür 
maßgebenden Gründe dokumentiert worden sind. Die Verpflichtung zu solchen 
Aufzeichnungen ergibt sich aus den G o ß 5 2 7 . Die Kenntniserlangung umfaßt nach 
den allgemeinen Grundsätzen auch den Zeitraum der Aufstellung des Jahresab­
schlusses (Rn 157). Ist noch unklar, ob die Gründe tatsächlich und /ode r auf Dau­
er weggefallen sind, ist mit der Zuschreibung zu warten, bis der voraussichtlich 
dauerhafte Wegfall der Abschreibungsgründe hinreichend sicher beurteilt werden 
kann. 

Zeitpunkt: Das Recht bzw. die Pflicht (Rn 280) zur Zuschreibung besteht in dem 283 
Geschäftsjahr, in dem der Wegfall der Abschreibungsgründe bekannt wird. Ob 
die Abschreibungsgründe bereits in früheren Geschäftsjahren entfallen waren, ist 
unerheblich. Die Zuschreibung ist dann ggf. im Jahr der Kenntniserlangung nach­
zuholen 5 2 8 . Bereits festgestellte Jahresabschlüsse früherer Geschäftsjahre brau­
chen nicht geändert zu werden 5 2 ' . Verzichtet ein Unternehmen im Jahr der 
Kenntniserlangung zulässigerweise auf eine Zuschreibung, erlischt das Zuschrei-
bungswahlrecht. Der Grundsatz der Bewertungsstetigkeit schließt aus, daß das 
Wahlrecht in jedem folgenden Geschäftsjahr erneut ausgeübt wi rd 5 3 0 . Ebenso ist 
es nicht zulässig, Zuschreibungen auf mehrere Jahre zu verteilen. In den Folgejah­
ren sind Zuschreibungen nur noch unter den Voraussetzungen des § 252 II HGB 
möglich; es müssen also begründete Ausnahmen vorliegen; vgl. Rn 163 ff. und 
286. Zuschreibungen in den Folgejahren gelten als angäbe- und begründungs-
pflichtige Abweichungen von Bewertungsmethoden i.S.v. §284 II Nr. 3 HGB; 
vgl. auch Rn 295. Unternehmen, die einen Anhang aufstellen müssen, sind des­
halb zu entsprechenden Angaben verpflichtet. Andere Unternehmen sind in we­
sentlichen Fällen ggf. zu einer entsprechenden Kennzeichnung im Jahresabschluß 
verpflichtet, u m eine Täuschung oder Irreführung über die Ertragslage auszu­
schließen 5 3 1 . 

525 Vgl. Budde/Karig in Beck'scher BilKomm., § 280 Rn 10; Schuke-Osterloh in Baum-
bach/Hueck, § 42 Rn 321. 

526 Vgl. Budde/Karig in Beck'scher BilKomm., § 280 Rn 10 f., ADS, 5. Aufl., § 280 Tz. 19. 
527 Vgl. z. B. Harms/Küting in Küting/Weber, § 280 Rn 8 ; a. A. ADS, 5. Aufl., § 280 Tz. 15. 

Diese Verpflichtung gilt auch für Unternehmen, die den niedrigeren Wertansatz beibe­
halten wollen und dürfen und auch nicht den Umfang unterlassener Zuschreibungen 
angeben müssen. Denn jedes Unternehmen ist zumindest verpflichtet, den Überblick 
über die Entwicklung und den Stand der stillen Rücklagen zu behalten; ergänzend vgl. 
Rn 6 und 267. Zum Umfang der aufzuzeichnenden Daten vgl. Fluri, BB 1988, 1146 
(1147). 

528 Vgl. z.B. Hofbauer in Küting/Weber, § 280 Rn 7. 
529 Vgl. Budde/Karig in Beck'scher BilKomm., § 280 Rn 12. 
530 Vgl. ADS, 5. Aufl., §253 Tz. 553 und §280 Tz. 18; Budde/Karig in Beck'scher Bil­

Komm., § 280 Rn 12; Harms/Küting in Küting/Weber, § 280 Rn 8; Müller, J. (Stetig­
keitsprinzip), 1989, 137; a.A. Döring in Küting/Weber, § 253 Rn 159. 

531 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 540 und Tz. 554. 
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284 Höhe (Obergrenze) der Zuschreibung: Die Wertaufholung führt zu keiner Neube­
wertung. Sie darf mit einer solchen auch nicht verwechselt werden. Sie führt des­
halb auch niemals zu einem höheren Wertansatz, als er vor der Vornahme der au­
ßerplanmäßigen Abschreibung bzw. der (Mehr-)Abschreibung bes tand 5 3 2 . Die Zu­
schreibung ist der Höhe nach dreifach begrenzt. Erstens kann die Zuschreibung 
höchstens die früher vorgenommene Abschreibung umfassen. Diese Grenze im­
pliziert, daß die ursprünglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten in jedem 
Fall die Obergrenze für den Wertansatz dieser Vermögensgegenstände bilden. 
Zweitens ist die Zuschreibung auf die zwischenzeitlich eingetretene Werterhö­
hung begrenzt. Der am Abschlußstichtag beizulegende Wert darf nicht über­
schritten werden, auch wenn sein Steigen zu erwarten ist. Bei einer nur teilweisen 
bzw. allmählichen (sukzessiven) Werterholung kann es deshalb zu mehreren auf­
einanderfolgenden Zuschreibungen k o m m e n 5 3 3 . Schließlich sind drittens bei ab­
nutzbaren Anlagegütern von dem Höchstbetrag der Zuschreibung diejenigen 
planmäßigen Abschreibungen abzusetzen, die zwischenzeitlich nach dem ur­
sprünglichen, ggf. auch nach einem geänderten Abschreibungsplan, vorzuneh­
men gewesen wären, hätte es keine außerplanmäßige Abschreibung bzw. keine 
(Mehr-(Abschreibung gegeben. Unzulässig ist, statt einer Zuschreibung die plan­
mäßigen Abschreibungen auszusetzen, R n 2 1 1 . Die Höhe der planmäßigen Ab­
schreibung und damit die Höhe der Zuschreibung wird von dem Zeitpunkt der 
Zuschreibung während des Geschäftsjahres (Anfang, Ende oder ein bestimmter 
Zeitpunkt während des Geschäftsjahres) beeinflußt. Es bestehen keine Bedenken, 
als Zuschreibungszeitpunkt vereinfachend den Abschlußstichtag oder den Beginn 
des Geschäftsjahres anzunehmen, zumal sich der Zeitpunkt, zu dem die Gründe 
weggefallen sind, regelmäßig kaum exakt wird feststellen lassen 5 3 4 . 

285 Zwischenwerte: Der sich bei Beachtung dieser drei Grenzen ergebende Höchstbe­
trag der Zuschreibung ist zugleich der Mindestbetrag, der zugeschrieben werden 
muß . Zwischenwerte als Folge einer beliebig gewählten nur teilweisen Zuschrei­
bung sind nicht zulässig 5 3 5 . Im Ergebnis kann ein Zwischenwert jedoch dadurch 
erreicht werden, daß die Zuschreibung mit einer erneuten außerplanmäßigen Ab­
schreibung nach § 253 II S. 3 erster Halbsatz HGB oder einer (Mehr-)Abschrei­
bung nach § 253 IV HGB oder nach § 254 S. 1 HGB verbunden wird. Bedingung 
hierfür ist allerdings, daß die entsprechenden Voraussetzungen für die Anwen­
dung dieser Vorschriften erfüllt sind. 

532 Vgl. Biener/Berneke (BiRiLiG), 1986, 241. 
533 Vgl. Budde/Karig in Beck'scher BilKomm., § 280 Rn 13. 
534 Zur Zuschreibungstechnik vgl. Harms/Küting in Küting/Weber, § 280 Rn 26 ff.; ADS, 

5. Aufl., § 280 Tz. 32 ff. 
535 Vgl. Baumbach/Duden/Hopt, § 253 Anm. 6B ; ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 560, a. A. Pan­

kow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 662. Für Zuschreibungen nach § 280 I 
HGB wird der Ansatz eines Zwischenwertes entsprechend der hier auch für § 253 V 
HGB vertretenen Auffassung ebenfalls grundsätzlich verneint und im Ergebnis nur für 
den Fall steuerrechtlicher (Mehr-)Abschreibungen zugelassen; vgl. Budde/Karig in 
Beck'scher BilKomm., § 280 Rn 14. 
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Zuschreibungen in Sonderfällen: Fehlerhafte Bilanzansätze in Form von Unterbe- 286 
Wertungen sind durch Zuschreibungen zu korrigieren 5 3 6 , und zwar unabhängig 
davon, ob der zu niedrige Wertansatz versehentlich zustandegekommen ist oder 
beabsichtigt war. Zur bereits erwähnten Zuschreibungspflicht bei außerplanmäßi­
gen Abschreibungen nach § 253 II S. 3 HGB und bei (Mehr-]Abschreibungen nach 
§§ 253 IV, 254 S. 1 HGB, wenn die Abschreibung bereits im Zeitpunkt ihrer Vor­
nahme unzulässig bzw. irrigerweise für zulässig angesehen worden waren, vgl. 
Rn 273 und 280 5 3 7 . Eine weitere wichtige Fallgruppe sind Zuschreibungen im Zu­
sammenhang mit einmaligen Bilanzbereinigungen wie Sanierungen, Umwandlun­
gen, Fusionen und ähnlichen Anlässen. Ihre Zulässigkeit steht wenig in Frage 5 3 8 . 
Hierbei handelt es sich regelmäßig u m begründete Ausnahmen i.S.v. §252 II 
HGB, die eine Durchbrechung der Bewertungsstetigkeit zulassen. 
Anders sind dagegen Zuschreibungen zur Rückgängigmachung planmäßiger Ab­
schreibungen zu beurteilen. Zuschreibungen aus diesen Gründen sind zwar 
grundsätzlich ebenfalls zulässig. Es m u ß sich aber u m begründete Ausnahmen . 
i. S. v. § 252 II HGB handeln. An die Begründung und Zulässigkeit sind dabei 
strenge Anforderungen zu stellen, damit nicht der Ausnahmecharakter verloren­
geht und der Grundsatz der Planmäßigkeit der Abschreibungen als Ausfluß der 
Bewertungsstetigkeit nicht faktisch ausgehöhlt wi rd 5 3 9 . 

Auch für (freiwillige) Zuschreibungen zur Rückgängigmachung fakultativer au­
ßerplanmäßiger Abschreibungen (§ 253 II S. 3 erster Halbsatz HGB) und von 
(Mehr-(Abschreibungen nach §§ 253 IV, 254 S. 1 HGB, ohne daß die Abschrei­
bungsgründe entfallen sind, sowie für Zuschreibungen in Folgejahren, nachdem 
das Zuschreibungswahlrecht erloschen ist (Rn 283), gilt der Grundsatz der Bewer­
tungsstetigkeit, d. h. sie sind nur im Fall begründeter Ausnahmen i. S. v. § 252 II 
HGB zulässig 5 4 0 . Dagegen wird von der h .M. die Zulässigkeit freiwilliger Zu­
schreibungen für den Fall der steuerrechtlichen (Mehr-(Abschreibungen allge­
mein bejaht, vgl. Rn 289. 

b) Kapitalgesellschaften 

Wertaufholungsgebot / Verhältnis zum früheren Recht: Im Unterschied zu 287 
Nicht-Kapitalgesellschaften gilt für Kapitalgesellschaften grundsätzlich ein Wert-

536 So ausdrücklich § 261 I, II AktG bezüglich Unterbewertungen, die durch eine aktien­
rechtliche Sonderprüfung festgestellt werden. 

537 Zur Bilanzberichtigung allgemein vgl. ausführlich Budde/Müller in Beck'scher Bil­
Komm., § 253 Rn 701 ff. m. w.N. 

538 Vgl. z.B. JDJVNA 1/1968, WPg 1968, 72 (73); ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 556, Kropff in 
Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff § 154 Rn43. 

539 Ebenso ADS, 5. Aufl., § 253 Tz. 559, die als Ausnahme die „Angleichung an die Steuer­
bilanzwerte im Anschluß an steuerliche Außenprüfungen" sowie „sonstige Bilanzberei­
nigungen" anführen. A.A. Schulze-Osterloh in Baumbach/Hueck, § 42 Rn 320 m. w.N. 
Auch die Vorauflage, Rn 149, ging noch von der Unzulässigkeit von Zuschreibungen 
zur Korrektur planmäßiger Abschreibungen aüs ; diese Auslegung wird im Hinblick auf 
§ 252 II HGB nicht aufrechterhalten. 

540 Vgl. Schulze-Osterloh in Baumbach/Hueck, § 42 Rn 320; Baumbach/Duden/Hopt, 
§ 253 Anm. 6B; a.A. Rüting, DStR 1989, 227 (227). 
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aufholungsgebot (§ 280 I HGB). Zur Ausnahmeregelung des § 280 II HGB, die das 
Wertaufholungsgebot allerdings wieder „weitgehend bedeutungslos" 5 '" macht, 
vgl. Rn 289. Das Wertaufholungsgebot ist für Kapitalgesellschaften n e u 5 4 2 - 5 4 3 . Es 
ergibt sich zwingend aus Art. 35 I c dd) und Art. 39 I d der 4. EG-Richtlinie. 
§§ 154 II S. 2, 155 rv AktG a. F., die für Aktiengesellschaften ausdrücklich ein Bei­
behaltungswahlrecht vorsahen, mußten deshalb aufgehoben werden. Neu ist 
auch die Möglichkeit, den Eigenkapitalanteil aus Wertaufholungen in den Bilanz­
posten „andere Gewinnrücklagen" einzustellen (§§ 58 Ha AktG, 29 IV GmbHG); 
vgl. dazu Rn 292 f. 

288 Voraussetzungen: Das Wertaufholungsgebot des § 280 I HGB gilt nur für nicht 
mehr begründete außerplanmäßige Abschreibungen nach § 253 II S. 3 HGB sowie 
für die steuerrechtlichen (Mehr-)Abschreibungen nach § 254 S. 1 HGB. Durch 
§ 280 I S. 2 HGB wird ausdrücklich klargestellt, daß das Beibehaltungswahlrecht 
der §§ 253 V, 254 S. 2 HGB von Kapitalgesellschaften nicht angewendet werden 
kann. Zu den Voraussetzungen im einzelnen, zum Zeitpunkt u n d zur Höhe 
(Obergrenze) der Zuschreibung (Wertaufholung) vgl. Rn 279 bis 285; zum Ansatz 
von Zwischenwerten vgl. auch Rn 289. Das Wertaufholungsgebot des §280 I 
HGB gilt nicht für die Zuschreibungen zur Korrektur fehlerhafter Bilanzansätze, 
wie z. B. für die Korrektur von Abschreibungen, die bereits im Zeitpunkt ihrer 
Vornahme unzulässig waren bzw. irrigerweise für unzulässig angesehen worden 
s ind 5 4 4 ; vgl. hierzu sowie zu anderen Zuschreibungen in Sonderfällen Rn 286. 

289 Ausnahmeregelung (Beibehaltungswahlrecht): Nach § 280 II HGB darf eine nach 
§ 280 I HGB gebotene Wertaufholung unterbleiben, wenn zwei Voraussetzungen 
erfüllt sind: erstens wenn und insoweit der niedrigere Wertansatz bei der Steuer-, 
rechtlichen Gewinnermittlung beibehalten werden kann und zweitens wenn die 
Beibehaltung des niedrigeren Wertansatzes in der Handelsbilanz Voraussetzung 
für seine Beibehaltung bei der steuerrechtlichen Gewinnermittlung ist (umge­
kehrte Maßgeblichkeit). Das Beibehaltungswahlrecht stützt sich auf Art. 35 I d 
und Art. 39 I e der 4. EG-Richtlinie und dient der Steuerneutralität der Transfor­
mation. Es erlischt wie für Nicht-Kapitalgesellschaften mit der Zuschreibung 
(Wertaufholung); vgl. Rn 278. Auch das Zuschreibungswahlrecht von Kapitalge­
sellschaften erlischt, wenn es in dem Geschäftsjahr nicht ausgeübt wird, in dem 
Kenntnis von dem Wegfall der Abschreibungsgründe erlangt wird (Rn 283). In 
den Folgejahren sind dann ebenso wie bei Nicht-Kapitalgesellschaften Zuschrei-

541 Budde/Karig in Beck'scher BilKomm., § 280 Rn 1. 
542 Vgl. aber zur Zuschreibungspflicht im Zusammenhang mit einer aktienrechtlichen 

Sonderprüfung § 261 I AktG. 
543 Zum umfangreichen Schrifttum und den vielen kontrovers diskutierten Einzelfragen 

vgl. u.a. Bordewin, FR 1986, 281; Fluri, BB 1988, 1146, Förschle/Kropp, WPg 1986, 152; 
Haeger, BB 1989, 386; Harms/Küting/Weber, DB 1986, 653, Harms/Küting, WPg 1984, 
219; Harms/Küting, BB 1984, 1331; Rüting, DStR 1989, 227, Mayer-Wegelin/Tietze, 
DB 1988, 509; Niehus, BB 1987, 1353, Schirmer, StBp. 1986, 248; Schneeloch, WPg 
1988, 661, Schulze-Osterloh, FR 1986, 545 (552 f.|, Streim, WPg 1983, 671; Streim, WPg 
1984, 412; Treuberg, ZfB-Ergänzungsheft 1/1987, 119 ; vgl. auch die Kommentierun­
gen zu § 280 HGB. 

544 A.A. Fluri, BB 1988, 1146 (1146). 
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bungen nur noch unter den Voraussetzungen des § 252 II HGB zulässig. Aller­
dings sieht die (wohl) h . M . 5 4 5 im Hinblick auf die beabsichtigte Steuerneutralität 
das BiRiLiG die Wahrnehmung steuerrechtlicher Bewertungswahlrechte i. d. R. als 
eine begründete Ausnahme an, mit der Folge, daß die Wertaufholung auf einen bi­
lanzpolitisch und /oder steuerlich geeignet erscheinenden Zeitpunkt verlagert wer­
den kann. Mit der gleichen Begründung wird, wenn die Voraussetzungen für das 
Beibehaltungswahlrecht erfüllt sind, auch eine teilweise Wertaufholung für zulässig 
gehalten, denn das Steuerrecht läßt jeden beliebigen Zwischenwert zu 5 4 6 . 

In folgenden Fällen sind die in Rn 289 genannten beiden Voraussetzungen für das 290 
Beibehaltungswahlrecht nicht erfüllt, so daß das Wertaufholungsgebot nach 
§ 280 I HGB eingreift 5 4 7: 
- Bei Befreiung von der Ertragssteuerpflicht: dies trifft z.B. auf gemeinnützige 

Un te rnehmen 5 4 8 zu sowie auf im Ausland befindliches Vermögen, das auf­
grund von DBA nicht in die steuerrechtliche Gewinnermittlung einbezogen 
wird. 

- Bei Zwang zur Wertaufholung bei der steuerrechtlichen Gewinnermittlung, 
z.B. weil die Voraussetzungen für steuerrechtliche (Mehr-(Abschreibungen 
(z.B. wegen Nichterfüllung der dreijährigen Verbleibensfrist in § 14 II Berlin-
FG) nachträglich entfallen s ind 5 4 9 oder wenn Abschreibungen bei der steuer­
rechtlichen Gewinnermittlung freiwillig rückgängig gemacht werden. 

- Soweit der Wert der Steuerbilanz über dem Wert der Handelsbilanz liegt, z. B. 
weil eine außerplanmäßige Abschreibung nach § 253 II S. 3 HGB nur teilweise 
als steuerrechtliche Teilwertabschreibung anerkannt worden ist. 

- Bei abnutzbaren Anlagegütern, für die das Prinzip des strengen Wertzusammen­
hangs gilt; danach darf der Bilanzansatz des letzten Geschäftsjahres steuerlich 
nicht überschritten werden (§ 6 I Nr. 1 S. 4 EStG i. V.m. § 6IH S. 2 EStG]: dieses 
Prinzip betrifft insbesondere abnutzbare Anlagegüter, für die in Vorjahren eine 
außerplanmäßige Abschreibung nach § 253 II S. 3 HGB vorgenommen und steu­
erlich als Teilwertabschreibung (§ 6 I Nr. 1 S. 2 EStG) anerkannt wurde 5 5 0 . 

Anhangangaben zu unterlassenen Zuschreibungen: Der Betrag der im Geschäfts- 291 
jähr nach § 280 I HGB grundsätzlich erforderlichen, aber (erstmals) aus steuer-

545 Vgl. z. B. Budde/Karig in Beck'scher BilKomm., § 280 Rn 31 ; Harms/Küting in Rüting/ 
Weber, § 280 Rn 24, ADS, 5. Aufl., § 280 Tz. 71; Kating, DStR 1989, 227 (231). A.A. 
Siegel in Beck HdR, B 169 Rn 30; Schulze-Osterloh in Baumbach/Hueck § 42 Rn 320, 
Müller, J. (Stetigkeitsprinzip), 1989, 137. 

546 Vgl. z.B. Harms/Küting in Küting/Weber, § 280 Rn 22. 
547 Vgl. hierzu ADS, 5. Aufl., § 280 Tz. 46 ff. 
548 A.A. Rüting, DStR 1989, 227 (271). 
549 A.A., aber unzutreffend, Budde/Karig in Beck'scher BilKomm., § 280 Rn 9, wonach es 

nach steuerrechtlichen (Mehr-)Abschreibungen nie zu einer relevanten Werterholung 
kommen könne. Dagegen zu Recht Rüting, DStR 1989, 227 (229). Vgl. aber auch den 
Hinweis von Fluri, BB 1988, 1146 (1147): Die Nichtanerkennung außerplanmäßiger 
Abschreibungen durch die Finanzverwaltung bewirkt nicht automatisch eine Zuschrei-
bungspflicht; ob Abschreibungsgründe entfallen sind, ist nach handelsrechtlichen Kri­
terien zu prüfen. 

550 Zur geplanten Gesetzesänderung vgl. Rn 174. 
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rechtlichen Gründen nach § 280 II HGB unterlassenen Zuschreibungen ist im 
Anhang anzugeben und hinreichend zu begründen (§ 280 III HGB). Die Angabe 
des Gesamtbetrages ist ausreichend; eine Aufteilung auf die wesentlichsten Bi­
lanzposten ist bei einem erheblichen Volumen zwar wünschenswert, aber nicht 
vorgeschrieben 5 5 1 . Die in Vorjahren unterlassenen Zuschreibungen dürfen nicht 
einbezogen werden 5 5 2 ; sie sind jedoch als freiwillige Zusatzangabe empfehlens­
wer t 5 5 3 . Diese Auslegung ergibt sich aus dem Gesetzeswortlaut i. V. m. dem Erlö­
schen des Zuschreibungswahlrechts, wenn es in dem Geschäftsjahr nicht ausge­
übt wird, in dem Kenntnis von dem Wegfall der Abschreibungsgründe erlangt 
wird (vgl. Rn 283, 289) 5 5 4 . Zur Einbeziehung der in Vorjahren unterlassenen Zu­
schreibungen in die Anhangangaben gemäß § 285 Nr. 5 HGB vgl. Rn 373 ff. Der 
Gesamtbetrag ist ferner „hinreichend zu begründen". Da die Zuschreibungen re­
gelmäßig aus offensichtlichen steuerlichen Motiven unterlassen werden, er­
scheint es ausreichend, wenn die steuerrechtlichen Vorschriften angegeben wer­
den, auf denen die Beibehaltung der niedrigeren Wertansätze be ruh t 5 5 5 . 

292 Wertaufholungsrücklage: Die §§ 58 IIa AktG, 29IV GmbHG sind für das deutsche 
Bilanzrecht neu. Nach diesen Vorschriften können Vorstand und Aufsichtsrat 
bzw. die Geschäftsführer mit Zust immung des Aufsichtsrats oder der Gesellschaf­
ter im Rahmen der Gewinnverwendung den Eigenkapitalanteil aus Wertaufho-
lungen nach § 280 I HGB in den Bilanzposten „andere Gewinnrücklagen" einstel­
l en 5 5 6 , ohne daß ihre sonstigen Gewinnverwendungskompetenzen hierdurch be­
einträchtigt werden. Wird von dem Wahlrecht Gebrauch gemacht, ist die Rückla­
ge - wie auch die Wertaufholung selbst (Rn 294) - über die GuV zu bilden. Der 
Betrag dieser Rücklagen ist entweder in der Bilanz gesondert auszuweisen oder im 
Anhang anzugeben (§§ 58 IIa S. 2 AktG, 29 IV S. 2 GmbHG). 

293 Die Höhe der Rücklagenbildung ist durch die tatsächlich vorgenommenen Zu­
schreibungen nach § 280 I HGB begrenzt; die auf die Zuschreibungen entfallen­
den Ertragssteuern sind abzusetzen. Die (effektive und /ode r la tente 5 5 7 ) Steuerbe­
lastung wird im Schrifttum unterschiedlich berechnet. Umstri t ten ist insbesonde­
re, ob die Steuerbelastung individuell oder pauschal zu ermitteln ist und ob Aus-

551 Für Angabepflicht aber Budde/Karig in Beck'scher BilKomm., § 280 Rn 36. 
552 Vgl. z.B. Rüting, DStR 1989, 227 (273, m.w.N.) ; Haeger, BB 1989, 386 (387 ff.); ADS, 

5. Aufl., § 280 Tz. 78; a.A. z.B. Budde/Karig in Beck'scher BilKomm., § 280 Rn 34. 
553 Vgl. den Gestaltungsvorschlag von Haeger, BB 1989, 386 (389). 
554 Wenn man wie die h. M. ein Zuschreibungswahlrecht auch in späteren Jahren bejaht 

(Rn 289), müßte man in die Angabepflicht nach § 280 III HGB konsequenterweise auch 
die in Vorjahren unterlassenen Zuschreibungen einbeziehen. Denn der Wortlaut allein 
ist nicht eindeutig; die Beschränkung auf die in dem Geschäftsjahr erstmals unterlasse­
nen Zuschreibungen ist bereits Auslegung. 

555 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 280 Tz. 81. 
556 Die Regelung gilt nicht für Zuschreibungen aus anderen Gründen, insbesondere Bi­

lanzberichtigungen (vgl. auch Rn 273; 286); a.A. bezüglich Bilanzberichtigungen, weil 
steuerliche Anspruchsvoraussetzungen von Anfang an nicht bestanden haben, Rüting, 
DStR 1989, 227 (230, m.w.N.). 

557 Soweit die Zuschreibungen nur in der Handelsbilanz erfolgen, kommt grundsätzlich 
ein Abzug für latente Steuern in Betracht; vgl. Budde/Rarig in Beck'scher BilKomm., 
§ 280 Rn 45; Langenmayr in BHR, § 29 GmbHG Rn 21. 
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schüttung oder Thesaurierung unterstellt werden sol l 5 5 8 . M. E. verdient die indivi­
duelle Vorgehensweise unter Berücksichtigung des übrigen Jahresergebnisses, der 
steuerlichen Situation (insbesondere eines steuerlichen Verlustvortrages) und der 
Annahme der Thesaurierung 5 5 9 den Vorzug 5 6 0 . Sie dürfte am ehesten der General­
norm des § 264 II HGB sowie dem Zweck der Vorschrift entsprechen. Danach soll 
nämlich der ausschüttbare Gewinn nicht durch die buchtechnische Auflösung 
stiller Rücklagen erhöht werden 5 6 1 . Da sich aber die durch die Zuschreibung ver­
ursachte effektive Steuerbelastung nicht immer exakt ermitteln lassen wird, er­
scheint auch eine pauschale Ermittlung des Eigenkapitalanteils vertretbar. Z.B. 
könnte bei einer steuerwirksamen Zuschreibung und ohne steuerliche Verlust­
vorträge ein Eigenkapitalanteil in Höhe von rund 35 % unterstellt werden 5 6 2 . Für 
die Zulässigkeit eines ggf. pauschal ermittelten (und vorsichtig geschätzten) Eigen­
kapitalanteils spricht auch, daß das Wahlrecht zur Rücklagenbildung betragsmä­
ßig nicht voll ausgeschöpft zu werden braucht. Der nicht ausgeschöpfte Teil der 
maximal möglichen Rücklagenbildung kann in folgenden Geschäftsjahren jedoch 
nicht nachgeholt werden 5 6 3 . Umstri t ten ist ferner, ob eine Rücklagenbildung bei 
fehlendem Jahresüberschuß zulässig ist. M.E. scheidet eine Rücklagenbildung 
aus, wenn und insoweit sie zu einem Bilanzverlust führen bzw. diesen erhöhen 
würde 5 6 4 . Fraglich ist dann aber auch, ob sie in späteren Gewinnjahren nachge­
holt werden kann. Im Schrifttum wird dies bejaht, weil das Gesetz keine zeitliche 
Beschränkung für die Bildung der Rücklage enthäl t 5 6 5 . 

c) Ausweis von Zuschreibungen im Jahresabschluß 

Bilanz: Zuschreibungen erhöhen den Buchwert des betreffenden Vermögensge­
genstandes und damit den Wert des Bilanzpostens, in dem das Anlagegut ausge­
wiesen wird. Sie sind in der Anlagekartei zu vermerken. Bei abnutzbaren Anlage­
gütern m u ß der Abschreibungsplan geändert werden. Soweit ein Anlagespiegel 
aufgestellt wird, sind die Zuschreibungen als Zuschreibungen des Geschäftsjahres 
gesondert zu zeigen (Rn 128 f.). Wurden mit einer Zuschreibung nur steuerrecht-

558 Vgl. u.a. Harms/Küting, BB 1984, 1331 (1336); Streim, WPg 1983, 671 (678 f.). Forster 
(Fragen), 1986, 29 (40 f.); Budde/Karig in Beck'scher BilKomm., § 280 Rn 39 ff.; Harms/ 
Rüting in Küting/Weber, § 280 Rn 29. 

559 Für Annahme der Thesaurierung z. B. auch Reiß in BHR, § 58 AktG Rn 53; Ellerich, BB 
1985, 26 (26), ADS, 5. Aufl., § 58 AktG Tz. 92; a.A. insbes. Harms/Küting/Weber, DB 
1986, 653 (659 f.). 

560 Vgl. Förster (Fragen), 1986, 29 (41). Vgl. auch Langenmayr in BHR, § 29 GmbHG Rn 22, 
der sich für eine „Schattenveranlagung", d. h. für eine Ermittlung der Steuerbelastung 
ohne und mit Zuschreibung ausgesprochen hat. 

561 Vgl. auch BTDrS 10/4268, S. 123 f. 
562 Bei einer KSt in Höhe von 56 %. und einem Gewerbeertragssteuer-Hebesatz in Höhe 

von 400%. 
563 Vgl. Budde/Karig in Beck'scher BilKomm., § 280 Rn 39. 
564 Ebenso Forster (Fragen), 1986, 29 (40); Knop, DB 1986, 549 (555). 
565 Für die Zulässigkeit einer solchen „Nachdotierung" Knop, DB 1986, 549 (555); Hey­

mahn in Beck HdR, B 390 Rn 21, Reiß in BHR, § 58 AktG Rn 56; ADS, 5. Aufl., § 58 
AktG Tz. 100. Das Nachholungsverbot soll in diesem Fall nicht gelten; so ausdrücklich 
ADS, 5. Aufl., § 58 AktG Tz. 108; Heymann in Beck HdR, B 390 Rn 21. 
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lieh zulässige Abschreibungen korrigiert und waren diese aufgrund des Ausweis­
wahlrechtes in den Sonderposten mit Rücklageanteil eingestellt worden, so ist 
dieser in Höhe der Zuschreibung aufzulösen. 
In der GuV sind Zuschreibungen unter den sonstigen betrieblichen Erträgen (Po­
sten Nr. 4) zu erfassen. Dies gilt auch für die Auflösungen des Sonderpostens mit 
Rücklageanteil; gemäß § 280 II S. 2 HGB müssen Kapitalgesellschaften diese Auf­
lösungen aber entweder innerhalb der sonstigen betrieblichen Erträge gesondert 
ausweisen oder im Anhang angeben. Ggf. kommt auch ein Ausweis von Zuschrei­
bungen als außerordentlicher Ertrag (Posten Nr. 15) in Betracht (Rn 348). 

295 Soweit ein Anhang aufzustellen ist, m u ß über Zuschreibungen im Rahmen der 
Abweichungen von Bewertungsmethoden (§ 284 II Nr. 3 HGB), unter Umständen 
auch nach § 264 II S. 2 HGB, berichtet werden. Neben den Anlagegütern, bei de­
nen zugeschrieben wird, sind die Gründe für die Zuschreibungen zu nennen. 
Ggf. sind auch Angaben zur Wertermittlung und zu Besonderheiten der Bewer­
tung (z.B. zum Ansatz von Zwischenwerten) erforderlich. Schließlich sind die 
Einflüsse auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage gesondert darzustellen; vgl. 
dazu auch Rn 372. Zu den besonderen Angabepflichten bei unterlassenen Zu­
schreibungen vgl. Rn 291. 
Die Angabepflichten nach § 284 II Nr. 3 HGB dürften für freiwillig vorgenomme­
ne Zuschreibungen, bei denen gemäß § 280 II HGB ein Beibehaltungswahlrecht 
besteht, sowie für sonstige freiwillige Zuschreibungen außer Frage s tehen 5 6 6 . Da­
gegen sind Änderungen, die aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften vorge­
nommen werden müssen, nach (wohl) h. M. von der Angabepflicht nach § 284 II 
Nr. 3 HGB ausgenommen (vgl. Rn 370). Zu den gesetzlich zwingenden Zuschrei­
bungen gehören insbesondere die Zuschreibungen wegen Bilanzberichtigung und 
die Wertaufholungen, für die § 280 II HGB nicht anwendbar ist (Rn 290). Nach 
der h. M. wären in diesen Fällen nur Angaben nach § 284 II Nr. 1 HGB erforder­
lich, d. h. Begründungen für die Zuschreibungen und die Darstellung des Einflus­
ses auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wären entbehrlich. Diese Auffas­
sung ist insbesondere im Fall der Bilanzberichtigungen bedenklich, mit denen 
schließlich fehlerhafte Bilanzansätze und damit ggf. auch in früheren Jahresab­
schlüssen enthaltene fehlerhafte Anhangangaben korrigiert werden. Es ist kein 
Grund ersichtlich, diese von der Angabepflicht nach § 284 II Nr. 3 HGB auszu­
nehmen und die Begründung und die Einflüsse solcher Abweichungen geheimzu­
halten. 

296-299 Frei. 

6. Festbewertung 

300 Begriff, Zweck: In einem Festwert ist eine Gruppe von Vermögensgegenständen 
unter einem für mehrere Geschäftsjahre konstanten Bilanzwert zusammengefaßt. 
Seiner Bildung liegt die gesetzliche Fiktion zugrunde, daß sich die Neuzugänge 

566 Vgl. z.B. ADS, 5. Aufl., §284 Tz. 140, a.A. Clemm/Elltott in Beck'scher BilKomm., 
§ 284 Rn 64: über Zuschreibungen braucht nur gemäß § 280 III HGB (Rn 291) berichtet 
zu werden. 
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und der Verbrauch mengen- und wertmäßig ausgleichen und der Gesamtbestand 
immer ein gleichbleibendes Durchschnittsalter und einen gleichbleibenden 
Durchschnittswert aufweist. Festwerte sind eine zulässige Ausnahme vom Grund­
satz der Einzelbewertung (Rn 155) und vom Grundsatz der jährlichen körperli­
chen Bestandsaufnahme. Sie haben eine Vereinfachung des Nachweises |Rn 35), 
der Inventur (Rn 304) und der Bewertung (Rn 306 ff.) zum Zie l 5 6 7 . Festwerte sind 
für alle Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens zulässig (§ 240 III HGB), 
d. h. grundsätzlich auch für unbewegliche Sachanlagen; in erster Linie kommen 
sie jedoch für bewegliche Anlagegüter in Betracht, die in großer Zahl vorhanden 
sind und /ode r bei denen eine Einzelbewertung' sehr arbeitsaufwendig wäre 5 6 8 . 

Verhältnis zum früheren Recht / Rechtsformbesonderheiten: § 240 III HGB ent- 301 
spricht weitgehend § 40 IV Nr. 2 HGB a.F., jedoch wurden die Voraussetzungen 
schärfer gefaßt. Neu ist, daß Festwerte nur für Sachanlagen und nicht auch für 
das übrige Anlagevermögen gebildet werden können, daß der Gesamtwert der 
Festwerte für das Unternehmen nur von nachträglicher Bedeutung sein darf und 
daß die im Festwert erfaßten Vermögensgegenstände regelmäßig ersetzt werden 
müssen. Diese Einschränkungen entsprechen Art. 38 der 4. EG-Richtlinie, der da­
mit für alle Kaufleute und nicht nur für Kapitalgesellschften übernommen wur­
de. 

Die Voraussetzungen enthält § 240 III HGB. Mit dem Hinweis in § 256 S. 2 HGB 302 
wird lediglich klargestellt, daß § 240 HI HGB auch als Bewertungsvorschrift zu 
verstehen ist. 
(1) Nachrangige Bedeutung des Gesamtwertes aller Festwerte für das Unterneh­
men. Maßstab für die Nachrangigkeit ist in erster Linie die Bilanzsumme 5 6 9 . Die 
teilweise vertretene Auffassung, daß die nachrangige Bedeutung jeweils für den 
einzelnen Festwert und nicht für die Summe aller Festwerte zu beurteilen se i 5 7 0 , 
ist mit der von Art. 38 der 4. EG-Richtlinie beabsichtigten Beschränkung der Fest­
wertbildung (als Ausnahme zum Einzelbewertungsgrundsatz) nicht vereinbar 5 7 1 . 
Denn dann ließe sich durch eine entsprechende Aufspaltung der Festwerte die ge­
setzliche Beschränkung ohne weiteres unter laufen 5 7 2 . 

567 Zu einer kritischen Beurteilung der Festbewertung vgl. Funk (Festwerte), 1985, 73 
(82 ff.). 

568 Vgl. die Anwendungsbeispiele u. a. bei Sarx in Beck'scher BilKomm., § 240 Rn 82 ff. 
und 126 ff.; Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 128 und 139; Kunz (HdJ, Abt. II/5), 
1986, Rn 88, Federmann, HdB 1988, Rn 17. 

569 Vgl. Biener (AG), 1979, 131. Knop in Küting/Weber, § 240 Rn 55, scheint auf das Ver­
hältnis zu den anderen Vermögensgegenständen innerhalb eines Bilanzpostens abzu­
stellen. 

570 Vgl. z.B. Biener (AG), 1979, 131, Sarx in Beck'scher BilKomm., § 240 Rn 89. 
571 Wie hier Uhlig in Beck HdR, A 230 Rn 14; Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 205, 

Kunz (HdJ, Abt. H/5), 1986, Rn 78, vgl. auch Groh, DB 1985, 1849 (1849). Die unter­
schiedlichen Auffassungen heben sich nur dann auf, wenn man wie Kunz (HdJ, Abt. 
II/5), 1986, Rn 78, mit „5% der Bilanzsumme (einschl. der Festwerte)" die Grenze für 
die Summe der Festwerte sehr niedrig ansetzt. 

572 Vgl. auch die entsprechende Empfehlung von Sarx in Beck'scher BilKomm., § 240 
Rn 158. 
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303 (2) Regelmäßiger Ersatz sowie geringe Veränderungen des Bestandes in Größe, 
Wert und Zusammensetzung. Die laufenden Zugänge müssen mengen- und wert­
mäßig in etwa den Abschreibungen entsprechen. Gegenstände, die starken Preis­
schwankungen unterliegen oder sehr stark unterschiedliche Nutzungsdauern ha­
ben, kommen deshalb für die Festwertbildung kaum in Frage. Die laufenden Zu­
gänge müssen zudem wirtschaftlich und technisch die Funktionen der ausgeschie­
denen Gegenstände einnehmen. Die normale technische Weiterentwicklung be­
einträchtigt die Funktionsgleichheit jedoch n ich t 5 7 3 . Ggf. sind mehrere (homoge­
nere) Festwerte zu bilden. 

304 (3) Körperliche Bestandsaufnahme in der Regel alle drei Jahre zur Kontrolle, ob 
der Ansatz des Festwertes noch berechtigt ist. Eine frühere Bestandsaufnahme 
und Neubewertung kann in Ausnahmefällen, z. B. bei wesentlichen Veränderun­
gen des Bestandes, erforderlich sein 5 7 4 . Eine längere Frist ist vertretbar, wenn oh­
ne weiteres klar ist, daß sich der Festwert nur geringfügig verändert haben kann. 
Eine ständige Überschreitung der 3-Jahres-Frist würde aber den GoB widerspre­
chen 5 7 5 . Von der Finanzverwaltung wird eine Bestandsaufnahme mindestens an 
jedem Bilanzstiehtag gefordert, der dem Hauptfeststellungszeitpunkt für die Fest­
stellung des Einheitswerts vorangeht, spätestens aber an jedem fünften Bilanz­
stichtag (Abschn. 31 V S. 3 EStR, s. unten Rn 45 7) 5 7 6 . 

305 Z u m Festwertverfahren kann jederzeit übergegangen werden, sofern die Voraus­
setzungen erfüllt sind. Der Grundsatz der Bewertungsstetigkeit steht dem nicht 
entgegen 5 7 7 . Der Vereinfachungszweck gilt als begründete Ausnahme gemäß 
§ 252 II HGB. Mit Ausnahme der nachrangigen Bedeutung, die steuerlich nicht 
gefordert wird, gelten für den Ansatz von Festwerten in der Steuerbilanz die glei­
chen Voraussetzungen 5 7 8 . 

306 Für die erstmalige Bildung eines Festwertes müssen zuerst die tatsächlichen Men­
gen durch eine körperliche Bestandsaufnahme festgestellt und mit ihren Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten (ggf. mit den am Bilanzstichtag niedrigeren Wie­
derbeschaffungskosten) bewertet werden. An die Durchführung der Inventur und 
die Inventurunterlagen sind trotz des Vereinfachungszwecks des Festwertverfah­
rens grundsätzlich die gleichen Anforderungen zu stellen wie an die sonstigen In­
venturen. Aufzuzeichnen sind die genaue Bezeichnung der Anlagegüter, Zeit-

573 Vgl. Saix in Beck'scher BilKomm., § 240 Rn 119. 
574 Ebenso z. B. Sarx in Beck'scher BilKomm., § 240 Rn 99; Uhhg in Beck HdR, A 230 

Rn 23, Kropff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 149 Rn 40; für eine außerplan­
mäßige Abschreibung ggf. auch ohne körperliche Bestandsaufnahme wohl WP-Hand-
buch 1985/86 I, 1021. Zurückhaltender in der Beurteilung der Notwendigkeit über­
schlägiger Kontrollrechnungen und vorzeitiger Bestandsaufnahmen wohl Federmann, 
HdB 1988, Rn 64. 

575 Vgl. Streim in BHR, § 240 Rn 31; ADS, 4. Aufl., § 152 Tz. 78; Kropff in Geßler/Hefer-
mehl/Eckardt/Kropff, § 152 Rn 40. 

576 Vgl. aber Abschn. 36 V S. 2 EStR, der für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe in der Regel 
den Drei-Jahres-Rhythmus verlangt. 

•577 Vgl. z.B. ADS, 5. AufL, § 252 Tz. 107. 
578 Vgl. Sarx in Beck'scher BilKomm., § 240 Rn 114 ff. 
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punkt und Höhe der Anschaffungs- oder Herstellungskosten (ggf. auch die niedri­
geren Wiederbeschaffungskosten), Zustand und Verwertbarkeit sowie der Lager­
ort. Bereitet die Ermittlung der individuellen (historischen) Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten größere Schwierigkeiten, führen auch Wiederbeschaffungs­
werte, die mit Hilfe von Indices auf den Anschaffungszeitpunkt umgerechnet 
werden, zu einer für das Festverfahren hinreichenden Genauigkeit 5 7 9 . 

In einem zweiten Schritt wird dann dieser Ausgangswert u m den durchschnittli- 307 
chen Abnutzungswert vermindert, so daß der Festwert im allgemeinen zwischen 
40 % und 50 % des Ausgangswertes, in bestimmten Fällen auch weniger betragen 
k a n n 5 8 0 . Anschließend werden dem Festwert die Restbuchwerte der im Festwert 
erfaßten Anlagegüter gegenübergestellt. Übersteigt die Summe der Restbuchwerte 
den Festwert, so ist die Differenz außerplanmäßig abzuschreiben. Ist die Summe 
der Restbuchwerte dagegen niedriger, so ist dieser Wert so lange u m die Anschaf­
fungs- oder Herstellungskosten neuer Festwertgegenstände aufzustocken, bis der 
anzusetzende Festwert erreicht ist, was sich unter Umständen über mehrere Jahre 
hinziehen kann und überdurchschnittlich viele Ergänzungszugänge voraussetzt. 
Denn nur dann verjüngt sich der Anlagenbestand. Die Frage, ob und in welcher 
Höhe in diesem Fall Abschreibungen auf die Ergänzungszugänge und den Altbe­
stand zu berücksichtigen sind, wird uneinheitlich beurteilt bzw. überhaupt nicht 
behandelt. Auch wird nicht ausdrücklich dazu Stellung genommen, ab wann die 
Erleichterungen für den Bestandsnachweis (Rn 35) gelten. 

Unproblematisch ist in diesem Fäll die Verschiebung der Festwertbildung, d.h. 308 
der Altbestand und die Ergänzungszügänge werden solange einzeln bewertet, bis 
die Summe der Restbuchwerte dem Festwert entspricht. Erst dann wird der Fest­
wert gebildet. M.E. ist aber auch der sofortige Übergang zum Festwertverfahren 
zulässig: In diesem Fall erhöht sich der Bilanzwert ( = Summe der Restbuchwerte) 
der im Festwert erfaßten Anlagegüter sukzessive u m die Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten der Ergänzungszugänge. Andererseits sind pauschale (durch­
schnittliche) Abschreibungen sowohl auf den Altbestand als auch auf die Ergän­
zungszugänge der einzelnen Geschäftsjahre zu verrechnen 5 8 1 . Die Erleichterungen 
für den Bestandsnachweis sind sofort anwendbar. Bis der endgültige Festwert er­
reicht ist, werden die Ergänzungszugänge und die Abschreibungen im Anlagespie­
gel ausgewiesen. Erst danach gelten die Ausweisregeln von Rn 313. Wenn die 
Summe der Restbuchwerte niedriger als der ermittelte Festwert ist, so bedeutet 

579 Vgl. Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 205, Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 134. 
580 Vgl. die Berechnungen von Federmann, HdB 1988, Rn 42 ff.; vgl. auch Federmann, DB 

1983, 293, zum Einfluß der degressiven Af A auf den durchschnittlichen Abnutzungs-
satz; im übrigen vgl. die Nachweise bei Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 132; Be­
triebsprüfungskartei der OFD Düsseldorf-Köln-Münster, Teil I, Kto. Festwerte, 
S. 6 ff. 

581 Vgl. das Berechnungsbeispiel von Blödtner, BBK Fach 18, 1983, 197 (202). Ähnlich, 
aber ohne Abschreibungen auf den Altbestand, FM NRW v. 12. 12. 1961 - S 2133 - 12 
- VB 1 - BStBl. H 1961, 194; a: A. Abschn. 31 V S. 5 EStR (s. unten Rn 457), Betriebs­
prüfungskartei der OFD Düsseldorf-Köln-Münster, Teil I, Kto. Festwerte, S. 11: kein 
Abzug von Abschreibungen auf die Ergänzungszugänge, beim Erlaß FM NRW v. 
12. 12. 1961 handele es sich um eine Übergangsvorschrift. 
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dies, daß in den vorausgegangenen Geschäftsjahren höhere Abschreibungen ver­
rechnet wurden als bilanziell unbedingt erforderlich waren. Handelsrechtlich er­
scheint dann m. E. auch eine Zuschreibung vertretbar 5 8 2 . Die Vereinfachung ge­
genüber dem eben dargestellten mehrjährigen Aufstockungsverfahren dürfte als 
Begründung ausreichen, u m eine Durchbrechung der Bewertungsstetigkeit gemäß 
§ 252 II HGB zu rechtfertigen 5 8 3 . 

309 Wenn ein Festwert nicht für gebrauchte, sondern für neue Anlagegüter gebildet 
werden soll, z. B. bei neuen Fabrikanlagen, liegt der Ausgangswert deutlich über 
dem Festwert. Außerdem treffen das Kriterium des regelmäßigen Ersatzes und die 
gesetzliche Fiktion, daß sich Ergänzungszugänge und Wertminderungen in etwa 
ausgleichen sollen, in den ersten Jahren der Nutzung i. d. R. nicht zu. In diesem 
Fall wird die Ansicht vertreten, daß grundsätzlich zunächst einzeln zu bewerten 
sei, und zwar so lange, bis der Festwert erreicht und die gesetzliche Fiktion in et­
wa erfüllt seien. Erst dann könne vom Buchwert- zum Festwertverfahren überge­
gangen werden 5 8 4 . M. E. ist ein sofortiger Übergang zum Festwertverfahren jedoch 
vertretbar, wenn die Differenz zwischen Ausgangswert ( = Summe der Restbuch­
werte) und Festwert planmäßig über die halbe durchschnittliche Nutzungsdauer 
der im Festwert erfaßten Anlagegüter abgeschrieben wird. Größere Gewinnverla­
gerungen sind dann nämlich ausgeschlossen 5 8 5 . 

310 Änderungen des Festwertes: Ergibt sich aufgrund einer Bestandsaufnahme 
(Rn 304) ein niedrigerer als der bisherige Festwert, so ist dieser anzusetzen 5 8 6 . 
Übersteigt er ihn aber wesentlich, wobei als wesentlich (zumindest) ein Betrag 
von mehr als 10% angesehen werden m u ß 5 8 7 , so ist der neue Festwert maßge­
bend. 
Nach Ansicht der Finanzverwaltung darf eine notwendige Aufstockung des Fest­
wertes nicht unmittelbar im Jahr der Bestandsaufnahme vorgenommen zu wer-

582 A.A. Federmann, HdB 1988, Rn 52. 
583 Ob eine Zuschreibung wegen § 6 I Nr. 1 S. 4 EStG steuerlich anerkannt wird, erscheint 

fraglich; zur steuerlichen Verwaltungspraxis vgl. auch Betriebsprüfungskartei der OFD 
Düsseldorf-Köln-Münster, Teil I, Kto. Festwerte, S. 7. 

584 Vgl. Betriebsprüfungskartei der OFD Düsseldorf-Köln-Münster, Teil I, Kto. Festwer­
tes, S. 6; vgl. auch Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 132 m.w.N. 

585 Ebenso wohl Aktiengesetz Großkommentar, § 152 Rn 19; Sarx in Beck'scher Bil­
Komm., § 240 Rn 120; vgl. auch Betriebsprüfungskartei der OFD Düsseldorf-Köln-
Münster, Teil I, Kto. Festwerte, S. 7: im Interesse der mit dem Festwertverfahren ver­
folgten Vereinfachung sei in Fällen unbedeutenderer Gewinnverlagerungen ein frühe­
rer Zeitpunkt für den Übergang möglich. 

586 Vgl. WP-Handbuch 1985/86 I, 581; Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 206. Abschn. 
31 V S. 6 EStR (s. unten Rn457) scheint von einem Wahlrecht auszugehen („kann"). 
Teilweise a.A. auch Federmann, HdB 1988, Rn 59: Abschreibungswahlrecht bzw. 
-pflicht, differenziert für Kapitalgesellschaften und Nicht-Kapitalgesellschaften, analog 
§ 253 II S. 3 HGB. M. E. ist ein Abschreibungswahlrecht bzw. ein Abschreibungsver­
zicht handelsrechtlich nicht zulässig, da diese Voraussetzungen bei einer Vielzahl von 
Festwertgütern nicht nachweisbar/überprüfbar sind. 

587 Die 10%-Grenze, die der steuerlichen Regelung in Abschn. 31 V S. 4 EStR (s. unten 
Rn457) entspricht, scheint im Schrifttum allgemein akzeptiert zu sein; vgl. z.B. WP-
Handbuch 1985/86 I, 581 ; Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 206. 
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den (Abschn. 31 V S. 5 EStR, s. un ten Rn 457). Vielmehr ist der bisherige Festwert 
so lange um die vol len 5 8 8 Anschaffungs- oder Herstellungskosten der im Festwert 
erfaßten und erst nach dem Bilanzstichtag angeschafften oder hergestellten Anla­
gegüter zu erhöhen, bis der neue Festwert erreicht ist. Diese Regelung ist zumin­
dest handelsrechtlich nicht bedenkenfrei 5 8 9 . Der Zeitpunkt, zu dem der neue 
Festwert bilanziert werden muß , wird u. U. u m Jahre hinausgeschoben, obwohl 
die Aufstockung nur eine Folge überdurchschnittlicher Zugänge in der Vergan­
genheit ist und damit erhöhte Aufwendungen korrigieren soll. 

Auflösung: Sind die Zulässigkeitsvoraussetzungen nicht mehr erfüllt, m u ß der 311 
Festwert aufgelöst werden. Andrerseits können Festwerte auch freiwillig aufgelöst 
werden. Der Übergang von einem pauschalen Bewertungsverfahren zur genaue­
ren Einzelbewertung kann grundsätzlich als begründete Ausnahme vom Grund­
satz der Bewertungsstetigkeit (§ 252 II HGB) angesehen werden 5 9 0 . Andrerseits ist 
ein nur kurzfristiges Beibehalten eines Festwertes Indiz für Wil lkür 5 9 1 . Wird ein 
Festwert aufgelöst, so kann unmittelbar zur Einzelbewertung übergegangen wer­
den, d. h. der Festwert ist auf die noch vorhandenen Anlagegüter aufzuteilen und 
es müssen neue Abschreibungspläne erstellt sowie das Bestandsverzeichnis er­
gänzt werden. Zweckmäßigerweise geschieht dies im Anschluß an eine körperli­
che Bestandsaufnahme. Es ist aber auch zulässig, den Festwert vereinfachend über 
die durchschnittliche Restnutzungsdauer der in ihm erfaßten Anlagegüter (plan­
mäßig) abzuschreiben 5 9 2 . Neuzugänge unterliegen der Einzelbewertung. Die Er­
leichterungen für den Bestandsnachweis gelten bis zum Ablauf der Abschrei­
bungsfrist for t 5 9 3 . Danach müssen die dann noch vorhandenen Anlagegüter eben­
falls in das Bestandsverzeichnis aufgenommen werden. 

Ausweis im Anlagespiegel und in der GuV: Für den zutreffenden Ausweis eines 312 
erstmalig gebildeten Festwertes im Anlagespiegel m u ß in jedem Fall festgestellt 
werden, in welchen Spalten (in Frage kommen vor allem: gesamte Anschaffungs­
oder Herstellungskosten, Zugänge; gesamte Abschreibungen, [Rest-]Buchwerte) 
und mit welchen Beträgen die im Festwert erfaßten Anlagegüter bisher im Anla­
gespiegel ausgewiesen waren. Diese Wer te müssen dann an den Ausweis des Fest­
wertes angepaßt werden. Die Notwendigkeit dazu besteht unabhängig davon, ob 
der Festwert nach dem Netto- oder dem Bruttoprinzip ausgewiesen werden soll. 

Im Schrifttum wird überwiegend die Nettomethode bevorzugt 5 9 4 . Danach wird 313 
der Festwert (Ausgangswert abzüglich durchschnittlicher Abnutzungssatz, 

588 A.A. Meierkord, BB 1970, 481 (483): Aufstockung wie bei der erstmaligen Bildung 
eines Festwertes (Rn307), d.h. vermindert um den durchschnittlichen Abnutzungs­
satz. Die Sachverhalte sind jedoch nicht vergleichbar. 

589 Die steuerliche Grundlage für diese Regelung ist wohl § 6 I Nr. 1 S. 4 EStG. 
590 Vgl. z.B. ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 107; Federmann, HdB 1988, Rn 60. 
591 Vgl. auch Selchert (Jahresabschlußprüfung), 1988, 219. 
592 Vgl. Betriebsprüfungskartei der OFD Düsseldorf-Köln-Münster, Teil I, Kto. Festwer­

te, S. 3,'Herrmann/Heuer/Raupach, § 6 Anm. 132, ADS, 4. Aufl., § 153 Tz. 74; Schlott­
mann (Festwertverfahren), 1970, 92; Federmann, HdB 1988, Rn 60. 

593 A. A. Federmann, HdB 1988, Rn 60. 
594 Vgl. z.B. Harrmann in Küting/Weber, § 268 Rn 97; ADS, 5. Aufl., § 268 Tz. 76. 
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Rn 307) nur in den Spalten gesamte Anschaffungs- oder Herstellungskosten sowie 
(Rest-)Buchwerte gezeigt. Bei den Befürwortern der Net tomethode finden sich je­
doch keine Aussagen darüber, wie bei der erstmaligen Bildung eines Festwertes 
die bisherigen Beträge und Differenzen zum Festwert behandelt werden sollen. In 
Betracht komme eine Saldierung im Anlagespiegel (in der Regel gesamte Anschaf­
fungs- oder Herstellungskosten und Zugänge mit den kumulierten Abschreibun­
gen) und die Behandlung des durchschnittlichen Abnutzungswertes als Abgang; 
die Differenzen zum Festwert sind entsprechend Rn 307 auszuweisen. Da die Sal­
dierung die formelle Kontinuität mit dem Anlagespiegel des vorherigen Ge­
schäftsjahres unterbricht, verdient die Abgangsbuchung den Vorzug. Solange der 
unveränderte Ansatz eines Festwertes zulässig ist, gelten die Regeln für den Aus­
weis der Zu- und Abgänge und der Zu- und Abschreibungen (Rn 109 ff.) nicht. 
Die Aufwendungen für Ergänzungszugänge sowie für die Instandhaltung der An­
lagegüter sind unmittelbar als Aufwand zu verbuchen, wobei ein Ausweis in der 
GuV unter den sonstigen betrieblichen Aufwendungen (GuV-Posten Nr. 8) vorzu­
ziehen ist. Gelegentliche Erlöse aus dem Verkauf von Festwertgütern fallen unter 
die sonstigen betrieblichen Erträge (GuV-Posten Nr. 4). M u ß der Festwert geän­
dert werden, empfiehlt sich ein Ausweis der Aufstockungen als Zugang und son­
stiger betrieblicher Ertrag (GuV-Posten Nr. 4 ) 5 9 5 und der AbStockungen als Ab­
gang und sonstiger betrieblicher Aufwand (GuV-Posten Nr. 8 ) 5 9 6 . 

314 Die Begründungen für die Nettomethode überzeugen wenig 5 9 7 . Die Nettometho­
de steht im Gegensatz zu der für den Anlagespiegel gesetzlich vorgeschriebenen 
direkten Bruttomethode (§ 268 II S. 2 HGB, Rn 101). Sie verzerrt vor allem die Re­
lationen zwischen den einzelnen Spalten des Anlagespiegels. Sie erschwert damit 
den Einblick in die Vermögenslage, insbesondere das Urteil über die (Veränderun­
gen der) Altersstruktur des Anlagenbestandes 5 9 8 . M.E. ist deshalb nur die Brutto­
methode zulässig 5 9 9 . Nach der Bruttomethode wird der Ausgangswert in der Spal-

595 Ggf. ist auch eine Saldierung mit den als sonstigen betrieblichen Aufwendungen erfaß­
ten Ergänzungszugängen zulässig, wenn nämlich die Aufstockung nachweislich auf 
vermehrte Ergänzungszugänge des betreffenden Geschäftsjahres zurückzuführen ist. 

596 Wie hier z.B. Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 109; a.A., d.h. Ausweis als Zu- oder 
Abschreibungen bzw. Ausweis danach, ob die Ursache (überwiegend) mengen- oder 
wertbedingt ist, z.B. ADS, 5. Aufl., § 268 Tz. 76 ; Harrmann in Küting/Weber, § 268 
Rn 98. M. E. sind Zu- und Abschreibungen nicht mit dem Ausweis des Festwerts ge­
mäß Nettomethode unter den gesamten Anschaffungs- oder Herstellungskosten ver­
einbar. Teilweise wird im Schrifttum auch der Zusammenhang mit der GuV nicht ge­
nügend beachtet; widersprüchlich ist es z. B., Abstockungen im Anlagespiegel als Ab­
schreibungen und in der GuV unter dem Posten Nr. 8 als sonstige betriebliche Auf­
wendungen zu erfassen. 

597 Vgl. z.B. ADS, 5. Aufl., § 268 Tz. 76 (Hervorhebung im Original), die in dem Festwert­
verfahren „eine besondere Form der Ermittlung bilanzieller Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten" (!) sehen, oder die Begründung von Knop in Küting/Weber, § 247 Rn 67: 
„Das Bilanzrecht geht in diesem Fall von der Fiktion aus, daß die zusammengefaßten 
Vermögensgegenstände einen Vermögensgegenstand darstellen." 

598 Diese trifft insbesondere dann zu, wenn die Voraussetzung der nachrangigen Bedeu­
tung nur für den einzelnen Festwert und nicht für den Gesamtwert aller Festwerte ver­
langt wird (vgl. Rn 302). 

599 Wie hier Nordmeyer in Beck HdR, B 212 Rn 108, Federmann, HdB 1988, Rn 73. 
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te gesamte Anschaffungs- oder Herstellungskosten (ggf. auch in der Spalte Zugän­
ge), der durchschnittliche Abnutzungswert in der Spalte gesamte Abschreibungen 
sowie der Festwert als Saldo in der Spalte (Rest-(Buchwert ausgewiesen. Beim Aus­
weis der Differenzen der bisherigen Beträge zum neu gebildeten Festwert beste­
hen keine Unterschiede zur Nettomethode. Unterschiede bestehen auch nicht, 
solange der unveränderte Ansatz eines Festwertes zulässig ist. Dagegen führen 
Aufstockungen (Abstockungen) zu einem Ausweis in der Zugangsspalte (Abgangs­
spalte) und in der Spalte gesamte Abschreibungen, und zwar jeweils in Höhe der 
Differenz zwischen altem und neuem Abgangswert bzw. durchschnittlichem Ab­
nutzungswert. Der Ausweis der Auf- und Abstockungen in der GuV entspricht 
wieder der Nettomethode. 

Anhangangaben: Soweit ein Anhang erstellt werden m u ß und die Festwerte nicht 315 
völlig unbedeutend sind, müssen sie und der Bilanzposten bezeichnet und die zu­
gehörigen Beträge angegeben werden 6 0 0 . Zur Erfüllung der Angabepflichten nach 
§ 284 II Nr. 1 HGB sind weiterhin Angaben zur Höhe des durchschnittlichen Ab­
nutzungswertes und zu Bewertungsbesonderheiten, z. B. Hinweis auf eine sukzes­
sive Aufstockung, erforderlich. Die Bildung und Auflösung von Festwerten ist als 
Abweichung von den angewandten Bewertungsmethoden nach § 284 II Nr. 3 
HGB berichts- und begründungspflichtig. Zusätzlich m u ß der Einfluß dieser Ab­
weichungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage gesondert dargestellt 
werden. Es genügt, die Höhe des neu gebildeten bzw. aufgelösten Festwertes (Ver­
mögenslage) und die Differenzen zwischen Festwert und Summe der Restbuch­
werte (Ertragslage) anzugeben. 

Frei. 316-319 

F. Zusammenhänge mit anderen Posten der Bilanz und GuV, 
mit Angaben im Anhang sowie mit dem Lagebericht 

I. Vorbemerkung/Rechtsformbesonderheiten 

Eine nur punktuelle Betrachtung einzelner Bilanzposten (hier der Sachanlagen) er- 320 
schließt nicht den vollen Informationsgehalt eines Jahresabschlusses; sie kann 
vielmehr zu falschen Schlußfolgerungen führen und Fehlentscheidungen auslö­
sen. Bilanzierende, Prüfer und Bilanzleser sollten es sich deshalb zur Gewohnheit 
machen und stets die vielfältigen Beziehungen der Bilanzposten und der GuV-Po-
sten untereinander sowie zwischen Bilanz und GuV beachten und ggf. vorliegen­
de Erläuterungen zum Jahresabschluß (Fußnoten zum Jahresabschluß, davon-Ver­
merke; Anhangangaben; Lagebericht) in die Analyse einbeziehen. Im folgenden 
können nur die wichtigsten Zusammenhänge zwischen den Sachanlageh und an­
deren Posten des Jahresabschlusses aufgezeigt werden. Ein Teil der Hinweise ist 
rechtsformabhängig, ohne daß dies immer ausdrücklich vermerkt ist. Zu den 
Rechtsformbesonderheiten bezüglich Anhang und Lagebericht vgl. Rn 352 und 
379. 

600 Zur Praxis der Anhangangaben vgl. Treuarbeit AG (Jahresabschlüsse '87), 1989, 101 f. 
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II. Zusammenhänge mit anderen aktivischen Bilanzposten 

321 Immaterielle Anlagegüter: Anzahlungen (Rn 60). 
Vorräte: Abgrenzung vom Anlagevermögen vgl. Rn 16 ff.; Änderung der Zweck­
bestimmung (Rn 26); Ersatz- und Reserveteile (Rn 85); Leihemballagen (Rn 88) ; 

Werkzeuge, Formen, Modelle und Vorrichtungen (Rn 86); Überbestände gering­
wertiger Vermögensgegenstände (Rn 239). 
Sonstige Vermögensgegenstände: Zur Veräußerung bestimmte und nicht mehr 
genutzte Sachanlagen (Rn27ff . ) ; als Anschaffungskostenminderung behandelte 
(Rn 200 ff.), aber noch nicht ausgezahlte Zuschüsse. 

HI. Zusammenhänge mit Passiva und Haftungsverhältnissen 

1. Andere Gewinnrücklagen: Vgl. Rn 292 f. 

2. Sonderposten mit Rücklageanteil 6 0 1 

322 Zweck, Voraussetzungen: Das Steuerrecht läßt in bestimmten Fällen die gewinn-
mindemde Bildung von Rücklagen zu ; insbesondere aufgelöste stille Rücklagen 
werden dadurch befristet steuerbefreit. § 247 III HGB ermöglicht es, daß diese 
steuerlich zulässigen sog. „steuerfreien" Rücklagen auch in der Handelsbilanz ge­
bildet werden können. Voraussetzung für ihre Bildung in der Handelsbilanz mit 
gesondertem Ausweis als „Sonderposten mit Rücklageanteil" (§ 247 III S. 2 HGB) 
ist lediglich die steuerliche Zulässigkeit 6 0 2 . Die Auflösung richtet sich nach den 
steuerlichen Vorschriften (§ 247 III S. 2 HGB). Z u m Ausweis im Jahresabschluß 
und zu den Anhangangaben vgl. Rn 140. 

323 Rechtsformbesonderheiten: § 273 HGB schränkt für Kapitalgesellschaften, Genos­
senschaften (§ 336 II S- 1 HGB) und dem PublG unterliegende Unternehmen (§51 
S. 2 PublG) die Bildung steuerfreier Rücklagen e in 6 0 3 . Vorausgesetzt wird zusätz­
lich zur steuerlichen Zulässigkeit die umgekehrte Maßgeblichkeit, d. h. das Steu­
errecht m u ß die Anerkennung von einer entsprechenden Bilanzierung in der 
Handelsbilanz abhängig machen. Weiterhin sind von den genannten Unterneh­
men bestimmte Vorschriften für den Ausweis in der Bilanz und GuV sowie An­
hangangaben zu beachten; Rn 140 gilt entsprechend. 

324 Zu den wesentlichen Anwendungsfällen steuerfreier Rücklagen, die mit Sachanla­
gen zusammenhängen, g e h ö r e n 6 0 4 ' 6 0 5 : 
- § 6b EStG: Gewinne aus der Veräußerung bestimmter Anlagegüter; 

601 Zur anderen Komponente des Sonderpostens, nämlich den Wertberichtigungen nach 
§ 28 I I HGB, vgl. Rn 135 ff. 

602 Vgl. Pankow/Gutike in Beck'scher BilKomm., § 247 Rn 701. 
603 Zu Zweifeln, ob § 273 HGB mit der 4. EG-Richtlinie vereinbar ist, vgl. Schulze-Oster­

loh, FR 1986, 545 (546). 
604 Zu weiteren Einzelheiten vgl. insbesondere Pankow/Gutike in Beck'scher BilKomm., 

§ 247 Rn 704 ff., vgl. auch die Aufzählungen im WP-Handbuch 1985/86 II, 47 f., und 
bei ADS, 5. Aufl., § 273 Tz. 6. 

605 Zur Behandlung von Investitionszulagen und -Zuschüssen Dritter vgl. Rn 203 ff. 
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- Abschn. 35 EStR (s. unten Rn 463): Rücklage für Ersatzbeschaffung; 
- § 82 Städtebauförderungsgesetz: Veräußerungsgewinne bei Sanierungs- oder 

Entwicklungsmaßnahmen; 
- § 3 Zonenrandförderungsgesetz: Investitionen im Zonenrandgebiet; 
- § 1 Auslandsinvestitionsgesetz: Überführung bestimmter Wirtschaftsgüter ins 

Ausland; 
- § 3 des Gesetzes über steuerliche Maßnahmen bei der Stillegung von Steinkoh­

lenbergwerken (BGBl. I 1967, 403): Veräußerungsgewinne bei Stillegung. 

Bei der Rücklage für Veräußerungsgewinne aus der Stillegung von Steinkohlen- 325 
bergwerken gilt die umgekehrte Maßgeblichkeit n ich t 6 0 6 . Bei den Rücklagen nach 
§ 6b EStG und § 82 Städtebauförderungsgesetz ist die umgekehrte Maßgeblichkeit 
gesetzlich verankert. Bei den übrigen genannten Anwendungsfällen werden un­
terschiedliche Meinungen vertreten; nach wohl h. M. und der tatsächlichen bis­
herigen Praxis gilt die umgekehrte Maßgeblichkeit 6 0 7 . Zur geplanten Gesetzesän­
derung vgl. Rn 174. 

3. (Andere) Rückstellungen 

Zu den passivierungspflichtigen Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten 326 
und für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften (§ 249 I S. 1 HGB), die 
im engen Zusammenhang mit Sachanlagen stehen, gehören insbesondere die 
Rückstellungen für ausstehende Rechnungen (Rn 127) sowie die Rückstellungen 
für rechtliche Verpflichtungen gegenüber Dritten zur Instandhaltung (z. B. Pacht­
erneuerungsverpflichtungen); zur Abraumbeseitigung und Rekultivierung und 
zur Beseitigung von Bauten auf fremden Grundstücken bzw. Einbauten in gemie­
teten / gepachteten Gebäuden. 

4. Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung 

Voraussetzungen: Die Rückstellung nach § 249 I S. 2 Nr. 1, S. 3 H G B 6 0 8 gehört zu 327 
den Aufwandsrückstellungen. Voraussetzung ist, daß keine (öffentlich- bzw. zi-
vil-)rechtliche Verpflichtung gegenüber Dritten vorliegt (in diesem Fall gilt 
Rn 326) und daß die Instandhaltungsaufwendungen im letzten Geschäftsjahr un-

606 Vgl. Herrmann/Heuer/Raupach, § 4 KStG Anm. 44. 
607 Zum Meinungsstand vgl. u. a. Schulze-Osterloh, FR 1986, 545 (550 ff.), ADS, 5. Aufl., 

§273 Tz. 12 ff., jeweils m.w.N., vgl. auch den Hinweis von ADS (5. Aufl., §273 
Tz. 13), daß die Finanzverwaltung geneigt zu sein scheint, in nicht ausdrücklich gesetz­
lich geregelten Fällen auf die umgekehrte Maßgeblichkeit zu verzichten. Vgl. auch 
Rn 276. 

608 § 249 I S. 2 Nr. 1, S. 3 HGB entspricht § 152 VII AktG a.F. mit dem einzigen Unter­
schied, daß nunmehr für die Aufwendungen, die innerhalb von drei Monaten nachge­
holt werden, Passivierungspflicht besteht. Das Wahlrecht wurde aus steuerlichen 
Rücksichtnahmen beseitigt; vgl. BTDrS 10/317, S. 83. Kritisch zur Passivierungspflicht 
u.a. Siegel, WPg 1985, 14 („Grundsatz ordnungswidriger Bilanzierung"); Rnobbe-Reuk 
(Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht), 1987, 83 f. Vgl. auch Brezing, FR 1984, 349; 
Anders, BB 1984, 1270; Dziadkowski/Runge, WPg 1984, 544, siehe auch die Literatur­
hinweise zu den Aufwandsrückstellungen nach § 249 II HGB; Rn 331. 

HdJ Abt. II/1 Januar 1990 139 



Rn 327-331 Richtet, Das Sachanlagevermögen 

terlassen worden sind. Unterlassen heißt, daß der Aufwand betriebswirtschaftlich 
geboten gewesen sein m u ß 6 0 9 . Für in früheren Geschäftsjahren unterlassene Auf­
wendungen gilt ein Nachholverbot, ggf. kommt aber eine Aufwandsrückstellung 
nach § 249 II HGB (Rn 332) in Betracht. Voraussetzung ist weiterhin, daß die In­
standhaltungsarbeiten innerhalb von drei Monaten nach Schluß des Geschäfts­
jahres (Passivierungspflieht) bzw. im folgenden Geschäftsjahr ( = bei Rumpfge­
schäftsjahren innerhalb von 12 Mona ten) 6 1 0 (Wahlrecht) durchgeführt uiid abge­
schlossen werden. Es genügt, wenn zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung die 
Durchführung der Arbeiten innerhalb der Fristen noch möglich und auch ernst­
lich beabsichtigt ist. Soweit die Instandhaltungen nicht innerhalb der 12-Monats-
Frist durchgeführt werden, ist der nicht verbrauchte Betrag im nächsten Jahresab­
schluß aufzulösen. 

328 Ausweis: Die Rückstellung braucht innerhalb der „sonstigen Rückstellungen" 
nicht gesondert ausgewiesen zu werden; es können jedoch Erläuterungen im An­
hang nach § 285 Nr. 12 HGB erforderlich sein. Statt einer Rückstellung kommt 
ggf. auch eine außerplanmäßige Abschreibung auf den niedrigeren beizulegenden 
Wert (§ 253 II S. 3 HGB) bzw. steuerlich eine Teilwertabschreibung gemäß § 6 1 
Nr. 1 EStG (Rn251) in Betracht 6 1 1 . Außerplanmäßig ist jedenfalls dann abzu­
schreiben, wenn die Instandhaltungen so umfangreich sein werden, daß die Auf­
wendungen als Herstellungsaufwendungen ( R n l l 2 f f . ) aktiviert werden müs­
sen 6 1 2 . 

329 Steuerrecht: Die handelsrechtliche Passivierungspflieht gilt über das Maßgeblich-
keitsprinzip auch steuerlich. Das handelsrechtliche Passivierungswahlrecht wird 
steuerlich jedoch nicht anerkannt. In diesem Fall gelten die Grundsätze des BFH-
Urteils vom 23. 11. 1983 (Passivierungsverbot) for t 6 1 3 . 

5. Rückstellung für unterlassene Abraumbeseitigung 

330 Die Rückstellung nach § 249 I S. 2 Nr. 1 HGB m u ß gebildet werden, wenn sie im 
folgenden Geschäftsjahr nachgeholt wird; im Unterschied zu den unterlassenen 
Instandhaltungsaufwendungen besteht für die Nachholung zwischen dem 4. Mo­
nat und dem Ende des folgenden Geschäftsjahrs kein Wahlrecht. Im übrigen gel­
ten die Erläuterungen unter Rn 327 ff. 

6. Aufwandsrückstellungen 

331 Die Aufwandsrückstellungen nach § 249 II HGB gehen auf Art. 20 II der 4. EG-
Richtlinie zurück, der im vollen Umfang übernommen wurde. Die Möglichkei­
ten zu Aufwandsrückstellungen wurden gegenüber dem bisherigen Rechtszu-

609 Vgl. Ktopff in Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, § 154 Rn 74. 
610 Vgl. Clemm/Noimenmachet in Beck'scher BilKomm., § 249 Rn 105. 
611 Ebenso Mathiak, StuW 1988, 79 (85). 
612 Vgl. Brezing, FR 1984, 349 (351); Clemm/Nonnenmacher in Beck'scher BilKomm., 

§ 249 Rn 102. 
613 Vgl. BPH v. 23. 11. 1983 - 1 R 216/78 - DB 1984, 220; vgl. auch Abschn. 31c XÜ EStR 

(s. unten Rn 457), 
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s tand 6 1 4 erheblich erweitert. Wegen der Unbestimmtheit der Tatbestände, für die 
künftige Ausgaben passiviert werden dürfen, der damit verbundenen Manipula­
tionsgefahr und der eingeschränkten Nachprüfbarkeit ist die gesetzliche Regelung 
vielfach kritisiert worden 6 1 5 . 

Voraussetzungen: Dem Grunde nach sind bezüglich der Sachanlagen vor allem 332 
Großreparaturen, regelmäßig wiederkehrende Reparaturen und schließlich alle 
unterlassenen Instandhaltungen und Abraumbeseitigungen, für die die Fristen 
gemäß §249 I S. 2 Nr. 1, S. 3 HGB nicht gewahrt werden (Rn327), rückstel­
lungsfähig. Allgemeine Vorsorgen für die Zukunft sowie Rückstellungen für das 
allgemeine Unternehmensrisiko sind unzulässig. Aufwandsrückstellungen zur 
Berücksichtigung höherer Wiederbeschaffungskosten werden fast einhellig abge­
lehn t 6 1 6 . Neben einem anerkannten Grund müssen für die Rückstellungsbildung 
die folgenden vier Voraussetzungen erfüllt se in 6 1 7 : Die Aufwendungen müssen 
(1) ihrer Eigenart nach genau umschrieben werden, d.h. die Begründung für die 
Rückstellung m u ß den einzelnen Vermögensgegenstand bzw. die Sachgesamtheit 
bezeichnen sowie Notwendigkeit, Art, Umfang und voraussichtlichen Zeitpunkt 
der Maßnahme erkennen lassen. Die Aufwendungen müssen (2) bereits abgelau­
fenen Geschäftsjahren zuzurechnen sein. Die Zurechnung erfolgt in dem Ver­
hältnis, in dem diese Geschäftsjahre zu den künftigen Aufgaben beigetragen ha­
b e n 6 1 8 ; ggf. k o m m t auch eine zeitproportionale (lineare) Zuordnung in Betracht. 
Da Aufwandsrückstellungen dem Zweck eines periodengerechten Erfolgsauswei­
ses dienen, müssen die Aufwendungen Leistungen verursacht haben, die bereits 
zu Erträgen geführt haben. Dies schließt zukünftige Ausgaben aus, die erst in 
späteren Jahren zu Erträgen führen 6 1 9 . Weiterhin müssen die Aufwendungen (3) 
am Abschlußstichtag wahrscheinlich oder sicher sein. Es m u ß sich also u m 
künftige Aufgaben handeln, „denen sich der Kaufmann nicht entziehen kann, 
wenn er seinen Geschäftsbetrieb unverändert fortführen wil l" 6 2 0 . Schließlich 
müssen (4) die Höhe der Ausgaben oder der Zei tpunkt ihres Eintritts unbe­
stimmt sein, was eine allgemein für Rückstellungen übliche Voraussetzung ist. 

614 Kapitalgesellschaften konnten sie bisher nur für unterlassene Instandhaltung und Ab­
raumbeseitigung (Rn 327 ff.) bilden; zur Zulässigkeit bei Personenhandelsgesellschaf­
ten vgl. IDW HFA 1/1976, WPg 1976, 114 (116, m.w.N.). 

615 Vgl. insbes. Streim, BB 1985, 1575; Selchert, DB 1985, 1541; Selchert, DB 1985, 2314; 
Siegel, WPg 1985, 414, Siegel, DB 1985, 2313, Siegel, BB 1986, 841; Forster (Fragen), 
1986, 29 (33). Vgl. von den zahlreichen Stellungnahmen auch Schulze-Osterloh, ZHR 
1986, 403 (423f., m.w.N.),- Coenenberg, BB 1986, 910,.Esser, Stbjb. 1984/85, 151, 
Kupsch.ZlB Ergänzungsheft 1/1987, 67, Kußmaul, DStR 1987, 675; Maul, BB 1986, 
631. 

616 Befürwortend Maul, BB 1986, 631 (633 f.); dagegen u.a. Siegel, BB 1986, 841 (843); Coe­
nenberg, BB 1986, 910, WP-Handbuch 1985/86 II, 68 f.; Clemm/Nonnenmacher in 
Beck'scher BilKomm., § 249 Rn 423 f. 

617 Vgl, WP-Handbuch 1985/86 II, 68. 
618 Vgl. BTDrS 10/317, S. 84. 
619 Vgl. Clemm/Nonnenmacher in Beck'scher BilKomm., § 249 Rn 406. 
620 BTDrS 10/4268, S. 99. 
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333 Für Aufwandsrückstellungen gilt ein Passivierungswahlrecht 6 2 1. Steuerlich wer­
den sie deshalb nicht anerkannt 6 " . Trotz des PassiVierungswahlrechtes müssen 
einmal zu bilden begonnene Aufwandsrückstellungen fortgeführt werden. Aus­
nahmen vom Grundsatz der Bewertungsstetigkeit sind nur unter den Vorausset­
zungen des § 252 II HGB zulässig. Ebenso ist die Auflösung einer einmal gebilde­
ten Rückstellung nur zulässig und dann aber auch gemäß § 249 III S. 2 HGB gebo­
ten, wenn und soweit der Grund für die Rückstellung entfallen ist. 

334 Ausweis: Die Rückstellung braucht innerhalb der „sonstigen Rückstellungen" 
nicht gesondert ausgewiesen zu werden; in Betracht kommen jedoch Erläuterun­
gen im Anhang gemäß § 285 Nr. 12 HGB. 

7. Rückstellung für latente Steuern 

335 Zweck/Zie l , Rechtsformbesonderheiten: Die Rückstellungspflicht für (passivi­
sche) latente Steuern (§ 274 I HGB), die eine Folge temporärer Abweichungen zwi­
schen handelsrechtlichem Ergebnis vor Ertragssteuern und steuerpflichtigem Ein­
kommen sind, geht auf Art. 43 I Nr. 11 der 4. EG-Richtlinie zurück. Die Vor­
schrift, die der periodengerechten Gewinnermittlung im Sinne der dynamischen 
Bilanztheorie dient, ist für das deutsche Bilanzrecht neu. Eine Reihe von Grund­
satzfragen zur Anwendung der Vorschrift sind deshalb noch umstr i t ten 6 2 3 . Die 
Rückstellungspflicht gilt für Kapitalgesellschaften (§ 274 I HGB), Genossenschaf­
ten (§ 336 II S. 1 HGB) und dem PublG unterliegende Unternehmen (§ 5 I S. 2 
HGB|. Andere Unternehmen können die Vorschrift sinngemäß anwenden 6 2*. 

336 Voraussetzungen: Eine Rückstellung in Höhe der voraussichtlichen Steuerbela­
stung zukünftiger Geschäftsjahre ist zu bilden, (1) wenn der dem Geschäftsjahr 
und früheren Geschäftsjahren zuzurechnende Steueraufwand zu niedrig ist, weil 
der nach den steuerrechtlichen Vorschriften zu versteuernde Gewinn niedriger 
ist als das handelsrechtliche Ergbnis, und (2) wenn der zu niedrige Steueraufwand 
des Geschäftsjahres und früherer Geschäftsjahre sich in zukünftigen Geschäfts­
jahren voraussichtlich ausgleichen wird (§ 2741 S. 1 HGB). Voraussetzung ist also, 
(1) daß handelsrechtliche und steuerrechtliche Gewinnermittlungsvorschriften 
nicht übereinstimmen und (2) daß es sich nur um zeitlich begrenzte und sich 

621 Zur ggf. erforderlichen außerplanmäßigen Abschreibung bei einem Instandhaltungs­
rückstand vgl. Rn 328. 

622 Vgl. BFH v. 3. 2. 1969 - GrS 2/68 - BStBl. U 1969, 291; BGH v. 19. 5. 1987 - VIII R 
327/83 - BStBl. II 1987, 848; zustimmend Offerhaus, StBp. 1987, 212 (212). Vgl. auch 
Abschn. 31c S. 6 EStR (s. unten Rn 458). 

623 Von den zahlreichen Stellungnahmen vgl. u.a. Baumann (latente Steuern), 1988, 105; 
Berlage, BB 1987, 867; Bordewin, DStZ 1987, 443; Coenenberg/Hille (HdJ, Abt. 1/13), 
1987; Ellerich, BB 1985, 26; Gräfer, BB 1986, 2092; Harms/Küting, BB 1985, 94, Hetzel, 
BB 1985, 1173; Knief, DB 1987, 697, Kupsch/Eder, WPg 1988, 521, Rau/Schmidt, BB 
1988, 170; Reineis, DB 1988, 1909; Runge, BB 1988, 440, Schneeloch, WPg 1986, 517; 
Siegel, BB 1985, 1373, Siegel DStR 1986, 587; Siegel, ZfB Ergänzungsheft 1/1987, 137; 
Westermann, B., WPg 1989, 257; v. Wysocki, ZfbF 1987, 829; vgl. ferner IDW SABI 
3/1988, WPg 1988, 625. 

624 Vgl. IDW SABI 3/1988, WPg 1988, 625 (625); ADS, 5. Aufl., § 274 Tz. 8, a. A. Coenen­
berg/Hille (HdJ, Abt. 1/13), 1987, Rn30. 
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wieder ausgleichende Abweichungen zwischen Handels- und Steuerbilanz han­
delt. Ist ein Ausgleich von Differenzen zwar grundsätzlich möglich, zum Ab­
schlußstichtag aber nicht absehbar (sog. quasi zeitlich unbegrenzte Differenzen), 
so dürfen diese Differenzen (vorläufig) nicht in die Abgrenzung einbezogen wer­
den; jährlich ist zu prüfen, ob sie sich aufgrund veränderter Verhältnisse nicht 
doch in der überschaubaren Zukunft ausgleichen werden 6 2 5 . 

Zu den zeitlich begrenzten Abweichungen, die aus der Bewertung von Sachanla- 337 
gen stammen können, gehören 6 2 6 : 
(a) passivische Komponenten (handelsrechtliches Ergebnis vor Ertragssteuern hö­
her als das zu versteuernde Einkommen): 
- Vornahme steuerlich zwingender Abschreibungen, die handelsrechtlich nicht 

geboten sind und auch nicht vorgenommen werden (vgl. z.B. Rn 227). 
- Vornahme von Zuschreibungen aufgrund des Wertaufholungsgebots, ohne daß 

das Beibehaltungswahlrecht nach § 280 II HGB eingreift (vgl. Rn 290). 
- Ansatz von Fremdkapitalzinsen nach § 255 HI S. 2 im Rahmen der Bewertung 

zu Herstellungskosten (Rn 194). 
(b) aktivische Komponenten (zu versteuerndes Einkommen höher als das han­
delsrechtliche Ergebnis vor Ertragssteuern): 
- Vornahme von Abschreibungen in der Handelsbilanz, die steuerlich nicht oder 

nicht in dieser Höhe vorgenommen werden dürfen, z. B. infolge kürzerer Nut­
zungsdauerschätzungen. 

- Niedrigerer Ansatz der Herstellungskosten in der Handelsbilanz aufgrund der 
Ausübung von Wahlrechten verglichen mit den gemäß Abschn. 33 I EStR an­
zusetzenden Kostenbestandteilen (Rn 191). 

- Vornahme von steuerlich nicht zulässigen Abschreibungen gemäß § 253 IV 
HGB (Rn 262] 6 " . 

- Nichtanerkennung von Rückstellungen für steuerliche Zwecke dem Grunde 
nach, z. B. Aufwandsrückstellungen nach § 249 II HGB (Rn 333) und Instand­
haltungsrückstellungen nach § 249 I S. 3 HGB (Rn 329), bzw. der Höhe nach. 

Für die Rückstellungsberechnung wird es regelmäßig erforderlich sein, die rele- 338 
vanten bzw. im Fall der quasi zeitlich unbegrenzten Differenzen potentiell rele­
vanten Unterschiede zwischen Handels- und Steuerbilanzergebnis systematisch 
aufzuzeichnen. Dies kann z.B. in Form eines sog. Differenzenspiegels geschehen, 
in dem neben Zeitpunkt, Ursache und Höhe der (potentiell) relevanten Unter­
schiede auch die zukünftigen Steuerbe- und -entlastungen aufgeführt werden 6 2 8 . 
Rückstellungspflichtig ist nach der wohl überwiegenden Auffassung im Schrift­
t u m 6 2 9 der Gesamtsaldo aus passivischen abzüglich aktivischen Komponenten. 

625 H.M., vgl. z.B. IDW SABI 3/1988, WPg 1988, 625 (625). 
626 Vgl. Coenenberg/Hille (HdJ, Abt. 1/13), 1987, Rn 32 f., ADS, 5. Aufl., § 274 Tz. 37 und 

43 f. 
627 § 253 IV HGB gilt nicht für Kapitalgesellschaften, vgl. Rn 60. 
628 Vgl. dazu z.B. ADS, 5. Aufl., § 274 Tz. 45 ff. 
629 Vgl. z.B. IDW SABI 3/1988, WPg 1988, 625 (625), Coenenberg/Hille (HdJ, Abt. 1/13), 

1987, Rn 45 m.w.N.; ADS, 5. Aufl., § 274 Tz. 21. 
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Wenn die aktivischen Komponenten überwiegen, kommt der Ansatz einer Bilan­
zierungshilfe nach § 274 II HGB in Betracht. Falls die künftigen Steuerentlastun­
gen zeitlich hinter den künftigen Steuerbelastungen liegen und diese Unterschie­
de wesentlich sind, können zusätzliche Anhangangaben nach §§ 264 II S. 2, 285 
Nr. 3 HGB erforderlich werden 6 3 0 . Die Rückstellung fällt unter die Steuerrück­
stellungen. Nach § 274 I S. 1 HGB ist sie gesondert in der Bilanz oder im Anhang 
anzugeben 6 3 1 . Der Aufwand und Ertrag aus der Bildung und Auflösung der Rück­
stellung sollte in den Posten Nr. 18 „Steuern vom Einkommen und Ertrag" einbe­
zogen werden, und zwar ebenfalls mit gesondertem Ausweis (zumindest bei we­
sentlichen Beträgen) 6 3 2 . Nach § 274 I S. 2 HGB m u ß die Rückstellung aufgelöst 
werden, sobald die höhere Steuerbelastung eintritt oder mi t ihr voraussichtlich 
nicht mehr zu rechnen sein wird. 

8. Verbindüchkeiten 

339 Restlaufzeiten, Besicherungen: Kapitalgesellschaften müssen für jeden Posten der 
Verbindlichkeiten die Beträge mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr und mehr 
als fünf Jahren gesondert in der Bilanz oder im Anhang angeben. Zusätzlich ist zu 
vermerken, welche Verbindlichkeiten durch Pfandrechte oder ähnliche Rechte 
gesichert sind, unter Angabe von Art und Form der Sicherheiten (§§268 V S. 1 
i. V. m. 265 Vü Nr. 2 HGB und § 285 Nr. 1 und 2 HGB). Zu den Sicherheiten ge­
hören insbesondere die Grundpfandrechte an Gruridstücken und grundstücks­
gleichen Rechten. Zweckmäßig ist die Darstellung in Form eines sog. Verbind­
lichkeitenspiegels 6 3 3 . Für kleine Kapitalgesellschaften i. S. v. § 267 I HGB genügt 
jeweils die Angabe des Gesamtbetrages; eine Aufgliederung auf die einzelnen Po­
sten der Verbindlichkeiten ist nicht erforderlich (§ 288 HGB). 

340 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen: Noch nicht erfüllte Zahlungs­
verpflichtungen aus Zugängen von Anlagegütern einschließlich der sogenannten 
Garantieeinbehalte. ' 
Sonstige Verbindlichkeiten: Bereits erhaltene, aber mangels Zugängen noch nicht 
von den Anschaffungskosten abgesetzte Zuschüsse (Rn 200 ff.). 

9. Haftungsverhältnisse (§§ 251, 268 VII HGB) 

341 Soweit Anlagegüter für fremde Verbindlichkeiten haften, z.B. weil Grundpfand­
rechte eingeräumt oder Verpfändungen bzw. Sicherungsübereignungen vorge­
nommen worden sind. 

630 Vgl. IDW SABI 3/1988, WPg 1988, 625 (625); Coenenberg/Hille (HdJ, Abt. 1/13), 1987, 
' Rn46. 

631 Zur Bilanzierungspraxis vgl. Tteuatbeit AG (Jahresabschlüsse '87), 1989, 79 ff. 
632 Zum Ausweis in der Bilanz und GuV vgl. z. B. Coenenbetg/Hille (HdJ, Abt. 1/13), 1987, 

Rn 48 ff.; ADS, 5. Aufl., § 274 Tz. 48 ff. 
633 Zur Berichtspraxis vgl. Tteuatbeit AG (Jahresabschlüsse '87), 1989, 66 ff., insbesondere 

die Beispiele von Verbindlichkeitenspiegeln S. 70 ff. 
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IV. Zusammenhänge mit Posten der G u V 6 3 4 

1. Andere aktivierte Eigenleistungen (Posten Nr. 3) 

In diesem Posten werden nur Erträge aus Leistungen für das eigene Anlagevermö- 342 
gen (einschließlich aktivierter Ingangsetzungskosten) ausgewiesen 6 3 5 , und zwar in­
soweit, wie sie tatsächlich aktiviert worden sind. Unerheblich ist, ob diese selbst­
hergestellten Anlagenzugänge im gleichen Geschäftsjahr abgeschrieben werden. 
Auch periodenfremde Eigenleistungen sollten unter dem Posten Nr. 3 und nicht 
unter den sonstigen betrieblichen Erträgen (Nr. 4) erfaßt werden. Zu den perio­
denfremden Eigenleistungen gehören insbesondere die Nachaktivierungen 
(Rn 116) und ferner Aufwendungen für größere Reparaturen und für Instandhal­
tungsmaßnahmen, die sich über den Abschlußstichtag hinziehen und erst im fol­
genden Geschäftsjahr als aktivierungspflichtig erkannt werden. Das Schrifttum 
weist dagegen überwiegend die periodenfremden Eigenleistungen dem Posten 
Nr. 4 zu; lediglich für aktivierungspflichtige Reparaturaufwendungen wird wegen 
der praktischen Schwierigkeiten, diese auf periodenkonforme bzw. periodenfrem­
de Erträge aufzuteilen, ein Ausweis unter Nr. 3 als vertretbar angesehen 6 3 6 . Für 
den Ausweis unter Posten Nr. 3 spricht sowohl die größere Klarheit, die sich aus 
einer spezifischen Postenbezeichnung ergibt, als auch die Pflicht für Kapitalgesell­
schaften, periodenfremde Erträge im Anhang zu erläutern, soweit sie nicht von 
untergeordneter Bedeutung sind (§ 277 IV S. 3 HGB), d. h. das Gesetz geht offen­
sichtlich davon aus, daß bei allen GuV-Posten periodenfremde Erträge bzw. Auf­
wendungen vorkommen können. 

Soweit Fremdlieferungen und -leistungen im Zusammenhang mit Eigenleistungen 
vorliegen, sollten diese grundsätzlich direkt als Anlagenzugang verbucht werden. 
Nur wenn sie im Vergleich zu den Eigenleistungen von untergeordneter Bedeu­
tung sind, ist aus Vereinfachungsgründen auch die Bruttomethqde, d. h. ihre Ein­
beziehungen in die Eigenleistungen bei gleichzeitigem Ausweis der Fremdliefe­
rungen und -leistungen im GuV-Posten Nr. 5a /b zulässig 6 3 7 . 

634 Die Posten-Nr. entsprechen dem Gesamtkostenverfahren, § 275 II HGB. Besonderhei­
ten des Umsatzkostenverfahrens (§ 275 HI HGB) werden nicht behandelt. Auf eine ggf. 
zulässig abweichende Gliederung für Nicht-Kapitalgesellschaften wird ebenfalls nicht 
eingegangen; vgl. hierzu insbes. Förschle/Kropp, DB 1989, 1037 und Bundessteuerbera­
terkammer, StB 1988, 46. 

635 Bestandsveränderungen an selbst erstellten Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen fallen un­
ter den GuV-Posten Nr. 2 ; vgl. ADS, 5. Aufl., § 275 Tz. 66 f. m.w.N.; a.A. Bordiert in 
Küting/Weber, § 275 Rn 37. 

636 Vgl. z.B. ADS, 5. Aufl., § 275 Tz. 60 m.w.N. Wie hier Biener/Berneke (BiRiLiG), 1986, 
210. 

637 Für Fortführung der bisherigen Praxis Biener/Berneke (BiRiLiG), 1986, 210; vgl. auch 
ADS, 5. Aufl., § 275 Tz. 63 m. w. N. ; a. A., d. h. für generelle Anwendung der Bruttome­
thode, die aber zu einer unnötigen Aufblähung der GuV führt, Budde/Förschle in 
Beck'scher BilKomm., § 275 Rn 81. 
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2. Sonstige betriebliche Erträge (Posten Nr. 4) 

343 Erträge aus Anlagenabgängen: Im Unterschied zu § 157 I AktG a. F., der einen ge­
sonderten Ausweis der Erträge (einschließlich Zuschreibungen) und analog der 
Verluste aus Anlagenabgängen vorsah, fallen unter dem BiRiLiG die Erträge und 
Verluste aus Anlagenabgängen unter die Sammelposten Nr. 4 und Nr. 8; ggf. 
kommt auch ein Ausweis unter den außerordentlichen Erträgen/Aufwendungen 
(Nr. 14/15) in Betracht (vgl. Rn 348), Zu dem Posten Nr. 4 gehören auch die Er­
träge im Zusammenhang mit periodenfremden Abgängen. Die Erträge aus Anla­
genabgängen dürfen nicht mi t Abgangsverlusten bei anderen Anlagegütern sal­
diert werden. Sie sind ungekürzt auszuweisen, d. h. einschließlich der aufgelösten 
stillen Rücklagen, die ggf. auf ein Ersatzwirtschaftsgut übertragen werden sollen. 
Der Ertrag aus Anlagenabgängen errechnet sich aus dem Verkaufserlös abzüglich 
Erlösschmälerungen/USt und abzüglich letztem Buchwert (Rn 234). An die Stelle 
eines Verkaufserlöses können auch (Versicherungs-(Entschädigungen oder ein 
Schrotterlös treten, sofern dieser im Einzelfall erheblich ist. Die Verrechnung des 
Verkaufserlöses mit dem Buchwert verstößt nicht gegen das Saldierungsverbot 
(§ 246 II HGB) 6 3 8 . Ob auch Abgangskosten abzusetzen sind, ist dagegen strittig. Zu 
den Abgangskosten gehören die Kosten des Ausbaus, Abbruchkosten, Frachtko­
sten, Provisionen usw.; es können sowohl Eigen- als auch Fremdleistungen vorlie­
gen. Überwiegend wird, und zwar nicht zuletzt aus Vereinfachungsgesichtspunk­
ten, auf eine Saldierung mit den Abgangskosten verzichtet 6 3 9 . Nur soweit diese 
wesentlich sind und gleichzeitig Angaben im Anhang über die Höhe der Erträge 
aus Anlagenabgängen gemäß § 277 IV S. 2 HGB erforderlich werden, ist eine Be­
rücksichtigung von Abgangskosten notwendig, damit kein falscher Eindruck über 
die Höhe der Buchgewinne ents teht 6 4 0 . 

344 Weitere sonstige betriebliche Erträge: Erträge aus der Auflösung des Sonderpo­
stens mit Rücklageanteil (Rn 140); Zuschreibungen (Rn 294); Nachaktivierungen 
(Rn 116; zu periodenfremden Eigenleistungen vgl. Rn 342); Aktivierung unent­
geltlich erworbener Anlagegüter (Rn 199); Verkaufserlöse aus Festwertgütern, 
Aufstockungen von Festwerten (Rn313) ; Miet- und Pachterträge; Zuschüsse 
(Rn 201 f.) ; Auflösungen von nicht mehr bzw. nicht in voller Höhe benötigten 
Rückstellungen (Rn 326 ff.). 

3. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermö­
gens und Sachanlagen sowie auf aktivierte Aufwendungen für die Ingangset­
zung und Erweiterung des Geschäftsbetriebs (Posten Nr. 7a) 

345 Der hier ausgewiesene Betrag m u ß mit der Summe der Beträge übereinstimmen, 
die im Anlagespiegel (oder im Anhang) als Abschreibungen des Geschäftsjahres 

638 Vgl. z.B. Sahner in Küting/Weber, §246 Rn 22; Budde/Förschle in Beck'scher Bil­
Komm., § 275 Rn 92. 

639 Vgl. z.B. ADS, 5. Aufl., §275 Tz. 73; horchen in Küting/Weber, §275 Rn41. A.A. 
wohl Budde/Förschle in Beck'scher BilKomm., § 275 Rn 96, unter Hinweis auf § 6b II 
EStG; bei dieser Vorschrift handelt es sich aber lediglich um eine .(steuerliche) Berech­
nungsvorschrift, handelsrechtliche Ausweisfragen werden von ihr nicht erfaßt. 

640 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 275 Tz. 75. 
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(Rn 134) für Sachanlagen, immaterielle Vermögensgegenstände sowie Ingangset­
zungskosten 6 4 1 gezeigt werden 6 4 2 . Lediglich wenn außerplanmäßige Abschreibun­
gen als außerordentliche Aufwendungen i. S. v. § 277 IV S. 1 HGB anzusehen sind 
(dann Ausweis unter Posten Nr. 15; Rn 348), weicht der Betrag in Posten Nr. 7a 
insoweit von der im Anlagespiegel ausgewiesenen entsprechenden Summe der 
Abschreibungen des Geschäftsjahres ab. Eine Saldierung mit Zuschreibungen ist 
unzulässig. Wenn Kapitalgesellschaften außerplanmäßige Abschreibungen nach 
§§ 253 II S. 3, 253 III S. 3 HGB vorgenommen haben, sind diese gemäß § 277 III 
S. 1 HGB gesondert auszuweisen, was durch Vorspalten oder einen davon-Ver­
merk geschehen kann, oder im Anhang anzugeben. Gleiches gilt gemäß § 281 II 
S. 1 HGB für die steuerrechtlichen (Mehr-(Abschreibungen; diese sind getrennt 
nach Anlage- und Umlaufvermögen anzugeben und hinreichend zu begründen. 

4. Sonstige betriebliche Aufwendungen (Posten Nr. 8) 

Verluste aus Anlagenabgängen: Die Erläuterungen zu den Erträgen aus Anlagen- 346 
abgängen (Rn 343) gelten analog. 

Weitere sonstige betriebliche Aufwendungen: als Erhaltungsaufwand anzusehen- 347 
de Reparaturen und Instandhaltungen (Rn 112 ff.) ; Ergänzungszugänge zum Fest­
wert und Abstockungen (Rn 313); Aufwendungen für Anlagenabgänge (Rn 343); 
Miet- und Pachtaufwendungen (einschließlich Leasingraten); Versicherungsauf­
wand; Rechts- und Beratungskosten; Gebühren; Zuführungen zu Rückstellungen 
(Rn 326 ff.). 

5. Außerordentliche Erträge und Aufwendungen (Posten Nr. 15 und 16) 

Kapitalgesellschaften müssen unter diesem Posten Erträge und Aufwendungen 348 
ausweisen, die außerhalb der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit des Unternehmens 
angefallen sind (§ 277 IV S. 1 HGB). Die ausgewiesenen Erträge und Aufwendun­
gen sind hinsichtlich ihres Betrages und ihrer Art im Anhang zu erläutern, sofern 
sie für die Beurteilung der Ertragslage nicht von untergeordneter Bedeutung sind 
(§ 277 IV S. 2 HGB). Was als außerordentlich in diesem Sinne anzusehen ist, wird 
im Schrifttum sehr uneinheitlich beurtei l t 6 4 3 . Betont werden vor allem die Krite­
rien „ungewöhnlich in der Art der Erträge/Aufwendungen", „selten im Vorkom­
men" sowie „vom Betrag her wesentlich". Die Auslegung ist im allgemeinen sehr 
restriktiv, so daß außerordentliche Erträge /Aufwendungen nur selten in Be-

641 Ggf. unter Einbeziehung weiterer vergleichbarer Bilanzposten, z.B. der Verschmel­
zungsmehrwerte nach § 348 II AktG, §§ 27 II, 33 II KapErhG, vgl. dazu Richter (HdJ, 
Abt. n /9) , 1990. 

642 Soweit steuerrechtliche (Mehr-(Abschreibungen in den Sonderposten mit Rücklagean­
teil eingestellt werden, gehört der Aufwand nicht zu den Abschreibungen (diese sind 
deshalb auch nicht im Anlagespiegel enthalten), sondern zu dem Posten Nr. 8; vgl. 
Rn 140. 

643 Zur Auslegung vgl. insbesondere die Übersicht bei Federmann, BB 1987, 1071; vgl. 
auch ADS, 5. Aufl., § 275 Tz. 77 und 80, jeweils m.w.N. 
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tracht kommen würden 6 4 4 . Nach dieser Auffassung wären als außerordentliche 
Erträge/Aufwendungen, die im Zusammenhang mit Sachanlagen stehen, im we­
sentlichen nur auszuweisen: Gewinne und Verluste aus der Veräußerung ganzer 
Betriebe oder wesentlicher Betriebsteile; außerplanmäßige Abschreibungen als 
Folge außerordentlicher Ereignisse wie Stillegungen, Enteignungen/ Katastrophen, 
Unterschlagungen, einmalige öffentliche Zuschüsse zur Reorganisation von Bran­
chen; erhebliche Zuschreibungen aufgrund von Betriebsprüfungen. 
M. E. ist es zutreffender, auf das Kriterium der „Regelmäßigkeit des Anfalls" abzu­
stel len 6 4 5 . Danach wären Erfolgsbeiträge, die für die gewöhnliche Geschäftstätig­
keit nicht typisch sind, aber (mehr oder weniger) regelmäßig anfallen, dem or­
dentlichen Ergebnis zuzuordnen. Fallen sie dagegen unregelmäßig an, gehören sie 
zum a.b. Ergebnis. Folgt man diesem Kriterium, sind z.B. auch Erträge/Verluste 
aus dem Anlagenabgang im Rahmen einer Sale-and-lease-back-Vereinbarung, z. B. 
aus dem Verkauf des einzigen Verwaltungsgebäudes eines Unternehmens, außer­
ordentliche Erfolgsbeiträge. 

V. Zusammenhänge mit Angaben im Anhang 

1. Zweck/Ziele und allgemeine Anforderungen 

349 Zweck/Ziele: Der Anhang ist gemäß § 264 I S. 1 HGB ein notwendiger und 
gleichwertiger Teil des Jahresabschlusses von Kapitalgesellschaften. Er bildet mit 
der Bilanz und GuV eine Einheit. Er hat folgende Funkt ionen 6 4 6 : 
- Interpretationsfunktion: Informationen für das Verständnis von Bilanz und 

GuV (vgl. auch Rn 7). 
- Ergänzungsfunktiön: Zusatzinformationen, die sich aus der Bilanz und GuV 

nicht ergeben können. 
- Korrekturfunktion: Angaben zu Einflüssen von Bilanzierungs- und Bewer­

tungsmaßnahmen bzw. von Unterschiedsbeträgen zur Sicherstellung der Ver­
gleichbarkeit. 

- Entlastungsfunktion: Entlastung der Bilanz und GuV von sonst dort erforderli­
chen Angaben. 

Allgemeine Anforderungen: Die im Anhang vorgeschriebenen verbalen und 
quantitativen Angaben sind auch im Zusammenhang mit den erheblichen bilanz­
politischen Gestaltungsspielräumen, die die 4. EG-Richtlinie und das BiRiLiG be­
lassen, zu sehen und entsprechend auszulegen. Die Angaben müssen sachlich 
richtig, vollständig, klar und übersichtlich se in 6 4 7 . Sie müssen zusammen mit Bi­
lanz und GuV gewährleisten, daß der Jahresabschluß ein den tatsächlichen Ver-

644 Vgl. insbesondere Niehus, DB 1986, 1293 (1297); zur Bilanzierungspraxis vgl. Teuarbeit 
AG (Jahresabschlüsse '87), 1989, 145 ff. 

645 Vgl. zu diesem Kriterium mit ausführlicher Begründung Baetge/Fischer, ZfB Ergän­
zungsheft 1/1987, 175 (181 ff.). Im Ergebnis ähnlich Großfeld/leffson, HURB 1986, 
68; vgl. auch Leffson, WPg 1986, 433. 

646 Vgl. Russ (Anhang), 1986, S. 20 ff. 
647 Zu den allgemeinen Grundsätzen für den Inhalt des Anhangs vgl. z. B. Castan (Rech­

nungslegung), 1984, 191 f. 
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h'ältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermit­
telt (§ 264 II HGB; vgL auch Rn 5). Dazu gehört z.B., daß die Tendenz der Bewer­
tung deutlich wird. Die Ausführungen müssen erkennen lassen, ob die Ausübung 
von Bewertungswahlrechten zur oberen oder unteren Zulässigkeitsgrenze ten­
diert. Dazu gehört auch, daß die Informationen ausführlich genug sind, um aus-
sagefähige Vergleiche mit den Abschlüssen der Vorjahre und mit denen anderer 
Unternehmen zu ermöglichen. 

Freiwillige Zusatzangaben sind zulässig. Sie unterliegen den gleichen allgemeinen 350 
Anforderungen wie die Pflichtangaben, d.h. auch-dem Stetigkeitsgebot (Rn70), 
da sie Teil des Jahresabschlusses werden 6 4 8 . Insbesondere darf durch die Zusatzan­
gäben weder die Klarheit und Übersichtlichkeit leiden, noch dürfen die Zusatzan­
gaben von den wesentlichen Aussagen ablenken oder sie verwischen 6 4 9 . 

Die Berichtspraxis läßt - gemessen an diesen Zielen und wie die im Bundesanzei- 351 
ger nach dem BiRiLiG veröffentlichten Jahresabschlüsse erkennen lassen 6 5 0 -
manche Wünsche offen. Die unzulängliche Berichtspraxis nach dem AktG 1965 
wird damit fortgesetzt 6 5 1 . Zu beobachten sind insbesondere fehlende, unvollstän­
dige oder unklare Anhangangaben, teilweise großzügige Interpretationen des 
Grundsatzes der Wesentlichkeit sowie nichtssagende u n d selbstverständliche For­
mulierungen. Z. B. sind bloße Wiederholungen von Angaben, die bereits aus der 
Bilanz und GuV ersichtlich sind, bzw. die Wiedergabe von Gesetzestexten keine 
hinreichende „Angabe", „Erläuterung" oder „Begründung" LS.d. Gesetzes 6 5 2 . 

Rechtsformbesonderheiten / freiwillige Auf Stellung des Anhangs: Einen Anhang 352 
müssen nur die Kapitalgesellschaften (§§264 I S. 1, 284-288 HGB), Genossen­
schaften (§ 3361S . 1 und II sowie § 338 HGB) sowie bestimmte dem PublG unter­
liegende Unternehmen (§ 5 II PublG) erstellen. Nicht-Kapitalgesellschaften sind 
von dieser Verpflichtung befreit. Lediglich Personenhandelsgesellschaften und 
Einzelkaufleute, die dem PublG unterliegen, müssen ggf. nach § 5 V PublG in 
einer Anlage zur Bilanz zusätzliche Angaben machen. 

648 A.A. wohl ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 32. Zur Geltung des Stetigkeitsgebots auch für den 
Anhang vgl. z. B. Schälen in Beck HdR, B 410 Rn 40 ff. 

649 Vgl. Schälen in Beck HdR, B 400 Rn 26; ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 31. Der RegE sah 
noch ein Verbot freiwilliger Zusatzangaben im Anhang vor, vgl. BTDrS 10/317, S. 93. 

650 Vgl. auch die Auswertung der Treuarbeit AG (Jahresabschlüsse '87), 1989, über die 
Jahresabschlüsse 1987 von 100 großen Kapitalgesellschaften; vgl. ferner Weber, DB 
1988, 1; Reige, BB 1989, 1648. 

651 Vgl. z.B. die empirischen Untersuchungen von Castan, DB 1969, 269; v. Wysocki u.a., 
ZfbF 1971, 308; Tichy (Lagebericht), 1979; Schulte (Rechnungslegung), 1984; Schulte 
(Bilanzpolitik), 1986; Sorg, WPg 1988, 381; vgl. auch Berndsen, DBW 1978, 121 
m.w.N.; vgl. ferner das Urteil von Schälen in Beck HdR, B 410 Rn 12: „In der Praxis 
wurde die Erläuterungspflicht häufig nicht sehr genau genommen; viele Geschäftsbe­
richte waren in ihrem Erläuterungsteil mehr als dürftig." 

652 Die gesetzlichen Vorschriften unterscheiden bezüglich Art und Umfang der geforder­
ten Informationen die Begriffe: Angabe, Aufgliederung, Ausweis, Darstellung, Erläute­
rung, Begründung. Vgl. dazu und zur Auslegung dieser Begriffe Selchert/Karsten, BB 
1985, 1889 (1890); WP-Handbuch 1985/86 II, 226; ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 25. 
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Unternehmen, die nicht gesetzlich zu einem Anhang verpflichtet sind, können 
ihn freiwillig aufstellen. In diesem Fall müssen sie allerdings die Vorschriften 
über den gesetzlichen Mindestinhalt einhalten, oder der Begriff „Anhang" darf 
nicht verwendet werden 6 5 3 . Diese Angaben sind dann auch nicht, von eindeuti­
gen Fußnoten bzw. Anlagen zum Jahresabschluß einmal abgesehen, Teil ihres ge­
setzlichen Jahresabschlusses. 

353 Verhältnis zum früheren Recht: Der gesetzlich vorgeschriebene Mindestinhalt des 
Anhangs ist mit dem Erläuterungsteil des aktienrechtlichen Geschäftsberichts 
(§ 160 II und III AktG a.F.) nur sehr bedingt vergleichbar. Annähernd vergleichbar 
sind lediglich die Angaben zu den angewandten sowie zu den Abweichungen von 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden und weiterhin einige Detailangaben 
(z. B. zu den Organbezügen). Weggefallen ist die allgemeine Verpflichtung, die Po­
sten der Bilanz und GuV zu erläutern (§ 160 II S. 1 AktG a.F.) 6 5 4 . Mit Ausnahme 
zwingender Einzelerläuterungen sind zusätzliche Erläuterungen zum Inhalt, zur 
Zusammensetzung und zu Veränderungen der einzelnen Posten gegenüber dem 
Vorjahr nur dann vorgeschrieben, wenn sie zur Vermittlung eines „true and fair 
view" erforderlich sind (§ 264 II S. 2 HGB); zur Erläuterung im Lagebericht vgl. 
Rn 379. Weggefallen ist auch die Angabe der Abschreibungen auf die Zugänge 
des Berichtsjahres (§ 160 II S. 3 AktG a.F.). Diese Angaben können aber als frei­
willige Angaben (Rn 350) in den Anhang übernommen werden. Insgesamt gese­
hen wurden die vorgeschriebenen Angaben jedoch wesentlich erweitert. Die Be­
richtspflichten sind allerdings wenig übersichtlich sowohl in verschiedenen §§ des 
HGB als auch in Spezialgesetzen niedergelegt. Die Aufzählung in §§284, 285 
HGB ist also nicht erschöpfend. Zur Notwendigkeit einer Vollständigkeitskon­
trolle der Anhangangaben mit Hilfe von Checklisten vgl. Rn 428. 

2. Angabe der angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden (§ 284 II 
Nr. 1, 2 und 5 HGB) 

a) Allgemeines 
354 Bedeutung und Umfang: Die Angaben zu den angewandten Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden sind i .V.m. den Angaben zu den Abweichungen 
(Rn368 ff.) und zu den Einflüssen steuerrechtlich motivierter Bewertungen auf 
das Jahresergebnis (Rn 373 ff.) „Kernstück des Anhangs" 6 5 5 und für das Verständ­
nis der Zahlen von Bilanz und GuV sowie für die Beurteilung der Vermögens-, Fi­
nanz- und Ertragslage eines Unternehmens unerläßlich. Die angewandten Bilan­
zierungs- und Bewertungsmethoden sind deshalb ausführlich anzugeben; Begrün­
dungen sind nicht verlangt. 

355 Ausführliche Angaben sind vor allem dann erforderlich, wenn die Zuordnung 
eines Vermögensgegenstandes zu einem bestimmten Posten oder seine Bewertung 
nicht eindeutig ist, insbesondere wenn Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte 

653 Vgl. Schulen in Beck HdR, B 400 Rn 25, vgl. auch BTDrS 10/317, S. 91 f. 
654 § 270 II S. 2 Nr. 1 RegE HGB, der eine entsprechende Erläuterungspflicht vorsah 

(ebenso Art. 40 des geänderten Vorschlags für die 4. EG-Richtlinie, Schruff [Rech­
nungslegung], 1978, H/89), wurde nicht in das Gesetz übernommen. 

655 Schulze-Osterloh in Baumbach/Hueck, § 42 Rn 397. 
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bestehen 6 5 6 . Wegen der Wahlmöglichkeiten, die auch das Steuerrecht läßt, genügt 
deshalb keineswegs ein allgemeiner Hinweis auf das Steuerrecht. Die Methoden 
sind stets im einzelnen zu beschreiben; nur in diesem Rahmen kann zur Konkre­
tisierung auf steuerliche Vorschriften verwiesen werden. Allgemein gilt, je größer 
der gesetzliche Spielraum (und / oder je vielfältiger die Wahlrechte), je ungewöhn­
licher ( u n d / o d e r branchenunüblicher) die gewählte Gestaltung und je bedeutsa­
mer der Sachverhalt (Grundsatz der Wesentlichkeit; Rn 167), u m so ausführlicher 
müssen die Angaben sein. Ggf. müssen auch Angaben zur Wertermittlung ge­
macht werden, z. B. bei außerplanmäßigen Abschreibungen und bei Rückstellun­
gen 6 5 7 . Werden innerhalb eines Bilanzpostens verschiedene Methoden ange­
wandt, so sind Angaben über den relativen Teil der unterschiedlich bewerteten 
Anlagegüter erforderlich 6 5 8 . Werden Angaben für mehrere Posten zusammenge­
faßt, m u ß deutlich werden, auf welche Posten sich die Angaben beziehen. Ande­
rerseits erübrigen sich regelmäßig Angaben, wenn gesetzlich eindeutig festgelegt 
ist, wie ein Vermögensgegenstand zu bilanzieren und zu bewerten ist. Auf Anga­
ben kann grundsätzlich auch dann verzichtet werden, wenn der zu erläuternde 
Posten nur einen unwesentlichen Betrag ausweist. 

Soweit einzelnen Anhangangaben bewertungsähnliche Vorgänge zugrunde liegen, 356 
wie z. B. den Angaben zu den Einflüssen aus steuerrechtlich motivierten Bewer­
tungen (Rn 375 f.) und den sonstigen finanziellen Verpflichtungen (Rn 378), gilt 
die Verpflichtung, die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden anzugeben, auch 
für diese 6 5 9 . 

Begriffe: Unter dem Begriff Bilanzierungsmethode sind alle Verfahrensweisen zu 357 
verstehen, die sich auf den Grund (Ansatz), Umfang und Zeitpunkt der Bilanzie­
rung sowie auf die Gliederung (Ausweis) beziehen. Der Begriff der Bewertungs­
methoden, unter dem „in ihrem Ablauf definierte Verfahren der Wertermittlung 
zu verstehen" s ind 6 6 0 , wird durch die §§ 252 ff., 279 ff. HGB umschrieben. Er um­
faßt auch die Abschreibungsmethoden. 

Verweis auf die Anhangangaben eines früheren Geschäftsjahres ist unzulässig. 358 
Die angewandten Methoden müssen jedes Jahr aufs neue dargestellt werden. Eine 
Vorschrift, die § 160 II S. 2 zweiter Halbsatz AktG a.F. vergleichbar ist, existiert 
nicht mehr. 

b) Einzelfragen zur Bilanzierung 

Zu den Bilanzierungsmethoden kommen u. a. folgende Angaben in Betracht: Aus- 359 
Übung von Ansatzwahlrechten (z. B. Sonderposten mit Rücklageanteil; Rückstel­
lung für unterlassene Instandhaltung; Aufwandsrückstellungen); Aktivierungs-

656 Die Bedeutung von Angaben im Fall von Wahlrechten betonen z.B. auch ADS, 
5. Aufl., § 284 Tz. 65. 

657 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 65. 
658 Vgl. bereits IDW NA 1/1967, WPg 1967, 129 (Ziff. 1). 
659 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 19. 
660 IDW SABI 2/1987, WPg 1987, 48 (49). 
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und PassivierungszeitpUnkt in Zweifelsfällen ; Erweiterungen/Abweichungen 
vom gesetzlichen Gliederungsschema für Bilanz und GuV; Zuordnung zu einzel­
nen Posten bei Abgrenzungsschwierigkeiten; Vergleichbarkeit von Vor Jahreszah­
len. 

c) Einzelfragen zur Bewertung 

Besondere Bedeutung haben bezüglich der Sachanlagen Angaben z u / z u r : 

360 Zusammensetzung der Anschaffungskosten: Ungewöhnliche Anschaffungsne­
benkosten und Pauschalierungen. Höhe und Art abgesetzter Zuschüsse. 

361 Zusammensetzung der Herstellungskosten: Einbeziehung bzw. Weglassung von 
Material- und Fertigungsgemeinkosten, Abschreibungen auf das Anlagevermögen, 
allgemeinen Verwaltungskosten, Aufwendungen für soziale Leistungen und be­
triebliche Altersversorgung. Beschäftigungsgrad bei der Gemeinkostenzurech­
nung, sofern von den tatsächlichen Kosten oder der Normalbeschäftigung abgewi­
chen wird 6 6 1 . Zur Einbeziehung von Fremdkapitalzinsen vgl. Rn 194, 362. 

362 Einbeziehung von Fremdkapitalzinsen: Die Einbeziehung von Fremdkapitalzinsen 
als Teil der Herstellungskosten ist in jedem Fall angabepflichtig (§ 284 II Nr. 5 
HGB). Zahlenmäßige Angaben sind nicht verlangt, es sei denn, der aktivierte Be­
trag ist ungewöhnlich hoch 6 6 2 . Wenn das Wahlrecht nur teilweise bzw. bei einzel­
nen Posten unterschiedlich ausgeübt wurde, m u ß ebenfalls darauf hingewiesen 
werden. 

363 Parameter der Abschreibungspläne: Abschreibungsmethode, z. B. lineare oder de­
gressive Methode. Nutzungsdauer bzw. Abschreibungsprozentsatz, ggf. Verweis 
auf die steuerlichen Af A-Tabellen oder andere allgemeingebräuchliche bzw. bran­
chenübliche Richtwerte 6 6 3 . Anwendung der Vereinfachungsregeln im Zugangs­
jahr. Vollabschreibung geringwertiger Vermögensgegenstände (ggf. vom Steuer­
recht abweichende Definit ion) 6 6 4 . 

364 Außerplanmäßige Abschreibungen: Bezeichnung der gemäß § 253 II S. 3 HGB 
außerplanmäßig abgeschriebenen Vermögensgegenstände und Gesamtbetrag 
(Wahlrecht mit gesondertem Ausweis in der GuV) (§ 277 III S. 1 HGB) 6 6 5 . Verfah­
ren, nach dem die Werte errechnet worden s ind 6 6 6 . 

661 Vgl. Schulen in Beck HdR, B 420 Rn 18; ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 70. 
662 Vgl. WP-Handbuch 1985/86 II, 239; a.A. wohl Schulen in Beck HdR, B 420 Rn 80. 
663 Pauschale Angaben zur Nutzungsdauer in Form erheblicher Bandbreiten, z.B. „Ab­

schreibungsprozentsätze zwischen 3% und 30%" sind Leerformeln und damit keine 
ausreichende Angabe zur Nutzungsdauer; zumindest müssen homogenere Gruppen ge­
bildet werden. Vgl. auch Schulen in Beck HdR, B 420 Rn 19. 

664 Nach Schulen in Beck HdR, B 420 Rn 27, auch Betragsangabe, wenn die geringwertigen 
Vermögensgegenstände ein großes Volumen haben. 

665 § 277 in S. 1 HGB gilt nicht für Genossenschaften (§ 336 n S. 1, zweiter Halbsatz HGB). 
666 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 76. 
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Steuerrechtliche (Mehr-)Abschreibungen: Gesamtbetrag getrennt für das Anlage- 365 
und Umlaufvermögen (Wahlrecht mit gesondertem Ausweis in der Bilanz oder 
GuV) und hinreichende Begründung des Gesamtbetrages. Angabe der steuerli­
chen Vorschriften reicht im allgemeinen als Begründung aus, da das Motiv, näm­
lich die Inanspruchnahme einer Steuervergünstigung, offensichtlich ist (§281 II 
S. 1 HGB) 6 6 7 . Zusätzlich sind zumindest die betroffenen Bilanzposten zu bezeich­
n e n 6 6 8 . Zu den Angaben bei Einstellung der steuerrechtlichen (Mehr-(Abschrei­
bungen in den Sonderposten mit Rücklageanteil vgl. Rn 140. 
Zuschreibungen: vgl. Rn 295; zu den Angaben über unterlassene Zuschreibungen 
vgl. Rn 291. 

Währungsumrechnung: Die Angabepflicht nach § 284 II Nr. 2 HGB bezieht sich 366 
nicht nur auf die Bestände zum Abschlußstichtag, und zwar unabhängig davon, 
ob sie während des Geschäftsjahres oder in Vorjahren zugegangen waren 6 6 9 , son­
dern auch auf die während des Geschäftsjahres angefallenen Erträge und Aufwen­
dungen 6 7 0 . Da sich einheitliche Grundsätze für die Währungsumrechnung noch 
nicht herausgebildet haben (vgl. auch Rh 195), ergeben sich im Interesse der Ver­
gleichbarkeit umfassende Offenlegungsnotwendigkeiten 6 7 1 . In Abhängigkeit von 
der Bedeutung der Fremdwährungen für den Jahresabschluß müssen die Angaben 
ausführlicher sein oder können knapper gehalten werden 6 7 2 . Dabei dürfen gleich­
artige Umrechnungsgrundlagen für verschiedene Posten der Bilanz und GuV zu­
sammengefaßt werden 6 7 3 . Angabepflichtig sind insbesondere: der zeitliche Bezug 
des Umrechnungskurses (z.B. Stichtagskurs, historischer Kurs, Durchschnitts­
oder Terminkurs); die Art des Kurses (z.B. Geld-, Brief-, Mittelkurs, interner Ver­
rechnungskurs, Vertragskurs, Umrechnungskurs bei nichtnotierten Währungen); 
die Behandlung geschlossener Posit ionen 6 7 4 . 

Sonderfälle der Bewertung, sofern sie betragsmäßig nicht nur unwesentlich sind, 367 
sind grundsätzlich ausführlicher als solche Bewertungsmethoden zu beschreiben, 
mit denen ein externer Leser des Jahresabschlusses üblicherweise rechnen muß . 
Dies gilt z.B. für die Behandlung unentgeltlich erworbener Anlagegüter (Rn 199); 
die Bildung, Höhe, Veränderung und Auflösung von Festwerten (Rn 312); Beson­
derheiten bei der Aufteilung von Gesamtkaufpreisen (Rn 196),- die Bewertung von 
Leasingvermögen. 

667 Die Vorschrift gilt nicht für Genossenschaften (§ 336 II S. 1, zweiter Halbsatz HGB). 
668 Vgl. Tietze in Küting/Weber, §281 Rn 80; Schulze-Osterloh in Baumbach/Hueck, 

§42 Rn 147; Clemm/Elbott in Beck'scher BilKomm., §281 Rn 11, fordern weiterge­
hend die Angabe der Vermögensgegenstände. 

669 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 100. 
670 Vgl. WP-Handbuch 1985/86 II, 235 und 245. 
671 Vgl. v. Wysocki, ZfB Ergänzungsheft 1/1987, 221 (226). 
672 Vgl. Krawitz in BHR, § 284 Rn 31. 
673 A.A. WP-Handbuch 1985/86 II, 235, das eine Differenzierung nach Bilanzposten 

nicht für erforderlich ansieht. 
674 Zu weiteren Einzelheiten vgl. v. Wysocki, ZfB Ergänzungsheft 1/1987, 221 (insbes. 

226 ff.); vgl. auch IDW HFA, WPg 1986, 664. 
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3. Abweichungen von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden (§§ 284 II Nr. 3 , 
265 IHGB) 

368 Bedeutung und Umfang: Nach § 284 II Nr. 3 HGB, der Art. 31 II S. 2 der 4. EG-
Richtlinie umsetzt, müssen Abweichungen von Bilanzierungs- und Bewertungs­
methoden angegeben und begründet und der Einfluß der Abweichungen auf die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage gesondert dargestellt werden; zur Angabe 
und Begründung bei Abweichungen von der Darstellungsstetigkeit vgl. § 265 I 
HGB. Mit diesen Angabepflichten soll die externe Vergleichbarkeit des Jahresab­
schlusses unterstützt werden. Die Begründungsverpflichtung zielt zusätzlich dar­
auf ab, „durch sachfremde und willkürliche Erwägungen verursachte Abweichun­
gen zu unterb inden 6 7 5 . " Damit diese Ziele erreicht werden, müssen die Angaben 
so ausführlich sein, daß externe Adressaten des Jahresabschlusses die Abweichun­
gen nicht nur als solche erkennen, sondern auch die Relevanz der Abweichungen 
durch die Darstellung ihrer Einflüsse abschätzen können, und daß diese die die 
Abweichungen rechtfertigenden Umstände nachvollziehen k ö n n e n 6 7 6 . Sofern 
sämtliche Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden unverändert beibehalten wor­
den sind, empfiehlt sich eine entsprechende ausdrückliche Feststellung 6 7 7 . 

369 Angabepflichtig sind alle Abweichungen vom gesetzlichen Regelfall sowie alle 
Abweichungen von dem im Vorjahr angewandten Bilanzierungs- und Bewer­
tungsmethoden 6 7 8 . Dabei liegt eine Methodenänderung bereits dann vor, wenn le­
diglich ein Parameter [z. B. die Nutzungsdauer im Rahmen der linearen Abschrei­
bung) geändert wi rd 6 7 9 . Die Beschränkung auf wesentliche Abweichungen, wie sie 
§ 160 II S. 4 AktG a.F. noch vorsah, ist entfallen. Dennoch dürfen (und müssen) 
„völlig nebensächliche Abweichungen" 6 8 0 , aber auch nur diese, unerörtert blei­
ben. Die Angabepflicht ist auch nicht darauf beschränkt, ob die Methoden, von 
denen abgewichen wird, im Rahmen der Angaben nach § 284 II Nr. 1 HGB ange­
geben worden sind oder hätten angegeben werden müssen 6 8 1 , und erst recht 
nicht, ob die Methodenänderung zulässig i s t 6 8 2 . 

370 Angabepflichtig sind jedoch nicht: 
- Änderungen, die aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften vorgenommen 

werden müssen (z. B. außerplanmäßige Abschreibungen nach § 253 II S. 3 

675 ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 113. 
676 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 108. 
677 Vgl. auch den Fonnulierungsvorschlag von Schulte, BB 1986, 1468 (1473). 
678 Vgl. z.B. Schulen, WPg 1987, 223 (228); Clemm/Ellmtt in Beck'scher BilKomm., § 284 

Rn55 f. 
679 Vgl. Biener/Berneke (BiRiLiG), 1986, 254. 
680 WP-Handbuch 1985/86 II, 235, vgl. auch Kravntz in BHR, § 284 Rn 33. Großzügiger 

wohl Clemm/Elhott in Beck'scher BilKomm., § 284 Rn 56, unter Hinweis auf den 
Grundsatz der Wesentlichkeit; sie übersehen jedoch, daß dieser Grundsatz insbesonde­
re in Abhängigkeit von dem Zweck der Vorschrift eine jeweils unterschiedliche Aus­
prägung hat. Vgl. auch ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 108, die sich für eine enge Auslegung 
des Grandsatzes der Wesentlichkeit aussprechen, um dem besonderen Zweck der Vor­
schrift gerecht zu werden. 

681 A.A. wohl WP-Handbuch 1985/86 II, 235. 
682 Vgl. Selchen, ZfB Ergänzungsheft 1/1987, 203 (215). 

154 



Zusammenhänge mit anderen Posten der Bilanz und GuV Rn 370-372 

(HGB) (wohl h. M. ) 6 8 3 . Die h. M. ist nicht unbedenklich, denn der Wortlaut von 
§ 284 II Nr. 3 HGB gibt eigentlich eine Beschränkung der Angabepflicht auf be­
einflußbare Abweichungen nicht her. Auch Änderungen, die aufgrund zwin­
gender gesetzlicher Vorschriften vorgenommen werden, beeinträchtigen die 
Vergleichbarkeit. Zu den Auswirkungen auf Zuschreibungen vgl. Rn 295. 

- Änderungen bei der Anwendung steuerrechtlicher Vorschriften; diese Einflüsse 
werden durch die Angabepflichten gemäß §§ 280 III, 281 II S. 1, 285 Nr. 5 HGB 
erfaßt (vgl. Rn 291, 365 und 373 ff.) 6 8 4 . 

- Sachverhaltsgestaltungen, auch wenn sie auf eine Ergebnisbeeinflussung abzie­
len (z.B. Sale-and-Iease-back-Verträge); Angabepflichten können sich aber aus 
§ 264 II S. 2 HGB ergeben 6 8 5 . 

Angabe und Begründung der Änderungen: Die Angaben müssen erkennen lassen, 371 
welcher Posten des Jahresabschlusses von der Änderung betroffen ist und von 
welcher Methode abgewichen wi rd 6 8 6 . Hierzu ist es regelmäßig erforderlich, so­
wohl die im Regelfall zu verwendende bzw. bisher praktizierte Methode als auch 
die neue Methode zu nennen. Begründen heißt, die Überlegungen und Argumen­
te darzulegen, die zur abweichenden Methode geführt haben. Die Begründung 
m u ß die Zulässigkeit der Abweichung erkennen lassen 6 8 7 . Aus den Formulierun­
gen m u ß weiterhin klar ersichtlich sein, welcher Abweichung welche Begründung 
zugeordnet i s t 6 8 8 . 

Darstellung des Einflusses auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage: Der Ein- 372 
fluß auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage kann unterschiedlich sein; im 
Vordergrund wird i. d. R. der Einfluß auf die Ertragslage stehen. Für die Darstel­
lung des Einflusses sind grundsätzlich Zahlenangaben erforderlich. Allgemeine 
verbale Umschreibungen genügen n ich t 6 8 9 . Ebensowenig genügt es, über den Sal­
do der Auswirkungen aller Abweichungen (mit Angabe der Richtung des Einflus-

683 Vgl. z.B. Csik in Rüting/Weber, §§280-284 Rn 107; Schulen in Beck HdR, B 420 
Rn 61; Pankow/Lienau in Beck'scher BilKomm., § 253 Rn 266, bezüglich der Berichti­
gung von Abschreibungsplänen; ADS, 5. Aufl., § 252 Tz. 109 i.V.m. Tz. 100. 

684 Vgl. z.B. Clemm/Ellrott in Beck'scher BilKomm., § 284 Rn 55. Vgl. auch IDW SABI 
2/1987, WPg 1987, 48 (50). Selchen, ZfB Ergänzungsheft 1/1987, 203 (215 f.) äußert 
dagegen Bedenken. 

685 Vgl. Schulen in Beck HdR, B 420 Rn 66. 
686 Vgl. IDW SABI 2/1987, WPg 1987, 48 (50); ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 113. 
687 Vgl. IDW SABI 2/1987, WPg 1987, 48 (50). 
688 Vgl. Selchen, ZfB Ergänzungsheft 1/1987, 203 (216). 
689 Vgl. Schulen in Beck HdR, B 420 Rn 60, ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 110: in Fällen gerin­

ger Bedeutung kann im Einzelfall auch eine verbale Erläuterung genügen,- WP-Hand-
buch 1985/86 II, 235: bei unwesentlichen Abweichungen genügen verbale Erläuterun­
gen, mit Verweis auf § 160 n S. 5 AktG a.F. als Anhaltspunkt für unwesentlich; Bie-
ner/Berneke (BiRiLiG), 1986, 254, a. A. Clemm/Ellrott in Beck'scher BilKomm., § 284 

65 •/ Selchert, ZfB Ergänzungsheft 1/1987, 203 (217). Vgl. auch den Hinweis von 
Haeger, WPg 1989, 441 (445), daß ein Schema bislang noch nicht existiert, welches ver­
balen Umschreibungen wie „erheblich", „beträchtlich" usw. Betragsrelationen zuord­
net. 
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ses) zu berichten. Diese im Schrifttum vertretene Auffassung 6 9 0 widerspricht m. E. 
dem Wortlaut der Vorschrift („gesondert"] und der Entstehungsgeschichte; unter 
Umständen kann ein Gesamtsaldo gar nicht angegeben werden, wenn nämlich 
die Einflüsse auf die Vermögens-,,Finanz- und Ertragslage unterschiedlich sind. 
Zutreffenderweise sind deshalb die Auswirkungen der jeweils einzelnen Abwei­
chungen darzustellen 6 9 1 . Zumindest ist zu fordern, daß die Darstellung getrennt 
für jeden Bereich erfolgt und die positiven und negativen Abweichungen nicht 
miteinander saldiert werden 6 9 2 . Umstri t ten ist auch, ob die Einflüsse brutto, d. h. 
vor indirekten Auswirkungen, oder netto, d. h. insbesondere nach Berücksichti­
gung von Gewinnsteuern, anzugeben s ind 6 9 3 . Die Net tomethode verdient m.E. 
den Vorzug 6 9 4 . In jedem Fall ist aber anzugeben, ob die genannten Einflüsse brut­
to oder netto berechnet worden sind. 

4. Einfluß steuerrechtlich motivierter Bewertungen auf das Jahresergebnis (§ 285 
Nr. 5 HGB) 6 9 5 

373 Bedeutung und Umfang: Die Vorschrift dient der Ergebnisanalyse und der Ver­
gleichbarkeit von Jahresabschlüssen in der EG, die sonst durch die in den einzel­
nen EG-Staaten sehr unterschiedlichen Steuervergünstigungen erheblich gefähr­
det wären. 
Nach § 285 Nr. 5 HGB, der auf Art. 43 I Nr. 10 der 4. EG-Richtlinie zurückgeht, 
ist das Ausmaß anzugeben, in dem das Jahresergebnis 
- durch steuerrechtliche (Mehr-(Abschreibungen nach § 254 HGB, 
- durch unterlassene Zuschreibungen nach § 280 II HGB oder 
- durch Bildung des Sonderpostens mit Rücklageanteil nach § 273 HGB 
beeinflußt wurde. Dabei sind auch die Einflüsse aus entsprechenden Bewertungen 
früherer Geschäftsjahre zu berücksichtigen (Rn 374 f.). Zusätzlich ist 
- das Ausmaß künftiger Belastungen aus solchen Bewertungen anzugeben 

(Rn 376). 

374 Einflüsse auf das Jahresergebnis6 9 6: U m die Einflüsse, vor allem diejenigen aus 
früheren Geschäftsjahren, überhaupt ermitteln zu können, sind gesonderte Auf-

690 So z.B. Clemm/Ellrott in Beck'scher BilKomm., § 284 Rn 65 ; Selchen, ZfB Ergänzungs­
heft 1/1987, 203 (217). 

691 Vgl. Schulen in Beck HdR, B 420 Rn 59. Kmwitz in BHR, § 284 Rn 41, fordert dies für 
„bedeutsame Änderungen". 

692 Vgl. Bienei/Bemeke (BiRiLiG), 1986, 254 ; vgl. auch ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 158. 
693 Für Angabe des Bruttobetrages z. B. Clemm/Ellrott in Beck'scher BilKomm., § 284 

Rn 65; für Nettobetrag Schulen in Beck HdR, B 420 Rn 64 ; für Zulässigkeit des Netto­
betrages wohl auch ADS, 5. Aufl., § 284 Tz 158. 

694 Dieses Ergebnis entspricht auch der überwiegenden Meinung zu § 285 Nr. 5 HGB, vgl. 
Rn 375. 

695 Die Vorschrift gilt nicht für Genossenschaften (§ 336 II S. 1, zweiter Halbsatz HGB). 
Auch kleine Kapitalgesellschaften sind davon,befreit (§ 288 HGB). 

696 Zur Berichtspraxis vgl. Treuarbeit AG (Jahresabschlüsse '87), 1989, 167 ff.; vgl. auch 
Haeger, WPg 1989, 441 (441 ff., insbes. Übersicht 2). 
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Zeichnungen erforderlich. Bei einer Vielzahl von Vorgängen kann sogar eine „par­
allele Bilanzierung" 6 9 7 bzw. „eine Art doppelte Buchführung" 6 9 8 zweckmäßig bzw. 
notwendig sein, die die im Jahresabschluß enthaltenen Steuervergünstigungen eli­
minier t 6 9 9 . 

Die Angabe eines Gesamtsaldos aus den i.d.R. gegenläufigen Einflüssen der im 375 
Geschäftsjahr und aus den Folgewirkungen der in Vorjahren vorgenommenen 
steuerrechtlichen Maßnahmen genügt nach h . M . 7 0 0 , auch wenn die gesonderte 
(freiwillige) Angabe der Ergebniswirkungen des Geschäftsjahres und aus Vorjah­
ren zu begrüßen wäre 7 0 1 . Zu berücksichtigen sind sowohl die Einflüsse aus den 
steuerrechtlichen Maßnahmen selbst (einschließlich der Einflüsse aus Maßnah­
men vor dem BiRiLiG („Altbestände") 7 0 2 als auch die Veränderungen der Ertrags­
steuerbelastung (Netto-Methode) (h.M.). Die Zulässigkeit nur der Netto-Methode 
ergibt sich aus dem Wortlaut: der Begriff „Jahresergebnis" stellt handelsrechtlich 
das Ergebnis nach Steuern dar 7 0 3 . Auch betragsmäßig geringe Ergebnisauswirkun­
gen lösen die Angabepflicht nach § 285 Nr. 5 HGB a u s 7 0 4 . Entgegen von Meinun­
gen im Schrifttum genügen verbale Angaben, die nur die Größenordnung erken­
nen lassen, in Verbindung mit Angaben zur Ergebnisrichtung nicht. Dafür sind 
Begriffe wie „wesentlich", „erheblich" oder „beträchtlich" zu unbestimmt und 
mißverständlich 7 0 5 . Die Anhangangaben müssen zusätzlich zum Gesamtsaldo er­
kennen lassen, welche steuerrechtlichen Maßnahmen die Ergebnisbeeinflussung 
verursacht haben, z. B. Sonderabschreibungen, erhöhte Absetzungen, Bildung und 
Auflösung von Sonderposten mit Rücklageanteil. Ins Detail gehende Angaben 
sind jedoch nicht verlangt 7 0 6 . 

697 Haegei, WPg 1989, 441 (449). Vgl. bereits den Hinweis von Harms/Küting, DB. 1983, 
2317(2320). 

698 Weiiich (Diskussionsbeitrag), 1986, 106. 
699 Bei langlebigen Anlagegütern können wegen der grundsätzlich auf zehn bzw. sechs Jah­

re begrenzten Aufbewahrungsfristen Nachweisprobleme auftreten. Haegei, WPg 1989, 
441 (453 f.), hält es deshalb in analoger Anwendung von Art. 24 VI S. 1 EGHGB für zu­
lässig, die aus Altbeständen resultierenden Ergebnisauswirkungen zu schätzen oder so­
gar gänzlich zu vernachlässigen, wenn sie sich auf Grund einer Überschlagsrechnung 
als unwesentlich herausstellen. In diesem Fall muß aber im Anhang darauf hingewie­
sen werden, daß die Ergebnisauswirkungen (für einen Teil) der Altbestände geschätzt 
oder überhaupt nicht berücksichtigt worden sind. 

700 Vgl. z.B. Russ (Anhang), 1986, 134; Clemm/Ellrott in Beck'scher BilKomm., §285 
Rn 34. 

701 Vgl. Haegei, WPg 1989, 441 (449). 
702 Vgl. Haegei, WPg 1989, 441 (452 f. m.w.N.); ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 119 f. 
703 Vgl. z.B. Haegei, WPg 1989, 441 (444 m.w.N.); ADS, 5. Aufl., § 284 Tz. 108. 
704 Vgl. Haegei, WPg 1989, 441 (445 f.), mit eingehender Begründung; a.A. z.B. ADS, 

5. Aufl., § 284 Tz. 110. 
705 Vgl. Haegei, WPg 1989, 441 (444f. m.w.N.), ähnlich Krawitz in BHR, §285 Rn35: 

eine rein verbale Darstellung reicht nur im Falle einer „sehr geringfügigen Ergebnisbe­
einflussung" aus ; a.A. z.B. Clemm/EUiott in Beck'scher BilKomm., § 285 Rn 35; ADS, 
5. Aufl., § 285 Tz. 105. Teilweise werden Zahlenangaben gefordert, wenn die Beein­
flussung wesentlich ist, so z.B. von Russ, 1986, 134. 

706 Vgl. Clemm/Elliott in Beck'scher BilKomm., § 285 Rn 35. 
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376 Ausmaß künftiger Belastungen: Bei den künftigen Belastungen handelt es sich im 
wesentlichen u m gewinnabhängige Steuern und Vergütungen, die bei Aufdek-
kung stiller Rücklagen zu zahlen sind. Aus dem klaren Wortlaut („Belastungen") 
folgt, daß eine Saldierung mit Entlastungen und Vergünstigungen unzulässig is t 7 0 7 . 
Zur Ermittlung der Belastungen 7 0 8 ist eine periodenbezogene Betrachtung erfor­
derlich; die Angabe eines Gesamtbetrages wäre wenig aussagefähig 7 0 9 . Verbale An­
gaben genügen ebensowenig wie bei den Angaben zu den Einflüssen auf das Jah­
resergebnis. Im Unterschied zu diesen brauchen die künftigen Belastungen jedoch 
nur dann angegeben werden, wenn sie „erheblich" sind, was anhand der Vermö­
gens-, Finanz- und Ertragslage zu beurteilen ist. Das Jahresergebnis ist als Beurtei­
lungsmaßstab dagegen wenig geeignet 7 1 0 . 

5. Gesamtbetrag der sonstigen finanziellen Verpflichtungen (§ 285 Nr. 3 HGB) 7 1 1 

377 Nach § 285 Nr. 3 HGB, der auf Art. 43 I Nr. 7 der 4. EG-Richtlinie zurückgeht, ist 
der Gesamtbetrag der aus der Bilanz nicht ersichtlichen („sonstigen") finanziellen 
Verpflichtungen zu nennen, sofern diese Angaben für die Beurteilung der Finanz­
lage von Bedeutung sind. Verpflichtungen gegenüber verbundenen Unternehmen 
sind gesondert anzugeben. Angabepflichtige Vorgänge im Zusammenhang mit 
Sachanlagen können insbesondere se in 7 1 2 : 
- mehrjährige Verpflichtungen aus Miet-, Pacht- und Leasingverträgen, insbeson­

dere auch aus Sale-and-lease-back-Verträgen; 
- Verpflichtungen aus begonnenen Investit ionsvorhaben 7 1 3 ; 
- Verpflichtungen aus künftigen Großreparaturen; 
- Verpflichtungen aus notwendig werdenden Umweltschutzmaßnahmen. 

378 Angabepflichtig ist lediglich der Gesamtbetrag. Eine Saldierung mit Gegenansprü­
chen und Rückgriffsrechten ist unzulässig. Bei Dauerschuldverhältnissen genügt 
die Nennung der jährlichen Belastung in Verbindung mit der Dauer der Ver­
pfl ichtungen 7 1 4 . Lassen sich einzelne Verpflichtungen nicht quantifizieren, genü­
gen insoweit verbale Angaben; dies kann z.B. bei gesamtschuldnerischer Haftung 

707 Wohl n.M., vgl. z.B. Clemm/Ellrott in Beck'scher BilKomm., § 285 Rn 39; Kiawitz in 
BHR, §285 Rn47 ; ADS, 5. Aufl., §285 Tz. 123, a.A. Schulen in Beck HdR, B 420 
Rn88. 

708 Zu den Schwierigkeiten der Ermittlung (steuerliche Plan-GuVs; Ausschüttungspolitik 
und Steuersatz; Behandlung von Verlustsituationen und -vortragen u. ä.); vgl. die Hin­
weise von Harms/Küting, DB 1983, 2317 (2320). Erhebliche Schätzungsspiebäume sind 
deshalb unvermeidlich; zu den daraus resultierenden Angabepflichten vgl. auch 
Rn 355 f. 

709 Vgl. Krawitz in BHR, § 285 Rn 45. 
710 Vgl. ADS, 5. Aufl., § 285 Tz. 127. 
711 Kleine Kapitalgesellschaften brauchen die Vorschrift nicht anzuwenden (§ 288 HGB). 
712 Vgl. § 272 I Nr. 2 E-HGB = BTDrS 10/317, S. 17 und 93; IDW SABI 3/1986, WPg 

1986, 670 |671). 
713 Nach Schulze-Osterloh in Baumbach/Hueck, §42 Rn423, bereits aus beschlossenen 

Investitionsvorhaben. 
714 Vgl. IDW SABI 3/1986, WPg 1986, 670 (671). 
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und inhaltlich noch nicht hinreichend konkretisierten öffentlichen Auflagen zu­
treffen 7 1 5 Zusätzlich sind Angaben zum Inhalt des Gesamtbetrages (Angabe der 
Verpflichtungsart), zum Verpflichtungszeitraum und zur Bewertung 7 1 6 erforder­
l ich 7 1 7 . Ohne, wenn auch knappe Angaben zum Inhalt und Verpflichtungszeit­
raum dürfte kaum beurteilbar sein, inwieweit der finanzielle Spielraum des Un­
ternehmens für die Zukunft eingeschränkt i s t 7 1 8 ; zur Angabepflicht bezüglich der 
Bewertung vgl. auch Rn 356. Eine detaillierte Aufgliederung der einzelnen Ver­
pflichtungen nach Art und Restlaufzeiten ist jedoch nicht verlangt; eine Über­
sicht, die nach Verpflichtungsarten und Restlaufzeiten (analog zum Verbindlich­
keitenspiegel, Rn 339) gegliedert ist, kann jedoch empfehlenswert se in 7 1 5 . 

VI. Zusammenhänge mit dem Lagebericht 

Einen Lagebericht müssen nur die Kapitalgesellschaften (§§ 264 I S. 1, 289 HGB), 379 
Genossenschaften (§ 336 I S. 1 HGB) sowie bestimmte dem PublG unterliegende 
Unternehmen (§ 5 II PublG) erstellen. Nicht-Kapitalgesellschaften sind von dieser 
Verpflichtung befreit. Den Inhalt des Lageberichts regelt §289 HGB, der auf 
Art. 46 der 4. EG-Richtlinie zurückgeht. Im Lagebericht müssen zumindest der 
Geschäftsverlauf und die Lage der Kapitalgesellschaft so dargestellt werden, daß 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt wird (§ 289 I 
HGB). Weitere Angaben über Sachlagen können sich daraus ergeben, daß auch 
über Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluß des Geschäftsjah­
res eingetreten sind, sowie über die voraussichtliche Entwicklung des Unterneh­
mens berichtet werden m u ß (§ 289 II Nr. 1 und 2 HGB). Diese Verpflichtungen 
schließen regelmäßig vergangenheits- und zukunftsbezogene Angaben über den 
Leistungsbereich und die Investitionen ein. Anzugeben sind insbesondere 7 2 0 : 

- Änderungen des Produktionsprogramms, Aufnahme neuer oder Einstellung 
vorhandener Produktionszweige; 

- Eröffnung, Inbetriebnahme, Stillegung und Verkauf von Produktionsanlagen; 
- Aussagen zum Beschäftigungsgrad; 
- Produktionsausfälle durch besondere Ereignisse, z. B. Unglücksfälle; 
- wesentliche (abgeschlossene, laufende, geplante) Investitionen, so daß der 

Schwerpunkt der gegenwärtigen und zukünftigen Investitionstätigkeit erkenn­
bar wird. 

Frei. 380-389 

715 Vgl. Csik in Küting/Weber, §§ 284-288 Rn 164. 
716 Ob Barwerte angesetzt werden dürfen, wird unterschiedlich beurteilt, m.E. unzulässig. 

Dafür z.B. ADS, 5. Aufl., §285 Tz. 82; dagegen z.B. Csik in Küting/Weber, 
§§ 284-288 Rn 166. 

717 Wie hier wohl Csik in Küting/Weber, §§ 284-288 Rn 164, der auf § 264 flS.2 HGB 
hinweist. A.A. das wohl überwiegende Schrifttum, vgl. z.B. Clemm/Ellrott in 
Beck'scher BilKomm., § 285 Rn 15. 

718 Zu diesem Abgrenzungskriterium vgl. Biener (AG), 1979, 148. 
719 Zur Berichtspraxis vgl. Treuarbeit AG (Jahresabschlüsse'87), 1989, 165 f. 
720 Vgl. Reittinger (HdJ, Abt. IV/3), 1986, Rn 39 und 42; Clemm/Ellrott in Beck'scher Bil­

Komm., § 289 Rn 15 und 17; ADS, 5. Aufl., § 289 Tz. 77 und 79. 
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G. Prüfung 
I. Vorbemerkungen 

390 Abgrenzung: Die Ausführungen in diesem Abschnitt beziehen sich auf eine Jah­
resabschlußprüfung nach §§316 ff. HGB sowie auf freiwillige Prüfungen, die die 
entsprechenden Grundsätze beachten und zu einem vergleichbaren Bestätigungs­
vermerk (§ 322 HGB) führen. 

391 Prüfungspflichtig sind große und mittelgroße Kapitalgesellschaften (§316 I S. 1 
HGB), Genossenschaften (§ 43 ff. GenG) und dem PublG unterliegende Unterneh­
men (§ 6 I PublG). 

392 Verhältnis zum früheren Recht: Abgesehen von dem geänderten Umfang der Prü­
fungspflicht (neu vor allem Prüfungspflicht für große und mittelgroße GmbHs ; 

Wegfall der Prüfungspflicht für kleine AGs) und von der geänderten Auswahl des 
Abschlußprüfers (§319 HGB) sind die Vorschriften zur Jahresabschlußprüfung 
nach §§316 ff. HGB weitgehend mit den bisherigen aktienrechtlichen Vorschrif­
ten (§§ 162 ff. AktG a.F.) vergleichbar. Diese Feststellung gilt insbesondere für die 
Prüfungsziele und die Organisation der Prüfung; sie gilt aber auch für die Prü­
fungstechnik. Bedingt durch die Vielzahl geänderter gesetzlicher Regelungen, ha­
ben sich aber die zu treffenden Einzelfeststellungen (Teilprüfungsurteile) zum 
Teil erheblich geändert. 

II. Prüfungsziele und Prüfungstechnik 7 2 1 

393 Prüfungsziele: Bei der Prüfung der Sachanlagen m u ß der Prüfer feststellen, 
- ob die Anlagenbuchführung und die mi t der Anlagenwirtschaft zusammenhän­

genden Arbeitsabläufe und Anweisungen so zweckentsprechend und zuver-
lässsig sind, daß den gesetzlichen Anforderungen entsprochen werden kann 
(Rn 400), 

- ob alle bilanzierten Vermögensgegenstände tatsächlich vorhanden und alle bi-
lanzierungspflichtigen Anlagegüter auch bilanziert worden sind (Rn 402 ff.), 

- ob die Vorschriften für die horizontale und vertikale Gliederung der Sachanla­
gen und für den Ausweis der mit den Sachanlagen unmittelbar zusammenhän­
genden Erträge und Aufwendungen eingehalten worden sind (Rn 412 ff.), 

- ob die bilanzierten Vermögensgegenstände und die entsprechenden Erträge und 
Aufwendungen richtig bewertet worden sind (Rn 406 ff.) und 

- ob der Anhang die mindestens vorgeschriebenen Angaben enthält (Rn 428). 

721 Zur Prüfungstechnik vgl. insbesondere ADS, 4. Aufl., § 162; WP-Handbuch 1985/86 I, 
1019 ff.; Selchert (Jahresabschlußprüfung), 1988, 165 ff.; IDW, Abschlußprüfung der 
mittelgroßen GmbH, 1989, 37 ff. Vgl. weiterhin v. Wysocki (Prüfungswesen), 1988; 
Castan, HWRev 1983, Sp. 17, Heinen/Weidermann, HWRev 1983, Sp. 602, Wagner, 
HWRev 1983, Sp. 677; Kleekämper/Seitz, HWRev 1983, Sp. 182; Maier, HWRev 1983, 
Sp. 571; Coenenberg/HiUe, HWRev 1983, Sp. 911; IDW FG 1/1988, WPg 1989, 8. 
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Bei der Gliederung des Prüfungsstoffs in Prüffelder ist eine Anlehnung an die ho- 394 
rizontale Gliederung im aligemeinen zweckmäßiger als eine Orientierung an den 
Bilanzposten. Die vertikale Gliederung kann ggf. zur weiteren Untergliederung 
verwandt werden. Mit der Prüfung der Sachanlagen ist in jedem Fall die Prüfung 
der anderen aktivierten Eigenleistungen (GuV-Posten Nr. 3) und der Abschreibun­
gen (GuV-Posten Nr. 7a) zu verbinden, ferner aus den sonstigen betrieblichen Er­
trägen und Aufwendungen (GuV-Posten Nr. 4 und 8) die Konten, auf denen die 
Erträge und Verluste aus Anlageabgängen und die Aufwendungen für Reparatu­
ren und Instandhaltung gesammelt werden. Ob darüber hinaus weitere Prüffel­
de r /Kon ten der Prüffeldgruppe Sachanlagen (oder allgemeiner Anlagevermögen) 
zugeordnet werden sollen, läßt sich nur im Einzelfall entscheiden (zu den Zusam­
menhängen vgl. R n 3 2 1 ff.). Werden diese Prüffeider/Konten anderen Prüfern 
bzw. Prüffeldgruppen übertragen, ist ein enger gegenseitiger Informationsaus­
tausch sicherzustellen. 

Prüfungsschwerpunkte bei Erstprüfungen sollten das Interne Kontrollsystem, das 395 
System der Anlagenbuchführung, die formelle Ordnungsmäßigkeit der Bestands­
nachweise und die handels- und steuerrechtliche Zulässigkeit der angewandten 
Bewertungsmethoden sein. Vorrangiges Ziel ist die Erkennung systematischer 
Fehler. Weitere Prüfungsschwerpunkte sind die Zugänge des Geschäftsjahres und 
die Umbuchungen von Anlagen im Bau. Zugänge und Umbuchungen sind stets 
intensiv zu prüfen. Nur dann ist es gerechtfertigt, die Prüfung des Altbestandes 
im wesentlichen auf die Prüfung der Bestandsnachweise, auf die Fortführung der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten bzw. die Anwendung des Abschreibungs­
plans und auf die Notwendigkeit von außerplanmäßigen Abschreibungen sowie 
von Zuschreibungen zu beschränken. Davon abgesehen können bei Folgeprüfun­
gen wechselnde Prüfungsschwerpunkte gebildet werden. Wegen der relativen 
Konstanz der Verhältnisse, die durch die längerfristige Nutzung bedingt ist, und 
der meist geringen Fluktuation der mit der Anlagenbuchführung betrauten Mitar­
beiter eignen sich die Sachanlagen dafür im besonderen Maße. Zusätzliche 
Schwerpunkte sind bei Bedarf zu setzen, insbesondere wenn sich Rechtsvorschrif­
ten oder die Rspr. ändern. 

Rechtzeitig vor Beginn der Prüfung sollte der Prüfer mit der Prüfungsplanung be- 396 
ginnen, die Zweckmäßigkeit einer Vorprüfung (Rn 398) untersuchen und sich 
dann mit dem Unternehmen vor allem über die zeitliche Durchführung der Vor-
und Hauptprüfung und den Bereitstellungsplan für die Prüfungsunterlagen 
(Rn 397) abst immen 7 2 2 . 

Zu den Prüfungsunterlagen gehören u.a.: 397 
- Kontenplan; Bestandskonten der Sachanlagen; die zugehörigen Erfolgskonten. 
- Bestandsverzeichnisse,- Anlagenkartei; Grundbuchauszüge; Saldenliste der An­

zahlungen; Inventurunterlagen, z. B. für Festwerte und (i.d.R. freiwillige) kör­
perliche Bestandsaufnahmen; Aufmaße, Bautagebücher u.a. (insbesondere für 
Anlagen im Bau); Lagepläne und Standortverzeichnisse. 

- Interne Richtlinien und Anweisungen. 

722 Vgl. dazu Richter, HWRev 1983, Sp. 1163. 
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- Anlagespiegel; Zugangslisten; Kalkulationsunterlagen; Abschreibungslisten; 
Aufstellungen über die außerplanmäßigen und steuerrechtlichen (Mehr-)Ab-
schreibungen; Zuschreibungslisten. 

- Belege, insbesondere notarielle Kaufverträge bei Grundstücken; sonstige Kauf­
verträge; Miet-, Pacht- und Leasingverträge; Kreditverträge (vor allem wegen 
Grundpfandrechten und sonstigen Sicherungen); Versicherungsverträge; Ein­
gangsrechnungen; Lieferscheine, Frachtbriefe, Spediteurabrechnungen; inner­
betriebliche Meldungen, z. B. über Inbetriebnahmen und Abgänge; Gutachten,-
Steuerbescheide, Betriebsprüfungsberichte; Korrespondenz zu den Geschäfts­
vorfällen. 

- Auf Veranlassung des Prüfers angefertigte Aufstellungen: z.B. über selbster­
stellte, stillgelegte und Reserveanlagen; über gemietete, gepachtete und geleaste 
Anlagen; über eigene Anlagegüter, die von Dritten genutzt werden; über beste­
hende Festwerte. 

398 Gegenstand einer Vorprüfung können sein: 
- Prüfung des Internen Kontrollsystems und der Anlagebuchführung. 
- Abstimmung der Vorträge auf den Konten mit den Endbeständen der Schlußbi­

lanz. 
- Besprechung der Bewertungsgrundsätze, insbesondere von geplanten Änderun­

gen, sowie von Zweifelsfragen zu Ansatz, Nachweis, Ausweis und Bewertung. 
- Vorbereitung der Saldenabstimmung der Anzahlungen zum Abschlußstichtag; 

Anforderung beglaubigter Grundbuchauszüge. 
- Feststellung, ob körperliche Bestandsaufnahmen notwendig sind bzw. freiwillig 

durchgeführt werden sollen, ggf. Prüfung der Inventurvorbereitungen. 
- Besichtigung von Betriebsanlagen. 
- Prüfung von Erfolgskonten, z.B. Reparatur und Instandhaltungsaufwand, Miet-

und Pachterträge und Versicherungsprämien (einschließlich Versicherungs­
schutz). 

Inwieweit die Zu- und Abgänge, die Umbuchungen und die Zu- und Abschrei­
bungen bereits in der Vorprüfung geprüft werden können, hängt von der Organi­
sation der Anlagenbuchführung und ihrem Aktualitätsgrad ab. Die Gesamtab­
stimmung der Anlagenkärtei mit den Bestandskonten, dem Anlagespiegel und 
den entsprechenden Erfolgskosten ist erst zum Schluß der Hauptprüfung sinn­
voll. 

399 Qualifikation der Prüfer: Für die Prüfung der Sachanlagen sind neben vertieften 
Kenntnissen im Bilanzsteuer- und Bewertungsrecht vor allem technische Kennt­
nisse, z. B. über die Funktion und den Erhaltungszustand von Anlagen und den 
Stand der Technik, wünschenswert. In schwierigen Fällen, insbesondere zur Beur­
teilung außerplanmäßiger Abschreibungen, kann trotzdem die Hinzuziehung 
technischer Sachverständiger erforderlich werden. 
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III. Prüfung des Internen Kontrollsystems 

Die Prüfung erstreckt sich auf die Feststellung und Beurteilung des Systems der 400 
Anlagenbuchführung und der Arbeitsabläufe. Sie sollte sich nicht auf die buch­
halterische Behandlung der Anlagenzu- und -abgänge (Nachweis, Ausweis und Be­
wertung) beschränken, sondern auch die Investitionsplanung, Wirtschaftlich­
keitsrechnungen, Beschaffung, Investitionskontrolle und -abrechnung, Anlagen­
erhaltung und das innerbetriebliche Meldewesen (z.B. über Inbetriebnahmen, 
Standortverlagerungen, Änderungen des Verwendungszwecks, Schäden und Ab­
gänge) umfassen. Sie beginnt i.d.R. mit einer Sammlung der vorhandenen Richt­
linien und sonstigen schriftlichen Anweisungen. 

Zu den Prüfungshandlungen im einzelnen vgl. die Fragekataloge im Schrifttum 7 2 3 . 401 

IV. Prüfung der Bestandsnachweise 

Über das Eigentum an Grundstücken sind beglaubigte Grundbuchauszüge, die auf 402 
den Stichtag abgestellt oder zumindest zeitnah sind, der einzig sichere Nachweis. 
Noch nicht eingetragene Veränderungen sind durch notarielle Verträge oder nota­
rielle Bestätigungen der unwiderruflichen Anmeldung zur Grundbucheintragung 
nachzuweisen. Die Nachweise sind mit der Grundstückskartei bzw. den Bestands­
listen abzustimmen. Bei einem umfangreichen Grundbesitz genügt es, Grund­
buchauszüge jeweils für einen Teil der Grundstücke anzufordern; die Auswahl 
hat durch den Prüfer zu erfolgen. 

Beim beweglichen Anlagevermögen erstreckt sich die Prüfung zunächst auf die 403 
formelle Ordnungsmäßigkeit der Anlagenkartei bzw. der Bestandsverzeichnisse. 
Formelle Mängel sind zu beheben. Bei freiwilligen bzw. notwendigen körperli­
chen Bestandsaufnahmen sollte sich der Prüfer fragen, ob seine Anwesenheit er­
forderlich oder zweckmäßig ist 7 2*. Er sollte sich in jedem Fall zumindest nachträg­
lich vergewissern, ob die Inventur ordnungsmäßig durchgeführt worden ist und 
ob festgestellte Abweichungen auf den Konten und in der Anlagenkartei berück­
sichtigt worden sind. Unabhängig davon sollte es sich der Prüfer zur Regel ma­
chen, in jeder Abschlußprüfung die Betriebsanlagen (zumindest in Teilen) zu be­
sichtigen. Dabei sollte er auch in ausgewählten Stichproben feststellen, ob vor­
handene Anlagen in der Anlagenkartei aufgeführt und umgekehrt in der Anla­
genkartei nachgewiesene Anlagen tatsächlich (noch) vorhanden sind. Gerade im 
Hinblick auf das Bruttoprinzip im Anlagespiegel hat die Abgangskontrolle eine 
besondere Bedeutung erhalten. 

Die Betriebsbesichtigung sollte sich auch auf die Anlagen im Bau erstrecken und 404 
insoweit zeitnah zum Abschlußstichtag liegen, damit sich der Prüfer von dem Fer­
tigstellungsgrad überzeugen kann. 

723 Vgl. insbesondere ADS, 4. Aufl., §163 Tz. 274 ff., WP-Handbuch 1985/86 I, 1019; 
IDW, Abschlußprüfung der mittelgroßen GmbH, 1989, 39 ff.; Wirtschaftlichkeitsprä-
fungen, 1983, 15 ff. 

724 Analog IDW FG 1/1988, WPg 1989, 9 (14, Ziff. D U 4b). 
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405 Anzahlungen auf Anlagen im Bau sind erfahrungsgemäß sehr fehleranfällig. Für 
sie sollten deshalb Saldenbestätigungen, und zwar auf den Abschlußstichtag und 
i. d. R. in einer Vollprüfung, eingeholt werden. 

406 Bei Festwerten m u ß sich der Prüfer vergewissern, ob turnusmäßig (Rn 304) der 
Bestand körperlich aufzunehmen ist. Für die Durchführung und Prüfung der kör­
perlichen Bestandsaufnahme gelten die allgemeinen Grundsätze, d. h. der Prüfer 
m u ß auch entscheiden, ob er bei der Aufnahme anwesend ist. Persönliche Anwe­
senheit empfiehlt sich: Verstöße gegen allgemein anerkannte Regeln, wie z.B. 
Sprungaufnahmen oder Übernahme von Buchbeständen, sind gerade bei Anlagen­
inventuren häufig. An den übrigen Abschlußstichtagen ist durch eine überschlä­
gige Kontrollrechnung (z. B. Ergänzungszugänge in Relation zur Höhe des Festwer­
tes und zur durchschnittlichen Nutzungsdauer der in ihm erfaßten Anlagegü­
te r ) 7 2 5 zu überprüfen, ob die gesetzliche Fiktion eines ungefähren Ausgleichs zwi­
schen Ergänzungszugängen und Wertminderungen noch erfüllt ist. Die Beurtei­
lung der Angemessenheit von Festwerten wird erleichtert, wenn die Ergän­
zungszugänge auf gesonderten Aufwandskosten erfaßt werden. Bei einer wesentli­
chen Abweichung ist eine vorzeitige körperliche Bestandsaufnahme und Neube­
wertung erforderlich. 

V. Prüfung der Zugänge 

407 Umfang: Die Abstimmung der Zugangsbuchungen mit den Belegen sollte zweck­
mäßigerweise verbunden werden 
- mit der Abstimmung der Eintragungen in der Anlagenkartei oder besonderen 

Zugangslisten, 
- mit der Prüfung der Aktivierungsfähigkeit der ausgewiesenen Zugänge sowie 

ihrer vollständigen Erfassung und ihres Nachweises, 
- mit der Feststellung des Zeitpunkts der Anschaffung oder Herstellung (bzw. 

der Inbetriebnahme), 
- mit der Prüfung der Bewertung zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten und 
- mit der Prüfung des Ausweises. 
Auch bei umfangreichen Investitionen sollten die Zugänge möglichst intensiv ge­
prüft werden, weil dann die Prüfung des Altbestandes in den Folgejahren wesent­
lich vereinfacht ist (Rn 395). In Stichproben ist weiterhin festzustellen, ob bei der 
Sofortabschreibung geringwertiger Vermögensgegenstände die steuerlichen Vor­
aussetzungen (Bestandsnachweis, Rn 35 und 41 f., selbständige Nutzungsfähigkeit 
und Wertgrenze von 800 DM, Rn 239 f.) erfüllt sind. Wenn Festwerte bestehen, 
ist darauf zu achten, daß als Aufwand zu behandelnde Ergänzungen nicht als Zu­
gang ausgewiesen sind (Rn 313). 

408 Erfassung und Nachweis von Fremdbezügen erfolgt i. d.R. durch Eingangsrech­
nungen, Lieferscheine und Wareneingangsmeldungen, bei Grundstücken durch 
notariellen Kaufvertrag u n d / o d e r Grundbuchauszug, bei Anzahlungen durch 
Bankbeleg und bei Eigenleistungen durch innerbetriebliche Mitteilungen. In Be-

725 Zur Anwendung von Schlüsselgrößen vgl. Husemarm (Anlagegegenstände|, 1976, 239. 
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tracht kommt auch eine persönliche Inaugenscheinnahme. Insbesondere bei den 
Eigenleistungen ist eine vollständige Erfassung nicht ohne Probleme. Wichtige 
Hinweise ergeben sich aus der Prüfung der Aufwandskonten, vor allem der Repa­
ratur- und Instandhaltungsaufwendungen. Weiterhin sollte sich der Prüfer auf 
Grund der Personal- und Produktionstruktur des Unternehmens fragen, welche 
Eigenleistungen bei den im Bau befindlichen Anlagen überhaupt möglich sind. 
Im Zusammenhang mit der Prüfung der Erfassung und der Nachweise ist zugleich 
die Aktivierungsfähigkeit bzw. -pflichtigkeit der Zugänge festzustellen. 

Der Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung ist für die zeitliche Abgrenzung, 409 
bei abnutzbaren Anlagegütern auch für den Abschreibungsbeginn, und schließ­
lich für die Berechtigung auf bestimmte steuerliche Vergünstigungen von Bedeu­
tung. In die Prüfung müssen deshalb auch die Zugangsbuchungen im neuen Ge­
schäftsjahr einbezogen werden ' 2 6 . Der Zeitpunkt ergibt sich im allgemeinen aus 
den Belegen, die den Zugang nachweisen. 

Bei der Prüfung der Bewertung von Fremdbezügen mit den Anschaffungskosten 410 
ist zu untersuchen, ob nicht Anschaffungsnebenkosten und Anschaffungskosten­
minderungen (vor allem Skonti und Zuschüsse) unzulässigerweise erfolgswirksm 
verbucht worden sind. Hinweise ergeben sich aus der Prüfung der Erfolgskonten. 
Noch nicht abgerechnete Leistungen, z.B. Nebenkosten für kurz vor dem Ab­
schlußstichtag erworbene Grundstücke, sind ggf. zu aktivieren und gleichzeitig 
als Rückstellung für ausstehende Rechnungen zu passivieren (Rn 326). Grundlage 
für die Prüfung der Bewertung der Eigenleistungen mit den Herstellungskosten 
sind die Kalkulationsunterlagen. Dabei ist darauf zu achten, daß Einzelkosten 
nicht doppelt, d. h. sowohl direkt als Zugang als auch im Rahmen der Herstel­
lungskosten, erfaßt worden sind. Weiterhin können die für die normale Produk­
tion geltenden Gemeinkostenzuschläge nicht automatisch übernommen werden. 
Denn bei Eigenleistungen entfällt häufig aufgrund von Einzelaufschreibungen ein 
höherer Anteil der Gesamtkosten auf Einzelkosten. Auch werden manchmal An­
lagen nur deshalb selbst erstellt, u m eigene Werkstätten auszulasten. Aus diesen 
Gründen können die Herstellungskosten selbsterstellter Anlagen überhöht sein. 
Sie sind deshalb soweit als möglich durch Vergleichspreise oder Vergleichskalku­
lationen auf ihre Angemessenheit zu überprüfen. Überhöhte Anschaffungskosten 
können auch bei Bezügen von verbundenen Unternehmen und von Gesellschaf­
tern vorliegen. In beiden Fällen sind außerplanmäßige Abschreibungen auf den 
beizulegenden Wert vorzunehmen (Rn 110). 

Sonderfälle, insbesondere Sonderfälle der Bewertung (vgl. z.B. Rn 193 ff.), sind 411 
vergleichsweise intensiv zu prüfen, weil die Mitarbeiter des Unternehmens bei ih­
nen schon eher nicht über die erforderliche Erfahrung verfügen. Erste Hinweise 
auf Sonderfälle lassen sich durch eine Befragung der Mitarbeiter gewinnen. 

726 Vgl. auch IDW FG 1/1988, WPg 1989, 9 (14, Ziff. D II 4a): „Die Prüfung der Bestands­
nachweise ist durch Abgrenzungsprüfungen zu ergänzen." 
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VI. Prüfung des Ausweises 

412 Als erstes ist festzustellen, ob sich die vertikale und horizontale Gliederung ein­
schließlich der Postenbezeichnungen gegenüber dem Vorjahr geändert hat und 
welche Gründe dafür maßgeblich waren. Nach Abschluß der Prüfung der Zu-
und Abgänge und Umbuchungen muß sich der Prüfer erneut fragen, welche Mo­
difikationen gegenüber dem Vorjahr aufgrund von Strukturveränderungen und 
Sonderfällen (z. B. Mietereinbauten, Rn 8 1 ; wesentliche Nachaktivierungen, 
Rn 116, bzw. Korrekturen früherer Zugänge, Rn 122) notwendig bzw. wünschens­
wert sind. Werden Änderungen vorgenommen, ist ihre Zulässigkeit festzustellen 
und die Anpassung der Vergleichszahlen des Vorjahres zu prüfen (Rn 71). 

413 Die Ausweisprüfung der Zugänge (zur zeitlichen Abgrenzung vgl. Rn 409) er­
streckt sich auf die Zugehörigkeit zu den Sachanlagen und, wenn diese Frage be­
jaht werden kann, auf die Zuordnung zu einem Bilanzposten innerhalb der Sach­
anlagen. Dabei ist darauf zu achten, daß in Zweifelsfällen die Abgrenzung ein­
heitlich erfolgt. Zur Ausweisprüfung gehört weiterhin die zutreffende Abgren­
zung der Bewertungseinheiten (Rn 156). 

414 Bei Umbuchungen ist neben der Zuordnung zu dem Bilanzposten zusätzlich der 
Zeitpunkt der Umbuchung zu prüfen. Notwendige, aber unterlassene Umbu­
chungen lassen sich nur schwer erkennen; dies gilt vor allem für Umbuchungen 
innerhalb der fertigen Sachanlagen. Dieses Problem hat sich aber durch die Zu­
sammenfassung der Grundstücke in einem Bilanzposten (Rn 60) entschärft. Bei 
den Anlagen im Bau gibt eine Aufgliederung des Bestandes nach Investitonsobjek-
ten, die auch die vorgesehenen Fertigstellungstermine enthält, wichtige Hinweise 
auf notwendige Umbuchungen. 

415 Abstimmungen: Zur Ausweisprüfung gehört weiterhin die Zusammenfassung der 
Einzelkonten zur Bilanz. Die richtige Kontierung der Belege und ihre Verbuchung 
auf den Einzelkonten genügt noch nicht für den zutreffenden Bilanzausweis. Ab­
zustimmen sind schließlich die Anlagenkartei mit den Bestandskonten, mit den 
einzelnen Beträgen in der vertikalen und horizontalen Gliederung und mit den 
entsprechenden GuV-Konten. 

VII. Prüfung der Abgänge und der Erträge und Verluste aus Anlagenabgängen 

416 Umfang: Die Prüfungshandlungen erstrecken sich auf 
- die vollständige Erfassung der Abgänge und ihren Nachweis, 
- die Feststellung des Abgangszeitpunktes, die Ausbuchung des Restwertes und 

die Eintragungen in der Anlagenkartei, 
- die Ermittlung der Höhe der Buchgewinne und -Verluste und ihren Ausweis in 

der GuV. 

417 Auf die vollständige Erfassung der Abgänge ist wegen des Bruttoprinzips im Anla­
gespiegel besonderes Gewicht zu legen. Erste Hinweise auf mögliche Erfassungs-
fehler ergeben sich aus der Prüfung des Internen Kontrollsystems, speziell aus der 
Prüfung des innerbetrieblichen Meldewesen. Zur systematischen Prüfung der Be-
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Standsnachweise vgl. Rn 402 ff. In diese Prüfung sollten insbesondere voll abge­
schriebene Vermögensgegenstände einbezogen werden. Mehr zufällige Hinweise 
lassen sich aus der Prüfung der sonstigen Erträge gewinnen und wenn Ersatzinve­
stitionen oder Änderungen des Produktionsprogramms festgestellt werden. 

Der Nachweis der Abgänge kann z.B. durch Versandanzeige, Kopie des Liefer- 418 
Scheins, Quittung des Selbstabholers oder innerbetriebliche Meldung über die 
Verschrottung erfolgen. 

Der Zeitpunkt des Abgangs, der sich i. d. R. aus den Nachweisen ergibt, ist für die 419 
ggf. zu berücksichtigenden zeitanteiligen Abschreibungen wichtig und darüber 
hinaus für die zeitliche Abgrenzung der Geschäftsjahre voneinander. Die Ab­
gangsbuchungen im neuen Jahr sind in die Prüfung einzubeziehen. 

Zur Ermittlung der Buchgewinne- und Verluste und zu ihrem Ausweis in der GuV 420 
vgl. Rn 343, 346. Bei Verkäufen an Angestellte, Gesellschafter und nahestehende 
Gesellschaften ist außerdem die Angemessenheit der Verkaufserlöse zu untersu­
chen. Auf die Genehmigung durch die zuständige Stelle im Unternehmen, mögli­
che steuerliche Risiken und Hinweise auf echte Pensionsgeschäfte (Rn 121) ist be­
sonders zu achten. 

V m . Prüfung der Abschreibungen 

Umfang: Die Prüfungshandlungen erstrecken sich auf 421 
- den Ansatz der Anschaffungs- und Herstellungskosten, 
- (bei abnutzbaren Anlagegütern) das Vorliegen eines Abschreibungsplanes und 

seine Angemessenheit, 
- die Durchführung des Abschreibungsplanes einschließlich der rechnerischen 

Richtigkeit der jährlichen Abschreibungen, 
- die Zulässigkeit bzw. Notwendigkeit von Änderungen des Abschreibungsplä-

nes und (bei allen Anlagegütern) von außerplanmäßigen Abschreibungen, 
- die Zulässigkeit von steuerrechtlichen (Mehr-(Abschreibungen, 
- die Feststellung der Abschreibungen des Geschäftsjahres. 

Ausgangspunkt für die Prüfung der Normalabschreibungen ist i. d. R. die Anlagen- 422 
kartei und eine im allgemeinen vorhandene Abschreibungsliste (bzw. vergleichba­
rer EDV-Ausdruck). Im Zugangsjahr ist festzustellen, ob der für den einzelnen 
Vermögensgegenstand vorgesehene Abschreibungsplan den wirtschaftlichen Ge­
gebenheiten entspricht, ob die Abschreibungsmethode zulässig sowie die unter­
stellte Nutzungsdauer und ggf. auch die Höhe des Restwertes angemessen sind 
und ob das Stetigkeitsprinzip beachtet wird. Die Nutzungsdauer ist mit den Af A-
Tabellen und / oder anderen Abschreibungstabellen sowie der bisherigen betrieb­
lichen Praxis zu vergleichen. Wesentliche Abweichungen von diesen Erfahrungs­
werten sind vom Unternehmen schlüssig zu begründen. Weiterhin ist festzustel­
len, ob die jährliche Abschreibung gemäß Abschreibungsplan (im Zugangs jähr 
ggf. unter Berücksichtigung des Zugangszeitpunktes und der steuerlichen Verein­
fachungsregel, Rn 233) ermittelt worden ist. Dabei ist bei (noch) manuell geführ-
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ten Anlagebuchhaltungen zumindest in Stichproben die rechnerische Richtigkeit 
zu überprüfen. Planänderungen sind festzustellen, auf ihre Vereinbarkeit mit 
dem Stetigkeitsprinzip zu beurteilen und im Hinblick auf die Angabepflichten im 
Anhang in den Arbeitsunterlagen festzuhalten (Rn 368 ff.]. Der neue Plan m u ß 
den wirtschaftlichen Gegebenheiten der Restnutzungsdauer gerecht werden. 

423 Bei der Prüfung von Abschreibungsplanänderungen und von außerplanmäßigen 
Abschreibungen nach § 253 II S. 3 HGB liegt die entscheidende Schwierigkeit in 
der Ermittlung notwendiger, aber vom Unternehmen unterlassener Bewertungs­
korrekturen und weniger in der Beurteilung dieser Maßnahmen auf ihre Zulässig-
keit. Eine Vollprüfung des Anlagenbestandes auf notwendige Bewertungskorrek­
turen kann nicht verlangt werden. Der Prüfer ist aber verpflichtet, allen Anhalts­
punkte nachzugehen, die sich insbesondere aus einer Analyse der Absatzentwick­
lung, aber z. B. auch aus der Beobachtung der Wiederbeschaffungspreise, der Ent­
wicklung des Instandhaltungsaufwandes und der Höhe der Erträge und Verluste 
aus Anlagenabgängen und weiterhin aus der Betriebsbesichtigung und aus Gesprä­
chen mit Mitarbeitern außerhalb des Rechnungswesens ergeben haben. Ob eine 
voraussichtlich dauernde Wertminderung vorliegt, ist bei den nichtabnutzbaren 
Anlagegütern besonders sorgfältig zu prüfen, weil sich hier ein Bewertungsfehler 
wegen fehlender planmäßiger Abschreibungen nicht automatisch korrigiert. 

424 Bei steuerlichen Sonderabschreibungen und anderen steuerlichen Vergünstigun­
gen müssen die steuerlichen Voraussetzungen geprüft werden. Es m u ß weiterhin 
festgestellt werden, ob für entsprechende Vergünstigungen in Vorjahren nicht 
nachträglich die Voraussetzungen entfallen sind, z.B. weil die dreijährige Bin­
dungsfrist in § 5 VI InvZulG nicht eingehalten worden ist. Dauerarbeitspapiere 
erleichtern eine solche Prüfung. 

IX. Prüfung der Zuschreibungen 

425 Umfang: Die Prüfungshandlungen erstrecken sich auf 
- die Zulässigkeit und die Höhe der Zuschreibung und 
- die vollständige Vornahme notwendiger Zuschreibungen. 

426 Ausgangspunkt für die Prüfung ist eine Aufstellung des Unternehmens über die 
vorgenommenen Zuschreibungen. Als erstes ist die Zulässigkeit der einzelnen 
Zuschreibungen festzustellen. Wegen der Besonderheit von Zuschreibungen und 
ihrer (meist) nicht sehr großen Anzahl geschieht dies regelmäßig in einer Vollprü­
fung. Sind die gesetzlichen Voraussetzungen für freiwillige bzw. notwendige Zu­
schreibungen erfüllt, m u ß als nächstes die Höhe der Zuschreibung überprüft wer­
den. Zu achten ist insbesondere darauf, daß sowohl die ursprünglichen Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten als auch die vorgenommenen Abschreibungen 
nicht überschritten werden, daß der am Abschlußstichtag beizulegende Wert eine 
entsprechende Zuschreibung erlaubt und daß (bei abnutzbaren) Anlagegütern die 
zwischenzeitlich vorzunehmenden planmäßigen Abschreibungen berücksichtigt 
worden sind. 

427 Ausgangspunkt für die Vollständigkeitsprüfung notwendiger Zuschreibungen ist 
eine Aufstellung des Unternehmens über die in Vorjahren bei noch vorhandenen 
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Anlagegütern vorgenommenen außerplanmäßigen Abschreibungen und steuer­
rechtlichen (Mehr-)Abschreibungen (einschließlich der maßgeblichen Abschrei­
bungsgründe) und weiterhin der Nachweis des Unternehmens, wie sich der Betrag 
der im Geschäftsjahr aus steuerrechtlichen Gründen unterlassenen Zuschreibun-
gen (Rn 291) zusammensetzt. Anhaltspunkte über ggf. notwendige Zuschreibun-
gen ergeben sich z. B. aus einem Vergleich mit den Steuererklärungen (ob steuer­
rechtliche (Mehr-(Abschreibungen nicht lediglich in der Handelsbilanz vorge­
nommen worden sind), aus Betriebsprüfungsberichten und allgemein aus der 
Kenntnis der wirtschaftlichen Entwicklung des Unternehmens. Der Nachweis des 
Unternehmens über unterlassene Zuschreibungen ist daraufhin zu überprüfen, 
ob es sich u m Fälle der umgekehrten Maßgeblichkeit handelt. 

X. Prüfung der Angaben im Anhang 

Die Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben im Anhang!entwurf) kann nur 428 
dann mit hinreichender Sicherheit bestätigt werden, wenn die erforderlichen Ein­
zelfeststellungen (vgl. insbesondere Rn 349 ff.) bereits bei der Prüfung der Sachan­
lagen getroffen und in den Arbeitsunterlagen übersichtlich, am besten gesondert, 
festgehalten worden sind. Insbesondere die nach § 284 II Nr. 3 HGB berichts­
pflichtigen Abweichungen von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden lassen 
sich nur dann zuverlässig prüfen, wenn der Prüfer mit seinen ausführlichen Vor-
jahres-Feststellungen einen Vergleichsmaßstab hat. Wegen der Vielzahl der in Fra­
ge kommenden Anhangangaben und wegen ihrer unübersichtlichen Anordnung 
im HGB und in den Spezialgesetzen sollten außerdem Checklisten 7 1 7 verwendet 
werden, u m die Vollständigkeit der Anhangangaben zu gewährleisten. 

Frei. 429-449 

H. Anlagen: Stellungnahmen des IDW; 
Einkommensteuer-Richtlinien 

1. HFA 7/1952: Zur Frage der Inventur des Sachanlagevermögens 450 

I. Nach § 39 HGB hat jeder Kaufmann „bei dem Beginne seines Handelsgewerbes seine 
Grundstücke, seine Forderungen und Schulden, den Betrag seines baren Geldes und seine 
sonstigen Vermögensgegenstände genau zu verzeichnen, dabei den Wert der einzelnen Ver­
mögensgegenstände anzugeben und einen das Verhältnis des Vermögens und der Schulden 
darstellenden Abschluß zu machen. Er hat demnächst für den Schluß eines jeden Geschäfts­
jahres ein solches Inventar und eine solche Bilanz aufzustellen." 
Nach dieser Vorschrift hat jeder Kaufmann für den Schluß eines jeden Geschäftsjahres ein In­
ventar aufzustellen. Die Vorschrift definiert das Inventar als eine Auf Zeichnung der einzelnen 
Vermögensgegenstände und Schulden. Aus der Forderung des Gesetzgebers, daß im Inventar 
der Wert der einzelnen Vermögensgegenstände anzugeben ist, wird gefolgert, daß das Inventar 
die wertmäßige Zusammensetzung der einzelnen Bilanzansätze ersichtlich machen soll. 

727 Vgl. z.B. Schnapauff, WPg 1986, 555, Schulte, BB 1986, 1468 (1474ff.). 
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Der § 39 HGB enthält keine ausdrückliche Vorschrift des Inhalts, daß das Inventar aufgrund 
einer körperlichen Aufnahme zum Bilanzstichtag aufzustellen ist. Es kann auch nicht da­
von ausgegangen werden, daß der Gesetzgeber die körperüche Aufnahme als eine selbstver­
ständliche Voraussetzung zur Erstellung des Inventars angesehen hat. Die körperliche Auf­
nahme zum Bilanzstichtag ist nur eine der möglichen Methoden zur Bestandsfes'tstellung 
und es ist dem Gesetzgeber sicherlich nicht unbekannt gewesen, daß z. B. ein Inventar der 
Forderungen und Schulden nicht aufgrund einer körperlichen Aufnahme, sondern nur an­
hand von Aufzeichnungen aufgestellt werden kann. Eine körperliche Aufnahme ist also nur 
insoweit notwendig, als die Erfüllung der aus § 39 HGB sich ergebenden Aufzeichnungs­
pflicht ohne eine solche Aufnahme nicht möglich ist. Wenn der Gesetzgeber im § 39 Abs. 3 
HGB im Zusammenhang mit dem Warenlager von „Aufnahme des Inventars" spricht, so ist 
er davon ausgegangen, daß für das Warenlager vollständige, laufende Aufzeichnungen über 
die Bestandsentwicklung meistens fehlen und die Inventarisierung zum Bilanzstichtag da­
her nur aufgrund einer körperlichen Aufnahme möglich ist. Das ist auch heute zumeist 
noch so. Es liegt aber auch im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen, wenn das Inventar 
für das Vorratsvermögen anhand laufender Aufzeichnungen aufgestellt wird, sofern diese 
zuverlässig sind. Die Zuverlässigkeit wird nach kaufmännischer Übung beim Vorratsvermö­
gen dann als gegeben erachtet, wenn die Übereinstimmung der Istbestände mit den Buchbe­
ständen mindestens einmal im Wirtschaftsjahr durch körperliche Aufnahme (permanente 
Inventur) überprüft wird. 

II. Das Sachanlagevermögen unterliegt im Vergleich zum Umlaufvermögen nur geringen 
bestandsmäßigen Veränderungen. Andererseits haben aber beim Sachanlagevermögen die in 
den Abschreibungen zum Ausdruck kommenden wertmäßigen Veränderungen eine große 
Bedeutung. Wichtiger als Verzeichnisse der zu den einzelnen Abschlußstichtagen vorhande­
nen Anlagegegenstände sind für den Kaufmann also Aufzeichnungen, welche die Entwick­
lung des Anlagevermögens festhalten und eine zutreffende Ermittlung der Abschreibungen 
und des Wertes der Abgänge gestatten. Diese Sachlage hat sich bestimmend auf die Form 
der Inventarisierung des Sachanlagevermögens ausgewirkt. Der Bestand des in der Bilanz 
auszuweisenden Anlagevermögens wird durch Fortschreibung ermittelt, die vom Anfangs­
bestand ausgeht und die Zu- und Abgänge sowie die Abschreibungen auf die einzelnen An­
lagegegenstände berücksichtigt. Die sich aus § 39 HGB ergebende Aufzeichnungspflicht 
wird als erfüllt angesehen, wenn der Wertansatz des einzelnen Anlagegegenstandes aus den 
Aufzeichnungen festgestellt werden kann. Neuerliche Ermittlungen haben bestätigt, daß es 
im allgemeinen nicht kaufmännische Übung ist, das Anlagevermögen zum Bilanzstichtag 
körperlich aufzunehmen oder eine permanente Inventur des Anlagevermögens durchzufüh­
ren, bei der mindestens einmal im Wirtschaftsjahr der einzelne Gegenstand körperlich auf­
genommen wird. Aus dem Betriebsablauf ergibt sich zwangsläufig eine ständige Kontrolle 
der wesentlichen Teile des Anlagevermögens. Unter dieser Voraussetzung kann eine lau­
fende Kontrolle der Aufzeichnungen durch Vergleich mit den Istbeständen in der Art 
der permanenten Inventur für das Vorratsvermögen nicht als erforderlich angesehen 
werden. 

III. Wer nach anderen Gesetzen als den Steuergesetzen Bücher und Aufzeichnungen zu 
führen hat, die für die Besteuerung von Bedeutung sind, dem ist durch § 160 Abs. 1 AO auf­
erlegt, die Verpflichtungen, die ihm nach den anderen Gesetzen obliegen, auch im Interesse 
der Besteuerung zu erfüllen. Unter diese Vorschrift fallen z. B. die Vollkaufleute hinsicht­
lich der ihnen in § 39 HGB auferlegten Buchführungs- und Auf Zeichnungspflichten. § 161 
Abs. 1 Ziffer 1 AO dehnt die Buchführungs- und Aufzeichnungspflicht im Interesse der Be­
steuerung auf einen größeren Personenkreis aus. Mit den Worten „Außer denen, die unter 
die Vorschrift des § 160 fallen" kann nur gemeint sein, daß außer denen, die bereits nach 
§160 eine entsprechende Verpflichtung haben, auch andere Unternehmen unter den in 
§161 angegebenen Voraussetzungen und in der dort festgelegten Art Aufzeichnungen zu 
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machen haben. Der Gesetzgeber ging also offenbar davon aus, daß es für einen größeren 
Personenkreis bereits nach anderen Gesetzen Aufzeichnungspflichten gibt, die sich mit de­
nen des § 161 AO decken. Wenn dem nicht so wäre, dann hätte der einleitende Halbsatz in 
§161 Abs. 1 keinen Sinn. Die wichtigste Auf Zeichnungspflicht ist aber die nach § 39 HGB. 
Das bedeutet, daß es dem Gesetzgeber nicht darauf ankam, etwa die Aufzeichnungspflich­
ten des § 39 zu verschärfen, sondern den Kreis der Unternehmer zu erweitern, die aufgrund 
einer Bestandsaufnahme jährlich Abschlüsse zu machen haben. 
Aus der Tatsache, daß die Abgabenordnung über Art und Umfang der Bestandsaufnahme 
nichts Näheres bestimmt, kann auch nur gefolgert werden, daß in § 161 AO eine Bestands­
aufnahme im Sinne des § 39 HGB gemeint ist. Eine körperüche Aufnahme ist also auch 
durch die §§ 160 und 161 AO nur insoweit vorgeschrieben, als sie zur Aufstellung des Ab-
schluses erforderlich ist. 

Anmerkung: 
Die Stellungnahme wurde abgegeben, weil die Finanzverwaltung in den ersten Jahren nach der 
Währungsreform der Auffassung zuneigte, daß eine körperliche Aufnahme des Anlagevermö­
gens für jeden Bilanzstichtag erforderlich sei. Die Stellungnahme wurde unter dem 10. 7. 1952 
dem Bundesministerium der Finanzen übermittelt. Zur Vorgeschichte siehe auch WPg 1952 
S. 365 und FN 1952 S. 49. Die Finanzverwaltung hat sich inzwischen der Auffassung ange­
schlossen, daß eine jährliche körperüche Aufnahme der Gegenstände des Anlagevermögens 
nicht erforderlich ist, wenn ein Bestandsverzeichnis oder eine entsprechende Kartei laufend 
ordnungsgemäß geführt wird (vgl. z. B. EStR 1955, Abschnitt 31 Abs. 6). 

Hinsichtlich der Inventur des Vorratsvermögens vgl. FG 1 /40. 

2. HFA 1/1984: Büanzierungsfragen bei Zuwendungen, dargestellt am Beispiel finanzieller 
Zuwendungen der öffentlichen Hand 

Vorbemerkung 
Im Rahmen öffentlicher Förderungsprogramme gewährt die öffentliche Hand an privat­
rechtliche Unternehmen Zuwendungen verschiedenster Art und unter mannigfachen Be­
zeichnungen (Zuwendungen, Zuschüsse, Zulagen, Prämien, Beihilfen, Subventionen usw.). 
Die vorliegende Stellungnahme behandelt diese Zuwendungen, soweit sie aufgrund über 
den Einzelfall hinausreichender allgemeingültiger Regelung (Gesetze, Verwaltungsvorschrif­
ten, Richtlinien) gewährt werden. 
Die Büanzierung derartiger Zuwendungen, insbesondere hinsichtlich der Ertragswirksam­
keit und des Ausweises noch nicht ertragswirksam gewordener Beträge der Büanz, wird ge­
genwärtig unterschiedlich gehandhabt und ist stark durch die steuerliche Behandlung der 
einzelnen Zuwendungen geprägt: 
- Investitionszulagen (z.B. gem. §§ 1, 4, 4a, 4b InvZulG, § 19 BerlinFG) werden regelmäßig 

im Jahr der Durchführung der Investition oder zum Zeitpunkt der Gewährung der Zula­
ge unter Berufung auf den Prämiencharakter dieser Zulagen sowie auf ihre gesetzliche 
Steuerfreiheit in voller Höhe als Ertrag vereinnahmt. 

- Investitionszuschüsse (z.B. Zuschüsse der Länder im Rahmen ihrer Regionalprogramme, 
Schiffbauzuschüsse usw.) werden aufgrund des in Abschnitt 34 EStR gewährten Wahl­
rechts in der Regel von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Investitionsgutes 
abgesetzt und infolgedessen im Laufe der Nutzungsdauer des Wirtschaftsgutes zeitantei­
lig ertragswirksam. Daneben ist auch die sofortige volle Vereinnahmung als Ertrag wie bei 
den (steuerfreien) Investitionszulagen zu beobachten. 
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- Bedingt rückzahlbare Zuwendungen (z. B. Zuwendungen des Bundes zur Förderung von 
Erstinnovationen und der hierzu erforderlichen Entwicklung, Zuwendungen des Bundes­
ministers für Forschung und Technologie zur Förderung marktnaher Vorhaben) werden 
mitunter nicht passiviert, solange die Bedingung für die Rückzahlung (regelmäßig der 
Eintritt eines bestimmten, in den Zuwendungsbedingungen definierten Erfolgs) nicht ein­
getreten oder absehbar ist. 

- Rückzahlbare Zuwendungen, bei denen die Verpflichtung zur Rückzahlung mit Eintritt 
einer auflösenden Bedingung erlischt (z.B. Finanzbeiträge an Schiffahrtunternehmen 
gem. der 2. Richtlinie zur Ergänzung und Änderung der Grundsätze für die Förderung der 
deutschen Seeschiffahrt vom 9. 5. 1979, BAnz. 93/1979 S. 2), werden in der Regel zu­
nächst passiviert und bei Eintritt der Bedingung vereinnahmt. 

Angesichts der unterschiedlichen Bilanzierungspraxis sowie bestehender Unsicherheiten 
über die zutreffende Behandlung einzelner Zuwendungsarten werden die mit finanziellen 
Zuwendungen der öffentlichen Hand verbundenen Bilanzierungsfragen bei den Zuwen­
dungsempfängern nachfolgend dargestellt. 

1. Begriffsabgrenzung 
Unter finanziellen Zuwendungen sind Zahlungen an den Berechtigten zu verstehen, die 
nicht rückzahlbar oder nur bedingt rückzahlbar sind. Bei bedingt rückzahlbaren Zuwendun­
gen ist die Rückzahlungspflicht von dem Eintritt oder Nichteintritt einer oder mehrerer bei 
der Gewährung der Zuwendung festgelegter Bedingungen abhängig. 
Nicht Gegenstand dieser Stellungnahme sind: 
- unbedingt rückzahlbare Zuwendungen, weü sie Verbindlichkeiten darstellen 
- Zahlungen, durch die der Zuwendende dem empfangenden Unternehmen Gesellschafts­

kapital zuführt 
- Sachzuwendungen und sonstige Vorteile, z.B. Steuervergünstigungen, Zinsvorteile für 

Darlehen und Bürgschaften. 
Steuerpflichtige Zuwendungen werden als Zuschüsse, nicht steuerpflichtige als Zulagen be­
zeichnet. Sie werden entweder zu Investitionen (Investitionszuschüsse und -Zulagen) oder 
zu (einmaligen oder laufenden) Aufwendungen gewährt (Aufwandszuschüsse). Es kommen 
auch Mischformen vor, wenn die Kosten bestimmter unternehmerischer Vorhaben (z.B. 
Markteinführung energiesparender Technologien, Erstinnovationen) bezuschußt werden 
und diese sowohl Investitionskosten als auch laufende Aufwendungen umfassen. 
Investitionszuschüsse und -Zulagen werden häufig mit Bindungsfristen gewährt, innerhalb 
derer das bezuschußte Anlagegut z.B. nicht veräußert oder nicht aus der geförderten Be­
triebsstätte entfernt werden darf. Bei Nichteinhaltung der Bindungsfrist ist der Zuschuß 
ganz oder teilweise zurückzuzahlen. 
Aufgrund der Vielfalt der in der Praxis anzutreffenden Förderungsprogramme können nur 
einige in der Praxis häufig vorkommende Zuwendungsarten behandelt werden. 

2. Bilanzierung von nicht rückzahlbaren Zuwendungen 

aj Erfolgswirksamkeit 
Nicht rückzahlbare Zuwendungen stellen für das empfangende Unternehmen zusätzliche 
Finanzierungsmittel dar, die jedoch nicht unmittelbar als Kapitalbeiträge zu bilanzieren 
sind, weil sie mangels Rückzahlungspflicht nicht als Fremdkapital und als Zuwendungen 
von dritter Seite auch nicht als Eigenkapital einzuordnen sind. Vielmehr stellen die hier be­
handelten nicht rückzahlbaren Zuwendungen ungeachtet ihrer Zweckbestimmung im Ein­
zelfall nach herrschender Auffassung Erfolgsbeiträge dar, die ihren Niederschlag in der Ge­
winn- und Verlustrechnung (als Ertrag oder als Minderung von Aufwendungen) finden 
müssen. 
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Da die Gewährung nicht rückzahlbarer Zuwendungen regelmäßig erfordert, daß das begün­
stigte Unternehmen bestimmte, im Gesetz oder in Förderungsbestimmungen niederge­
legte Voraussetzungen (z.B. die Durchführung bestimmter Investitionen, bestimmter auf­
wandswirksamer Maßnahmen oder die Inkaufnahme bestimmter Nachweise) erfüllt, muß 
für einen zutreffenden Erfolgsausweis des begünstigten Unternehmens die Ertragswirksam­
keit von Zuschüssen und Zulagen an die Erfüllung dieser Voraussetzungen und an die Ver­
rechnung der damit verbundenen Aufwendungen anknüpfen. Dem wird Rechnung getra­
gen, wenn 
- Investitionszuschüsse und -Zulagen nach sachgerechten Verfahren verteilt über die Nut­

zungsdauer des Vermögensgegenstandes, für den sie gewährt werden, 
- Aufwandszuschüsse nach Maßgabe der Verrechnung des Aufwands, zu dessen Deckung 

der Zuschuß dient, 
erfolgswirksam werden. 
Die sofortige vollständige Vereinnahmung von nicht rückzahlbaren Zuwendungen in dem 
Zeitpunkt, in dem sie gewährt werden, ist hiernach grundsätzlich nicht sachgerecht. Eine 
sofortige Vereinnahmung würde zur Verzerrung von Periodenergebnissen sowohl des lau­
fenden Jahres als auch der Folgejahre führen. Dies gilt nicht, soweit 
- für die bezuschußten Vermögensgegenstände eine Verteilung der Zuwendungen über die 

Nutzungsdauer nicht mehr erforderlich ist, weü für diese Anlagegegenstände außerplan­
mäßige Abschreibungen i.S. v. § 154 Absatz 2 Nr. 2 AktG vorgenommen werden und 
hierdurch die künftigen Geschäftsjahre bereits von Aufwand entlastet sind, 

- bereits entstandene Verluste ausgeglichen werden (so etwa bei Sanierungen). 

b) Zeitpunkt der Bilanzierung von Zuwendungen 
Der Anspruch auf die Zuwendung ist als Forderung zü aktivieren, wenn das Unternehmen 
am Bilanzstichtag die sachlichen Voraussetzungen für die Gewährung der Zuwendung er­
füllt hat und diese spätestens zum Zeitpunkt der Aufstellung des Jahresabschlusses ohne 
Auszahlungsvorbehalt bewilligt ist. Bei Zuwendungen, auf die ein Rechtsanspruch besteht, 
erfolgt die Aktivierung des Anspruchs auf die Zuwendung, wenn das Unternehmen am Bi­
lanzstichtag die sachlichen Voraussetzungen für die Gewährung der Zuwendung erfüllt hat 
und zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung der erforderliche Antrag gestellt ist oder mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit gestellt werden wird. 
Wird eine nicht rückzahlbare Zuwendung ausgezahlt, bevor der Empfänger die sachlichen 
Voraussetzungen für die Gewährung erfüllt hat, so ist der empfangene Betrag bis zu seiner 
bestimmungsgemäßen Verwendung unter den sonstigen Verbindlichkeiten zu passivieren. 

c) Rückzahlungsverpßchtung bei Nichteinhaltung der Bindungsfrist 
Die Zuwendungsbestimmungen sehen nicht selten eine Rückzahlungspflicht von grund­
sätzlich nicht rückzahlbaren Zuwendungen vor, wenn der Zuwendungsempfänger be­
stimmte Bindungsfristen nicht einhält. Es handelt sich hierbei um auflösende Bedingungen 
für die Gewährung der Zuwendungen, die zurückgezahlt werden müssen, wenn beispiels­
weise die Verwendungs- oder geographische Bindung nicht eingehalten wird (z.B. Zulagen 
nach § 5 Abs. 6 InvZulG). 
Eine Passivierung der RückZahlungsverpflichtung während der Bindungsfrist ist erst dann 
geboten, wenn die Nichteinhaltung der Bindungsfrist (z. B. Veräußerung des bezuschußten 
Vermögensgegenstandes innerhalb der Bindungsfrist) feststeht, beabsichtigt oder zu erwar­
ten ist. 
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d) Ausweisfragen 

dl) Investitionszuschüsse und -Zulagen 
Die zeitliche Abgrenzung der Zuwendungen kann entweder durch Absetzung von den An-
schaffungs- bzw. Herstellungskosten oder durch Bildung eines Passivpostens erreicht wer­
den: 
- Absetzung von den Anschaffungs-/Herstellungskosten 

Bei der Absetzung der Zuwendungen von den Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 
wird der Zugang im Anlagespiegel um die Zuwsendungen gekürzt ausgewiesen. Dies gilt 
auch für solche Unternehmen, die ihre Abschreibungen passivisch in der Form von Wert­
berichtigungen ansammeln. 
Für den Ausweis in der Gewinn- oder Verlustrechnung ergibt sich aus der Absetzung von 
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten zwangsläufig, daß die Abschreibung auf das 
Anlagevermögen um die zeitanteiligen Beträge der Zuwendungen gemindert ausgewiesen 
werden. 

- Bildung eines Passivpostens 
Eine Passivierung der noch nicht ertragswirksamen Zuwendungen unter Rücklagen, Son­
derposten mit Rücklageanteil oder Posten der Rechnungsabgrenzung wird bereits nach 
geltendem Recht, ein Ausweis unter Wertberichtigungen nach künftigem Recht als nicht 
zulässig angesehen. Da der passivische Ausweis der Zuwendungen den Einblick in die 
Vermögens- und Ertragslage des Unternehmens verbessert, empfiehlt es sich, einen geson­
derten Passivposten ohne Berührung der Gewinn- und Verlustrechnung zu bilden. Aus 
der Bezeichnung des Postens muß ersichtlich sein, welcher Art die darin erfaßten Zuwen­
dungen sind (z.B. „Sonderposten für Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen"). 
Die Auflösung des Sonderpostens ist in der Gewinn- und Verlustrechnung als gesonder­
ter Posten, als Absetzung von den Abschreibungen oder unter den sonstigen Erträgen aus­
zuweisen. 

Investitionszuwendungen, die gemäß Abschnitt 2a) ohne zeitliche Abgrenzung ertragswirk­
sam werden, sind grundsätzlich unter den sonstigen Erträgen auszuweisen. 

d2) Aufwandszuschüsse 
Vereinnahmte Aufwandszuschüsse sind in der Gewinn- und Verlustrechnung unter den 
sonstigen Erträgen auszuweisen. Eine Verrechnung mit den Aufwendungen, zu deren Dek-
kung diese Zuschüsse gewährt werden, ist grundsätzlich nicht zulässig (Saldierungsverbot); 
jedoch ist eine offene Absetzung von den entsprechenden Aufwendungen möglich. 
Zuschüsse, die periodengerecht vereinnahmt werden und einem einzigen Primäraufwand 
direkt zuzuordnen sind, können als Aufwandsminderungen angesehen und direkt bei den 
betreffenden Aufwandsposten gekürzt werden (Entsprechendes gilt für die Einbeziehung 
von Ertragszuschüssen in die Umsatzerlöse.) 
Hat ein Unternehmen Zuschüsse zur Deckung zukünftiger Aufwendungen erhalten, so 
sind die Beträge als noch nicht verwendete Zuwendungen nach den Umständen des Einzel­
falls als sonstige Verbindlichkeiten bzw., soweit die sonstigen Voraussetzungen vorliegen, 
auch als passive Rechnungsabgrenzungsposten auszuwseisen. 

3. Bilanzierung von bedingt rückzahlbaren Zuwendungen 
In der Praxis sind Zuwendungen vielfach mit Rückzahlungsklauseln ausgestattet, wobei die 
Rückzahlbarkeit nach den Zuwendungsbedingungen an unterschiedliche, im einzelnen wei­
ter differenzierte Bedingungen anknüpft. Die bilanzielle Berücksichtigung dieser bedingten 
Verpflichtung hängt von der Ausgestaltung der Bedingungen im Einzelfall ab. Nachfolgend 
werden beispielhaft einige in der Praxis vorkommende Bedingungen erörtert. 
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a) An Gewinneizielung des Unternehmens gebundene RückZahlungsverpflichtung 
Sind die gewährten Zuwendungen lediglich aus künftigen Gewinnen des Unternehmens zu­
rückzuzahlen |z. B. bestimmte Sanierungszuschüsse), so ist die aufschiebend bedingte Ver­
pflichtung zur Rückzahlung eine vertragliche Gewinnverfügung und dementsprechend in 
Höhe des Anteils am Gewinn im Jahr der Gewinnerzielung als Verbindlichkeit zu berück­
sichtigen. 
Danach nicht zu passivierende RückZahlungsverpflichtungen sind im Geschäftsbericht zu 
erläutern; wird kein Geschäftsbericht erstellt, kommt ein Vermerk unter der Bilanz in Be­
tracht. 

b) An den Erfolg des geförderten Projekts gebundene Rückzahlungsverpßchtung 
Bestimmte Förderungsprogramme (z. B. in der Ausgestaltung der Zuwendungen zur Förde­
rung von Erstinnovationen und der hierzu erforderlichen Entwicklung nach den Vergabebe­
dingungen vom 20. 8. 1971) machen die Rückzahlung der Zuwendung davon abhängig, ob 
das geförderte Projekt zu Erlösen bzw. Erfolgen führt. Dadurch beteiligt sich der Zuwen­
dungsgeber an den regelmäßig beträchtlichen Risiken des Projekts. Zur Beurteilung der Fra­
ge, ob eine evtl. Rückzahlungspflicht der Zuwendung in der Bilanz auszuweisen ist, muß ge­
prüft werden, ob diese unter Berücksichtigung des Entwicklungsstandes des Projekts eine 
wirtschaftliche Last für das Unternehmen darstellt. Dementsprechend ist die Rückzahlungs-
verpflichtung unter den sonstigen Verbindlichkeiten zu passivieren, wenn der nach den Zu­
wendungsbedingungen für die Rückzahlung maßgebüche Erfolg eingetreten ist. Soweit da­
mit gerechnet werden muß, daß die Rückzahlungspflicht wirksam wird (z. B. infolge Herein­
nahme von Aufträgen oder Beginn der Produktion), die Rückzahlung der Zuwendung aber 
nicht aus dem Gewinn des Projekts erfolgen kann, ist die Rückzahlungspflicht im Rahmen 
der verlustfreien Bewertung bzw. der Rückstellung für drohende Verluste aus schwebenden 
Geschäften zu berücksichtigen. Bei der Bemessung der Rückstellung wird darauf abzustellen 
sein, inwieweit das Unternehmen verpflichtet ist, die Projektabwicklung weiter zu betrei­
ben. 

c) Wegfall der Rückzahlungsverpßchtung 
Einzelne Zuwendungsbedingungen (Zuwendungen des Bundes zur Förderung von Erstinno­
vationen und der hierzu erforderlichen Entwicklung i.d. F. vom 25. 8. 1980; Zuwendungen 
zur Förderung marktnaher Vorhaben des Bundesministers für Forschung und Technologie) 
sehen vor, daß die Zuwendung grundsätzlich innerhalb eines bestimmten Zeitraums zu­
rückzuzahlen ist. Die Bedingungen sehen jedoch einen Wegfall der Rückzahlungsverpflich-
tung für den Fall vor, daß das mit der Förderung angestrebte Ziel nicht erreicht wüd. In glei­
cher Weise entfällt beispielsweise die RückZahlungsverpflichtung bei Finanzbeiträgen an 
Schiffahrtsunternehmen, sofern diese entsprechende Beträge für Neuinvestitionen im 
Schiffbau verwenden. 
Bei derartigen Bedingungen ist die Rückzahlungsverpflichtung aufgrund der gewährten Zu­
wendung als Verbindlichkeit zu passivieren, solange die auflösende Bedingung nicht einge­
treten ist. 

3. HFA 1/1989: Zur Bilanzierung beim Leasinggeber 

A. Vorbemerkung 
Die folgenden Grundsätze betreffen solche Leasingverträge, bei denen die Leasinggegenstän­
de dem Vermögen des Leasinggebers zuzurechnen und deshalb in seiner Bilanz auszuweisen 
sind. 
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B. Ausweis des Leasingvermögens 
l.Der Ausweis des Leasingvermögens beim Leasinggeber erfordert eine Zuordnung zum 

Anlagevermögen oder zum Umlaufvermögen. Dabei ist die Absicht einer dauerhaften 
Nutzung durch den Bilanzierenden (Leasinggeber) entscheidend; dies führt in der Regel 
zu einer Zuordnung zum Anlagevermögen. Ein Ausweis zwischen Anlage- und Umlauf­
vermögen kommt nicht in Betracht. 

2. Der Ausweis muß die Besonderheit, daß es sich um Leasingvermögen handelt, erkennen 
lassen. Dies erfordert in der Regel einen gesonderten Ausweis des Leasingvermögens über 
die gesetzliche Gliederung hinaus. Es erscheint empfehlenswert, das Leasingvermögen in 
der Bilanz in einer besonderen Gruppe mit römischer Gliederungsziffer i. S. von § 266 
Abs. 2 HGB auszuweisen und dort oder im Anhang nach Anlagearten zu untergliedern. 

C. Bewertung des Leasingvermögens 
1. Das Leasingvermögen ist mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Leasingge­

bers anzusetzen und planmäßig sowie ggf. außerplanmäßig abzuschreiben. 
2. Im Rahmen der Herstellungskosten sind Fremdfinanzierungskosten nur nach Maßgabe 

des § 255 Abs. 3 HGB aktivierungsfähig. Eine Einbeziehung von Fremdkapitalkosten in 
die Anschaffungskosten ist grundsätzüch nicht möglich, sie kommt allenfalls für die Fi­
nanzierung von Anzahlungen und Vorauszahlungen bei der Anschaffung von Neuanla­
gen mit längerer Bauzeit in Betracht, in denen die eingesetzten Fremdmittel zu verzinsen­
des Kapital des Lieferanten ersetzen und somit indirekt zu einer Verminderung der sich 
sonst ergebenden höheren Anschaffungskosten führen. 

3. Kosten des Leasingvertrages (sog. Vertragsbeschaffungskosten wie z. B. Kosten für die 
Konzeption und die Vermittlung von Leasingverträgen) können im Hinblick auf § 255 
Abs. 2 Satz 6 HGB weder als Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines Leasinggegen­
standes noch als immaterielle Werte oder als Rechnungsabgrenzungsposten aktiviert wer­
den. 

4. Die planmäßige Abschreibung des Leasingvermögens kann über die Nutzungsdauer der 
einzelnen Leasinggegenstände oder unter Berücksichtigung vorsichtig geschätzter Rest­
werte über die jeweilige Vertragsdauer erfolgen. (Zur Berücksichtigung des Restwertrisi­
kos bei der Abschreibung über die Nutzungsdauer vgl. Abschnitt E.). 

5. Mit der planmäßigen Abschreibung ist im Zeitpunkt des Zugangs der Leasinggegenstände 
zum Anlagevermögen des Leasinggebers zu beginnen. Eine späterer Mietbeginn ist inso­
weit unerheblich. 

6. Zwischen den anerkannten Abschreibungsmethoden besteht ein Wahlrecht. Das Stetig­
keitsgebot des § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB ist in zeitlicher und sachlicher Hinsicht zu beach­
ten (vgl., Stellungnahme SABI 2/1987). Dabei können auch die Funktionsunterschiede 
beim Leasingnehmer von Bedeutung sein. Für die Angaben bei Abweichungen von Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden ist § 284 Abs. 2 Nr. 3 HGB zu beachten. 

7. Außerplanmäßige Abschreibungen auf den niedrigeren beizulegenden Wert sind bei vor­
aussichtlich dauernder Wertminderung des Leasinggegenstandes vorzunehmen. Ein nied­
rigerer Wert hegt nicht vor, solange davon ausgegangen werden kann, daß vertragliche 
Vereinbarungen (Leasingvertrag, Händlergarantie u.a.) eine betragsmäßige Deckung des 
Buchwertes am Bilanzstichtag gewährleisten. Sind außerplanmäßige Abschreibungen vor­
zunehmen, können sie nicht durch eine Änderung des Abschreibungsplans ersetzt wer­
den. 

D. Ergebniswirksame Vereinnahmung von Leasingentgelten 
l.Für die ergebniswirksame Vereinnahmung der Leasingraten und eventueller sonstiger 

Entgelte in den einzelnen Perioden ist von den vertraglichen Vereinbarungen auszuge-
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hen, soweit diese zu einem sachgerechten Ausgleich von Leistung und Gegenleistung in 
den einzelnen Perioden führen. Dies ist regelmäßig dann der Fall, wenn die vereinbarten 
Leasingentgelte dem Nutzungsverlauf (i.d. R. gleichbleibende Nutzungsüberlassung im 
Zeitablauf | oder dem Aufwandsverlauf (i. d. R. degressiv) entsprechen. 

2. Führen die vertraglichen Vereinbarungen nicht zu einem sachgerechten Ausgleich von 
Leistung und Gegenleistung in den einzelnen Perioden (z.B. degressive Ratenvereinbarun­
gen, die über die Aufwandsdegression hinausgehen, oder progressive Ratenvereinbarun­
gen), ist eine abweichende ergebniswirksame Vereinnahmung erforderlich (passive Rech­
nungsabgrenzung fälliger Leasingentgelte oder Aktivierung noch nicht fälliger Leasingfor­
derungen unter den sonstigen Vermögensgegenständen). 

3. Maßstab für die passive Abgrenzung fälliger Leasingentgelte im vorstehenden Sinne ist 
der Aufwandsverlauf. 

4. Maßstab für die Aktivierung noch nicht fälliger Leasingforderungen im Falle progressiver 
Ratenvereinbarungen ist der Nutzungsverlauf. Voraussetzung für eine Aktivierung ist, 
daß die Ansprüche des Leasinggebers durch die folgenden typischen Merkmale des Lea­
singvertrages gesichert sind: 
- es ist eine unkündbare Grundmietzeit vereinbart, 
- die Leasingraten und deren Fälligkeit sind für die gesamte Grundmietzeit festgelegt, 
- die Objektrisiken werden vom Leasingnehmer getragen, 
- bei vorzeitiger Vertragsauflösung stehen dem Leasinggeber ausreichende Schadenser­

satzansprüche zu. 
Die Aktivierung ist gemäß § 268 Abs. 4 Satz 2 HGB im Anhang zu erläutern. 

5. Unter Berücksichtigung der Ertragsvereinnahmung ist zu jedem Abschlußstichtag eine 
verlustfreie (Rest-(Abwicklung des Leasingvertrages sicherzustellen, ggf. sind Rückstellun­
gen für drohende Verluste zu bilden. 

6. Die Gestaltung und Vereinnahmung von Leasingentgelten können im Fall wesentlicher 
Anlaufverluste oder Auslaufgewinne aus den Leasingverträgen insbesondere aufgrund 
von Veränderungen im Geschäftsumfang zusätzliche Angaben gemäß § 264 Abs. 2 HGB 
erfordern. 

E. Risikovorsorge 
Es gelten die allgemeinen Bilanzierungsgrundsätze zur Berücksichtigung akuter und latenter 
Risiken. Bonitätsrisiken hinsichtlich zukünftiger Leasingraten und Vertragsbestandsrisiken 
ist durch Bildung einer Rückstellung für drohende Verluste Rechnung zu tragen. Objektrisi­
ken führen zu außerplanmäßigen Abschreibungen auf den niedrigeren beizulegenden Wert. 
Drohende Verluste aus Ählagenäbgang oder einer anderweitigen Verwertung (z.B. durch 
neue Vermietung) nach Ablauf der Grundmietzeit (Restwertrisiken) sind durch außerplan­
mäßige Abschreibungen oder durch Rückstellungen für drohende Verluste zu berücksichti­
gen. 

F. Forfaitiemng 
1. Die Erlöse (Einnähmen) aus dem Verkauf zukünftig fälliger Leasingraten an Dritte (Forfai-

tierung) sind insoweit passiv abzugrenzen, als sie Erträge zukünftiger Perioden darstellen 
und ihnen Verpflichtungen zur Nutzungsüberlassung gegenüberstehen. Zum Zeitpunkt 
des Forderungsverkaufs ist grundsätzlich der Gesamterlös ohne Berührung der Gewinn-
und Verlustrechnung in den passiven Rechnungsabgrenzungsposten einzustellen. 

2. Für die Auflösung des passiven Rechnungsabgrenzungspostens während der Leasingdauer 
gelten die Grundsätze zur Vereinnahmung von Leasingerträgen (vgl. Abschnitt D.) ent­
sprechend. 
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3. Bei Teilamortisationsverträgen mit Andienungsrecht werden vielfach auch die Ansprü­
che aus dem späteren Verkauf der Leasinggegenstände in den Forderungsverkauf einbezo­
gen. Die diesbezüglichen Erlöse (Einnahmen) sind ebenfalls in den Rechnungsabgren­
zungsposten einzustellen. Bei der Behandlung des Rechnungsabgrenzungspostens ist der 
Grundsatz der verlustfreien Restabwicklung (vgl. Abschnitt D. 5.) zu beachten. 

453 4. NA 2/1966: Geringwertige und kurzlebige Anlagegüter 

Nach kaufmännischer Übung werden erworbene oder selbst hergestellte Anlagegüter von 
geringem Wert im Zeitpunkt ihrer Anschaffung oder Herstellung als Aufwand behandelt. 
Auch die Fmanzverwaltung hat diesen Handelsbrauch für Güter, deren Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten im Einzelfall DM 100 nicht übersteigen, ausdrücklich anerkannt (vgl. 
Abschnitt 31 EStR 1965). Diese Grenze kann unbedenklich auch für die Handelsbilanz 
übernommen werden. 
Güter mit einer einjährigen oder wenig längeren Nutzungsdauer (kurzlebige Wirtschaftsgü­
ter) werden, auch wenn ihre Anschaffungs- oder Herstellungskosten DM 100 im Einzelfall 
übersteigen, im Jahre der Anschaffung oder Herstellung ebenfalls unmittelbar als Aufwand 
erfaßt. 
Geringwertige Anlagegüter mit Anschaffungs- oder Herstellungskosten über DM 100 sind 
zwar im Jahre der Anschaffung oder Herstellung zu aktivieren und in der Handelsbilanz als 
Zugang auszuweisen, werden aber üblicherweise im gleichen Jahr voll abgeschrieben. Die je­
weilige steuerliche Regelung, wonach z.Zt. geringwertige Anlagegüter mit Anschaffungs­
oder Herstellungskostgen im Einzelfall bis DM 800 (§ 6 Abs. 2 EStG) im Jahr der Anschaf­
fung oder Herstellung voll als Betriebsausgaben abgesetzt werden dürfen, kann als richtung­
weisende Interpretation der kaufmännischen Übung gelten. Der Pflicht zur Erfassung dieser 
geringwertigen Anlagegüter im Bestandsverzeichnis ist durch die Verbuchung auf einem be­
sonderen Konto genügt. 
Die Abschreibungen auf geringwertige Anlagegüter sind nicht als außerplanmäßige Ab­
schreibungen im Sinne von § 160 Abs. 2 AktG anzusehen. Das gilt auch dann, wenn ein 
Unternehmen den jeweils geltenden steuerlichen Höchstsatz nach bestimmter Regel unwe­
sentlich überschreitet. Über die Abschreibungen müssen jedoch wie bei den übrigen Zugän­
gen in jedem Geschäftsbericht Angaben gemacht werden (§ 160 Abs. 2 Satz 3). Solange die 
Methode der Abschreibung geringwertiger Anlagegüter nach vorstehenden Grundsätzen 
beibehalten wüd, braucht die Abschreibungsmethode nur alle vier Jahre im Geschäftsbe­
richt angegeben werden (§ 160 Abs. 2 Satz 2). Dieser Angabepflicht genügt im allgemeinen 
der Hinweis, daß geringwertige Anlagegüter unter Ausnutzung der steuerlichen Vergünsti­
gungen abgeschrieben wurden; wird die steuerlich zulässige Höchstgrenze nicht eingehal­
ten, so sind nähere Angaben erforderlich. 
Die Vollabschreibung von offensichtlich nicht betriebsbedingten Anschaffungen und Her­
stellungen entspricht nicht dem Handelsbrauch. 

454 5. WFA 1/1972: BÜanzierung von Veibindlichkeiten aus Bauverträgen 

Die durch Dritte für einen Kaufmann auf seinem Grandstück erbrachten Bauleistungen ge­
hen zwar sofort in das Eigentum des Bauherrn über, sind aber erst dann bilanzierungspflich-
tig, wenn die vereinbarte Leistung oder Teilleistung abnahmereif erbracht ist. Liegen im 
Zeitpunkt der Bilanzaufstellung noch keine Rechnungen über die aktivierungspflichtigen 
Bauleistungen beim Bauherrn vor, so müssen die Werte z. B. aufgrund von Vergabe-Unterla­
gen, ermittelt und - soweit nicht Abschlagzahlungen geleistet sind - entsprechende Ver­
pflichtungen passiviert werden. 
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Soweit die geleisteten Abschlagzahlungen vom Wert der büanzierungspflichtigen Leistung 
nur unerheblich abweichen, erscheint es aus Vereinfachungsgründen zulässig, die noch 
nicht fertiggestellten Bauten jeweils in Höhe der geleisteten Abschlagzahlungen anzusetzen. 

6. WFA 1/1981: Abschreibungen auf Wohngebäude in der Handelsbilanz von Wohnungs- 455 
unternehmen 

Die planmäßige Abschreibung dient der Verteilung der Anschaffungs- und Herstellungsko­
sten auf die erwartete Nutzungsdauer. Die Bestimmung der Nutzungsdauer von Wohnge­
bäuden, das ist die Dauer der wirtschaftlichen Nutzbarkeit, stößt jedoch auf erhebliche 
Schwierigkeiten. Die Feststellung einer allgemein gültigen Nutzungsdauer aufgrund von Er­
fahrungen der Vergangenheit ist insbesondere wegen des starken Wandels der Wohnge­
wohnheiten und der zunehmenden Ausstattung von Wohngebäuden mit technischen Ein­
richtungen erschwert. 
Da die zu erwartende Nutzungsdauer nicht genau vorausgeschätzt werden kann, muß für 
die Bemessung des Abschreibungssatzes die Nutzungsdauer vorsichtig geschätzt werden. In 
der Regel wird die Nutzungsdauer von Wohngebäuden nicht unter 50 Jahren, aber auch 
nicht wesentlich länger, keinesfalls über 80 Jahren anzusetzen sein. 
Modernisierungen können eine Verlängerung der Nutzungsdauer zur Folge haben. Die Mo­
dernisierung nur einzelner Wohnungen in Mehrfamilienhäusern führt nicht zu einer Aus­
dehnung der Nutzungsdauer des Gebäudes, sofern dadurch nicht eine Gesamtmodernisie­
rung des Gebäudes im Zeitablauf erreicht wird. Bei der umfassenden Modernisierung von 
Wohngebäuden wird eine Verlängerung der Nutzungsdauer nur dann eintreten, wenn die 
für die Bewohnbarkeit maßgebende mutmaßliche Haltbarkeitsdauer der Bausubstanz in ih­
rer Gesamtheit dies gewährleistet. 
Die Höhe der planmäßigen Abschreibung hängt nicht nur von der angenommenen Nut­
zungsdauer, sondern auch von der gewählten Abschreibungsmethode ab. Alle Abschrei­
bungsmethoden, die den Grundsätzen ordnungsmäßiger BÜanzierung entsprechen, sind an­
wendbar. 
Ist Modernisierungsaufwand aktiviert, der aber nur teilweise zu Mieterhöhungen geführt 
hat, so ist zu prüfen, ob auf Dauer unrentierliche Kosten vorliegen, mithin zum Abschluß­
stichtag ein „niedrigerer beizulegender Wert" im Sinne von § 154 Abs. 2 AktG vorüegt. Ist 
dies der Fall, so ist eine außerplanmäßige Abschreibung bis auf diesen Wert vorzunehmen. 

7. EStR Abschn. 13b: Gebäudeteile, die selbständige Wirtschaftsgüter sind 456 

Allgemeines 
(1) 1 Gebäudeteile, die nicht in einem einheitlichen Nutzungs- und Funktionszusammenhang 
mit dem Gebäude stehen, sind selbständige Wirtschaftsgüter JBFH-Beschluß vom 26. 11.1973 
- BStBl. 1974 II S. 132). 2 Ein Gebäudeteil ist selbständig, wenn er besonderen Zwecken dient, 
mithin in einem von der eigentlichen Gebäudenutzung verschiedenen Nutzungs- und Funk­
tionszusammenhang steht. 3 Selbständige Gebäudeteile in diesem Sinne sind 
1. Betriebsvorrichtungen (vgl. Abschnitt 43 Abs. 3] ; 

2. Einbauten für vorübergehende Zwecke; dazu gehören 
a) die vom Steuerpfüchtigen für seine eigenen Zwecke vorübergehend eingeführten An­

lagen, 
b) die vom Vermieter oder Verpächter zur Erfüllung besonderer Bedürfnisse des Mieters 

oder Pächters eingefügten Anlagen, deren Nutzungszeit nicht länger als die Laufzeit 
des Vertragsverhältnisses ist; 
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3. Ladeneinbauten, Schaufensteranlagen, Gaststätteneinbauten, Schalterhallen von Kreditin­
stituten sowie ähnliche Einbauten, die einem schnellen Wandel des modischen Ge­
schmacks unterüegen, und zwar auch dann, wenn sie in Neubauten eingefügt werden 
(BFH-Urteil vom 29. 3. 1965 - BStBl. III S. 291), als Herstellungskosten dieser Einbauten 
kommen nur Aufwendungen für Gebäudeteile in Betracht, die statisch für das gesamte 
Gebäude unwesentlich sind, z. B. Aufwendungen für Trennwände, Fassaden, Passagen so­
wie für die Beseitigung und Neuerrichtung von nichttragenden Wänden und Decken; 

4. sonstige selbständige Gebäudeteile (vgl. Absätze 2 und 3); 
5. Mietereinbauten (vgl. Absatz 4). 

Sonstige selbständige Gebäudeteile 
(2) 1 Wüd ein Gebäude teils eigenbetrieblich, teils fremdbetrieblich, teUs zu eigenen Wohn­
zwecken und teils zu fremden Wohnzwecken genutzt, so ist jeder der vier unterschiedlich 
genutzten Gebäudeteüe ein besonderes Wirtschaftsgut, weil das Gebäude in verschiedenen 
Nutzungs- und Funktionszusammenhängen steht (vgl. BFH-Beschluß vom 26. 11. 1973 -
BStBl. 1974 II S. 132 und BFH-Urteil vom 13. 7. 1977 - BStBl. 1978 II S. 6), dabei gehören 
Wohnräume, die wegen Vermietung an Arbeitnehmer des Steuerpflichtigen notwendiges 
Betriebsvermögen sind (vgl. Abschnitt 14 Abs. 1 Satz 9), zu dem eigenbetrieblich genutzten 
Gebäudeteil. 2 Die Vermietung zu hoheitlichen, zu gemeinnützigen oder zu Zwecken eines 
Berufsverbands ist der fremdbetrieblichen Nutzung zuzuordnen. 3 Die Anschaffungs- und 
Herstellungskosten des gesamten Gebäudes sind auf die einzelnen Gebäudeteile aufzuteilen. 
4 Für die Aufteilung ist das Verhältnis der Nutzfläche des Gebäudeteils zur Nutzfläche des 
ganzen Gebäudes maßgebend, es sei denn, die Aufteilung nach dem Verhältnis der Nutzflä­
chen führt zu einem unangemessenen Ergebnis. 5 Von der Aufteilung nach den Sätzen 3 
und 4 kann aus Vereinfachungsgründen abgesehen werden, wenn sie aus steuerlichen Grün­
den nicht erforderlich ist. 6 Ein ausschließlich eigenbetrieblich genutztes Gebäude ist auch 
dann ein einheitliches Wirtschaftsgut, wenn es im Rahmen mehrerer Betriebe des Steuer­
pflichtigen genutzt wird; das Gebäude ist in diesen Fällen entsprechend den Anteilen, zu de­
nen es in-den einzelnen Betrieben genutzt wird, bei der Ermittlung des Gewinns der einzel­
nen Betriebe zu berücksichtigen. 7 Ein ausschließlich fremdbetrieblich genutztes Gebäude 
ist auch dann ein einheitliches Wirtschaftsgut, wenn es verschiedenen Personen zu unter­
schiedlichen betriebüchen Nutzungen überlassen wird. 8 Die Sätze 6 und 7 gelten für Ge­
bäudeteile entsprechend. 

(3) 'Besteht ein Gebäude aus mehreren selbständigen Gebäudeteilen, die besondere Wirt­
schaftsgüter sind (Absatz 2|, so ist grundsätzlich für jedes einzelne Wirtschaftsgut gesondert 
zu prüfen, ob es zum Betriebsvermögen oder zum Privatvermögen gehört. 2 Die Regelungen 
in Abschnitt 14 Abs. 2 und 4 bleiben unberührt. 3 Bei Prüfung der Fragen, ob aus Vereinfa­
chungsgründen ein eigenbetrieblich genutzter Grundstücksteil nicht bilanziert zu werden 
braucht (Abschnitt 14 und Abs. 2) oder Grundstücksteile bilanziert werden dürfen, weü das 
Grundstück zu mehr als der Hälfte die Voraussetzungen für die Behandlung als Betriebsver­
mögen erfüllt (Abschnitt 14 Abs. 4), ist deshalb nicht auf die einzelnen Wirtschaftsgüter, 
sondern auf das Gebäude als Ganzes abzustellen. 

Mietereinbauten 
(4) Wegen der ertragsteuerrechtlichen Behandlung von Mietereinbauten wird auf die BFH-
Urteile vom 26. 2. 1975 (BStBl. II S. 443) und vom 21. 2. 1978 (BStBl. IIS. 345) sowie auf das 
BMF-Schreiben vom 15. 1. 1976 (BStBl. I S. 66) und die entsprechenden Erlasse der obersten 
Finanzbehörde der Länder Bezug genommen. 
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8. EStR Abschn. 31: Bestandsmäßige Erfassung des beweglichen Anlagevermögens 

(1) Nach § 240 Abs. 2 HGB, §§ 140 und 141 AO besteht die Verpflichtung, für jeden Bilanz­
stichtag auch ein Verzeichnis der Gegenstände des beweglichen Anlagevermögens aufzustel­
len (Bestandsverzeichnis). 
(2) 'In das Bestandsverzeichnis müssen sämtliche beweglichen Gegenstände des Anlagever­
mögens, auch wenn sie bereits in voller Höhe abgeschrieben sind, mit Ausnahme der in Ab­
satz 3 bezeichneten Gegenstände, aufgenommen werden. 2 Gegenstände, die eine geschlosse­
ne Anlage bilden, können statt in ihren einzelnen Teilen als Gesamtanlage in das Bestands­
verzeichnis eingetragen werden, z.B. die einzelnen Teile eines Hochofens einschließlich Zu­
behör, die einzelnen Teile einer Breitbandstraße einschließlich Zubehör, die Überlandlei­
tungen einschließlich der Masten usw. eines Elektrizitätswerks, die entsprechenden Anla­
gen von Gas- und Wasserwerken sowie die Wasser-, Gas- und sonstigen Rohrleitungen in­
nerhalb eines Fabrikationsbetriebs. 'Voraussetzung ist, daß die Absetzungen für Abnutzung 
auf die Gesamtanlage einheitlich vorgenommen werden. 4 Gegenstände der gleichen Art 
können unter Angabe der Stückzahl im Bestandsverzeichnis zusammengefaßt werden, 
wenn sie in demselben VZ angeschafft sind, die gleiche Nutzungsdauer und die gleichen 
Anschaffungskosten haben und nach der gleichen Methode abgeschrieben werden. 

(3) ' Geringwertige Anlagegüter im Sinne des § 6 Abs. 2 EStG, die im Jahr der Anschaffung 
oder Herstellung in voller Höhe abgeschrieben worden sind, brauchen nicht in das Be­
standsverzeichnis aufgenommen zu werden, wenn ihre Anschaffungs- oder Herstellungsko­
sten, vermindert um einen darin enthaltenen Vorsteuerbetrag (§ 9b Abs. 1 EStG), nicht 
mehr als 100 DM betragen haben oder auf einem besonderen Konto verbucht oder bei ihrer 
Anschaffung oder Herstellung in einem besonderen Verzeichnis erfaßt worden sind. 2 Ge­
genstände des beweglichen Anlagevermögens, für die zulässigerweise ein Festwert angesetzt 
wird, brauchen ebenfalls nicht in das Bestandsverzeichnis aufgenommen zu werden; wegen 
der Frage, ob ein Festwert zulässig ist, vgl. Abschnitt 36 Abs. 5. 
(4) Das Bestandsverzeichnis muß 
1. die genaue Bezeichnung des Gegenstands, 
2. seinen Bilanzwert am Bilanzstichtag 
enthalten. 
(5) 1 Das Bestandsverzeichnis ist aufgrund seiner jährlichen körperlichen Bestandsaufnahme 
aufzustellen. 2 Abschnitt 30 Abs. 1, 3, 4 und 6 gelten sinngemäß. 3 Für Gegenstände des be­
weglichen Anlagevermögens, die zulässigerweise mit einem Festwert angesetzt worden sind 
(Absatz 3 letzter Satz), ist mindestens an jedem dem Hauptfeststellungszeitpunkt für die 
Feststellung des Einheitswerts des Betriebsvermögens vorangehenden Bilanzstichtag, späte­
stens aber an jedem fünften Bilanzstichtag, eine körperliche Bestandsaufnahme vorzuneh­
men. "Übersteigt der für diesen Bilanzstichtag ermittelte Wert den bisherigen Festwert um 
mehr als 10 v.H., so ist der ermittelte Wert als neuer Festwert maßgebend. 5 Der bisherige 
Festwert ist so lange um die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der im Festwert erfaß­
ten und nach dem Bilanzstichtag des vorangegangenen Wirtschaftsjahrs angeschafften oder 
hergestellten Wirtschaftsguter aufzustocken, bis der neue Festwert erreicht ist. 6 Ist der er­
mittelte Wert niedriger als der bisherige Festwert, so kann der Steuerpflichtige den ermittel­
ten Wert als neuen Festwert ansetzen. 'Übersteigt der ermittelte Wert den bisherigen Fest­
wert um nicht mehr als 10 v.H., so kann der bisherige Festwert beibehalten werden. 

(6) 'Der Steuerpflichtige braucht die jährliche körperliche Bestandsaufnahme (Absatz 5 
Satz 1) für steuerüche Zwecke nicht durchzuführen, wenn er jeden Zugang und jeden Ab­
gang laufend in das Bestandsverzeichnis einträgt und die am Bilanzstichtag vorhandenen 
Gegenstände. des beweglichen Anlagevermögens aufgrund des fortlaufend geführten Be­
standsverzeichnisses ermittelt werden können; in diesem Fall müssen aus dem Bestandsver­
zeichnis außer den in Absatz 4 bezeichneten Angaben noch ersichtlich sein: 
1. der Tag der Anschaffung oder Herstellung des Gegenstands, 
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2. die Höhe der Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder, wenn die Anschaffung oder 
Herstellung vor dem 21. 6. 1948* erfolgt ist, die Werte der DM-Eröffnungsbilanz, 

3. der Tag des Abgangs. 
JWird das Bestandsverzeichnis in der Form einer Anlagekartei geführt, so ist der Büanzan-
satz aus der Summe der einzelnen Büanzwerte (Absatz 4 Nr. 2| der Anlagekartei nachzuwei­
sen. 3 Ist das Bestandsverzeichnis nach den einzelnen Zugangsjahren und Abschreibungssät­
zen gruppenweise geordnet, so kann auf die Angabe des Bilanzwerts am Bilanzstichtag für 
den einzelnen Gegenstand (Absatz 4 Nr. 2) verzichtet werden, wenn für jede Gruppe in be­
sonderen Zusammenstellungen die Entwicklung der Bilanzwerte unter Angabe der Werte 
der Abgänge und des Betrags der AfA summenmäßig festgehalten wird. "Die in Absatz 4 
Nr. 1 und unter den Nummern 1 bis 3 bezeichneten Angaben müssen auch in diesem Fall 
für den einzelnen Gegenstand aus dem Bestandsverzeichnis ersichtlich sein. 5 Die Sachkon­
ten der Geschäftsbuchhaltung können als Bestandsverzeichnis gelten, wenn sie die in Ab­
satz 4 und unter den Nummern 1 bis 3 bezeichneten Angaben enthalten und wenn durch 
diese Angaben die Übersichtlichkeit der Konten nicht beeinträchtigt wird. 
(7) 'Fehlt das Bestandsverzeichnis oder ist es unvollständig, so kann darin ein materieller 
Mangel der Buchführung liegen (BFH-Urteil vom 14. 12. 1966 - BStBl. 1967 III S. 247). 2 Die 
Frage, ob die Buchführung noch ordnungsmäßig ist, ist nach den in Abschnitt 29 Abs. 2 
Nr. 6 enthaltenen Grundsätzen zu entscheiden. 3 Das gleiche gilt, wenn die körperliche Be­
standsaufnahme nach Absatz 5 fehlt oder unvollständig ist, es sei denn, daß eine körperli­
che Bestandsaufnahme nach Absatz 6 nicht erforderlich ist. 
(8) Das Finanzamt kann unter Abweichung von den Absätzen 1 bis 7 für einzelne Fälle Er­
leichterungen bewilligen. 

458 9. EStR Abschn. 31c Abs. 12: Rückstellungen für Instandhaltung und Abiaumbeseitigung 

(12) 'Für im Wirtschaftsjahr unterlassene Aufwendungen für Instandhaltung sind nach 
§ 249 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 HGB Rückstellungen zu bilden, wenn die Instandhaltungsaufwen­
dungen im folgenden Wirtschaftsjahr innerhalb von drei Monaten nachgeholt werden. 2 Die 
nach diesen Grundsätzen gebildete Rückstellung ist auch in der Steuerbilanz anzusetzen. 
3 Das gleiche gut für die Bildung von Rückstellungen für unterlassene Aufwendungen für 
Abraumbeseitigungen, die im folgenden Wirtschaftsjahr nachgeholt werden. 4Bei unterlas­
sener Instandhaltung muß es sich um Erhaltungsarbeiten handeln, die bis zum Bilanzstich­
tag bereits erforderlich gewesen wären, aber erst nach dem Bilanzstichtag durchgeführt wer­
den. 5 Bei Erhaltungsarbeiten, die erfahrungsgemäß in ungefähr gleichem Umfang und in 
gleichen Zeitabständen anfallen und turnusgemäß durchgeführt werden, hegt in der Regel 
keine unterlassene Instandhaltung vor (vgl. BFH-Urteil vom 15. 2. 1955 - BStBl. III S. 172). 
6 Soweit nach §249 Abs. 1 Satz 3 HGB Rückstellungen auch für unterlassene Instandhal­
tungsaufwendungen zugelassen werden, die nach Ablauf der 3-Monatsfrist bis zum Ende 
des Wirtschaftsjahrs nachgeholt werden dürfen (handelsrechtliches Passivierungswahlrechtj, 
sind sie steuerrechtlich nicht zulässig. 'Rückstellungen für Abraumbeseitigungen aufgrund 
rechtlicher Verpflichtungen sind nach § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB (ungewisse Verbindlichkeit) 
zu bilden. 

459 10. EStR Abschn. 32: Anlagevermögen und Umlaufvermögen 

(1) 'Zum Anlagevermögen gehören die Wirtschaftsgüter, die bestimmt sind, dauernd dem 
Betrieb zu dienen (vgl. auch § 247 Abs. 2 HGB).2 Ob ein Wirtschaftsgut zum Anlagevermö­
gen gehört, ergibt sich aus dessen Zweckbestimmung, nicht aus seiner Bilanzierung.3 Ist die 

* Für das Land Berlin: 1. 4. 1949; für das Saarland: 6. 7. 1959. 
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Zweckbestimmung nicht eindeutig feststellbar, kann die Bilanzierung Anhaltspunkt für die 
Zuordnung zum Anlagevermögen sein. "Zum Anlagevermögen können immaterielle Wirt­
schaftsgüter, Sachanlagen und Finanzanlagen gehören (vgl. das Gliederungsschema in § 266 
Abs. 2 HGB). 5 Das Anlagevermögen kann abnutzbar (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 EStG) oder nichtab-
nutzbar (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG) sein. 6 Zum abnutzbaren Anlagevermögen gehören insbeson­
dere die auf Dauer dem Betrieb gewidmeten Gebäude, technischen Anlagen und Maschinen 
sowie die Betriebs- und Geschäftsausstattung, ferner der Geschäfts- oder Firmenwert eines 
Gewerbebetriebs oder eines Betriebs. 

11. EStR Abschn. 32a: Anschaffungskosten 

(1) 'Anschaffungskosten eines Wirtschaftsguts sind alle Aufwendungen, die geleistet wer­
den, um das Wirtschaftsgut zu erwerben und in einen dem angestrebten entsprechenden 
(betriebsbereiten) Zustand zu versetzen (BFH-Urteile vom 12. 2. 1985 - BStBl. II S. 690 und 
vom 14, 11. 1985 - BStBl. 1986 U S. 60); vgl. auch § 255 Abs. 1 HGB. 2 Zu den Anschaf­
fungskosten gehören der Anschaffungspreis und die Nebenkosten der Anschaffung, soweit 
sie dem Wütschaftsgut einzeln zugeordnet werden können (vgl. BFH-Urteil vom 13. 10. 
1983 - BStBl. 1984 II S. 101). 3 Nachträgliche Erhöhungen oder Minderungen der Anschaf­
fungskosten sind zu berücksichtigen. 
(2) 'Zu den Anschaffungskosten gehört auch der Wert übernommener Verbindlichkeiten 
(BFH-Urteile vom 31.5. 1972 - BStBl. II S. 696 und vom 2. 10. 1984 - BStBl. 1985 H S. 320), 
der Wert einer übernommenen Rentenverpflichtung ist der Barwert der Rente, der grund­
sätzlich nach §§ 12 ff. des Bewertungsgesetzes zu ermitteln ist (BFH-Urteil vom 31.1. 1980 
- BStBl. II S. 491). 2 Bei einem Tausch von Wirtschaftsgütern bemessen sich ihre Anschaf­
fungskosten grundsätzlich nach dem gemeinen Wert der hingegebenen Wirtschaftsgüter 
(vgl. BFH-Urteüe vom 8. 7. 1964 - BStBl. III S. 561, vom 14. 6. 1967 - BStBl. III S. 574 und 
vom 25. 1. 1984 - BStBl. II S. 422). 3Bei einem Anschaffungsgeschäft in ausländischer Wäh­
rung ist der Wechselkurs im Anschaffungszeitpunkt für die Berechnung der Anschaffungs­
kosten maßgebend (vgl. BFH-Urteil vom 16. 12. 1977 - BStBl. 1978 II S. 233). 
(3) 'Gemeinkosten gehören nicht zu den Anschaffungskosten (vgl. z.B. BFH-Urteile vom 
31. 7. 1967 - BStBl. 1968 II S. 22 und vom 24. 2. 1972 - BStBl. II S. 422). 2Skonti mindern 
die Anschaffungskosten erst mit ihrer tatsächlichen Inanspruchnahme (BFH-Urteil vom 
3. 12. 1970 - BStBl. II 1971 II S. 323). 'Werden die Anschaffungskosten von Waren nach 
dem Verkaufswertverfahren durch retrograde Berechnung in der Weise ermittelt, daß von 
den ausgezeichneten Preisen die kalkulierte Handelsspanne abgezogen wird, ist dieses Ver­
fahren nicht zu beanstanden; bei am Bilanzstichtag bereits herabgesetzten Preisen darf je­
doch nicht von der ursprünglich kalkulierten Handelsspanne, sondern nur von dem verblei­
benden Verkauf saufschlag ausgegangen werden (BFH-Urteil vom 27. 10. 1983 - BStBl. 1984 
II S. 35). 

12. EStR Abschn. 33 Abs. 7: Herstellungskosten (Finanzierungskosten) 

(7) 'Zinsen für Fremdkapital gehören nicht zu den Herstellungskosten (vgl. auch §255 
Abs. 3 Satz 1 HGB). 2 Das gilt auch für Kosten der Geldbeschaffung (BfH-Urteil vom 24. 5. 
1968 - BStBl. II S. 574) und für kalkulatorische Zinsen für Eigenkapital.3 Wird jedoch nach­
weislich in unmittelbarem wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Herstellung eines 
Wütschaftsguts ein Kredit aufgenommen, so können die Zinsen, soweit sie auf den Herstel­
lungszeitraum entfallen, in die Herstellungskosten des Wirtschaftsguts einbezogen werden. 
4 Voraussetzung für die Berücksichtigung von Zinsen für Fremdkapital als Teil der Herstel­
lungskosten eines Wirtschaftsguts ist, daß in der Handelsbilanz entsprechend verfahren 
wird. 
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462 13. EStR Abschn. 34: Zuschüsse für Anlagegüter 

(1) 'Werden Anlagegüter mit Zuschüssen aus öffentliehen oder privaten Mitteln ange­
schafft oder hergestellt, so hat der Steuerpflichtige grundsätzlich ein Wahlrecht (BFH-Urteil 
vom 4. 11. 1965 - BStBl. 1966 in S. 167]. 2 Er kann die Zuschüsse als Betriebseinnahmen an­
setzen) in diesem Fall werden die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der betreffenden 
Wirtschaftsgüter durch die Zuschüsse nicht berührt. 3 Er kann die Zuschüsse aber auch er­
folgsneutral behandeln; in diesem Fall dürfen die Anlagegüter, für die die Zuschüsse ge­
währt worden sind, nur mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten bewertet werden, 
die der Steuerpflichtige selbst, also ohne Berücksichtigung der Zuschüsse aufgewendet hat. 
"Bei abnutzbaren Anlagegütern bilden dann lediglich diese eigenen Aufwendungen die 
Grundlage für die Bemessung der AfA. 5 Voraussetzung für die erfolgsneutrale Behandlung 
der Zuschüsse ist, daß in der handelsrechtlichen Jahresbüanz entsprechend verfahren wüd. 
'Soweit in einem folgenden Wirtschaftsjahr bei einem Wirtschaftsgut in der handelsrechtli­
chen Jahresbilanz eine nach Satz 3 vorgenommene Bewertung durch eine Zuschreibung 
rückgängig gemacht wird, erhöht der Betrag der Zuschreibung den Buchwert des Wirt­
schaftsguts. 'Inwieweit ein Zuschuß vorliegt, richtet sich nach der Beurteilung im Einzel­
fall. 8 In der Regel wird kein Zuschuß vorliegen, wenn ein unmittelbarer wirtschaftlicher 
Zusammenhang mit einer Leistung des Zuschußempfängers feststellbar ist. ' Zuschüsse lie­
gen z. B. nicht vor, wenn sich ein Mieter mit Geld- oder Bauleistungen an den Herstellungs­
kosten eines zum Anlagevermögen gehörenden Gebäudes beteiligt; in diesem Fall sind die 
Leistungen des Mieters zusätzliches Nutzungsentgelt für die Gebrauchsüberlassung des 
Grundstücks (vgl. BFH-Urteil vom 28. 10. 1980 - BStBl. 1981 II S. 161). '»Auch Leistungen 
aus einer Betriebsunterbrechungsversicherung sind keine Zuschüsse, und zwar selbst dann 
nicht, wenn der Versicherer zwecks Begrenzung des Unterbrechungsschadens Kosten für die 
Anschaffung oder Herstellung eines bestimmten Wirtschaftsguts übernimmt (BFH-Urteü 
vom 29. 4. 1982 - BStBl. II S. 591]; in diesen Fällen kann jedoch eine Behandlung nach den 
Grundsätzen des Abschnitts 35 in Betracht kommen (BFH-Urteil vom 9. 12. 1982 - BStBl. 
1983 HS. 371). 

(2| 'Werden Zuschüsse, die erfolgsneutral behandelt werden, erst nach der Anschaffung 
oder Herstellung von Anlagegütern gewährt, so sind sie nachträglich von den gebuchten 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzusetzen. 2 Eine Berichtigung des Buchansatzes 
wegen der etwaigen vorher vorgenommenen Af A ist nicht zulässig. 3 Nach Gewährung des 
Zuschusses sind die AfA nach den eigenen Aufwendungen des Steuerpflichtigen zu bemes­
sen. 4 Ebenso ist zu verfahren, wenn die Anlagen mit Hilfe eines Darlehens angeschafft oder 
hergestellt worden sind und der nachträglich gewährte Zuschuß auf dieses Darlehen ver­
rechnet oder zur Tilgung des Darlehens verwendet wird. 
(3) 'Werden zur Anschaffung eines Anlageguts Zuschüsse gewährt, die erfolgsneutral be­
handelt werden sollen, wird aber das Anlagegut ganz oder teüweise erst in dem auf die Ge­
währung des Zuschusses folgenden Wirtschaftsjahr angeschafft oder hergestellt, so kann in 
Höhe der - noch - nicht verwendeten Zuschußbeträge eine steuerfreie Rücklage gebüdet 
werden, die im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung auf das Anlagegut zu 
übertragen ist. 2 Für die Bildung der Rücklage ist Voraussetzung, daß in der handelsrechtli­
chen Jahresbilanz ein entsprechender Passivposten in mindestens gleicher Höhe ausgewie­
sen wird. 
(4) Investitionszulagen mindern nicht die steuerlichen Anschaffungs- oder Herstellungsko­
sten (§ 5 Abs. 2 Satz 2 InvZulG, § 19 Abs. 4 Satz 2 BerlinFG). 
(5) 'Wegen der steueriiehen Behandlung von verlorenen Zuschüssen, die von Mineralölge­
sellschaften an Tankstelleninhaber gegeben werden, wird auf das BFH-Urteü vom 16. 5. 
1957 (BStBl. III S. 342) hingewiesen. 2Wegen der Behandlung von Mieterzuschüssen wird 
auf Abschnitt 163 Abs. 5 hingewiesen. 
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14. EStR Abschn. 35: Stille Rücklagen; Rücklagen für Ersatzbeschaffung 463 
(1) 1 Die Bewertung der Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens nach § 6 EStG schließt 
nicht aus, daß der Wertsansatz einzelner Wirtschaftsgüter in der Bilanz stille Rücklagen -
enthält. 1 Stille Rücklagen können auch bei der Bewertung in der DM-Eröffnungsbilanz auf 
den 21. 6. 1948* entstanden sein. 3Die stillen Rücklagen werden aufgelöst, wenn das Wirt­
schaftsgut veräußert oder aus dem Betriebsvermögen entnommen wird. 4 Es entsteht dann 
ein steuerpflichtiger Gewinn in Höhe des Betrags, um den das Entgelt oder der Teilwert |§ 6 
Abs. 1 Nr. 4 EStG) bzw. der gemeine Wert (§ 16 Abs. 3 EStG| den Buchwert des Wirtschafts­
guts im Zeitpunkt der Veräußerung oder Entnahme übersteigt. 5 Wegen des Begriffs Buch­
wert vgl. Abschnitt 41a Abs. 9. 
(2) 1 Die Auflösung stiller Rücklagen der in Absatz 1 bezeichneten Art soll nach der Recht­
sprechung des Reichsfinanzhofs (Urteil vom 3. 5. 1944 - RStBl. S. 619) und des Bundesfi­
nanzhofs (vgl. z.B. Urteile vom 17. 10. 1961 - BStBl. III S. 566, vom 24. 5. 1973 - BStBl, II 
S. 582, vom 8. 10. 1975 - BStBl. 1976 U S. 186 und vom 29. 4. 1982 - BStBl. II S. 568) bei 
buchführenden Land- und Forstwirten, Gewerbetreibenden und selbständig Tätigen, deren 
Gewinn durch Vermögensvergleich ermittelt wird, dann nicht zu einem steuerpflichtigen 
Gewinn führen, wenn das Wirtschaftsgut im Laufe eines Wirtschaftsjahrs infolge höherer 
Gewalt (z.B. Brand, Diebstahl) oder infolge oder zur Vermeidung eines behördlichen Ein­
griffs (z.B. drohende Enteignung, Inanspruchnahme für Verteidigungszweckel gegen Ent­
schädigung aus dem Betriebsvermögen ausscheidet und im Laufe desselben Wirtschaftsjahrs 
ein Ersatzwirtschaftsgut angeschafft oder hergestellt wird. 2 Die stille Rücklage darf in die­
sem Fall auf das Ersatzwirtschaftsgut übertragen werden. 3 Das Ersatzwirtschaftsgut ist zu 
diesem Zweck in der Bilanz des Wirtschaftsjahrs, in dem das Ersatzwirtschaftsgut ange­
schafft oder hergestellt worden ist, mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüg­
lich des Betrags anzusetzen, um den die Entschädigung den Buchwert des ausgeschiedenen 
Wirtschaftsguts (Absatz 1 letzter Satz) übersteigt. "Das gilt auch dann, wenn die Entschädi­
gung höher ist als der Teilwert des ausgeschiedenen Wirtschaftsguts (BFH-Urteil vom 9. 12. 
1982 - BStBl. 1983 II S. 371). 5 Die AfA des Ersatzwirtschaftsguts sind nach seiner betriebs­
gewöhnlichen Nutzungsdauer unter Zugrundelegung seiner Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten, vermindert um den Betrag der übertragenen stillen Rücklage, zu bemessen. 
6 Wegen Übertragung der in einem Wütschaf tsgut vorhandenen stillen Rücklagen auf ein 
Ersatzwirtschaftsgut, das bereits vor dem behördlichen Eingriff angeschafft worden ist, wird 
auf das BFH-Urteil vom 22. 9. 1959 (BStBl. 1961 III S. 1) hingewiesen. 7Die Veräußerung ei­
nes Wirtschaftsguts infolge einer wirtschaftlichen Zwangslage steht einem behördlichen 
Eingriff auch dann nicht gleich, wenn die Unterlassung der Veräußerung unter Berücksich­
tigung aller Umstände eine wirtschaftliche Fehlmaßnahme gewesen wäre (BFH-Urteil vom 
20. 8. 1964 - BStBl. III S. 504). "Eine erfolgsneutrale Übertragung der im Buchansatz eines 
Wirtschaftsguts enthaltenen stillen Reserven auf ein Ersatzwirtschaftsgut ist nicht zulässig, 
wenn ein Wirtschaftsgut infolge eines Material- oder Konstruktionsfehlers oder eines Bedie­
nungsfehlers aus dem Betriebsvermögen ausscheidet und der Steuerpflichtige eine Entschä­
digung aus einer Versicherung erhält (BFH-Urteil vom 15. 5. 1975 - BStBl. II S. 692). 'Die 
Geltendmachung eines vereinbarten Wiederverkaufsrechts durch eine Behörde ist keine 
Entziehung durch einen behördüchen Eingriff (BFH-Urteil vom 21. 2. 1978 - BStBl. II 
S. 428). 10Bei Tausch von Grundstücken oder Veräußerung eines Grundstücks und Erwerb 
eines Ersatzgrundstücks rechtfertigt ein gewisses öffentliches Interesse an den Maßnahmen 
allein nicht die erfolgsneutrale Übertragung der stülen Reserven des abgegebenen Grund­
stücks auf das Ersatzgrundstück (BFH-Urteil vom 29.3. 1979 - BStBl. II S. 412). "Eine 
Rücklage für Ersatzbeschaffung kann nicht gebildet werden, wenn ein Wirtschaftsgut durch 
Entnahme aus. dem Betriebsvermögen ausscheidet (BFH-Urteil vom 24. 5. 1973 - BStBl. II 
S. 582). "Die Einlage eines Wirtschaftsguts in das Betriebsvermögen ist keine Ersatzbeschaf-

* Für das Land Berlin: 1. 4. 1949; für das Saarland: 6. 7. 1959: 
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fung (BFH-Urteil vom 11. 12. 1984 - BStBl. 1985 II S. 250). 1 3 Die Bildung einer Rücklage für 
Ersatzbeschaffung wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß die Entschädigung für das ausge­
schiedene Wirtschaftsgut in einem Sachwert besteht, der Privatvermögen wird (vgl. BFH-Ur­
teil vom 19. 12. 1972 - BStBl. 1973 II S. 297). 

(3) 1 Voraussetzungen für das Verfahren nach Abstz 2 sind, 

1. daß die Entschädigung für das aus dem Betriebsvermögen ausgeschiedene Wirtschaftsgut 
als solches und nicht für Schäden gezahlt worden ist, die die Folge des Ausscheidens aus 
dem Betriebsvermögen sind, z. B. Aufräumungskosten, entgehender Gewinn, Umzugsko­
sten, 

2. daß das Ersatzwirtschaftsgut wirtschaftlich dieselbe oder eine entsprechende Aufgabe er­
füllt wie das ausgeschiedene Wirtschaftsgut und 

3. daß in der handelsrechtlichen Jahresbüanz des Steuerpflichtigen entsprechend verfahren 
wüd; soweit in einem folgenden Wirtschaftsjahr bei einem Wirtschaftsgut in der handels­
rechtlichen Jahresbilanz eine nach Absatz 1 vorgenommene Bewertung durch eine Zu­
schreibung rückgängig gemacht wird, erhöht der Betrag der Zuschreibung den Buchwert 
des Wirtschaftsguts. 

2 Unter diesen Voraussetzungen können bei einem ausgeschiedenen Betriebsgrundstück mit 
aufstehendem Gebäude die in dem Bilanzansatz für den Grund und Boden und die in dem 
Bilanzansatz für das Gebäude enthaltenen stillen Rücklagen jeweüs auf neu angeschafften 
Grund und Boden oder auf ein neu angeschafftes oder hergestelltes Gebäude übertragen 
werden. 3 Soweit eine Übertragung der bei dem Grund und Boden aufgedeckten stillen 
Rücklagen auf die Anschaffungskosten des erworbenen Grund und Bodens nicht möglich 
ist, können die stillen Rücklagen auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Gebäu­
des übertragen werden. 4 Entsprechendes gilt für die bei dem Gebäude aufgedeckten stillen 
Rücklagen.5 Die Voraussetzung nach Nummer 1 ist auch erfüllt, soweit eine Betriebsunter­
brechungsversicherung Mehrkosten für die beschleunigte Wiederbeschaffung eines durch 
Brand zerstörten Wütschaftsguts übernimmt (BFH-Urteü vom 9. 12. 1982 - BStBl. 1983 II 
S. 371). 

(4) 1 Buchführende Land- und Forstwirte, Gewerbetreibende und selbständig Tätige, die den 
Gewinn durch Vermögensvergleich ermitteln, können am Schluß des Wütschaftsjahrs, in 
dem ein Wirtschaftsgut aus den in Absatz 2 bezeichneten Gründen aus ihrem Betriebsver­
mögen ausgeschieden ist, eine steuerfreie „Rücklage für Ersatzbeschaffung" bilden, wenn sie 
zu diesem Zeitpunkt eine Ersatzbeschaffung ernstlich geplant, aber noch nicht vorgenom­
men haben und wenn in der handelsrechtlichen Jahresbüanz ein entsprechender Passivpo­
sten in mindestens gleicher Höhe ausgewiesen wird. 2 Die Rücklage kann für dieses Wirt­
schaftsjahr nur durch Bilanzänderung oder aus Anlaß von Berichtigungsveranlagungen 
nachgeholt werden. 3 Die Nachholung der „Rücklage für Ersatzbeschaffung" in einem späte­
ren Wirtschaftsjahr ist nicht zulässig. 

(5) 'Die „Rücklage für Ersatzbeschaffung" kann in Höhe des Unterschiedes zwischen dem 
Buchwert des ausgeschiedenen Wirtschaftsguts (Absatz 1 letzter Satz) und der Entschädi­
gung (dem Entschädigungsanspruch) gebüdet werden. 2 Sie ist gesondert auszuweisen und im 
Zeitpunkt der Ersatzbeschaffung durch Übertragung auf die Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten des Ersatzwirtschaftsguts aufzulösen. 3 Das Ersatzwirtschaftsgut ist zu diesem 
Zweck in der Bilanz mit den Anschaffungs- oder Hersteilungskosten abzüglich des Betrags 
der aufgelösten „Rücklage für Ersatzbeschaffung" anzusetzen. "Der verbleibende Betrag ist 
bei abnutzbaren Anlagegütern die Bemessungsgrundlage für die AfA, die Sonderabschrei­
bungen und die erhöhten Absetzungen. 5 Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 gut entsprechend. 6 Ab­
schnitt 58 Abs. 3 Satz 3 bleibt unberührt. 'Eine Teilwertabschreibung auf das Ersatzwirt­
schaftsgut ist nur möglich, wenn der nach Übertragung der Rücklage verbleibende Betrag 
höher ist als der Teilwert (BFH-Urteü vom 5. 2. 1981 - BStBl. II S. 432). 
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(6) 1 Der Gewinn, der infolge der Auflösung der im ausgeschiedenen Wirtschaftsgut enthal­
tenen stillen Rücklagen entsteht, ist in dem Wirtschaftsjahr, in dem das Wirtschaftsgut aus­
geschieden ist, voll zu versteuern, wenn am Schluß dieses Wirtschaftsjahrs die Anschaffung 
oder Herstellung eines Ersatzwirtschaftsguts nicht ernstlich geplant und nicht zu erwarten 
ist. 2 Eine nach Absatz 4 gebildete „Rücklage für Ersatzbeschaffung" ist bei einem bewegli­
chen Wütschaftsgut am Schluß des ersten, bei einem Grundstück oder Gebäude am Schluß 
des zweiten auf ihre Büdung folgenden Wirtschaftsjahrs gewinnerhöhend aufzulösen, wenn 
bis dahin ein Ersatzwirtschaftsgut weder angeschafft oder hergestellt noch bestellt worden 
ist . 3 Diese Frist von einem oder zwei Jahren kann im Einzelfall angemessen verlängert wer­
den, wenn der Steuerpflichtige glaubhaft macht, daß die Ersatzbeschaffung noch ernstlich 
geplant und zu erwarten ist, aber aus besonderen Gründen noch nicht durchgeführt werden 
konnte (BFH-Urteil vom 4. 9. 1956 - BStBl. III S. 332). "Scheidet ein Wirtschaftsgut gegen 
Barzahlung und gegen Erhalt eines Ersatzwirtschaftsguts aus dem Betriebsvermögen aus 
oder wird die für das Ausscheiden eines Wirtschaftsguts erhaltene Entschädigung nicht in 
voller Höhe zur Beschaffung eines Ersatzwirtschaftsguts verwendet, so darf die aufgelöste 
stille Rücklage oder die Rücklage für Ersatzbeschaffung nur anteilig auf das Ersatzwirt­
schaftsgut übertragen werden (BFH-Urteil vom 3. 9. 1957 - BStBl. III S. 386). 

Beispiel: 
Letzter Buchwert des ausgeschiedenen Wirtschaftsguts 30 000 DM 
Entschädigung oder Gegenleistung für das ausgeschiedene Wirtschaftsgut 
(Wert des Ersatzwirtschaftsguts zuzüglich der erhaltenen Barzahlung) . . . . 50 000 DM 
Aufgelöste stille Rücklage oder Rücklage für Ersatzbeschaffung 20 000 DM 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Ersatzwirtschaftsguts 40 000 DM 
-7 -u . A D - i i . -i- 20000 x 40000 , , . . „ _ „ Zu ubertragende Rucklage anteüig ^ • = 16 000 DM 

Das Ersatzwirtschaftsgut wird angesetzt mit 40 000 DM - 16 000 DM = . . 24 000 DM 
Es entsteht ein steuerpflichtiger Gewinn in Höhe des nichtübertragbaren 
Rücklagenanteüs von 4 000 DM. 
5 Wegen der Besteuerung eines Gewinns aus der Auflösung einer Rücklage für Ersatzbe­
schaffung anläßlich der Veränderung oder Aufgabe eines Betriebs vgl. Abschnitt 139 
Abs. 10. 
(7) 'Scheidet bei Land- und Forstwirten, Gewerbetreibenden und selbständig Tätigen, die 
den Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG ermitteln, ein Wirtschaftsgut aus den in Absatz 2 be­
zeichneten Gründen aus dem Betriebsvermögen aus, so sind sämtliche Entschädigungslei­
stungen Betriebseinnahmen und der noch nicht abgesetzte Betrag der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten des ausgeschiedenen Wirtschaftsguts eine Betriebsausgabe. 2 Ist die Ent­
schädigungsleistung höher als der im Zeitpunkt des Ausscheidens noch nicht abgesetzte 
Teil der Anschaffungs- oder Herstellungskosten, so kann der darüber hinausgehende Betrag 
im Wirtschaftsjahr der Ersatzbeschaffung von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
des Ersatzwirtschaftsguts sofort voll abgesetzt werden. 3 Der Restbetrag ist auf die Gesamt­
nutzungsdauer des Ersatzwirtschaftsguts zu verteilen. "Fließt die Entschädigungsleistung 
nicht in dem Wütschaftsjahr zu, in dem der Schaden entstanden ist, so ist aus Billigkeits­
gründen nicht zu beanstanden, wenn der Steuerpflichtige den Schaden in dem Wirtschafts­
jahr berücksichtigt, in dem die Entschädigung geleistet wird. 5 Wird der Schaden nicht in 
dem Wirtschaftsjahr beseitigt, in dem er eingetreten ist oder in dem die Entschädigung ge­
zahlt wird, so ist es aus Billigkeitsgründen auch nicht zu beanstanden, wenn sowohl der 
Schaden als auch die Entschädigungsleistung erst in dem Wütschaftsjahr berücksichtigt 
werden, in dem der Schaden beseitigt wird. 6 Voraussetzung ist, daß die Anschaffung oder 
Herstellung eines Ersatzwirtschaftsguts am Schluß des Wirtschaftsjahrs, in dem der Scha­
densfall eingetreten ist, ernstlich geplant und .zu erwarten ist und das Ersatzwirtschaftsgut 
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bei bewegüchen Gegenständen bis zum Schluß des ersten, bei Grundstücken oder Gebäu­
den bis zum Schluß des zweiten Wirtschaftsjahrs, das auf das Wirtschaftsjahr des Eintritts 
des Schadensfalls folgt, angeschafft oder hergestellt oder bestellt worden ist. 'Absatz 6 Sät­
ze 3 und 4 gilt entsprechend. 
(8| 'Wird der Gewinn regelmäßig nach Reingewinnrichtsätzen geschätzt oder nach Durch­
schnittssätzen gemäß § 13a EStG ermittelt, so sind das zwangsweise Ausscheiden von Wüt-
schaftsgütern und die damit zusammenhängenden Entschädigungsleistungen nicht zu be­
rücksichtigen. 2 Absatz 7 Sätze 6 und 7 gilt entsprechend. 'Wird der Gewinn unter Anwen­
dung von Rohgewinn- oder Halbreingewinnrichtsätzen geschätzt, ist Absatz 7 entsprechend 
anzuwenden. 4 Nutzungsentschädigungen sind in voller Höhe dem nach Richtsätzen ermit­
telten Gewinn hinzuzurechnen, weil die Richtsätze in diesem Fall auf Betriebseinnahmen 
angewandt werden, deren Höhe durch den Schaden verringert ist. 5 Absatz 7 Satz 4 gilt ent­
sprechend. 
(9) 'Die Absätze 2 bis 8 sind entsprechend anzuwenden, wenn ein Wütschaftsgut infolge 
höherer Gewalt oder eines behördlichen Eingriffs beschädigt wird und die dafür gewährte 
Entschädigung den zu berücksichtigenden Schaden übersteigt. 2 An die Stelle des Zeitpunkts 
der Ersatzbeschaffung tritt dabei der Zeitpunkt der Instandsetzung. 
(10) Wegen der Gewinne, die bei der Veräußerung bestimmter Anlagegüter entstanden und 
nach § 6b oder § 6c EStG begünstigt sind, vgl. auch die Abschnitte 41a bis 41 d. 

464 15. EStR Abschn. 40: Bewertungsfreiheit für geringwertige Anlagegüter 

(1) 'Die Bewertungsfreiheit nach § 6 Abs. 2 EStG kann für Wirtschaftsgüter in Anspruch 
genommen werden, die einer selbständigen Nutzung fähig sind. 2 Die Frage, ob ein Wirt­
schaftsgut selbständig nutzungsfähig ist, muß nach den Grundsätzen entschieden werden, 
die dem BFH-Urteü vom 16. 12. 1958 (BStBl. 1959 III S. 77) und der danach ergangenen 
Rechtsprechung, mit Ausnahme der BFH-Urteile vom 28. 3- 1973 (BStBl. 1974 II S. 2) und 
vom 18. 11. 1975 (BStBl. 1976 II S. 214), zugrunde liegen. 'Bei der Prüfung der selbständigen 
Nutzungsfähigkeit ist daher darauf abzustellen, ob das Wirtschaftsgut nach seiner betriebli­
chen Zweckbestimmung nur zusammen mit anderen Wirtschaftsgütern genutzt werden 
kann und ob die in den Zusammenhang eingefügten Wirtschaftsgüter technisch aufeinan­
der abgestimmt sind. "Kann ein Wirtschaftsgut nach seiner betrieblichen Zweckbestim­
mung nur im Zusammenhang mit anderen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens genutzt 
werden und sind die in den Nutzungszusämmenhang eingefügten Wütschaftsgüter tech­
nisch aufeinander abgestimmt, so ist die selbständige Nutzungsfähigkeit auch dann nicht 
gegeben, wenn das Wirtschaftsgut aus dem betrieblichen Nutzungszusammenhang gelöst 
und in einen anderen betrieblichen Nutzungszusammenhang eingefügt werden kann. 5 Da­
gegen sind Wirtschaftsgüter, die nicht technisch aufeinander abgestimmt sind, z. B. Flachpa­
letten zur Lagerung von Waren, selbständig nutzungsfähig. 

(2) 'Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs sind Hausanschlüsse der Versorgungs­
unternehmen (BFH-Urteil vom 13. 8. 1957 - BStBl. III S. 440), Wassermesser, die sich im 
Leitungsnetz des Versorgungsunternehmens oder im unmittelbaren Anschluß an dieses Lei­
tungsnetz befinden (BFH-Urteil vom 30. 10. 1956 - BStBl. 1957 III S. 7), technisch aufeinan­
der abgestimmte und genormte Gerüst- und Schalungsteile (BFH-Urteil vom 18. 12. 1956 -
BStBl. 1957 III S. 27), Leuchtstoffröhren, die in Lichtbändern zu einer Beleuchtungsanlage 
für die Beleuchtung eines ganzen Fabrikraums verbunden sind (BFH-Urteil vom 5. 10. 1956 -
BStBl. III S. 376), Motore zum Einzelantrieb von Webstühlen (BFH-Urteü vom 16. 12. 1958 
- BStBl. 1959 III S. 77) sowie Werkzeuge, wie Bohrer, Fräser, Drehstähle, Stanzwerkzeuge 
u. a., die für ihre betriebliche Verwendung mit entsprechenden Werkzeugmaschinen ver­
bunden werden müssen (BFH-Urteüe vom 28. 2. 1961 - BStBl, m S. 383 und 384), nicht als 
selbständig nutzbar anzusehen. 2 Bei der Beurteilung der Frage, inwieweit die Grundsätze 
dieser Entscheidungen auch bei anderen, in .den Urteüen nicht behandelten Gegenständen 
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heranzuziehen sind, ist davon auszugehen, daß in diesen Entscheidungen nicht eine Abkehr 
von der bisherigen Verwaltungsübung und eine neue Auslegung der Vorschriften des § 6 
Abs. 2 EStG zu erblicken sind; es soll vielmehr verhindert werden, daß lediglich zum Zweck 
der Inanspruchnahme der Bewertungsfreiheit Sacheinheiten bei der BÜanzierung in einzel­
ne Teile zerlegt werden. 3 Einrichtungsgegenstände verlieren im allgemeinen nicht deshalb 
ihre selbständige Nutzungsfähigkeit, weil sie in einheitlichem Stil gehalten sind (BFH-Urteil 
vom 29. 7. 1966 - BStBl. 1967 III S. 61). 4 Flachpaletten zur Lagerung von Waren, Straßen­
leuchten, Schriftenminima und Spinnkannen einer Spinnerei (BFH-Urteil vom 9. 12. 1977 -
BStBl. 1978 II S. 322) sind selbständig nutzungsfähig.5 Das gleiche gilt für Wirtschaftsgüter, 
die zur Erstausstattung eines Betriebs gehören - z.B. Möbel, Textilien, Wäsche und Ge­
schür eines Hotels oder einer Gaststätte, Grundausstattung einer Kfz-Werkstatt mit Spezial-
werkzeugen, Einrichtungsgegenstände eines Ladens oder eines Büros, die Bibliothek eines 
Rechtsanwalts, das Instrumentarium eines Arztes u.a. - (vgl. BFH-Urteile vom 29. 7. 1966 -
BStBl. 1967 ÜI S. 61 und vom 17. 5. 1968 - BStBl. II S. 566). 6Werden in einem Betrieb ge­
normte Stahlregalteüe angeschafft und zu Regalen und anderen Vorrichtungen zusammen­
gesetzt, die nach ihrer betrieblichen Zweckbestimmung in der Regel auf Dauer so genutzt 
werden sollen, wie sie zusammengesetzt wurden, so sind die einzelnen zum Bilanzstichtag 
aufgestellten Stahlregale und nicht die genormten Stahlregalteile die einer selbständigen 
Nutzung fähigen Wütschaftsgüter (BFH-Urteil vom 26. 7. 1979 - BStBl. 1980 TL S. 176). 
'Zur Bewertung von Gerüst- und Schalungsteilen mit einem Festwert vgl. die Erlasse der 
obersten Finanzbehörden der Länder im BStBl. 1961 II S. 190 ff. 

(3) 1 Die Bewertungsfreiheit nach § 6 Abs. 2 EStG wird nicht dadurch berührt, daß ein zum 
Anlagevermögen gehörendes Wirtschaftsgut auch für private Zwecke benutzt wird. 2 Hat 
ein Steuerpflichtiger die Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines solchen Wirtschafts­
guts im Jahr der Anschaffung oder Herstellung in voller Höhe als Betriebsausgaben abge­
setzt, so muß er den Teü der Aufwendungen, der dem privaten Nutzungsanteü entspricht, 
während der Nutzungszeit des Wirtschaftsguts dem Gewinn jeweils in dem Umfang hinzu­
rechnen, der der tatsächlichen Nutzung in jedem Wirtschaftsjahr entspricht (BFH-Urteü 
vom 13. 3. 1964 - BStBl. III S. 455). 

(4) ' Für die Inanspruchnahme der Bewertungsfreiheit ist nach § 6 Abs. 2 EStG Vorausset­
zung, daß die geringwertigen Wirtschaftsgüter unter Angabe des Tages der Anschaffung 
oder Herstellung und der Anschaffungs- oder Herstellungskosten in einem besonderen, lau­
fend zu führenden Verzeichnis aufgeführt sind. 2 Das Verzeichnis braucht nicht geführt zu 
werden, wenn sich die erforderlichen Angaben aus der Buchführung ergeben, wobei es - ab­
gesehen von den Fällen des Satzes 4 - erforderlich ist, daß die gringwertigen Wütschaftsgü­
ter auf einem besonderen Konto verbucht werden. 3 Auf das besondere Verzeichnis kann au­
ßerdem verzichtet werden, wenn sich die erforderlichen Angaben bereits aus dem Bestands­
verzeichnis nach Abschnitt 31 ergeben. "Ferner brauchen die im Jahr der Anschaffung oder 
Hersteilung in voller Höhe abgeschriebenen geringwertigen Anlagegüter nicht in das beson­
dere Verzeichnis aufgenommen zu werden, wenn die Anschaffungs- oder Herstellungsko­
sten, vermindert um einen darin enthaltenen Vorsteuerbetrag (§ 9 Abs. 1 EStG), für das ein­
zelne Wütschaftsgut nicht mehr als 100 DM betragen haben. 

(5) 'Die Bewertungsfreiheit für geringwertige Anlagegüter können auch Steuerpflichtige in 
Anspruch nehmen, die den Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG ermitteln, wenn sie ein Verzeich­
nis nach § 6 Abs. 2 Satz 4 EStG führen. 2 Die im Jahr der Anschaffung oder Herstellung so­
fort in voller Höhe abgeschriebenen geringwertigen Anlagegüter brauchen nicht in das be­
sondere Verzeichnis aufgenommen zu werden, wenn die Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten, vermindert um einen darin enthaltenen Vorsteuerbetrag (§ 9b Abs. 1 EStG), für das 
einzelne Wirtschaftsgut nicht mehr als 100 DM betragen. 
(6) 'Die gesamten Aufwendungen für ein Wirtschaftsgut, für das ein Steuerpflichtiger Be­
wertungsfreiheit nach § 6 Abs. 2 EStG in Anspruch nimmt, müssen im Jahr der Anschaf­
fung oder Herstellung in voller Höhe abgesetzt werden. 2 Es ist nicht zulässig, im Jahr der 
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Anschaffung oder Herstellung nur einen Teil der Aufwendungen abzusetzen und den Rest­
betrag auf die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer zu verteilen. 3 Hat der Steuerpflichtige 
von der Bewertungsfreiheit im Jahr der Anschaffung oder Herstellung keinen Gebrauch ge­
macht, so kann er sie in einem späteren Jahr nicht nachholen (vgl. BFH-Urteil vom 17. 3. 
1982 - BStBl. II S. 545). 4 Stellt ein Steuerpflichtiger ein selbständig bewertungsfähiges und 
selbständig nutzungsfähiges Wirtschaftsgut aus erworbenen Wirtschaftsgütern her, so kann 
er die Bewertungsfreiheit für das Wirtschaftsgut erst in dem Wirtschaftsjahr in Anspruch 
nehmen, in dem das Wirtschaftsgut fertiggestellt worden ist. 5 Werden geringwertige Wirt­
schaftsgüter aus dem Privatvermögen in das Betriebsvermögen eingelegt, kann im Wirt­
schaftsjahr der Einlage die Bewertungsfreiheit nach § 6 Abs. 2 EStG in Anspruch genommen 
werden (BFH-Urteil vom 19. 1. 1984 - BStBl, ü S. 312). 
(7) Bei der Beurteilung der Frage, ob die Anschaffungs- oder Herstellungskosten für das ein­
zelne Wirtschaftsgut 800 DM nicht übersteigen, ist, 
1. wenn von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Wirtschaftsguts ein Betrag 

nach § 6b oder § 6c EStG abgesetzt worden ist, von den nach § 6b Abs. 5 EStG maßgeben­
den, 

2. wenn das Wirtschaftsgut mit einem erfolgsneutral behandelten Zuschuß aus öffentlichen 
oder privaten Mitteln im Sinne des Abschnitts 34 Abs. 1 angeschafft oder hergestellt wor­
den ist, von den um den Zuschuß gekürzten oder, 

3. wenn von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Wirtschaftsguts ein Betrag 
nach Abschnitt 35 abgesetzt worden ist, von den um diesen Betrag gekürzten 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten auszugehen. 

465 16. EStR Abschn. 42: Absetzung für Abnutzung bei Gebäuden (Allgemeines) 

(1) 'Für den Begriff des Gebäudes sind die Abgrenzungsmerkmale des Bewertungsrechts 
maßgebend. 1 Ein Gebäude ist danach ein Bauwerk auf eigenem oder fremdem Grund und 
Boden, das Menschen oder Sachen durch räumliche Umschließung Schutz gegen äußere 
Einflüsse gewährt, den Aufenthalt von Menschen gestattet, fest mit dem Grund und Boden 
verbunden, von einer Beständigkeit und standfest ist. 'Wie ein Gebäude ist auch ein Nut­
zungsrecht an einem Gebäude zu behandeln, das durch Baumaßnahmen des Nutzungsbe­
rechtigten entstanden und wie ein materielles Wirtschaftsgut mit den Herstellungskosten 
zu aktivieren ist; hierzu gehört neben einem von einem Miteigentümer mit Zustimmung 
der anderen Miteigentümer eines Gebäudes im eigenen Namen und für eigene Rechnung 
geschaffenen Nutzungsrecht (Abschnitt 14 Abs. 1 Satz 6) auch ein durch Bauten auf frem­
dem Grund und Boden geschaffenes Nutzungsrecht (vgl. BFH-Urteil vom 13. 7. 1977 -
BStBl. 1978 II S. 6, vom 31. 10. 1978 - BStBl. 1979 II S. 399 und 507, vom 22. 1. 1980 -
BStBl. MS. 244 und vom 20. 11. 1980-BStBl. 1981 IIS. 68). "Satz 3 gilt für Nutzungsrechte 
im Privatvermögen sinngemäß. 5 Wegen der Abgrenzung der Gebäude von den Betriebsvor­
richtungen wird auf Abschnitt 43 Abs. 3 hingewiesen. 

(2) ' §7 Abs. 4 Satz 1 EStG unterscheidet zwischen 
1. Gebäuden, soweit sie zu einem Betriebsvermögen gehören und nicht Wohnzwecken die­

nen und für die der Antrag auf Baugenehmigung nach dem 31.3. 1985 gestellt worden 
ist, und 

2. Gebäuden, die 
a) zwar zu einem Betriebsvermögen gehören, aber nicht die Voraussetzungen der Num­

mer 1 erfüllen, oder 
b) Privatvermögen sind.. 

1 Wegen des Begriffs Antrag auf Baugenehmigung wird auf Abschnitt 52 Abs. 2 hingewiesen. 
'Bei Gebäuden im Sinne der Nummer 1 ist grundsätzlich ein Af A-Satz von 4 vH, bei Gebäu-
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den im Sinne der Nummer 2 ist grundsätzlich ein AfA-Satz von 2 oder 2,5 vH anzuwenden. 
4 Die Anwendung niedrigerer Af A-Sätze ist ausgeschlossen.5 Sind Af A nach § 7 Abs. 4 Satz 1 
EStG unterblieben und hat sich die tatsächliche Nutzungsdauer des Gebäudes nicht geän­
dert, so sind weiterhin die gesetzlich vorgeschriebenen Vomhundertsätze anzusetzen, auch 
wenn sich hierdurch der Abschreibungszeitraum über 25, 40 oder 50 Jahre hinaus verlän­
gert (BFH-Urteile vom 3. 7. 1984 - BStBl. II S. 709 und vom 20. 1. 1987 - BStBl. II S. 491). 
6 Die Anwendung höherer Af A-Sätze kommt nach § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG nur in Betracht, 
wenn die technischen oder wirtschaftlichen "Umstände des einzelnen Falles dafür sprechen, 
daß die tatsächüche Nutzungsdauer bei Gebäuden im Sinne der Nummer 1 weniger als 25 
Jahre, bei Gebäuden im Sinne der Nummer 2 weniger als 50 Jahre oder bei vor dem 1. 1. 
1925 fertiggestellten Gebäuden weniger als 40 Jahre beträgt oder wenn eine kürzere Höchst­
nutzungsdauer gesetzlich vorgeschrieben ist (§ 76 Abs. 4 Satz 3 EStDV). 7 Wegen des Begriffs 
der Nutzungsdauer wird auf § 11c Abs. 1 EStDV hingewiesen. 8 Die Absicht, ein zunächst 
noch genutztes Gebäude abzubrechen oder zu veräußern, rechtfertigt keine Verkürzung der 
Nutzungsdauer dieses Gebäudes (vgl. BFH-Urteil vom 15. 12. 1981 - BStBl. 1982 II S. 385). 
'Eine Verkürzung der Nutzungsdauer kann erst angenommen werden, wenn die Gebäude­
abbruchvorbereitungen so weit gediehen sind, daß die weitere Nutzung des Hauses in der 
bisherigen Weise so gut wie ausgeschlossen ist (vgl. BFH-Urteil vom 8. 7. 1980 - BStBl. II 
S. 743). 1 0 Die der tatsächlichen Nutzungsdauer entsprechenden AfA nach § 7 Abs. 4 Satz 2 
EStG können aber vorgenommen werden, wenn der Zeitpunkt der Nutzungsbeendigung des 
Gebäudes feststeht, z. B. weü sich der Steuerpflichtige verpflichtet hat, das Gebäude zu ei­
nem bestimmten Zeitpunkt abzubrechen (BFH-Urteil vom 22. 8. 1984 - BStBl. 1985 II 
S. 126). ''Wegen der Zulässigkeit einer Absetzung für außergewöhnliche Abnutzung wüd 
auf Abschnitt 42a Abs. 7 hingewiesen. 1 2 Für das Jahr der Anschaffung oder Herstellung 
können die linearen AfA nur mit dem Teil des auf ein Jahr entfallenden Betrags abgesetzt 
werden, der dem Zeitraum zwischen der Anschaffung oder Herstellung des Gebäudes und 
dem Ende des Jahres entspricht; für das Jahr der Veräußerung gilt Entsprechendes. 

(3) Bei Gebäuden, bei denen nach Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen, z. B. nach 
den §§ 7e, 7f EStG, §§ 75 ff. EStDV, oder von erhöhten Absetzungen nach den §§ 14, 14a 
Abs. 4 oder § 15 Abs. 2 BerlinFG die AfA nach dem Restwert und dem nach § 7 Abs. 4 EStG 
unter Berücksichtigung der Restnutzungsdauer maßgebenden Hundertsatz zu bemessen 
sind, ist Absatz 2 mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, daß an die Stelle der tatsäch­
lichen Nutzungsdauer die tatsächüche Restnutzungsdauer, im Fall des § 76 Abs. 4 Satz 3 
EStDV die sich danach ergebende Restnutzungsdauer tritt. 

(4) 1 Die AfA nach § 7 Abs. 4 EStG sind „bis zur vollen Absetzung" der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten des jeweiligen Gebäudes oder des an deren Stehe tretenden Werts vorzu­
nehmen. 2 Die volle Absetzung ist bei Gebäuden, die zum Privatvermögen gehören, erreicht, 
sobald die Summe der insgesamt vorgenommenen AfA einschließlich der Absetzungen für 
außergewöhnliche technische oder wirtschaftüche Abnutzung die Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten des Gebäudes oder den an deren Stelle tretenden Wert erreicht. 3 Bei Gebäu­
den, die der Steuerpflichtige vor dem 21. 6. 1948 angeschafft, hergestellt oder unentgeltlich 
erworben hat, ist die volle Absetzung erreicht, sobald die seit dem 21.6. 1948 insgesamt 
vorgenommenen AfA (auch soweit diese nach § 27 Nr. 1 letzter Satz EStDV in den bis zum 
31. 12. 1964 geltenden Fassungen nach den im VZ 1947 zulässigen AfA bemessen worden 
sind) einschließlich der Absetzungen für außergewöhnliche technische oder wirtschaftliche 
Abnutzung den am 21. 6. 1948 maßgebenden Einheitswert, soweit er auf das Gebäude ent­
fällt, zuzügüch etwaiger nach dem 20. 6. 1948 aufgewendeter Herstellungskosten erreicht. 
4 Im Land Berlin und im Saarland treten an die Stelle des 21. bzw. des 20. 6. 1948 die nach 
§ 10a Abs. 2 und.3 EStDV maßgebenden Stichtage. 

(5) 1 Die degressiven AfA nach § 7 Abs. 5 EStG sind nur mit den in dieser Vorschrift vorge­
schriebenen Staffelsätzen zulässig. 2 Die Anwendung höherer oder niedrigerer Af A-Sätze ist 
ausgeschlossen. 3 Im Jahr der Fertigstellung des Gebäudes sind die degressiven AfA in Höhe 
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des vollen Jahresbetrags abzuziehen (BFH-Urteil vom 19. 2. 1974 - BStBl. D S. 704]. "Dabei 
ist unter Fertigstellung der Zeitpunkt zu verstehen, in dem das Gebäude seiner Zweckbe­
stimmung entsprechend in Benutzung genommen werden kann. 5 Wohngebäude sind als 
fertiggestellt anzusehen, sobald sie bewohnbar sind (vgl. BFH-Urteil vom 8. 4. 1954 - BStBl. 
III S. 175). 6 Ob und gegebenenfalls wie lange das Gebäude im Jahr der Fertigstellung tatsäch­
lich genutzt worden ist, spielt keine Rolle. 7 Für das Jahr der Veräußerung des Gebäudes dür­
fen die degressiven AfA nach § 7 Abs. 5 EStG nur zeitanteilig vorgenommen werden (BFH-
Urteü vom 18. 8. 1977 - BStBl. II S. 835). 
(6) 1 Der Wechsel zwischen den Absetzungsverfahren nach § 7 Abs. 5 EStG sowie zwischen 
den Absetzungsverfahren nach § 7 Abs. 4 EStG und § 7 Abs. 5 EStG ist unzulässig. 2Das gilt 
jedoch nicht, wenn ein Gebäude in einem auf das Jahr der Anschaffung oder Herstellung 
folgenden Jahr die Voraussetzungen des § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG erstmals erfüllt. 3 In 
diesem Fall sind die weiteren AfA nach § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG zu bemessen. "Satz 1 
gilt ebenfalls nicht, wenn ein Gebäude in einem auf das Jahr der Anschaffung oder Herstel­
lung folgenden Jahr die Voraussetzungen des § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG nicht mehr er­
füllt. 5 In diesem Fall sind die weiteren AfA nach § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a EStG zu 
bemessen. 6 Ein Ubergang von den erhöhten Absetzungen nach § 7b EStG zu den degressi­
ven AfA nach § 7 Abs. 5 EStG ist unzulässig (BFH-Urteil vom 17. 2. 1976 - BStBl. RS. 414). 
(7) 1 § 7 Abs. 4 und 5 EStG 1986 ist erstmals für den VZ 1985 anzuwenden (§' 52 Abs. 8 
EStG). 2Wegen des zeitlichen Anwendungsbereichs der jeweüigen Vorschriften des § 7 
Abs. 5 EStG wird auf die tabellarische Übersicht in Anlage 4 hingewiesen. 
(8) Die Absätze 1 bis 7 sind auf Gebäudeteile, die selbständige unbewegliche Wütschaftsgü-
ter sind, sowie auf Eigentumswohnungen und auf im Teileigentum stehende Räume ent­
sprechend anzuwenden (§ 7 Abs. 5a EStG). 

466 17. EStR Abschn. 42a: Absetzung für Abnutzung bei Gebäuden in Sonderfällen 

(1) 'Sind für ein bestehendes Gebäude nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungsko­
sten aufgewendet worden,: so gilt für die weiteren AfA folgendes: 
1. 1 In den Fällen des § 7 Abs. 4 Satz 1 EStG bemessen sich die AfA nach den Anschaffungs­

oder Herstellungskosten des Gebäudes oder dem an deren Stelle tretenden Wert (vgl. z. B. 
§ 7b Abs. 1 Satz 2 EStG; §§ 7, 10a EStDV), vermehrt um die nachträgüchen Anschaffungs­
oder Herstellungskosten, und nach dem für das Gebäude maßgebenden Hundertsatz 
(BFH-Urteil vom 20. 2. 1975 - BStBl. II S. 412). 2 Wüd auf diese Weise die volle Abset­
zung innerhalb der tatsächlichen Nutzungsdauer, nicht erreicht, so können die weiteren 
AfA wie in den Fällen des § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG (vgl. die folgende Nummer 2) bemessen 
werden (BFH-Urteil vom 7. 6. 1977 - BStBl. II S. 606). 

2 . ' In den Fällen des § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG bemessen sich die weiteren AfA nach dem um 
die nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten vermehrten Restwert und der 
Restnutzungsdauer des Gebäudes (BFH-Urteil vom 25. 11. 1970 - BStBl. 1971 II S. 142). 
2 Bei nachträgüchen Herstellungskosten ist die Restnutzungsdauer stets unter Berücksich­
tigung des Zustandes des Gebäudes im Zeitpunkt der Beendigung der nachträglichen Her­
stellungsarbeiten neu zu schätzen.3 Aus Vereinfachungsgründen ist es nicht zu beanstan­
den, wenn auch in den Fällen des § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG die weiteren AfA in entsprechen­
der Anwendung der Regelung in Nummer 1 Satz 1 nach dem bisher bei dem Gebäude an­
gewandten Hundertsatz bemessen werden. 

3. In den Fällen des § 7 Abs. 4 EStG bemessen sich die weiteren AfA nach den um die nach­
trägüchen Herstellungskosten erhöhten Herstellungskosten und dem für das Gebäude 
maßgebenden Hundertsatz. 

2 Die nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten können aus Vereinfachungs­
gründen im Jahr ihrer Entstehung bei der Bemessung der AfA so berücksichtigt werden, als 
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wären sie zu Beginn dieses Jahres aufgewendet worden. 'Hinsichtlich des Jahres der Entste­
hung nachträglicher Anschaffungs- oder Herstellungskosten gilt § 9a EStDV sinngemäß. 
4 Die vorstehenden Sätze gelten grundsätzlich auch für einen Ausbau, einen Umbau oder 
eine Erweiterung des Gebäudes (vgl. BFH-Urteil vom 28. 6. 1977 - BStBl. II S. 725) oder für 
eine nachträgüch errichtete Baulichkeit oder sonstige Einrichtung, die - wie z. B. die zu ei­
nem Wohngebäude gehörende Umzäumung oder Garage - in einem so engen Nutzungs­
und Funktionszusammenhang mit dem bisher vorhandenen Gebäude steht, daß das Fehlen 
dieser Baulichkeit oder Einrichtung dem Gebäude ein negatives Gepräge geben würde (BFH-
Urteile vom 15.12. 1977 - BStBl. II S. 210 und vom 28. 6. 1983 - BStBl. 1984 II S. 196); eine 
gesonderte Bemessung der AfA für die durch derartige Baumaßnahmen geschaffene Baulich­
keiten und sonstigen Einrichtungen ist in diesen Fällen unzulässig (BFH-Urteüe vom 20. 2. 
1975 - BStBl. II S. 412 und vom 28. 6. 1983 - BStBl. 1984 ü S. 196). 

Beispiele: 
Fall 1: 
Herstellung eines Gebäudes zu Beginn des Kalenderjahres 1967 und Erweiterung im Jahr 
1987. Die Restnutzungsdauer beträgt danach noch mindestens 50 Jahre. 
Herstellungskosten 1967 200 000 DM 
AfA von 1967 bis 1986: 20 x 2 vH = 80 000 DM 
nachträgliche Herstellungskosten 1987 +100 000 DM 
Bemessungsgrundlagen ab 1987 300 000 DM 

Von 1987 an betragen die AfA bis zur vollen Absetzung des Betrags von 220 000 DM (Rest­
wert 120 000 DM zuzüglich nachträglicher Herstellungskosten 100 000 DM) jährlich 2 vH 
der Bemessungsgrundlage von 300 000 DM = 6000 DM. 

Fall 2: 
Sachverhalt wie FaU 1 mit dem Unterschied, daß die tatsächliche Nutzungsdauer des Gebäu­
des 40 Jahre und die Restnutzungsdauer des Gebäudes nach Durchführung der nachträgli­
chen Herstellungsarbeiten noch 25 Jahre beträgt. 
Herstellungskosten 1967 200 000 DM 
AfA von 1967 bis 1986: 20 x 2,5 vH = - 100 000 DM 
Restwert Ende 1986 100 000 DM 
nachträgliche Herstellungskosten 1987 + 100 000 DM 
Bemessungsgrundlage ab 1987 200 000 DM 

Von 1987 an betragen die AfA jährlich 4 vH dieses Betrags = 8000 DM. 

Fall 3: 

Herstellung eines Gebäudes im Sinne des § 7 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG zu Beginn des Kalen­
derjahres 1986 und Erweiterung im Jahr 1988. 
Herstellungskosten 1986 200 000 DM 
AfA 1986 und 1987: 2 x 10 vH = 40 000 DM 
nachträgliche Herstellungskosten 1988 + 80 000 DM 
Bemessungsgrundlage ab 1988 280 000 DM 

In 1988 und 1989 betragen die AfA je 10 vH dieses Betrags = 28 000 DM, in den Jahren 
1990 bis 1992 je 5 vH = 14 000 DM, in den Jahren 1993 bis 2010 betragen die AfA je 
2,5 vH - 7000 DM. 
(2) 'Nicht um nachträgliche Herstellungskosten im Sinne des Absatzes 1, sondern um Her­
stellungskosten für ein neues Wütschaftsgut handelt es sich in den folgenden Fällen: 
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1. 'Aufwendungen für einen Anbau, der zu einer Verschachtelung mit dem bestehenden 
Gebäude führt, sind Teil der Herstellungskosten eines neuen Wirtschaftsguts, das Alt-
und Neubauteile umfaßt, wenn die in das bisherige Gebäude oder in Teile desselben ein­
bezogenen Neubauteile dem Gebäude das Gepräge geben (vgl. BFH-Urteile vom 9. 8. 1974 
- BStBl. 1975 n S. 342 und vom 18. 8. 1977 - BStBl. 1978 II S. 46). 2Das gleiche gilt bei 
Aufwendungen für einen grundlegenden Umbau, durch den das Gebäude in seinem Zu­
stand so wesentlich verändert wird, daß es bei objektiver Betrachtung als neues Wirt­
schaftsgut erscheint (vgl. BFH-Urteile vom 10. 10. 1974 - BStBl. 1975 IIS. 424 und vom 
26. 1. 1978 - BStBl. II S. 280 und 363). 3 Die AfA bemessen sich in diesen Fällen nach der 
Summe aus dem Buchwert oder dem Restwert des Altgebäudes und den durch den Anbau 
oder Umbau entstandenen Herstellungskosten. 

2. Aufwendungen für einen Anbau, der nicht zu einer Verschachtelung mit dem bestehen­
den Gebäude führt, sind Herstellungskosten für ein selbständiges Gebäude (vgl. BFH-Ur­
teile vom 5. 12. 1974 - BStBl. 1975 0 S. 344, vom 21. 7. 1977 - BStBl. 1978 II S. 78 und 
vom 15. 9. 1977 - BStBl. 1978 II S. 123), soweit durch den Anbau nicht nur eine Baulich­
keit oder sonstige Einrichtung geschaffen wird, die dem bestehenden Gebäude derart 
dient, daß es ohne die Baulichkeit oder sonstige Einrichtung als unvollständig erscheint 
(BFH-Urteil vom 28. 6. 1983 - BStBl. 1984 II S. 196). 

3. Aufwendungen für einen Anbau oder eine Aufstockung sind Herstellungskosten für ein 
neues Wütschaftsgut, wenn durch die Herstellungsarbeiten selbständige Gebäudeteile 
(vgl. Abschnitt 13b) geschaffen werden. 

2 Da durch derartige Baumaßnahmen neue Gebäude oder selbständige Gebäudeteile herge­
stellt werden, kommt in diesen Fällen auch die Anwendung der degressiven AfA nach § 7 
Abs. 5 EStG, bei Gebäudeteilen, die Betriebsvorrichtungen sind, nach § 7 Abs. 2 EStG in Be­
tracht. 
(3) 'Bei Gebäuden, die der Steuerpflichtige aus dem Privatvermögen in ein Betriebsvermö­
gen übergeführt hat, sind die weiteren AfA nach dem nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 EStG maßgeben­
den Wert zu bemessen. 2 Bei Gebäuden, die der Steuerpflichtige aus einem Betriebsvermö­
gen in das Privatvermögen übergeführt hat, sind die weiteren AfA nach dem Teilwert (§ 6 
Abs. 1 Nr. 4 EStG) oder gemeinen Wert (§ 16 Abs. 3 Satz 3 EStG) zu bemessen, mit dem das 
Gebäude bei der Überführung steuerlich erfaßt worden ist (BFH-Urteil vom 9. 8. 1983 -
BStBl. II S. 759). 'Dagegen bleiben die Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder der an 
deren Stelle tretende Wert des Gebäudes für die weiteren AfA als Bemessungsgrundlage 
maßgebend, wenn 
1. der bei der Überführung eines Gebäudes aus dem Betriebsvermögen in das Privatvermö­

gen entstehende Entnahmegewinn außer Ansatz bleibt (§ 14a Abs. 2 Satz 3, § 52 Abs. 15 
und 18 EStG) oder 

2. der Betrieb, zu dessen Betriebsvermögen das Gebäude gehört, von der Gewinnermittlung 
durch Schätzung oder nach Durchschnittssätzen (§ 13a EStG) zur Buchführung übergeht 
oder 

3. ein Gebäude nach vorhergehender Nutzung zu eigenen oder zu fremden Wohnzwecken 
aufgrund unentgeltlicher Überlassung zur Erzielung von Einkünften im Sinne des §21 
EStG verwendet wird. 

(4) Von der nach Absatz 3 maßgebenden AfA-Bemessungsgrundlage sind die weiteren AfA 
wie folgt vorzunehmen: 
l.Hat sich die Af A-Bemessungsgrundlage für das Gebäude geändert (Absatz 3 Sätze 1 

und 2), so sind die weiteren AfA nach § 7 Abs. 4 Satz 1 EStG oder nach § 7 Abs. 4 Satz 2 
EStG und der tatsächlichen künftigen Nutzungsdauer des Gebäudes zu bemessen. 

2. 1 Bleibt die bisherige Af A-Bemessungsgrundlage für das Gebäude maßgebend (Absatz 3 
Satz 3), so sind die weiteren AfA grundsätzlich nach dem ursprünglich angewandten Ab­
setzungsverfahren zu bemessen.2 Sind für das Gebäude vom Steuerpflichtigen bisher kei-
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ne AfA vorgenommen worden, so sind die AfA nach § 7 Abs. 4 Satz 1 oder Abs. 5 EStG 
oder nach § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG und der tatsächlichen gesamten Nutzungsdauer des Ge­
bäudes zu bemessen. 'Die AfA können nur noch bis zu dem Betrag abgezogen werden, 
der von der Bemessungsgrundlage nach Abzug von AfA, erhöhten Absetzungen und Son­
derabschreibungen verbleibt. 4 In den Fällen des Übergangs zur Buchführung oder Ein-
künfteerzielung sind dabei auch die Beträge von der Bemessungsgrundlage abzuziehen, 
die bei entsprechender Anwendung des § 7 Abs. 4 oder 5 EStG auf den Zeitraum vor dem 
Übergang entfallen. 

(5] 1 Gebäude sind hinsichtlich der AfA grundsätzlich als Einheit zu behandeln, unselb­
ständige Gebäudeteile sind deshalb einheitlich mit dem Gebäude abzuschreiben, zu dem sie 
gehören, gleichgültig, ob das Gebäude zum Privatvermögen oder zum Betriebsvermögen ge­
hört (BFH-Beschluß vom 26. 11. 1973 - BStBl. 1974 II S. 132). 'Ein Gebäudeteil ist unselb­
ständig, wenn er in einem einheitlichen Nutzungs- und Funktionszusammenhang mit dem 
Gebäude steht. 4 Das ist z. B. der Fall bei Fahrstuhl-, Heizungs-, Belüftungs- und Entlüftungs-
anlagen, soweit sie nicht als Betriebsvorrichtungen anzusehen sind (vgl. Abschnitt 43 
Abs. 3), sowie bei den zur Beheizung einer Fabrikanlage verwendeten Lufterhitzern (BFH-
Urteil vom 20. 3. 1975 - BStBl. II S. 689), bei einer Feuerlöschanlage einer Fabrik oder eines 
Warenhauses (BFH-Urteile vom 15. 2. 1980 - BStBl. II S, 409 und vom 7. 10. 1983 - BStBl. 
1984 H S. 262), bei Bädern und Duschen eines Hotels (BFH-Urteil vom 12. 8. 1982 - BStBl, n 
S. 782) oder bei Rolltreppen eines Kaufhauses (BFH-Urteil vom 12. 1. 1983 - BStBl. U 
S. 223). 

(6) 1 Gebäudeteüe, die nicht in einem einheitlichen Nutzungs- und Funktionszusammen­
hang mit dem Gebäude stehen, sind selbständige Wirtschaftsgüter (vgl. Abschnitt 13b) und 
deshalb gesondert vom Gebäude abzuschreiben. 2 Dabei gut folgendes: 
1. 'Betriebsvorrichtungen sind stets bewegliche Wirtschaftsgüter (vgl. Abschnitt 43 Abs. 3). 

2 Entsprechend bemessen sich die AfA bei Betriebsvorrichtungen nach § 7 Abs. 1 oder 2 
EStG. 

2. Bei den in Abschnitt 13b Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Gebäudeteüen ist es im allgemeinen 
nicht zu beanstanden, wenn als voraussichtüche Nutzungsdauer ein Zeitraum von etwa 5 
bis 10 Jahren angenommen wird. 

3. 'Bei sonstigen selbständigen Gebäudeteüen (vgl. Abschnitt 13b Abs. 2) bemessen sich die 
AfA für jeden Gebäudeteil nach dem Teil der Anschaffungs- oder Herstellungskosten des 
Gebäudes oder des an deren Stelle tretenden Werts, der anteiüg auf diesen Gebäudeteil 
entfällt. 2 Dabei ist von einer einheitlichen Nutzungsdauer (Restnutzungsdauer) aller Ge­
bäudeteüe auszugehen. 'Für die einzelnen Gebäudeteüe sind unterschiedliche AfA-Me-
thoden und Af A-Sätze zulässig. 4 Wüd der Nutzungsumfang eines Gebäudeteils infolge 
einer Nutzungsänderung des Gebäudes ausgedehnt, so bemessen sich die weiteren AfA 
von der neuen Bemessungsgrundlage insoweit nach § 7 Abs. 4 EStG. 

Beispiel: 

Von den gesamten Herstellungskosten in Höhe von 600 000 DM eines zum Betriebsvermö­
gen gehörenden Gebäudes, das je zur Hälfte eigenbetrieblichen Zwecken und fremden 
Wohnzwecken dient, entfallen je 300 000 DM auf die beiden sellbständigen Gebäudeteüe. 
Der eigenbetrieblich genutzte Gebäudeteil wird nach § 7 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG degressiv, 
der zu fremden Wohnzwecken genutzte Gebäudeteü nach § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EStG li­
near abgeschrieben. Die jährliche AfA beträgt 

a) für den eigenbetrieblich genutzten Gebäudeteil 
10 vH von 300 000 DM = 30 000 DM, 

b) für den zu fremden Wohnzwecken genutzten Gebäudeteü 
2 vH von 300 000 DM = 6000 DM. 
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Vom Beginn des 3. Jahres an wird die eigenbetriebliche Nutzung auf ein Drittel des bisher 
zu Wohnzwecken genutzten Gebäudeteils ausgedehnt. Von diesem Zeitpunkt an beträgt die 
Af A-Bemessungsgrundlage für den eigenbetrieblich genutzten Gebäudeteil 400 000 DM, für 
den zu fremden Wohnzwecken genutzten Gebäudeteil 200 000 DM. Für den nunmehr ei­
genbetrieblich genutzten Teil des bisher zu fremden Wohnzwecken genutzten Gebäudeteils 
sind die linearen AfA künftig mit dem höheren AfA-Satz des § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG 
vorzunehmen. Die AfA betragen somit im 3. Jahr 
a) für den eigenbetrieblich genutzten Gebäudeteil 

10 vH von 300 000 DM = 30 000 DM 
+ 4 vH von 100 000 DM = 4 000 DM, 

b) für den zu fremden Wohnzwecken genutzten Gebäudeteil 
2 vH von 200 000 DM = 4000 DM. 

(7) 'Absetzungen für außergewöhnliche technische oder wirtschaftliche Abnutzung sind 
nach dem Wörtlaut- des Gesetzes nur bei Gebäuden zulässig, bei denen die AfA nach § 7 
Abs. 4 EStG bemessen werden. 2 Die Vornahme von Absetzungen für außergewöhnliche 
technische oder wirtschaftliche Abnutzung ist jedoch auch bei Gebäuden nicht zu bean­
standen, bei denen von der degressiven Absetzung nach § 7 Abs. 5 EStG Gebrauch gemacht 
wird. 'Ebenso schließen erhöhte Absetzungen nach § 7b EStG Absetzungen für außerge­
wöhnliche technische oder wirtschaftliche Abnutzung nicht aus (BFH-Urteü vom 27. 6. 
1978 - BStBl. 1979 II S. 8). *Eine Absetzung für außergewöhnliche Abnutzung kann u. a. in 
Betracht kommen, wenn bei einem Umbau bestimmte Teile eines Gebäudes entfernt wer­
den (BFH-Urteil vom 1.2. 1962 - BStBl, DI S. 272) oder wenn ein Gebäude abgebrochen 
wird (vgl. Abschnitt 33a Abs. 5). 5 Liegen die Voraussetzungen für eine Absetzung für außer­
gewöhnliche Abnutzung vor, so muß diese Absetzung vorgenommen werden, wenn ein Ge­
bäude durch Abbruch, Brand oder ähnliches aus dem Betriebsvermögen ausgeschieden ist 
(vgl. BFH-Urteil vom 7. 5. 1969 - BStBl. II S. 464). 6 Die Absetzung für außergewöhnliche 
wirtschaftliche Abnutzung setzt außergewöhnliche Umstände voraus, die im Jahr ihrer Gel­
tendmachung die wirtschaftliche Nutzbarkeit haben sinken lassen (BFH-Urteil vom 8. 7. 
1980 - BStBL II S. 743). 'Eine Absetzung für außergewöhnliche technische oder wirtschaftli­
che Abnutzung kommt nicht in Betracht, wenn ein zum Privatvermögen gehörendes objek­
tiv technisch oder wirtschaftlich noch nicht verbrauchtes Gebäude abgerissen wüd, um ein 
unbebautes Grundstück veräußern zu können (BFH-Urteil vom 6, 3. 1979 - BStBl. II S. 551) 
oder wenn es in der Absicht eines grundlegenden Umbaus erworben wird (BFH-Urteil vom 
4. 12. 1984 - BStBl. 1985 H S. 208). «Der für Gebäude im Sinne des § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 
EStG geltende AfA-Satz von 4 vH allein kann für Gebäude im Sinne des § 7 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 2 EStG erne Absetzung für außergewöhnliche Abnutzung nicht begründen. 'Wegen der 
Bemessung der AfA nach Vornahme einer Absetzung für außergewöhnliche technische 
oder wütschaftliche Abnutzung wird auf § 1 lc Abs. 2 EStDV hingewiesen. '"Werden für ein 
Gebäude nach Vornahme einer Absetzung für außergewöhnliche technische oder wirt­
schaftliche Abnutzung Herstellungskosten aufgewendet, so bemessen sich die weiteren AfA 
für das Gebäude nach den ursprünglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder dem 
an deren Stelle tretenden Wert abzüglich des Betrags der Absetzung für außergewöhnliche 
technische oder wütschaftliche Abnutzung zuzüglich des Betrags der. aufgewendeten Her­
stellungskosten. 

(8) Für Um- und Ausbauten an Wirtschaftsgebäuden, für die Sonderabschreibungen nach 
§'76 EStDV in Anspruch genommen werden, sind stets gesonderte AfA auf der Grundlage 
einer höchstens 30jährigen Nutzungsdauer vorzunehmen (§ 76 Abs. 4 Satz 3 EStDV). 
(9) Die Absätze 1 bis 5, 7 und 8 sind auf Gebäudeteile, die selbständige unbewegliche Wirt­
schaftsgüter sind, sowie auf Eigentumswohnungen und auf im Teüeigentum stehende Räu­
me entsprechend anzuwenden (§ 7 Abs. 5a EStG). 
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18. EStR Abschn. 43: Absetzung für Abnutzung bei beweglichen und immateriellen Wirt­
schaftsgütern sowie bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern, die keine Gebäude oder Ge­
bäudeteile sind 

(1) 'Bei abnutzbaren unbeweglichen Wirtschaftsgütern, die nicht Gebäude oder selbständi­
ge Gebäudeteile sind, z.B. Außenanlagen wie Einfriedungen und Bodenbefestigungen, so­
weit sie nicht Betriebsvorrichtungen sind, und bei abnutzbaren immateriellen Wütschafts-
gütern, z.B. Geschäfts- oder Firmenwerte oder zeitlich begrenzte Rechte (BFH-Urteil vom 
27. 6. 1978 - BStBl. 1979 II S. 38), können die AfA nur in gleichen Jahresbeträgen (§ 7 
Abs. 1 Sätze 1 und 2 EStG) bemessen werden. 2 Für den Geschäfts- oder Firmenwert eines 
Gewerbebetriebs oder eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft gut dies erstmals für 
Wütschaftsjahre, die nach dem 31. 12. 1986 beginnen; bei einem früher angeschafften Ge­
schäfts- oder Firmenwert vgl. § 52 Abs. 6 EStG. 3 Soweit ein Praxiswert nach den bisher von 
der Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen als nicht abnutzbares Wütschaftsgut behan­
delt worden ist (vgl. BFH-Urteil vom 23. 1. 1975 - BStBl. 11 S. 381), ist Satz 2 entsprechend 
anzuwenden. 4 Wegen der AfA bei Geschäfts-, Firmen- oder Praxiswerten sowie bei soge­
nannten firmenwertähnlichen Wirtschaftsgütern vgl. im übrigen BMF-Schreiben vom 
20. 11. 1986 (BStBl. I S. 532) und die entsprechenden Erlasse der obersten Finanzbehörden 
der Länder. 5 Satz 1 gilt auch für abnutzbare bewegliche Wirtschäftsgüter, die nicht zu 
einem Betriebsvermögen gehören. 

(2) 'Bei abnutzbaren beweglichen Wütschaftsgütern, die zum Anlagevermögen eines Be­
triebs gehören, können die AfA nach Wahl des Steuerpflichtigen entweder in gleichen Jah­
resbeträgen (§ 7 Abs. 1 Sätze 1 und 2 EStG) oder in fallenden Jahresbeträgen (§ 7 Abs. 2 
EStG) bemessen werden-2 Unter den Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 Satz 4 EStG können die 
AfA bei diesen Wirtschaftsgütern auch nach Maßgabe der Leistung vorgenommen werden. 
3 Bei abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die mehreren Betei­
ligten zuzurechnen sind, können die AfA nur einheitlich entweder nach § 7 Abs. 1 Sätze 1 
und 2 oder nach § 7 Abs. 1 Satz 4 oder nach § 7 Abs. 2 EStG bemessen werden. 
(3) 1 Bewegliche Wirtschaftsgüter können nur Sachen im Sinne des § 90 BGB, also nur kör­
perliche Gegenstände sein (BFH-Urteil vom 6. 8. 1964 - BStBl. IH S. 575), immaterieUe Wüt-
schaftsgüter gehören nicht zu den beweglichen Wirtschaftsgütern (BFH-Urteü vom 22. 5. 
1979 - BStBl. II S. 634). 2 Zu den beweglichen Wirtschaftsgütern gehören insbesondere Ma­
schinen, maschinelle Anlagen und sonstige Betriebsvorrichtungen, auch wenn sie wesentli­
che Bestandteile eines Grundstücks sind, sowie Werkzeuge und Einrichtungsgegenstände. 
'Schüfe sind bewegliche Wirtschaftsgüter, auch wenn sie im Schiffsregister eingetragen 
sind. 4 Bei der Abgrenzung der Betriebsvorrichtungen von den Betriebsgrundstücken sind 
die allgemeinen Grundsätze des Bewertungsrechts (§ 68 Abs. 2 Nr. 2, § 99 Abs. 1 Nr. 1 
BewG) anzuwenden. 5Auf den übereinstimmenden Ländererlaß betreffend Richtünien für 
die Abgrenzung der Betriebsvorrichtungen vom Grundvermögen (BStBl. 1967 II S. 127 ff.) 
wird hingewiesen. 6Als Betriebsvorrichtungen können danach nur. Vorrichtungen angese­
hen werden, mit denen das Gewerbe unmittelbar betrieben wüd (vgl. BFH-Urteil vom 14. 8. 
1958 - BStBl. III S. 400); wie z.B. Bedienungsvorrichtungen, Autoaufzüge in Parkhäusern, 
Förderbänder, Klimaanlagen in Chemiefaser- und Tabakfabriken, Kühleinrichtungen, Bä­
der, die in Kur- oder Krankenhäusern Heilzwecken dienen, sowie Bäder in Badeanstalten. 
'Betriebsvorrichtungen sind außerdem besondere Schutz- und Sicherungsvorrichtungen, 
Verkaufsautomaten, Äbladevorrichtungen, moderne Schaukästen (BFH-Urteil vom 17. 3. 
1955 - BStBl, in S. 141), zur Möbellagerung erforderliche Lüftungs- und Befeuchtungsanla­
gen (BFH-Urteü vom 7. 3. 1974 - BStBl. II S. 429), speziell auf einen Betrieb ausgerichtete 
Hofbefestigungen (BFH-Urteile vom 19. 2. 1974 - BStBl. 1975 II S. 20 und vom 30. 4. 1976 -
BStBl, ü S. 527) und Lastenaufzüge (BFH-Urteil vom 7. 10. 1977 - BStBl. 1978 II S. 186). 

(4) 1 Die AfA sind grundsätzlich so zu bemessen, daß die Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten nach Ablauf der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des Wirtschaftsguts voll abge­
setzt sind. 2 Ein Schrottwert ist bei der Bemessung der AfA nur zu berücksichtigen, wenn er 
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- wie das im allgemeinen bei Gegenständen von großem Gewicht oder aus wertvollem Ma­
terial der Fall ist - im Vergleich zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten und auch 
bei Anlegung eines absoluten Maßstabes erheblich ist . 3 In diesem Fall ist der Schrottwert in 
der Weise zu berücksichtigen, daß nur die um den Schrottwert gekürzten Anschaffungs­
oder Herstellungskosten auf die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer des Wirtschaftsguts zu 
verteilen sind (BFH-Beschluß vom 7. 12. 1967 - BStBl. 1968 H S. 268 und BFH-Urteil vom 
22. 7. 1971 - BStBl. II S. 800). 4Ein steuerlich zu berücksichtigender Schrottwert wird im all­
gemeinen nur bei Seeschiffen vorliegen. 5 Bei der Bemessung von Sonderabschreibungen 
und erhöhten Absetzungen ist ein Schrottwert nicht zu berücksichtigen. 
(5) 1 Wird ein bewegliches Wirtschaftsgut aus dem Privatvermögen in ein Betriebsvermögen 
übergeführt, so sind die weiteren AfA von dem nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 EStG maßgebenden 
Wert nach § 7 Abs. 1 oder 2 EStG und der tatsächüchen künftigen Nutzungsdauer des Wüt­
schaf tsguts zu bemessen. 2 Im Fall der Überführung eines beweglichen Wirtschaftsguts vom 
Betriebsvermögen in das Privatvermögen sind die weiteren AfA vom Teüwert oder gemei­
nen Wert (vgl. Abschnitt 42a Abs. 3 Satz 2) nach § 7 Abs. 1 EStG und der tatsächlichen 
künftigen Nutzungsdauer des Wütschaf tsguts zu bemessen. 3 Wird ein bewegliches Wirt­
schaftsgut nach vorhergehender Gewinnermittlung durch Schätzung oder nach Durch­
schnittssätzen (§ 13a EStG) bilanziert, so sind die weiteren AfA von den Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten nach § 7 Abs. 1 öder 2 EStG und der tatsächüchen gesamten Nutzungs­
dauer des Wirtschaftsguts zu bemessen. 4 In den Fällen des Satzes 3 können die AfA nur 
noch bis zu dem Betrag abgezogen werden, der von den Anschaffungs- oder Herstellungsko­
sten nach Abzug von AfA, erhöhten Absetzungen und Sonderabschreibungen verbleibt. 
5 Dabei sind auch die Beträge von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzuziehen, 
die bei entsprechender Anwendung des § 7 Abs. 1 oder 2 EStG auf den Zeitraum vor dem 
Übergang entfallen (vgl. BFH-Urteile vom 5. 12. 1985 - BStBl. 1986 II S. 390 und vom 
12. 12. 1985 - BStBl. 1986 U S. 392). 6 Wüd ein bewegüches Wirtschaftsgut nach einer ein­
kommensteuerrechtlich unbeachtlichen Nutzung zur Erzielung von Einkünften im Sinne 
des § 2 Abs. 1 Nr. 4 bis 7 EStG verwendet, so sind die weiteren AfA von den Anschaffungs­
oder Herstellungskosten nach § 7 Abs. 1 EStG und der tatsächüchen gesamten Nutzungs­
dauer des Wirtschaftsguts zu bemessen. 7 In den Fällen des Satzes 6 gilt im Zeitpunkt des 
Übergangs zur Erzielung von Einkünften (Übergangszeitpunkt) der Teil der Anschaffungs­
oder Herstellungskosten als abgesetzt, der bei entsprechender Anwendung des § 7 Abs. 1 
EStG auf den Zeitraum vor dem Übergangszeitpunkt entfällt. 

(6) 'Die Bemessung der AfA nach Maßgabe der Leistung ist bei solchen bewegüchen Wüt-
schaftsgütern wirtschaftlich begründet, deren Leistung in der Regel erheblich schwankt und 
deren Verschleiß dementsprechend wesentliche Unterschiede aufweist. 2 Unter der Voraus­
setzung des Satzes 1 sind die AfA nach Maßgabe der Leistung zulässig, wenn der auf das ein­
zelne Wirtschaftsjahr entfallende Umfang der Leistung nachgewiesen wird. 3 Der Nachweis 
kann z.B. bei einer Spezialmaschine durch ein die Anzahl der Arbeitsvorgänge registrieren­
des Zählwerk oder bei einem Kraftfahrzeug durch den Kilometerzähler geführt werden. 
(7) 'Für die Bemessung der AfA bei abnutzbaren bewegüchen Wirtschaftsgütern des Anla­
gevermögens, die vor dem 1.1. 1958 angeschafft oder hergestellt worden sind, ist Ab­
schnitt 43 EStR 1956/57 weiter zu beachten. 2 Bei abhutzbaren bewegüchen Wirtschaftsgü­
tern des Anlagevermögens, die in der Zeit vom 1. 1. 1958 bis 31. 12. 1960 angeschafft oder 
hergestellt worden sind, ist bei Bemessung der degressiven AfA § 52 Abs. 9 EStG 1975 zu be­
achten. 3 Bei abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die nach 
dem 31. 12. 1960 angeschafft oder hergestellt worden sind, dürfen die nach § 7 Abs. 2 Satz 2 
EStG anzuwendenden Hundertsätze die nachstehenden Sätze nicht übersteigen: 
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Betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer 

(Jahre) 

Degressive AfA (vH des Buchwerts) 
bei Anschaffung oder Herstellung Betriebsgewöhnliche 

Nutzungsdauer 
(Jahre) 

1. 1. 1961-31. 8. 1977 
(§ 7 Abs. 2 Satz 2 

EStG 19751 

1.9. 1977-29. 7. 1981 
(§ 7 Abs. 2 Satz 2 

EStG 1977| 

ab 30. 7. 1981 
(§ 7 Abs. 2 Satz 2 

EStG 1981| 

1 2 3 4 

4-10 20,00 25,00 30,00 
11 18,18 22,73 27,27 
12 16,66 20,83 25,00 
13 15,38 19,23 23,07 
14 14,28 17,86 21,42 
15 13,32 16,67 20,00 
16 12,50 15,63 18,75 
17 11,76 14,71 17,64 
18 11,10 13,89 16,66 
19 10,52 13,16 15,78 
20 10,00 12,50 15,00 
21 9,52 11,91 14,28 
22 9,08 11,37 13,63 
23 8,68 10,87 13,04 
24 8,32 10,42 12,50 
25 8,00 10,00 12,00 
30 6,66 8,33 10,00 
40 5,00 6,25 7,50 

"Die Hundertsätze der Spalte 3 gelten auch für abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens, die im Kalenderjahr 1961 angeschafft oder hergestellt worden sind, wenn 
der Steuerpflichtige diese Wirtschaftsgüter vor dem 9. 3. 1960 bestellt und vor dem 13. 3. 
1960 auf die Wütschaftsgüter eine Anzahlung geleistet oder von dem Lieferanten eine 
schriftliche Auftragsbestätigung erhalten hat oder wenn der Steuerpflichtige vor dem 9. 3. 
1960 mit der Herstellung dieser Wirtschaftsgüter begonnen hat (§ 52 Abs. 8 Satz 3 EStG 
1975 in Verbindung mit § 7 Abs. 2 Satz 2 EStG 1958). 5 Bei abnutzbaren beweglichen Wirt­
schaftsgütern des Anlagevermögens, die der Steuerpflichtige nach dem 5. 7. 1970 und vor 
dem 1.2. 1971 bestellt oder mit deren Herstellung er in diesem Zeitraum begonnen hat und 
die vor dem 1. 2. 1972 geliefert oder fertiggestellt worden sind, sind AfA in fallenden Jahres­
beträgen nicht zulässig (Zweite Verordnung über steuerliche Konjunkturmaßnahmen vom 
21. 7. 1970 - BGBl. I S. 1128, BStBl. IS. 920). 'Für abnutzbare bewegliche Wirtschaftsguter 
des Anlagevermögens, die der Steuerpflichtige nach dem 8. 5. 1973 und vor dem 1. 12. 1973 
bestellt oder mit deren Herstellung er in diesem Zeitraum begonnen hat, gilt das gleiche 
(Dritte Verordnung über steuerliche Konjunkturmaßnahmen vom 7. 6. 1973 - BGBl. I 
S. 530, BStBl. I S. 522 - unter Berücksichtigung der Änderungen durch die Verordnung zur 
Änderung der Dritten Verordnung über steuerüche Konjunkturmaßnahmen vom 4. 2. 
1974- BGBl. I S. 155, BStBl. I S. 86). 

(8) 'Bei abnutzbaren Wirtschaftsgütern, die im Laufe eines Jahres angeschafft oder herge­
stellt werden, kann für das Jahr der Anschaffung oder Herstellung grundsätzlich nur der 
Teil des auf ein Jahr entfallenden AfA-Betrags abgesetzt werden, der dem Zeitraum zwi­
schen der Anschaffung oder Herstellung des Wütschaftsguts und dem Ende des Jahres ent­
spricht. 2 Das gut entsprechend beim Ausscheiden eines abnutzbaren Wütschaftsguts im 
Laufe eines Jahres. 3 Bei abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 
ist es jedoch aus Vereinfachungsgründen nicht zu beanstanden, wenn für die in der ersten 
Hälfte eines Wirtschaftsjahrs angeschafften oder hergestellten beweglichen Wütschaftsgüter 
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der für das gesamte Wirtschaftsjahr in Betracht kommende AfA-Betrag und für die in der 
zweiten Hälfte des Wirtschaftsjahrs angeschafften oder hergestellten beweglichen Wirt­
schaftsgüter die Hälfte des für das gesamte Wirtschaftsjahr in Betracht kommenden AfA-Be-
trags abgesetzt wird. 'Diese Vereinfachungsregelung ist bei beweglichen Wirtschaftsgütern, 
die im Laufe eines Rumpfwirtschaftsjahrs angeschafft oder hergestellt werden, entsprechend 
anzuwenden.5 Dabei ist zu beachten, daß als AfA-Betrag für das gesamte Rumpfwirtschafts­
jahr nur der Teü des auf ein voües Wirtschaftsjahr entfallenden AfA-Betrags in Betracht 
kommt, der dem Anteil des Rumpfwirtschaftsjahrs an einem voüen Wirtschaftsjahr ent­
spricht. 6 Bei abnutzbaren Wirtschaftsgütern, die im Laufe eines Wirtschaftsjahrs oder 
Rumpfwütschaftsjahrs in das Betriebsvermögen eingelegt worden sind, gilt Satz 1 entspre­
chend; die Sätze 3 bis 5 sind entsprechend anzuwenden, wenn bei den Wirtschaftsgütern 
vor der Einlage AfA nicht zulässig waren. 
(9) 'Sind AfA unterblieben, so können sie in der Weise nachgeholt werden, daß die noch 
nicht abgesetzten Anschaffungs- oder Herstellungskosten (Buchwert) entsprechend der bei 
dem Anlagegut angewandten Absetzungsmethode in gleichbleibenden oder fallenden Jahres­
beträgen auf die noch verbleibende Restnutzungsdauer verteilt werden (vgl. BFH-Urteil vom 
21.2. 1967 - BStBl. III S. 386).2AfA, die unterblieben sind, um dadurch unberechtigte Steu­
ervorteile zu erlangen, dürfen nicht nachgeholt werden (BFH-Urteile vom 3. 7. 1956 -
BStBl. III S. 250 und vom 3. 7. 1980 - BStBl. 1981 II S. 255). 3Die Sätze 1 und 2 gelten für 
unterlassene Absetzungen für Substanzverringerung (AfS) mit der Maßgabe entsprechend, 
daß die unterlassenen AfS in gleichen Beträgen auf die restliche Nutzungsdauer zu verteilen 
sind (BFH-Urteil vom 21. 2. 1967 - BStBl. III S. 460). 
(10) ' Werden nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungskosten für Wirtschaftsgüter auf­
gewendet, bei denen AfA nach § 7 Abs. 1 oder 2 EStG vorgenommen werden, so bemessen sich 
vom Jahr der Entstehung der nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten an die 
AfA nach dem um die nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten vermehrten 
letzten Buchwert oder Restwert und der Restnutzungsdauer.1 Bei nachträglichen Herstellungs­
kosten ist die Restnutzungsdauer unter Berücksichtigung des Zustands des Wirtschaftsguts im 
Zeitpunkt der Beendigung der nachträglichen Herstellungsarbeiten neu zu schätzen.3 Für be­
wegliche Wirtschaftsgüter, bei denen degressive AfA nach § 7 Abs. 2 EStG vorgenommen wer­
den, bleibt der anzuwendende Hundertsatz jedoch unverändert.4 Bei der Bemessung der AfA 
für das Jahr der Entstehung der nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten kön­
nen diese Kosten aus Vereinfachungsgründen so berücksichtigt werden, als wären sie zu Be­
ginn dieses Jahres aufgewendet worden. 5 Hinsichtlich des Jahres der Entstehung nachträgli­
cher Anschaffungs- oder Herstellungskosten gilt § 9a EStDV sinngemäß.6 Waren die nachträg­
lichen Herstellungsarbeiten so umfassend, daß hierdurch - wirtschaftlich betrachtet - ein an­
deres Wirtschaftsgut entstanden ist, so sind die AfA nach der Summe aus dem Buchwert oder 
Restwert des Wirtschaftsguts und den nachträglichen Hersteüungskosten und der voraussicht­
lichen Nutzungsdauer dieses anderen Wirtschaftsguts zu bemessen.7 Bei Anwendung des § 7 
Abs. 2 EStG ist der Hundertsatz anzuwenden, der im Zeitpunkt der Beendigung der nachträgli­
chen Herstellungsarbeiten maßgebend ist. 

Beispiele: 
Fall 1: 
Für ein bewegliches Wirtschaftsgut mit einer betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer von 
20 Jahren, für das Sonderabschreibungen in Anspruch genommen worden sind, werden im 
16. Jahr nachträgliche Herstellungskosten aufgewendet. Die unter Berücksichtigung der 
nachträglichen Herstellungskosten neu geschätzte Restnutzungsdauer beträgt 10 Jahre. 
Restwert am Ende des 15. Jahres . . 1100 DM 
nachträgliche Herstellungskosten im 16. Jahr + 3 900 DM 
Bemessungsgrundlage ab 16. Jahr 5 000 DM 

Vom 16. bis 25. Jahr betragen die AfA je '/io (= 10 vH| von 5000 DM = 500 DM jährlich. 
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Fall 2: 

Für ein bewegliches Wirtschaftsgut mit einer betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer von 
10 Jahren, das nach § 7 Abs. 2 EStG degressiv abgeschrieben wird, werden im 4. Jahr nach­
trägliche Herstellungskosten aufgewendet. 
Anschaffungskosten 10 000 DM 
AfA der ersten 3 Jahre (jeweils 30 vH des jeweiligen Buchwerts) — 6 750 DM 
Buchwert am Ende des 3. Jahres 3 430 DM 
nachträgliche Herstellungskosten im 4. Jahr + 2 570 DM 
Bemessungsgrundlage für AfA für das 4. Jahr 6 000 DM 

Für das 4. Jahr betragen die AfA 30 vH dieses Betrags, in den darauffolgenden Jahren je 
30 vH des jeweiligen Buchwerts. 

19. EStR Abschn. 86 Abs. 1-3, 5: Auswirkungen der Umsatzsteuer auf die Einkommen­
steuer 

(1) 'Nach § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG gehört ein Vorsteuerbetrag, soweit er nach § 15 UStG um­
satzsteuerrechtlich abziehbar ist, nicht zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten des 
Wirtschaftsguts, auf dessen Anschaffung oder Herstellung et entfällt.2 Daraus folgt, daß ein 
Vorsteuerbetrag; soweit er nach § 15 UStG umsatzsteuerrechtlich nicht abziehbar ist, den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten des zugehörigen Wirtschaftsguts zuzurechnen ist. 
'Diese Zurechnung gilt sowohl für Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens als auch für 
Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens. 4 In die Herstellungskosten sind die auf den Mate­
rialeinsatz und die Gemeinkosten entfallenden nicht abziehbaren Vorsteuerbeträge einzube-
ziehen. 5 Zu der Frage, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe ein Vorsteuerbetrag bei der 
Umsatzsteuer abgezogen werden kann, vgl. die Abschnitte 191 bis 213 der Umsatz,steuer-
Richtlinien. 
(2) 'Die Vereinfachungsregelung des §9b Abs. 1 Satz2 EStG bezieht sich jeweils auf den 
umsatzsteuerrechtlich nicht abziehbaren Teil des Vorsteuerbetrags eines Wirtschaftsguts. 
JBei mehreren gleichartigen Wirtschaftsgütern, die stückzahlmäßig gehandelt werden, 
kommt die 500-DM-Grenze jeweils für den auf ein Stück entfallenden nicht abziehbaren 
Teil des Vorsteuerbetrags in Betracht. 'Bei Wirtschaftsgütern, die nicht stückmäßig, son­
dern mengenmäßig gehandelt werden, z.B. bei Flüssigkeiten oder Schüttgütern, ist als ein 
Wirtschaftsgut die jeweilige handelsübliche Rechnungseinheit, wie Liter, Hektoliter, Tonne 
usw. anzunehmen. 4 § 9b Abs. 1 Satz 2 EStG setzt voraus, daß ein Vorsteuerbetrag umsatz­
steuerrechtlich zum Teil abziehbar und zum Teü nicht abziehbar ist; die Vereinfachungsre­
gelung gilt deshalb nicht für ein Wirtschaftsgut, bei dem der Vorsteuerbetrag umsatzsteuer­
rechtlich in voller Höhe nicht abziehbar ist. 
(3) 'Für die Anwendung des §9b Abs. 1 Satz2 EStG ist die umsatzsteuerrechtlich vorge­
nommene Aufteilung eines Vorsteuerbetrags in einen abziehbaren und einen nicht abzieh­
baren Teil maßgebend. 2 Wüd die umsatzsteuerrechtliche Aufteilung mit Wirkung für die 
Vergangenheit geändert, so muß auch die Zurechnung des nicht abziehbaren Teils eines 
Vorsteuerbetrags zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten des zugehörigen Wüt­
schaftsguts entsprechend berichtigt werden. 'Es ist jedoch aus Vereinfachungsgründen nicht zu 
beanstanden, wenn in diesem Fall die sich durch die Änderung der Aufteilung der Vorsteuer­
beträge ergebenden Mehr- oder Minderbeträge an nicht abziehbarer Vorsteuer sofort als Er­
trag oder Aufwand verrechnet und die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der zugehöri­
gen Wirtschaftsgüter nicht mehr berichtigt werden, sofern die Änderung der Aufteilung der 
Vorsteuerbeträge nur zu einer Erhöhung oder Verminderung der nicht abziehbaren Vorsteu­
erbeträge um nicht mehr als 25 vH führt und der auf ein Wirtschaftsgut entfallende Mehr­
oder Minderbetrag an nicht abziehbarer Vorsteuer nicht mehr als 500 DM beträgt. 
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(5) 1 Für die Frage, ob bei den geringwertigen Anlagegütern im Sinne des § 6 Abs. 2 EStG die 
Grenze von 800 DM überschritten ist oder nicht, ist stets von den Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten abzüglich eines darin enthaltenen Vorsteuerbetrags, also von dem reinen 
Warenpreis ohne Vorsteuer (Nettowert) auszugehen.2 Ob der Vorsteuerbetrag umsatzsteuer­
rechtlich abziehbar ist oder nicht, spielt in diesem Fall keine Rolle. 'Dagegen sind für die 
Bemessung der Freigrenze für Geschenke von 50 DM nach § 4 Abs. 5 Nr. 1 EStG die An­
schaffungs- oder Herstellungskosten einschließlich eines umsatzsteuerrechtüch nicht ab­
ziehbaren Vorsteuerbetrags maßgebend. 

20. EStR Abschn. 157: Erhaltungsaufwand und Herstellungsaufwand 

(1) 'Die Grenze zwischen Erhaltungsaufwand und Herstellungsaufwand bei bestehenden 
Gebäuden ist fließend. 2 Zum Erhaltungsaufwand gehören die Aufwendungen für die lau­
fende Instandhaltung und für die Instandsetzung. 'Diese Aufwendungen werden im allge­
meinen durch die gewöhnliche Nutzung des Grundstücks veranlaßt. "Aufwendungen für 
die Erneuerung von bereits in den Herstellungskosten des Gebäudes enthaltenen Teilen, 
Einrichtungen oder Anlagen sind regelmäßig Erhaltungsaufwand des Gebäudes (vgl. Ab­
satz 3), z. B. Austausch von Fenstern - Holz- gegen Aluminiumrahmen, Einfach- gegen Dop­
pelglas -, Ersatz von mit Kohle beheizten Einzelöfen durch Elektro-Speicheröfen, Umstel­
lung einer Zentralheizung von Öl- auf Koksfeuerung, Einbau einer Zentralheizung anstelle 
einer Einzelofenheizung, Anschluß einer Zentralheizung an eine Fernwärmeversorgung, 
Einbau von Heizanlagen im Sinne des § 82a Abs. 1 Nr. 2 EStDV und von Heizungs- und 
Warmwasseranlagen im Sinne des § 82a Abs. 1 Nr. 5 EStDV, wenn durch diese Anlagen vor­
handene Heizanlagen ergänzt oder ersetzt werden, Einbau meßtechnischer Anlagen zur ver­
brauchsabhängigen Abrechnung von Heiz- und Warmwasserkosten, Ersatz eines vorhande­
nen Fahrstuhls durch einen modernen Fahrstuhl, Umdeckung des Daches. 5 Auf den Zu­
stand oder die Brauchbarkeit der erneuerten Teile, Einrichtungen oder Anlagen kommt es 
dabei grundsätzlich nicht an . 6 Auch wenn diese noch nicht verbraucht waren, ist in der Re­
gel Erhaltungsaufwand gegeben. 'Abbruchkosten eines Gebäudes stellen sofort abzugsfähige 
Werbungskosten dar, wenn der Restwert des abgebrochenen Gebäudes durch eine Abset­
zung für außergewöhnliche Abnutzung abgeschrieben werden kann (vgl. Abschnitt 42a 
Abs. 7 ; wegen der Behandlung von Abbruchkosten als Herstellungskosten eines Gebäudes 
vgl. Abschnitt 33a Abs. 5). 

(2) 1 Der Erhaltungsaufwand ist nach § 11 Abs. 2 EStG in voller Höhe in dem Kalenderjahr 
abzusetzen, in dem er geleistet worden ist. 2Abweichend hiervon ist es nach § 82b EStDV 
zulässig, größere Aufwendungen für nicht zu einem Betriebsvermögen gehörende Gebäude, 
die überwiegend Wohnzwecken dienen, auf zwei bis fünf Jahre gleichmäßig zu verteilen. 
'Dabei kann für die in dem jeweiligen VZ geleisteten Aufwendungen ein besonderer Vertei­
lungszeitraum gebildet werden. 4 Die Verteilung des Erhaltungsaufwands nach § 82b EStDV 
kann grundsätzlich nur im Veranlagungsverfahren für das Jahr beantragt werden, in dem 
der Erhaltungsaufwand geleistet worden ist (BFH-Urteü vom 26. 10. 1977 - BStBl. 1978 II 
S. 367); hat der Steuerpflichtige in dem VZ, in dem der Erhaltungsaufwand geleistet worden 
ist, diesen als Werbungskosten nicht abgezogen oder von der Möglichkeit der Verteilung 
nicht Gebrauch gemacht, weü sich in beiden Fällen keine steuerüche Auswükung ergeben 
hätte, kann der Antrag auf Verteüung des Erhaltungsaufwands in dem nächsten VZ inner­
halb des Zeitraums im Sinne des § 82b Abs. 1 Satz 1 EStDV gesteht werden, in dem sich 
eine Verteüung erstmals auswirkt. 5 Der auf ein bestimmtes Jahr entfallende Anteil kann 
nicht in einem anderen Jahr geltend gemacht werden (BFH-Urteil vom 26. 10. 1977 - BStBl. 
1978 II S. 96). 'Sind bei einem vermieteten Gebäude größere Aufwendungen nach § 82b 
EStDV verteilt worden, so kann die Verteilung bis zum Ablauf des Verteilungszeitraums 
auch dann in Anspruch genommen werden, wenn § 21a EStG wegen Selbstnutzung durch 
den Eigentümer im Laufe des Verteüungszeitraums anzuwenden ist (vgl. auch BFH-Urteü 
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vom 24. 1. 1969 - BStBl. II S. 312). 'Hat der Steuerpflichtige für ein selbstgenutztes Haus 
oder eine selbstgenutzte Wohnung größeren Erhaltungsaufwand nach § 82b EStDV verteilt 
abgezogen, kann er den noch nicht abgezogenen Aufwand in einem Betrag in dem VZ abzie­
hen, für den letztmals der Nutzungswert anzusetzen ist. 8 Wird das Eigentum an einem 
Wohngebäude unentgeltlich auf einen anderen übertragen, so kann der Rechtsnachfolger 
größeren Erhaltungsaufwand noch in dem von seinem Rechtsvorgänger gewählten restli­
chen Verteilungszeitraum geltend machen. 'Dabei ist der Teil des Erhaltungsaufwands, der 
auf den VZ des Eigentumswechsels entfällt, entsprechend der Besitzdauer auf den Rechts­
vorgänger und den Rechtsnachfolger aufzuteüen. 1 0 Außerdem können nach den §§ 82h und 
82k EStDV bestimmte größere Aufwendungen zur Erhaltung eines Gebäudes auf zwei bis 
fünf Jahre gleichmäßig verteüt werden. "In diesen Fällen sind die Sätze 3 bis 9 entspre­
chend anzuwenden. 1 2 Wegen einer weiteren Ausnahme von § 11 Abs. 2 EStG beim Abzug 
von Erhaltungsaufwand siehe Abschnitt I64c Abs. 8. 

(3) 1 Nach der Fertigstellung des Gebäudes ist Herstellungsaufwand anzunehmen, wenn et­
was Neues, bisher nicht Vorhandenes geschaffen wird. 2Das ist z.B. der Fall bei Aufwen­
dungen für einen Anbau, für den Einbau einer Fahrstuhlanlage, für den Ausbau des Dachge­
schosses und für die Aufteilung von Großwohnungen in Kleinwohnungen. 'Aufwendun­
gen für die Erneuerung von bereits in den Herstellungskosten eines Gebäudes enthaltenen 
Teilen, Einrichtungen oder Anlagen sind nur dann als Herstellungskosten des Gebäudes zu 
behandeln, wenn sie so artverschieden sind, daß die Baumaßnahme nach der Verkehrsan­
schauung nicht mehr in erster Linie dazu dient, das Gebäude in seiner bestimmungsmäßi­
gen Nutzungsmöglichkeit zu erhalten, sondern etwas Neues, bisher nicht Vorhandenes zu 
schaffen. "Herstellungsaufwand liegt in diesen Fällen nur vor, wenn das Gebäude durch die 
Baumaßnahme wesentlich in seiner Substanz vermehrt, in seinem Wesen erheblich verän­
dert oder über seinen bisherigen Zustand hinaus deutlich verbessert wird (BFH-Urteile vom 
9. 11. 1976 - BStBl. 1977 II S. 279, 306, vom 7. 12. 1976 - BStBl. 1977 II S. 281, vom 13. 3. 
1979 - BStBl, ü S. 435 und vom 24. 7. 1979 - BStBl. 1980 II S. 7). 'Eine deutliche Verbesse­
rung ist nicht schon deswegen anzunehmen, weil mit notwendigen Erhaltungsmaßnahmen 
eine dem technischen Fortschritt entsprechende übliche Modernisierung verbunden ist 
(BFH-Urteil vom 8. 3. 1966 - BStBl. HI S. 324). 

(4) 1 Liegt Herstellungsaufwand vor und fallen in engem räumlichen und zeitlichen Zusam­
menhang mit diesen Aufwendungen auch solche Aufwendungen an, die sonst als Erhal­
tungsaufwand angesehen werden, z. B. für Tapezieren sowie für Anstrich von Türen und 
Fenstern, so gehören auch diese Aufwendungen zum Herstellungsaufwand, weil hier ein 
wirtschaftlich einheitlicher Vorgang vorliegt, der auch steuerlich einheitlich beurteilt wer­
den muß (BFH-Urteü vom 9. 3. 1962 - BStBl. HI S. 195). 2Sind Arbeiten zwar im zeitlichen 
Zusammenhang, aber an räumlich getrennten Stellen eines Gebäudes vorgenommen wor­
den, so hindert der Umstand, daß in einem Teil des Gebäudes Herstellungsaufwand angefal­
len ist, nicht die Anerkennung von Erhaltungsaufwand in einem anderen Teil des Gebäu­
des. 3So wird z.B. der Aufwand für eine Dachreparatur nicht etwa deshalb zu Herstellungs­
aufwand, weil gleichzeitig für den Umbau des Erdgeschosses Herstellungsaufwand angefal­
len ist (BFH-Urteil vom 14. 10. 1960 - BStBl. III S. 493). "Ob Herstellungsaufwand vorliegt, 
ist im allgemeinen nur zu prüfen, wenn es sich um eine verhältnismäßig große Aufwen­
dung handelt. 5 Betragen die Aufwendungen für die einzelne Baumaßnahme nicht mehr als 
4000 DM (Rechnungsbetrag ohne Umsatzsteuer) je Gebäude, so ist auf Antrag dieser Auf­
wand stets als Erhaltungsaufwand zu behandeln. 'Das gilt auch für Aufwendungen bei Ge­
bäuden, bei denen der Begünstigungszeitraum nach § 7b EStG noch läuft. 7 Auf Aufwendun­
gen, die eindeutig der endgültigen Fertigstellung eines neu errichteten Gebäudes dienen, ist 
die Vereinfachungsregelung jedoch nicht anzuwenden. 

(5) 1 Abweichend von den Absätzen 1, 3 und 4 sind Aufwendungen, die im Zusammenhang 
mit der Anschaffung eines Gebäudes gemacht werden (anschaffungsnahe Aufwendungen], 
als Herstellungskosten zu behandeln, wenn sie im Verhältnis zum Kaufpreis hoch sind und 
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durch die Aufwendungen im Vergleich zu dem Zustand des Gebäudes im Anschaffungszeit­
punkt das Wesen des Gebäudes verändert, der Nutzungswert erheblich erhöht oder die Nut­
zungsdauer erheblich verlängert wird (Beschluß des Großen Senats des BFH vom 22. 8. 
1966 - BStBl. HI S. 672 und BFH-Urteile vom 8. 7. 1980 - BStBl. II S. 744 und vom 12. 2. 
1985 - BStBl, n S. 690 sowie BMF-Schreiben vom 19. 11. 1985 - BStBl. I S. 682 und die ent­
sprechenden Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder).2 Diese Voraussetzungen wer­
den regelmäßig nur dann vorliegen, wenn zurückgestellte Instandhaltungsarbeiten nachge­
holt werden (vgl. BFH-Urteil vom 8. 7. 1980 - BStBl. II S. 744). 3Bei der Ermittlung des Be­
trags der anschaffungsnahen Aufwendungen bleiben die Kosten für typische Herstellungsar­
beiten wie z.B. Ausbauten außer Betracht. 4Die Behandlung anschaffungsnaher Aufwen­
dungen als Herstellungsäufwand ist nicht auf den Betrag begrenzt, um den der Kaufpreis 
wegen baulicher Mängel des Gebäudes gemindert wurde (BFH-Urteil vom 22. 2. 1973 -
BStBl. II S. 483). kaufender Erhaltungsaufwand, der jährlich üblicherweise anfällt, kann 
auch bei neu erworbenen Gebäuden sofort als Werbungskosten abgezogen werden. 6 Das 
gleiche gilt für Aufwendungen zur Beseitigung verrsteckter Mängel. 7 Ob anschaffungsnaher 
Herstellungsaufwand vorliegt, ist für die ersten drei fahre nach der Anschaffung des Gebäu­
des nur zu prüfen, wenn die Aufwendungen für Instandsetzung in diesem Zeitraum insge­
samt 20 vH der Anschaffuhgskosten des Gebäudes übersteigen. 8 Veranlagungen sind vor­
läufig durchzuführen (§ 165 Abs. 1 AO), solange in diesem Zeitraum die Instandsetzungs­
aufwendungen 20 vH der Anschaffungskosten des Gebäudes nicht übersteigen. 'Bei In­
standsetzungsarbeiten, die erst nach Ablauf von drei Jahren seit der Anschaffung durchge­
führt werden, ist im allgemeinen ein Zusammenhang mit der Anschaffung des Gebäudes 
nicht mehr anzunehmen. "Vorstehende Grundsätze gelten auch für anschaffungsnahe 
Aufwendungen auf Gartenanlagen u.ä. ; dabei ist Absatz 6 Nr. 1 zu beachten. "Wegen der 
Behandlung von Instandsetzungsaufwand bei einem teilweise unentgeltlich und teilweise 
entgeltlich erworbenen Grundstück vgl. BFH-Urteil vom 2. 3. 1961 (BStBl. III S. 458). 
(6) 1 Kosten für gärtnerische Gestaltung der Grundstücksfläche bei einem Wohngebäude ge­
hören nicht zu den Herstellungskosten des Gebäudes (BFH-Urteile vom 15. 10. 1965 -
BStBl. 1966 HI S. 12 und vom 30. 6. 1966 - BStBl. III S. 541). 2 Dies gut nicht, soweit Kosten 
für das Anpflanzen von Hecken, Büschen und Bäumen an den Grundstücksgrenzen („leben­
de Umzäunungen") entstanden sind (vgl. Abschnitt 33a Abs. 2 Nr. 8). 3 Ob Aufwendungen 
für die gärtnerische Gestaltung der Grundstücksfläche nach § 12 Nr. 1 EStG nicht abzuzie­
hen, als Herstellungskosten auf die Nutzungsdauer zu verteilen oder als Werbungskosten 
sofort abzuziehen sind, ist wie folgt zu beurteilen: 
1. Aufwendungen für den Nutzgarten des Eigentümers und für Gartenanlagen, die die Mie­

ter nicht nutzen dürfen, gehören zu den nach § 12 Nr. 1 EStG nicht abziehbaren Kosten. 
2 Die Vorschrift des § 21 Abs. 2 EStG, nach der der Nutzungswert der Wohnung ein­
schließlich der zugehörigen sonstigen Räume und Gärten zu den Einkünften aus Vermie­
tung und Verpachtung gehört, bleibt unberührt. 3 Auf die in Nutzgärten befindlichen An­
lagen sind die allgemeinen Grundsätze anzuwenden. 

2. 'In den anderen Fällen; z.B. bei Grünanlagen, die die Mieter mitbenutzen dürfen, und 
bei Vorgärten sind die Aufwendungen für die Herstellung der gärtnerischen Anlage gleich­
mäßig auf deren Nutzungsdauer zu verteüen. 2Die Nutzungsdauer kann im allgemeinen 
mit 10 Jahren angenommen werden. 'Absatz 4 Satz 5 ist sinngemäß anzuwenden, es sei 
denn, die Aufwendungen dienen eindeutig der endgültigen Fertigstellung der Gartenanlage. 

3. Aufwendungen für die Instandhaltung der in Nummer 2 genannten Gartenanlagen kön­
nen sofort abgezogen werden. 

4 In den Fällen der Nummern 2 und 3 sind die als Werbungskosten abziehbaren Aufwen­
dungen um den Anteü zu kürzen, der auf den Eigentümer entfällt (grundsätzlich Auftei­
lung nach der Zahl der zur Nutzung befugten Mietparteien). 'Wegen der Rechtslage vor 
dem 1.1. 1987 und im Rahmen der Übergangsregelung nach § 52 Abs. 21 Satz 2 EStG vgl. 
Abschnitt 157 Abs. 6 EStR 1984. 
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(7) 'Die Merkmale zur Abgrenzung von Erhaltungs- und Herstellungsaufwand bei Gebäu­
den gelten bei selbständigen Gebäudeteilen (vgl. hierzu Abschnitt 13b Abs. 1 und 2| entspre­
chend. 2 Für die Abgrenzung des Erhaltungsaufwands vom Anschaffungsaufwand beim 
Grund und Boden gilt Abschnitt 33a Abs. 4 entsprechend. 
(8) Werden Teile der Wohnung oder des Gebäudes zu eigenen Wohnzwecken genutzt, oh­
ne daß ein Nutzungswert anzusetzen ist, sind die Herstellungs- und Anschaffungskosten so­
wie der Erhaltungsaufwand um den Teil, der auf eigene Wohnzwecke entfällt, nach dem 
Verhältnis der Nutzflächen zu kürzen. 
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- Steuerrecht 13 
- Veräußerungsabsicht 27 ff. 
- Verhältnis zum früheren Recht 12 
- Wert des Gegenstandes 22 
- Zusammenhänge mit anderen Bilanzpo­

sten 320 ff. 
- Zusammenhänge mit der GuV 342 ff. 
- Zusammenhänge mit dem Anhang 

349 ff. 
- Zweckbestimmung 17 ff., 26 
Anschaffungskosten (siehe auch Bewertung, 

Allgemein; Herstellungskosten) 
- Abgrenzung Anschaffung-Herstellung 

189 
- Anhang 360 
- Anschaffungskostenminderungen 185, 

200 ff. 
- anschaffungsnaher Aufwand 112, 114 f. 
- Anschaffungsnebenkosten 184 
- Anschaffungspreis 183 
- Anschaffungszeitpunkt 119 
- Aufteilung eines Gesamtpreises 196 
- Auslegung 181 f. 
- Änderungen 111, 122, 187 
- Begriff 181 f. 
- Finanzierungskosten 193 
- Fremdwährungen 195 
- Funktion 168, 180 
- Gemeinkosten 184 
- nachträgliche Erhöhungen 111, 187 
- nachträgliche Minderungen 122 
- Pauschalierung 186 
- Rentenzahlungen 197 
- Stundung des Kaufpreises 183, 193 
- Teilzahlungszuschläge 183 
- überhöhte 110, 192 
- Umsatzsteuer 198 
- unentgeltlicher Erwerb 199 
- Währungsumrechnung 195, 366 
- Zulagen 200 ff. 
- Zuschüsse 200 ff. 
- Zuwendungen 200 ff. 
Anschaffungsnaher Aufwand 112, 114 f. 
Anzahlungen (siehe auch Anlagen im Bau) 
- Anhang 91 
- Ausweis 89 ff. 
- Bestandsnachweis 44 
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Auslegungsmaßstäbe 
- Funktion des Jahresabschlusses 4 
- Konventionen 9 
- Modellcharakter des Jahresabschlusses 7 
- Stetigkeitsgebot 8 
- stille Rücklagen 6 
Ausstellungsstücke 26 
Ausweis [siehe auch Anlagen im Bau; An­

zahlungen; Betriebs- und Geschäftsaus­
stattung; Gebäude; Grundstücke; Techni­
sche Anlagen und Maschinen; Wertbe­
richtigungen) 

- abweichende Güederung 66 
- Anhang 359 
- Anlagespiegel siehe dort 
- Bezeichnung der Einzelposten 62, 67 
- Branchenbesonderheiten 61 
- erweiterte Gliederung 65 f. 
- Festwert siehe dort 
- Formblätter 66 
- Gliederungsschemata 61 ff., 66 
- Größenbesonderheiten 63 
- horizontale Güederung siehe Anlagespie­

gel 
- Leerposten 69 
- Mitzugehörigkeit 70 
- Nicht-Kapitalgesellschaften 62 
- Prüfung 412 ff. 
- Rechtsformbesonderheiten 61 f. 
- Stetigkeitsgebot 70 
- Steuerbilanz 64 
- Vergleichszahlen des Vorjahres 69, 71, 

118 
- Verhältnis zum früheren Recht 60 
- vertikale Güederung 60 ff. 
- Zusammenfassung von Posten 68 

Bauten auf fremden Grundstücken (siehe 
auch Gebäude, Grundstücke) 75, 81 ff. 

Bergwerkseigentum 73 
Bestandsaufnahme siehe Inventur 
Bestandsverzeichnis siehe Anlagenkartei) 

Inventar 
Betriebs- und Geschäftsausstattung 
- Ausweis 87 ff. 
- Leihemballagen 88 
- Verhältnis zum früheren Recht 60 
Betriebsvorrichtungen 74, 77 ff. 
Bewertung, Allgemein (siehe auch Abschrei­

bungen; Anschaffungskosten; Herstel­
lungskosten; Zuschreibungen) 

- Anhang 354 ff., 359, 367, 368 ff. 
- Auslegungsmaßstäbe siehe dort 

- Bewertungsgrundsätze siehe dort 
- Kapitalgesellschaften 171 ff. 
- Nicht-Kapitalgesellschaften 168 ff. 
- Prüfung 410 f. 
- stille Rücklagen siehe dort 
- Übergangsregelung 151 
- Verhältnis zum früheren Recht 150 
- Wertaufhellung 157 f. 
Bewertungsgrundsätze 
- Bilanzidentität 153 
- Einheitlichkeit der Bewertung 163, 221 
- Einzelbewertung 155 f., 213, 300 
- Going-Concern 154 
- Imparitätsprinzip 160 
- Kapitalgesellschaften 171 
- Maßgeblichkeitsprinzip siehe dort 
- Materiality 167 
- Nicht-Kapitalgesellschaften 168 ff. 
- Periodenabgrenzung 162 
- Rangfolge 152 
- Realisationsprinzip 160 
- Stetigkeitsgebot siehe dort 
- Stichtagsprinzip 157 f. 
- Umfang der Kodifizierung 152 
- Unternehmensfortführung 154 
- Vorsichtsprinzip 159 ff., 224 ff. 
- Wesentlichkeit 167 
Branchenbesonderheiten 2, 61, 66 

Ein- und Umbauten des Mieters und Päch­
ters 79, 81 ff. 

Eigenleistungen, aktivierte 48, 126 f., 342 
Einzelkaufleute siehe Rechtsformbesonder­

heiten 
Erbbaurecht 73 
Erhaltungsaufwand siehe Herstellungsauf­

wand 
Ersatzteile 85 

Festwert 
- Änderung 310 ff. 
- Anhang 315 
- Anwendungsbereich 300 
- Auf- und AbStockungen 307 ff. 
- Auflösung 311 
- Ausweis 312 ff. 
- Begriff 300 
- Bestandsnachweis 35 
- Bewertung 307 f., 310 
- Bildung 306 ff. 
- Ergänzung der Festmengen 308 
- Inventur 35, 304 
- neue Anlagegüter 309 
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- Prüfung 406 
- Rechtsformbesonderheiten 301 
- Stetigkeitsgebot 305 
- Verhältnis zum früheren Recht 301 
- Voraussetzungen 302 ff. 
- Zweck 300 
Filme 25 
Finanzierungskosten 193 f. 
Formen 86 
Fremdwährungen 195, 366 

Gebäude (siehe auch Grundstücke) 
- Ausweis 72 ff. 
- Bauten auf fremden Grundstücken 75, 

79, 81 ff. 
- Begriff 79 
- Betriebsvorrichtungen 74, 77 ff. 
- Bewertung 218, 227, 233 
- Gebäudeteile 79 
- Mietereinbauten 79, 81 ff. 
- Nutzungsdauer 227 
- Schembestandteile 79 f. 
- Trennung Grundstückswert vom Gebäu­

dewert 76 
- Zubehör 80 
Gebraucht erworbene Anlagegüter 20, 223 
Generalnorm 5 
Genossenschaften siehe Rechtsformbeson­

derheiten 
Geringwertige Vermögensgegenstände 
- Abschreibung 239 
- Anlagespiegel 107 
- Ausweis 87, 109, 123 
- Begriff 239 f. 
- Bestandsnachweis 35, 41 ff. 
- selbständige Nutzungsfähigkeit 240 
Goß siehe Bewertungsgrundsätze 
Größenbesonderheiten 2, 63, 103 
Grundstücke (siehe auch Gebäude) 
- Ausweis 72 ff. 
- Bauten auf fremden Grundstücken 75, 

79, 81 ff. 
- Betriebsvorrichtungen 74, 77 ff. 
- Grundstückseinrichtungen 74 
- grundstücksgleiche Rechte 72 ff. 
- Prüfung 402 
- Trennung Grundstückswert vom Gebäu­

dewert 76 
- Umlaufvermögen 17 
- Zugangszeitpunkt 119 
GuV 
- Abschreibungen 345 
- andere aktivierte Eigenleistungen 342 

- Ausweis 342 ff. 
- Außerordentüche Erträge und Aufwen­

dungen 348 
- außerplanmäßige Abschreibungen 258 
- Festwert 312 ff. 
- Nachaktivierungen 117 
- Sonderposten mit Rücklageanteü 140 
- sonstige betriebliche Aufwendungen 

346 f. 
- sonstige betriebliche Erträge 343 ff. 
- Zuschreibungen 295 
GWG siehe Geringwertige Vermögens­

gegenstände 

Haftungsverhältnisse 341 
Herstellungsaufwand (siehe auch Herstel­

lungskosten) 112 ff. 
Herstellungskosten (siehe auch Anschaf­

fungskosten; Bewertung, Allgemeines) 
- Abgrenzung Anschaffung-Herstellung 

189 
- Anbang 361 f. 
- anschaffungsnaher Aufwand 112, 114 f. 
- Begriff 190 
- Finanzierungskosten 193 f. 
- Funktion 168, 188 
- Herstellungsaufwand 112 ff. 
- nachträgliche Erhöhungen 111 
- nachträgliche Minderungen 122 
- Steuerrecht 191 
- überhöhte 110, 192 
- Verhältnis zum früheren Recht 190 
- Zuschüsse 200 ff. 

Immaterielle Vermögensgegenstände 
- Abgrenzung zu Sachanlagen 24, 73 
- Anzahlungen 60 
- Mietereinbauten 79, 81 ff. 
Inventar (siehe auch Anlagenkartei, Inventur) 
- Anforderungen 33 ff. 
- Anlagen im Bau 45 ff. 
- Anzahlungen 44 
- besondere steuerliche Bestandsverzeich­

nisse 41 ff. 
- Einzelangaben 34 
- Erleichterungen 35 
- Festwert 35 
- geringwertige Vermögensgegenstände 35 
- geschlossene Anlagen 35 
- Gliederung 36 
- Inhalt 34 ff. 
- kurzlebige Vermögensgegenstände siehe 

dort 
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- Prüfung 402 ff. 
- Rechtsformbesonderheiten 32 
- Verhältnis zum früheren Recht 31 
Inventur (siehe auch Inventar] 
- Anlagen im Bau 45 ff. 
- Befreiungsmöglichkeiten 39 
- Festwert 304 
- Pflicht 38, 40, 45 ff. 
- Verfahren 37 

Jahresabschluß 
- Auslegungsmaßstäbe siehe dort 
- Ausweis, Allgemein siehe dort 
- Bewertung, Allgemein siehe dort 
- Bewertungsgrundsätze siehe dort 
- Funktion 4 
- stille Rücklagen siehe dort 

Kapitalgesellschaften, Begriff 2 
Konventionen 9 
Kurzlebige Vermögensgegenstände 
- Abschreibung 49 
- als Anlagevermögen 20 
- Begriff 49 
- Bestandsnachweis 49 

Lagebericht 158, 379 
Leasing 24 f., 377 
Leihemballagen 88 

Maschinen 
- Ausweis 84 ff. 
- Ersatzteile 85 
- Werkzeuge 86 
Maßgeblichkeitsprinzip 
- Begriff Anlagevermögen 13 
- Inhalt 172 ff. 
- Nutzungsdauer 224 
- planmäßige Abschreibungen 214 
- Steuerreformgesetz 1990 174 
- umgekehrte Maßgeblichkeit 172 ff., 

323 ff. 
- Vorsichtsprinzip 159 
Materiality 167 
Mietereinbauten 79, 81 ff. 
Modellcharakter des Jahresabschlusses 7 ff. 
Modelle 86 

Nachaktivierungen 111, 116 f. 
Nicht-Kapitalgesellschaften, Begriff (siehe 

auch Rechtsformbesonderheiten] 2 
Nutzungsdauer (siehe auch Abschreibun­

gen, planmäßige) 

- Abschreibungstabellen 225 
- Änderungen 237 
- Begriff 222 
- Ersatzteile 223 
- Gebäude 227 
- gebraucht erworbene Vermögensgegen­

stände 223 
- Leistungsabschreibung 228 
- Mehrschichtbetrieb 222 
- Reserveanlagen-222 
- Schätzungsspielraum 224 
- Substanzverringerung 228 
- Teile eines Anlageguts 226 
- Veräußerungsabsicht 223 
- Vertragslaufzeit 223 
- Vorsichtsprinzip 161 

Pensionsgeschäfte 121 
Personenhandelsgesellschaften siehe Rechts­

formbesonderheiten 
Programmvermögen von Rundfunk­

anstalten 25 
Prüfung 
- Abgänge 416 ff. 
- Abgangskontrolle 124 
- Abschreibungen 420 ff. 
- Anhang 427 
- Anlagen im Bau 404 f. 
- Ausweis 412 ff. 
- Bestandsnachweise 402 ff. 
- Betriebsbesichtigung 404 
- Bewertung 410 f. 
- Festwert 406 
- Internes Kontrollsystem 400 f. 
- Planung 396 
- Prüffelder 394 
- Prüfungspf licht 391 
- Prüfungsunterlagen 397 
- Qualifikation der Prüfer 399 
- Rechtsformbesonderheiten 391 
- Saldenbestätigungen 405 
- Schwerpunkte 395 
- Umbuchungen 414 
- Verhältnis zum früheren Recht 392 
- Vorprüfung 398 
- Ziele 393 
- Zugänge 407 ff., 413 
- Zuschreibungen 424 ff. 
Publizitätsgesetz siehe Rechtsformbesonder­

heiten 

Rechtsformbesonderheiten 
- Abgrenzung 2 
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- Abgrenzung Anlagevermögen 15 
- Abschreibungen, außerplanmäßige 257 f. 
- Abschreibungen im Rahmen vernünfti­

ger kaufmännischer Beurteilung 261 
- Abschreibungen, steuerrechtliche 271, 

275 f. 
- Anhang 352 
- Anlagespiegel 102 
- Ausweis 61 f., 66 
- Beibehaltungswahlrecht 278 ff. 
- Bestandsnachweis 32 
- Bewertung 150, 168 ff., 171 
- Festwert 301 
- latente Steuern 335. 
- Prüfungspflicht 391 
- Sonderposten mit Rücklageanteil 323 
- Wertberichtigungen 136 
Rückstellungen 
- Abraumbeseitigung 330 
- Aufwandsrückstellungen 331 ff. 
- ausstehende Rechnungen 326 
- Instandhaltung 326 
- latente Steuern 335 

Sonderabschreibungen siehe Abschreibun­
gen, außerplanmäßige; Abschreibungen, 
im Rahmen vernünftiger kaufmänni­
scher Beurteüung; Abschreibungen, steu­
errechtliche 

Sonderposten mit Rücklageanteil 
- Anhang 373 ff. 
- Auflösungen 139 
- Ausweis 140, 322, 373 ff. 
- EinsteUungen 138 
- Rechtsformbesonderheiten 323 
- Voraussetzungen 135 ff., 322 ff. 
- Wertberichtigungen 135 ff. 
- Zuschüsse 204 
- Zweck 322 
Sonstige finanziellen Verpflichtungen 

377 f. 
Stetigkeitsgebot 
- Abgrenzung Anlagevermögen 11 
- Abschreibungen, im Rahmen vernünfti­

ger kaufmännischer Beurteilung 265 
- Abschreibungen, steuerrechtliche 270 
- Abschreibungsmethode 215 
- Anwendungsbereich 70, 165, 210 
- Ausnahmen 166 
- Ausweis 70 
- Bewertungsstetigkeit 163 ff. 
- Einheitlichkeit der Bewertung 163 
- Festwert 305 

- Modellcharakter des Jahresabschlusses 8 
- Wechsel der Abschreibungsmethode 221 
- Wertberichtigungen 137 
- Zuschreibungen 283, 286 
Steuerfreie Rücklagen 110, 130/322 ff., 

373 ff. 
Steuerneutralität BiRiLiG 1 
Steuerreformgesetz 1990 174 
Stille Rücklagen 
- Abschreibungen im Rahmen vernünfti­

ger kaufmännischer Beurteilung 260, 269 
- Auflösung siehe Zuschreibung 
- Funktion 6 ; 

- Kritik 6 
- Nachweisverpflichtung über die Höhe 

267 
- Stetigkeitsgebot 165 
- steuerrechtliche Abschreibungen 270 
- Vorsichtsprinzip 161 

Technische Anlagen und Maschinen 60, 
84 ff. 

Teilwert 256 
Teilwertabschreibung siehe Abschreibun­

gen, außerplanmäßige 
True and fair view 5 

Übergangsregelung 
- Anlagespiegel 108 
- Bewertung 151 
Umbuchungen (siehe auch Anlagespiegel) 
- Anlagen im Bau 126 
- Anlagespiegel 125 ff. 
- aus dem Umlaufvermögen 26, 118 
- Buchungstechnik 120 
- Funktion 125 
- in das Umlaufvermögen 27 ff., 122 
- Prüfung 414 
- Zeitpunkt 127 
Umsatzsteuer 198 
Unentgeltücher Erwerb 199 

Veräußerungsabsicht 27 ff., 223 
Verbindlichkeiten 339 ff. 
Vereinfachungsregelungen 
- Abgrenzung Anlagevermögen 23 
- Abschreibungsbeginn 233 f. 
- Anschaffungskosten 186 
- besondere steuerliche Bestandsverzeich­

nisse 43 
- Bestandsnachweise 35 ff., 43 
- Festwert 300 ff. 
- Restwert 229 f. 
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Vergleichszahlen des Vorjahres 69, 71, 118, 
133 

Verhältnis zum früheren Recht 
- Abschreibungen, steuerrechtliche 

272 f. 
- Anhang 353 
- Anlagespiegel 101 
- Begriff Anlagevermögen 12 
- Bestandsnachweis 31 
- Bewertung 150 
- BiRiLiG allgemein 1 
- Festwert 301 
- Herstellungskosten 190 
- Prüfungspflicht 392 
- vertikale Gliederung der Sachanlagen 

60 
- Zuschreibungen 288 
Vermögensgegenstand 
- abnutzbare 210 
- Anlageeinheit 156 
- Begriff 10 
- Bewertungseinheit 156 
- geringwertige siehe dort 
- immaterielle siehe dort 
- kurzlebige siehe dort 
Vorrichtungen 86 

Werkzeuge 86 
Wertaufholungen siehe Zuschreibungen 
Wertaufholungsrücklage 293 f. 
Wertberichtigungen (siehe auch Abschrei­

bungen; Anlagespiegel) 
- Anhang 140 
- Auflösungen 139 
- Ausweis Bilanz, GuV 140 
- Einstellungen 138 
- Funktion 135 
- Rechtsformbesonderheiten 136 
- Voraussetzungen 135 ff. 
Wertfreiheit der Wissenschaft 3 
Wirtschaftsgut siehe Vermögensgegenstand 
Wohnungseigentum 47 

Zugänge (siehe auch Abgänge; Anlagespie­
gel) 

- Bewertung 110, 203 
- Buchungstechnik 120 
- geringwertige Vermögensgegenstände 109 
- Herstellungsaufwand 112 
- Inhalt 109 
- Nachaktivierungen 111, 116 f. 
- nachträgüche Anschaffungs- oder Her­

stellungskosten 111 
- Prüfung 407 ff., 413 
- Umbuchungen aus dem Umlaufvermö­

gen 118 
- überhöhte Anschaffungs- oder Herstel­

lungskosten 110 
- Zeitpunkt 119 
Zulagen siehe Zuschüsse 
Zuschreibungen 
- Anhang 296, 373 ff. 
- Anlagespiegel 128 f., 295 
- Ausweis Bilanz und GuV 295 
- Begriff 128 
- Beibehaltungswahlrecht 278 ff., 290 
- Höhe der Zuschreibung 284 
- Kapitalgesellschaften 288 ff. 
- Nicht-Kapitalgesellschaften 279 ff. 
- Prüfung 424 ff. 
- Prüfungspflicht 282 
- Sonderfälle 286 
- Stetigkeitsgebot 283, 286 
- Verhältnis zum früheren Recht 288 
- Voraussetzungen 279 ff., 289 ff. 
- Wahlrecht 278 f., 286, 289 f. 
- Wertaufholungsrücklage 293 f. 
- Zeitpunkt 283, 284 
- Zuschreibungsspiegel 129 
- Zwischenwerte 285, 290 
Zuschüsse, Zuwendungen 200 ff. 
- als Minderung der Anschaffungs- und 

Herstellungskosten 201 ff. 
- Ausweis 203 f. 
- Steuerrecht 205 
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